Editorial 


“ »Geld regiert die Welt« — so erfaßt der Volksmund ebenso einfach wie treffend die Tatsache, 
daß die gesellschaftlichen Beziehungen der Menschen in einer “Geldwirtschaft’ nicht nur we- 
sentlich über Geld geregelt werden, sondern über diese Regelung zugleich die Ausübung von 
Herrschaft erfolgt. Was der Alltagsverstand immerhin auf einen ‘rohen’ Begriff zu bringen 
weiß, vermag dagegen die etablierte Wirtschafts- und Sozialwissenschaft noch nicht einmal 
im Ansatz zu leisten. 

Dieses Versäumnis ist nur auf den ersten Blick verwunderlich. So vertraut Geld denen ist, die 
darüber verfügen, so ist es doch zugleich — um mit Max Weber zu sprechen — auch »das Ab- 
strakteste und Unpersönlichste, was es im Menschenleben gibt«. Wer hat sich schon einmal 
ernsthaft Gedanken darüber gemacht, was Geld überhaupt ist; auf welchem Wege das uns 
vertraute Geld überhaupt unter die Leute kommt; wie sich die verschiedenen Formen von 
Geld zueinander verhalten. 

Diesem Abstraktum wollen wir uns in diesem Heft zu nähern versuchen. »Geld« wird dabei 
sowohl in seinen theoriegeschichtlichen Dimensionen ausgeleuchtet wie auch hinsichtlich 
seiner praktischen Seiten diskutiert. Dem Universalanspruch des Geldes entsprechend rei- 
chen die Beiträge des Heftes von soziologischen und sozialphilosophischen Deutungen des 
Geldes über den Stellenwert mafioser Geldströme bis hin zu den jüngsten Innovationen auf 
den nationalen und internationalen Geld- und Finanzmärkten. 

Von allein handlungstheoretisch ausgerichteten Disziplinen kann Geld deshalb nicht adäquat 
bestimmt werden, weil seine Existenz wie seine Reproduktion nicht unmittelbar aus den Inten- 
tionen von Handelnden erklärt werden können. Die Verbindung von Handlungstheorie und 
methodologischem Individualismus ist nun aber gerade für die Nationalökonomie wie für die 
an Max Weber orientierte Soziologie konstitutiv. Die Befreiung aus diesen Fallstricken, so ze 
gen einige Beiträge dieses Heftes, fällt beiden Disziplinen schwer. 

Wenn Marx der bürgerlichen Wissenschaft die bloße Systematisierung der oberflächlichen 
Erscheinungen und ihrer ideellen Abbildungen in den gedanklichen Vorstellungen der Indi- 
viduen vorwarf, so scheint die herrschende Wissenschaft in der “Geldfrage’ eher noch hinter 
den Stand des Alltagsbewußtseins zurückzufallen. Für die neoklassische Ökonomie als die bür- 
gerliche Ökonomie par excellence ist Geld im Grunde nur eine Recheneinheit (num£raire) zur 
Messung der Tauschrelationen (relativen Preise). Funktional wird es als ein ‘Schmiermittel’ 
des unmittelbaren Gütertausches bestimmt, das die ‘realwirtschaftlichen’ Zusammenhänge 
zugleich verschleiere. Diese Auffassung des Geldes als einem bloßen Schleier der realen Güter- 
welt teilt die neoklassische Theorie mit der klassischen Ökonomie, namentlich der Ricardos. 
Ihre theoretische Ausarbeitung besitzt sie in der These der Neutralität des Geldes in bezug auf 
Produktion und Beschäftigung, die im Zentrum der (verschiedenen Versionen der) Quantı- 
tätstheorie steht. Die (exogen gefaßte) Geldmenge bestimmt in letzter Instanz nur das Preisni- 
veau, die relativen Preise hängen dagegen von den subjektiven Präferenzen der Wirtschafts- 
subjekte ab. Über flexible Reaktionen der relativen Preise und über den Realkasseneffekt 
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setzt sich dann im neoklassischen Modell vollkommener Konkurrenz das allgemeine Gleich- 
gewicht (bei Vollbeschäftigung) durch. 

In der ökonomischen Theorie gibt es lediglich zwei Versuche, den geldiheoretischen Reduk- 
tionismus klassischer und neoklassischer Provenienz zu überwinden. So hat Marx im Rah- 
men seiner Werttheorie auf zunächst qualitativer Ebene das Geld als eine spezifische soziale 
Form bestimmt, in der sich der soziale Zusammenhang arbeitsteiliger Privateigentümer sach- 
lich ausdrückt. Diese “Verdinglichung’ und ihre Fortentwicklung in der Existenz des Geldes 
als Kapıtal, die die Substitution der Gebrauchswert- durch die Tauschwertorientierung des 
Markthandels meint, ist nach Marx selbst ein Ergebnis der eigentümlichen Organisations- 
form der gesellschaftlichen Arbeit in der kapitalistischen Produktionsweise. Die zweite Strö- 
mung der Kritik ist mit dem Namen Keynes verbunden. Grundlage der Keynesschen Geldbe- 
stimmung ist das Konzept der Ungewifsheit der Zukunft. Die Wirtschaftssubjekte handeln in 
der Marktwirtschaft auf Basis von Erwartungen über eine unsichere Zukunft. Diese Unsi- 
cherheit — ein Moment, das in der walrasianischen Theorie des Allgemeinen Gleichgewichts 
keine und in der walrasianischen Konzeption des erwartungsabhängigen (temporären) 
Gleichgewichts allenfalls in Form von versicherbarem Risiko Berücksichtigung findet — be- 
dingt nach Keynes das Geld als »ein Verbindungsglied zwischen der Gegenwart und der Zu- 
kunft«. Hinter dieser emphatischen Betonung der Unsicherheit, der eine spezifische Geld- 
auffassung korrespondiert, steht bei Keynes letztlich ein — wenn auch nur rudimentäres — 
Bewußtsein eines die reale ökonomische Welt beherrschenden Gegensatzes von einzel- und 
gesamtwirtschaftlicher Rationalität. Die Zukunft ist deshalb ungewiß, weil sich die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung ım Kapitalismus nicht als bloße Verlängerung, d.h. mehr oder 
weniger bewußt kontrollierte Resultante der einzelwirtschaftlichen Interaktionen der 
Marktteilnehmer ergibt. 

Es würde den Rahmen eines Editorials zweifellos sprengen, auch nur in Umrissen die Marxsche 
und Keynessche Geldauffassung näher darlegen und namentlich ihre Rezeption in der ökono- 
mischen Theoriegeschichte skizzieren zu wollen. Wenn vor allem das Marxsche Geldkonzept 
in quantitativer Hinsicht bisher kaum eine Explikation erfahren hat, die in Richtung auf eine 
tragfähige Alternative zur Quantitätstheorie des Geldes verweist, so hat dies u.E. einen wesent- 
lichen Grund in einer innermarzistischen Diskussionsblockade als Ergebnis zweier immer 
noch unzureichend gelöster Probleme: erstens der Frage nach dem Stellenwert des Goldes für 
die marzistische Geldtheorie angesichts seiner Demonetisierung’ im Zuge der Entstehung ei- 
nes entwickelten Kreditsystems; zweitens dem Problem einer konsistenten Produktionspreis- 
ableitung auf Basis der Marxschen Werttheorie (sog. Transformationsproblem). Daß zwischen 
beiden Fragen durchaus Verbindungen bestehen, deuten nicht zuletzt neuere Versuche einer 
Produktionspreisbestimmung (z.B. Foley, Lipietz) an, die Geld nicht, wie seit v. Bortkiewicz 
üblich, als num£raire bzw. Ware, sondern in seiner Form als Kreditgeld ‘benutzen’. Aber auch 
in der keynesianischen Diskussion ist das Keynessche Geldkonzept erst in jüngerer Zeit zum 
Gegenstand theoretischer Erörterungen gemacht worden. Gemeint sind die zum Teil recht un- 
terschiedlichen Ansätze einer ‘fundamentalistischen’ Keynes-Interpretation (z.B. Davidson, 
Minsky, Riese). Ihr gemeinsamer Ausgangs-und Bezugspunkt ist das Keynessche Paradigma der 
Geldwirtschaft und Konzept der Unsicherheit, die beide in den neoklassischen Versionen der 
Keynesschen Theorie — dem sog. IS-LM-Keynesianismus (neoklassische Synthese 1. Akt) und 
der sog. Neuen Keynesianischen Makroökonomik (neoklassische Synthese 2. Akt) — keine sy- 
stematische Berücksichtigung finden (von den rudimentären Ansätzen bei Clower und Leijon- 


hufvud einmal abgesehen). 
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Schon dieser kurze Überflug über das, was die ökonomische Wissenschaft über das Geld zu sa- 
gen bzw. nicht zu sagen hat, zeigt deutlich genug, daß in jedem Fall der Versuch lohnt, sich dem 
Thema »Geld« näher zu widmen. Den geldtheoretischen Reduktionismus der herrschenden 
Ökonomie nimmt A.-G. Backhaus zum Anlaß einer Fundamentalkritik. Seine Polemik gegen 
ihren Positivismus, ihre analytische Attitüde, mit der sie Fragen nach den gesellschaftstheoreti- 
schen Voraussetzungen ihres Räsonnements in das Reich der Metaphysik abzudrängen ver- 
sucht, gipfelt in dem Vorwurf, daß die Tauschtheorien neoklassischer und neoricardianischer 
Provenienz, m.a.W. die Theorien von Walras und Sraffa, das Geld als gegenständlichen Reflex 
der ‘immanenten’ Werteigenschaft der Waren nicht zu entschlüsseln vermögen. Die Wahl ei- 
ner Ware zum “Wertmesser’, um auf diese Weise die Tauschrelation zwischen verschiedenen 
Gütern als relative Preise ausdrücken zu können, unterschlägt, daß die Kommensurabilität der 
Waren ın der kapitalistischen Gesellschaft auf einer ihnen a priori zukommenden Werteigen- 
schaft — von Marx im Begriff der abstrakten Arbeit erfaßt — beruht, die im Geld lediglich ausge- 
drückt wird. Die Unfähigkeit der herrschenden ökonomischen Preistheorien, das Geldrätsel 
zu entschlüsseln, verweist nach Backhaus letztlich auf ihre eigenen ‘philosophischen’, sprich: 
gesellschaftstheoretischen Voraussetzungen: den subjektiven Individualismus der Neoklassık 
und den Objektivismus des Neoricardianismus, auf deren Grundlage jedoch die Subjekt- Objekt- 
Verkehrung in der kapitalistischen Produktionsweise, wie sie Marx im Ausgang von der Analy- 
se des Waren-, Geld- und Kapitalfetischs zu dechiffrieren versucht hat, nicht mehr begreifbar 
ist. Zweifellos wird diese Argumentation den Unwillen des traditionellen Fachökonomen her- 
vorrufen, sofern er überhaupt sich zur Reaktion genötigt sieht. Seine abwehrende Haltung mag 
vielleicht auch durch den Eindruck befördert werden, daß Backhaus in seiner fraglos berechtig- 
ten Kritik an dem begriffslosen Quantitativismus und Modellplatonismus der herrschenden 
Ökonomie möglicherweise über das Ziel hinausschießt, wenn er sein Plädoyer für qualitative 
Kategorial- oder Formanalyse mehr oder weniger deutlich mit einer Absage an jegliche quanti- 
tative Ökonomik verbindet. 
Die Ökonomie als Wissenschaft scheint offenbar, folgt man dem neoklassischen und neori- 
cardianischen Paradigma, ın erster Linie die Beziehung zwischen Menschen und nicht- 
menschlichen Objekten (Sachen) zu beschäftigen. Während ersteres diese Relation mittels 
der Grenznutzenlehre von der Subjektseite aufrollt, setzt letzteres — mit der Ableitung von 
Produktionspreisen oder ‘Arbeitswerten’ aus technischen Input-Ourput-Beziehungen — an 
der Objektseite an. Mit beiden Zugängen wird jedoch der Untersuchungsgegenstand, die ka- 
pitalistische Ökonomie als ein System sachlich vermittelter Interaktion zwischen Subjekten, 
verfehlt. Möglicherweise aber, so ließe sich fragen, bietet die Soziologie als die Wissenschaft 
von der Gesellschaft einen adäquateren Zugriff. Diese Frage stellt sich A. Ganfmann in sei- 
nem Beitrag. Thema ist die von Parsons, Habermas und Luhmann in je spezifischer Weise 
entwickelte These vom Geld als einem symbolisch generalisiertem Medium sozialer Kommuni- 
kation. Obwohl die Soziologie mit dieser These im Gegensatz zur Ökonomie Geld immerhin 
als ein Vergesellschaftungsmedium zu begreifen versucht, übersieht sie in den meisten Fällen 
jedoch seinen Herrschaftscharakter. Die dingliche Darstellung sozialer Beziehungen im Geld 
beruht letztlich auf einem Produktionsverhältnis, das die Individuen in ein System allseitiger 
Abhängigkeit (gesellschaftliche Arbeitsteilung) bei gleichzeitig formeller Unabhängigkeit 
(Privateigentum) stellt. Diese eigentümliche Organisationsform gesellschaftlicher Arbeit bil- 
det darüber hinaus die strukturelle Grundlage der Existenz des Kapitals als einem unpersona- 
len, über die Ware—Geld— Beziehung vermittelten Herrschaftsverhältnis. Indem die moder- 
ne Soziologie mit ihrem Medienkonzept dagegen Herrschaft bzw. Macht als Medium neben 
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das Geld als Medium stellt, vermag sie zwar im Geld eine Form der Vergesellschaftung zu se- 
hen, ohne jedoch deren latente Herrschaftsfunktion zu erkennen. Das Geld wird also m.a.W. 
»verharmlost«. 

Während die Beiträge von Backhaus und Ganßmann sich der Marzschen Geldtheorie ver- 
pflichtet fühlen, setzt der Aufsatz von F.-J. Herr an der Keynesschen Geldauffassungan. Aus- 
gangspunkt seiner Erörterung ist eine Kritik derNeoquantitätstheorie, die auf der Grundlage 
der oben kurz erwähnten Annahmen im Geld nicht mehr und nicht weniger als einen Stör- 
faktor zu sehen vermag. So kommen z.B. nach der monetaristischen Theorie von Friedman 
Störungen der ‘an sich’ stabilen Realsphäre nur über falsche Antizipation exogener Preisni- 
veauänderungen durch die Wirtschaftssubjekte zustande. Hintergrund dieser Sicht ist eine 
Modifikation destraditionellen walrasianischen Gleichgewichtsmodells in Form der Berück- 
sichtigung unvollkommener Information und mithin der Rolle von Erwartungsbildungen. 
Wirtschaftspolitisch folgt aus diesem Ansatz eine verstetigende Geldpolitik, die über die Ver- 
stetigung der Erwartungen der Wirtschaftssubjekte ein stabiles Gleichgewicht sichert (zu 
dem nach Friedman übrigens eine ‘freiwillige’, sog. ‘natürliche’ Arbeitslosigkeit — auch 
‘Sucharbeitslosigkeit’ genannt — gehört). Dieser Position, die innerhalb des geldtheoreti- 
schen Reduktionismus der Neoklassik verbleibt und mit der in den 70er Jahren entwickelten 
Theorie der rationalen Erwartungen — dem von Tobin so bezeichneten Monetarismus Typ 
II — schon wieder zurückgenommen (bzw. ‘rechts’ überholt) wurde, setzt Herr das Keynes 
sche Paradigma der Geldwirtschaft entgegen. Auf seiner Grundlage werden die Umrisse einer 
Akkumulationstheorie skizziert, in deren Zentrum die These der Steuerung der Investition 
und damit des Gütermarktes durch den Vermögensmarkt steht, — eine These, die zweifellos 
auch eine Herausforderung an die marzistische Theorie formuliert. (Wirtschafts-)politisch 
folgt für Herr aus dieser Konzeption kein simpler Nachfragekeynesianismus, sondern letzt- 
lich eine Transformationsstrategie, die auf die Vision einer regulierten Geldwirtschaft zielt. 

Wie sympathisch solche Visionen auch sein mögen, so gilt doch auch, daß sie sich immer ih- 
rer theoretischen wie praktischen Voraussetzungen zu vergewissern haben. Gerade die Em- 
.pirie der Geldsphäre hat sich aber in den letzten zwei Jahrzehnten drastisch verändert. Mit 
der Herausbildung eines monetären Weltmarkts sind die nationalen Geldsphären enger zu- 
sammengerückt, mit der Folge, daß heute die nationale Geldpolitik weiter an »Zinssouverä- 
nität« eingebüßt hat. Die strukturellen Veränderungen der nationalen und internationalen 
Akkumulationsbedingungen, so Uwe Traber, haben Innovationen hervorgetrieben, die die 
sen Souveränitätsverlust noch beschleunigen und vorantreiben werden. Die Entstehung neu- 
er Formen des Geldes, die im Zuge des electronic banking in Kürze auch das alltägliche Geld- 
haltungsgebaren berühren werden, dürften neben weitreichenden praktisch-politischen 
Problemen aber auch noch Probleme für die Theorie aufwerfen, die heute erst in Umrissen 
abzusehen.sind. Zu denken ist nur an die Frage der Bestimmungsgrößen der Wechselkurspa- 
ritäten, die infolge der rapıden Zunahme internationalen Spekulationskapitals und der ihr 
entsprechenden Geldformen mit den herkömmlichen Theoremen nicht länger zu beantwor- 
ten ist. 

Abseits des Problems einestheoretisch adäquaten Verständnisses von Geld läßt sich die mate- 
rielle Gewalt der Strukturveränderungen des monetären Weltmarktes allerdings bereits heu- 
te dingfest machen. Gabriela Simon beschreibt in ihrem Beitrag am Beispiel Argentiniens in 
eindrucksvoller Weise, auf welchem Wege der monetäre Weltmarkt als Transmissionsrie- 
men für einen realen Werttransfer aus dem Süden der Weltkugel in den entwickelteren Nor- 
den fungiert. Hohe Inflationsraten im Süden und »Brechung der Inflationsspirale« im Nor- 
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den werden als zwei Seiten einer Medaille analysiert, deren Kern die Strukturen der Gläubi- 
ger-Schuldner-Beziehung im monetären Weltmarkt ausmachen. Daß die internationalen 
Geld- und Kreditmärkte nicht nur die Expansion legaler ökonomischer Transaktionen be- 
sorgen, sondern auch die Möglichkeit illegaler Geschäfte auf breiter Basis eröffnen, zeigen 
schließlich die Ausführungen von Pino Arlacchi über die mafiosen Geldströme. Was auf den 
ersten Blick wie eine exotische zu einer ansonsten »seriösen« Diskussion des Themas »Geld« 
erscheinen mag, ist bei genauerem Hinsehen eine norwendige Ergänzung. Der Satz vom 
»Geld als Schleier« kannan dieser Stelle wahre Geltung beanspruchen; findet doch unter dem 
Mantel des nationalen und internationalen Geldsystems eine Weißwäsche von »illegalem« ın 
»legales« Geld statt, über die man nur selten genaueres erfährt. Dann nämlich, wenn wie im 
Falle des Banco Ambrostano oder der Geldwaschanlagen im bundesdeutschen Parteispen- 
den»skandal« unerwartete Pannen auftreten. Geld, das zeigen die Ausführungen Arlacchis, 
ist jedenfalls das geeignete Medium, um die Grenzen zwischen legalen und illegalen Operatio- 
nen nahezu zum Verschwinden zu bringen. 

Mit Geld im Sinne der Sicherung von Revenuequellen und Lebenszusammenhängen hat der 
Beitrag von Adrian Campbell zu tun, der eine Rückschau auf den Kampf der National Union 
of Mineworkers in den Jahren 1984/85 unternimmt. Dieses Exempel konservativer Politik 
industrieller Beziehungen war nicht nur eine Niederlage der Bergarbeitergewerkschaft 
NUM, sondern der gesamte Gewerkschaftsbewegung. Nicht zuletzt die Auseinandersetzun- 
gen in der britischen Druckindustrie zu Beginn dieses Jahres dürften eine Ahnung davon ge 
geben haben, welche Tore die Konservativen mit ihrem Sieg haben öffnen können. 

An der Planung des Schwerpunktthemas war Heiner Ganfmann beteiligt, dem wir für seine 
Mitarbeit danken möchten. 


Heiner Ganßmann 

Geld — ein symbolisch generalisiertes Medium der 
Kommunikation? 

Zur Geldlehre in der neueren Soziologie. 


Es war zwar nicht, wie Marx behauptete, Gladstone, der vor dem englischen Parlament ge 
warnt haben soll, »die Liebe selbst habe nicht mehr Menschen zum Narren gemacht, als das 
Grübeln über das Wesen des Geldes« (Marx, 1961, 5.69). Aber das hat die Soziologen nicht ge- 
hindert, diese Warnung ernst zu nehmen. Aus der Soziologie gibt es jedenfalls über lange Zeit 
wenig Nennenswertes zum Thema Geld zu berichten, vor allem nichts, was den Ökonomen 
aus ihren schon notorischen theoretischen Schwierigkeiten mit dem Geld helfen könnte. 

Nach wie vor scheint auf beiden Disziplinen von Wieses Fluch zu lasten. 

Der alte Leopold von Wiese (1965, 5. 248) — ein sogenannter Nestor der deutschen Soziologie 
— hatte sich nämlich eine in ihrer Einfachheit ergreifende Abgrenzung von Ökonomie und 
Soziologie ausgedacht, wonach es die Ökonomie mit Mensch—Ding-, die Soziologie aber 
mit Mensch—Mensch-Beziehungen zu tun habe. Demgegenüber weiß heute jeder aufgeklär- 
te Ökonom oder Soziologe, daß es so einfach nicht geht — ein Fluch aber wäre es, wenn trotz 
dieses Wissens aus diesen Wissenschaften nichts anderes herauskämne, als eine Auffüllung von 
Wiesescher Schubkästchen. 

Ein wenig Nachdenken über das Geld, sozusagen noch unterhalb der Gladstone-Schwelle 
(aber Gladstone war es nicht!), zeigt, daß Ökonomie und Soziologie tatsächlich vor dem 
Problem der Gelderklärung versagen müssen, sollte von Wieses Fluch nicht aufhebbar sein. 
Weder läßt sich das Geld als »substanzgewordene Sozialfunktion« (Simmel, 1907, S. 159) 
nach dem neoklassischen Schema einer Reduktion aller ökonomischen Phänomene auf ein- 
fache Verhältnisse zwischen Individuum und (nicht-menschlichen) Objekten erklären. 
Noch erscheint es, wenn denn Geld »eine Maschine« (Mill, 1900, $. 11) ist, vielversprechend, 
es von der Soziologie aus in ein reines, unvermitteltes Verhältnis von Mensch zu Mensch 
aufzulösen. 

Wie das Geldproblem angegangen wird, kann also als Test gelten. Inwieweit lastet von Wieses 
Fluch tatsächlich auf Ökonomie und Soziologie? Kann die Befassung mit dem Geldproblem 
als Treppe dienen, um aus den fachspezifischen Schubkästchen herauszuklettern? Immerhin 
ließe sich ja— ganz abstrakt — denken, daß sich Ökonomie und Soziologie in einem neuen 
Paradigma sachlich vermittelter Interaktion wiederfinden, so daß sich den Ökonomen end- 

lich die Sozialdimension, den Soziologen endlich die sachliche Dimension ihres Gegenstan- 
des erschlösse. 

Obwohl die Probleme der Ökonomen eigentlich zu ernst sind, um sie den Ökonomen zu 
überlassen!, will ich ım Folgenden das Geldproblem ausschließlich von der neueren Soziolo- 
gie her betrachten. Dabei geht es nicht nur, und nicht vor allem, um von Wieses Fluch, also 
die Grundlagenfrage der Gegenstandsbestimmung der Soziologie, sondern darum, wie sich 
hinter dem Problem des Geldes das Problem der Herrschaft verbirgt, wie »das Verhalten des 
Geldes nichts weiter ist als die Algebra des Schichtungs- und Ausbeutungssysterns« (O’Neill, 
1982, 8. 114). 
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Meine Hauptthese ist, daß die neuere Soziologie mit der Einordnung des Geldproblems in ei- 
ne Medientheorie diese Algebra nicht zu entziffern vermag, und daß von Wieses Fluch diese 
Unfähigkeit bewirkt: Geld als symbolisch generalisiertes Medium der Kommunikation zu 
verstehen, bedeutet seine Verharmlosung. Sie kommt gerade dadurch zustande, daß von der 
Gegenständlichkeit des Geldes, seinem Dasein als Sache, abstrahiert wird. Zu dieser Abstrak- 
tion kommt es zumindest implizit, wenn das Geld auf eine Stufe mit den anderen symbolisch 
generalisierten Medien der Kommunikation gestellt wird, die sich allesamt durch ihre Nicht- 
Gegenständlichkeit auszeichnen, also dadurch, daß sie nur in aktuellen Handlungsvollzügen 
existieren. 

Ich möchte wie folgt vorgehen: Zunächst will ich anhand der Parsonsschen Theorie versu- 
chen, Ansatz und Grundbegriffe der Medientheorie des Geldes zu klären: was heißt Symbol, 
was Generalisierung, Medium usw.? Parsons lehnt sich einerseits in seiner Geldauffassung 
noch stark an die ökonomische Tradition an, andererseits konzipiert er die anderen Medien 
(zunächst: Macht, Einfluß und Wertbindung) noch ausdrücklich als geldanalog (I). Diese 
Geldanalogie ist kritisiert worden. Ich stelle dieseKritik anhand von Habermas’ Versuch vor, 
die Reichweite des Medienkonzepts auf die Systeme von Wirtschaft und Politik zu begren- 
zen, so daß nur Geld und Macht als Medien gelten sollen, während Einfluß und Wertbindung 
Kategorien der Lebenswelt seien. In dem Versuch, Geld und Macht gleichermaßen als Me- 
dien, als»Spezialsprachen« aufzufassen und sie alstechnisierte Kommunikationsmittel der le 
bensweltlichen sprachlichen Verständigung gegenüberzustellen, entschärft auch Habermas 
das Geldproblem (II). Luhmann schließlich hat versucht, das Medienkonzept gänzlich von 
der Geldanalogie abzulösen und schärfer kommunikationstheoretisch zu fassen. Dadurch 
und durch die Einführung des Autopoiesis-Konzeptes gewinnt Luhmann die Grundlagen für 
eine — im Vergleich zur soziologischen Tradition — hochentwickelte Geldtheorie, die expli- 
zit gegen ein Verständnis der Wirtschaft von der Arbeit her formuliert ist (II). 

Insofern eignet sich Luhmanns Geldauffassung für eine Gegenüberstellung mit der Marx- 
schen, die als der Versuch gelten kann, das Geld als von der gesellschaftlichen Form der Ar- 
beit bedingte Versachlichung sozialer Beziehungen zu verstehen. Eine solche Gegenüberstel- 
lung möchte ich abschließend wenigstens skizzieren (IV). 


I. Parsons: all dollars are ‘created free and equal’”. 


Parsons hat das Konzept der symbolisch generalisierten Medien der Interaktion bzw. Kom- 
munikation entwickelt, zunächst indem er Geld als ein solches Medium auffaßte, um dann zu 
versuchen, in Analogie zum Geld weitere Medien zu konstruieren. Er folgte dabei seinem all- 
gemeinen Konzept sozialer Systeme, wonach diese zu ihrer Bestandserhaltung immer vier 
Funktionsprobleme zu lösen hätten: Anpassung (adaption), Zielerreichung (goal 
attainment), Integration (integration) und Erhaltung kultureller Wertmuster (latent pattern 
maintenance). Das sog. AGIL-Schema baut Parsons — im hier interessierenden Zusammen- 
hang — zunächst so aus, daß den vier Funktionsproblemen vier gesellschaftliche Subsysteme 
entsprechen, die sich auf ihre Bearbeitung hin ausdifferenziert haben: Die Wirtschaft leistet 
die Anpassung der Gesellschaft an ihre Umwelt, das politische System sorgt für die Errei- 
chung gesellschaftlicher Ziele, Integration wird durch Recht und soziale Kontrolle bewirkt, 
das Latent-Pattern-Maintenance Subsystem ist der Ort, an dem kulturelleund motivationale 
Bindungen an gesellschaftliche Werte geknüpft werden. Die Medientheorie ergänzt diese 
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Konzeption gesellschaftlicher Subsystembildung, indem jedem Subsystem ein Medium zu- 
geordnet wird, das sowohl intra- als auch intersystemische Austauschprozesse formt und 
steuert.’ Beobachtbar ist die Operationsweise eines solchen Mediums am Geld, das natürlich 
dem Wirtschaftssystem zugeordnet wird. Parsons konstruiert dann, seinem zwanghaften 
Vierfelder-Schematismus folgend‘, als weitere Medien hinzu: Macht für das politische Sy- 
stem, Einfluß für das integrative, Wertbindung für das »latent-pattern-maintenance«-Sy- 
stem.’ 

Diese Extrapolation wird durch eine spezifische Geldauffassung erleichtert, die hier allein in- 
teressiert: Geld ist für Parsons »wesentlich ein ‘symbolisches’ Phänomen und deshalb ... er- 
fordert seine Analyse einen näher an dem der Linguistik als dem der Technologie angesiedel- 
ten Bezugsrahmen« (Parsons, 1967, S. 345 f.). 

An der Symboleigenschaft des Geldes hängt die Möglichkeit seiner Gleichstellung mit den 
anderen Medien; sie alle sollen, der Verweis auf die Linguistik macht es deutlich, in Analogie 
zur sprachlichen Symbolbildung verstanden werden. Was versteht Parsons unter Symbol? 
Wie kommt er zu dem eigentümlichen Terminus »symbolisch generalisiertes Medium«? 
Symbolisierung und Generalisierung hängen für Parsons eng zusammen, wobei er sich ur- 
sprünglich an behavioristischen Lerntherorien orientiert‘. Symbole sind für Parsons im 
menschlichen Handlungskontext elaborierte Zeichen, die sich — darin liegt die Generalisie- 
rung — durch Verwendungsfähigkeit unabhängig von spezifischen Situationen auszeichnen. 
Man kann sich darüber streiten, ob Symbole nicht immer »generalisiert« sind, ob Generalisie- 
rung nicht immer an Symbolisierung gebunden ist, ob also die Parsonssche Sprachschöpfung 
pleonastisch ist. Aber wen würde das bei Parsons wundern? Symbolisierung und Generalisie- 
rung gelten als Voraussetzungen menschlicher Kommunikation. Schwieriger ist zu klären, 
was Parsons unter einem Medium versteht. Er geht davoni aus, daß zwischen Subsystemen be- 
stimmte Koordinierungen erforderlich sind, die über Medien geleistet werden, deren wich- 
tigste Fähigkeit die des Überschreitens von Systemgrenzen zur Bewerkstelligung von »inter- 
changes« ist (vgl. Parsons, 1978, S. 394 f.). Es bleibt aber unklar, an welche Eigenschaften der 
Medien diese Fähigkeit gebunden ist. 

Zurück zum Geld. Was ist am Geld symbolisch generalisiert, inwieweit ist es ein Medium? 
Das Geld ist Parsons zufolge symbolisch, insofern »es selbst, obwohl es ökonomischen Wert 
oder Nützlichkeit mißt und vertritt, keine Nützlichkeit im Sinne primärer Konsumtion be 
sitzt — es hat keinen ‘Gebrauchswert’ sondern nur “Wert im Tausch’, d.h. für den Besitz von 
Dingen, die Nützlichkeit haben.« (Parsons, 1967, S. 306) Daß beim Geld Generalisierung 
vorliegt, bedarf keiner weiteren Erklärung: Geld funktioniert offensichtlich weitgehend si- 
tuationsungebunden (Man könnte sogar auf die Idee kommen, dem Geld eine Definitions- 
macht für Stiuationen zuzuschreiben. Bei genügend hohem Geldangebot wird so gut wiealles 
regelbar.) Daß Geld(zumindest auch) ein Medium ist, wußte schon die gesamte ökonomische 
Tradition.’ 

Fragen wir nach: Das Geld ist also ein Symbol vor allem, weil es selbst nicht nützlich ist, aber 
einerseits Nützlichkeit (= Wert) »mißt und vertritt«, andererseits zum Erwerb von nützli- 
chen Dingen verwandt werden kann. Ganz abgesehen von dem eigenwilligen (ökonomi- 
schen) Wertbegriff, der noch hinter die Einsichten der Grenznutzenschule zurückfällt®, ist es 
erstaunlich, daß Parsons die Symboleigenschaft des Geldes nicht ausschließlich aus seiner Re- 
präsentanzfunktion (money ‘stands for’ utility), sondern auch noch aus seinen Funktionen 
als Wertmaß und Tauschmittel begründen will. Daß ein Symbol »etwas« repräsentiert, z.B. 
eine Königskrone ein Herrschaftsverhältnis, ist unstrittig. Strittig ist aber erstens, ob Geld 
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tatsächlich Symbol der Nützlichkeit ist, zweitens ob ein Symbol zugleich das, was es symboli- 
siert, messen kann, und drittens wie ein Symbol zugleich Aneignungsmittel dessen sein kann, 
was es symbolisiert. 

Zumindest die letzten beiden Funktionen dürften das Geld von anderen Symbolen so stark 
unterscheiden, daß die Anwendbarkeit des Symbolbegriffs fragwürdig wird. An der These, 
Geld symbolisiere Wert (im Tausch) und Wert sei gleich Nützlichkeit, ist bemerkenswert, 
daß mit der unterstellten schlichten Verbindung Geld-Wert-Nützlichkeit von vornherein 
das Phänomen des »nackten Geldgewinnstrebens« (Max Weber) übergangen wird. Damit 
wird übergangen, daß der Geldgebrauch im am Nutzen orientierten Tausch zwar erst den 
Handlungshorizont des Kapitalisten eröffnet, aber nicht begrenzt. Die Handlungskette W- 
G-W (verkaufen, um zu kaufen) ist Voraussetzung für ihre UmkehrungG-W-G (kaufen, um 
zu verkaufen). Die Umkehrung bedeutet, daß es, da sind sich nicht nur Marx und Weber ei- 
nig, um »maßlose Bereicherungssucht« (Marx) geht, nicht nur um eine nach wie vor in die 
Motive der Bedürfnisbefriedigung einbindbare Verlängerung der Zweck-Mittel-Reihen. 
Parsons legt sich mit der Behauptung, Geld sei Symbol, gerade weiles Wert repräsentiere, oh- 
ne selbst Wert zu haben, auf eine Verharmlosung des Geldes fest?, die letztlich auf eine Ver- 
harmlosung des Profitmotivs hinausläuft. Er hat aber im folgenden mit dieser These auch die 
üblichen Schwierigkeiten: Wie kann man den Geldgebrauch überhaupt plausibel machen? 
Die Güter haben ihren Wert wegen ihrer Nützlichkeit. Das Geld ist aber qua Symbol nicht 
nützlich (bezogen auf subjektiv-individuelle Bedürfnisse). Warum würde ein halbwegs ratio- 
naler homo oeconomicus im Tausch Geld an Stelle von Gütern akzeptieren? Parsons meint, 
daß der Mangel an Nutzen, der das Geld auszeichnet, ausgeglichen werde dadurch, daß der 
Geldempfänger »vier wichtige Freiheitsgrade in seiner Teilnahme am totalen Austauschsy- 
stem« gewinne: Erstens ist er frei in dem, was er kaufen will, zweitens ist er frei in der Wahl 
dessen, bei dem er kaufen will, drittens kann er sich den Zeitpunkt aussuchen, zu dem er 
kauft, viertens kann er wegen dieser Wahlmöglichkeiten auch die Bedingungen, zu denen er 
kauft, annehmen oder ablehnen (vgl. Parsons, 1967, $. 307). 

Wie so oft, wird auch bei Parsons mit dieser Argumentation das eigentliche Problem umgan- 
gen: die sog. Freiheitsgrade für den, der Geld im Tausch akzeptiert, bestehen nämlich nur 
dann, wenn er hinreichend sicher sein kann, daß unbekannnte Dritte es ebenfalls annehmen 
werden. Die Annahme von nutz- und deshalb wertlosem Geld ist nicht erklärt damit, daß 
man die Annahmeerwartung verallgemeinert: jeder akzeptiert Geld, weil er damit rechnet, 
daß alle andern es ebenfalls akzeptieren. Das ist keine Erklärung, oder vielmehr nur eine für 
kollektive Verrücktheit.!° Der Geld Akzeptierende kann sich Zeit nehmen, sich wählerisch 
verhalten usw., nur dann, wenn eine Asymmetrie zwischen Geld und Waren vorausgesetzt 
wird, die das Geld privilegiert. In der Begründung dieses Privilegs liegt offenbar eine Haupt- 
schwierigkeit der Geldtheorie, die sich natürlich noch verschärft, wenn man mit Parsons da- 
von ausgeht, daß das Geld nur Wertsymbol, nicht aber selbst wertvoll ist. Dannı werden die 
Bedingungen für die Geldannahme noch voraussetzungsreicher als etwa im Falle einer ange- 
nommenen Äquivalenz von Ware und Geld. Parsons erwähnt das Problem der Akzeptanz 
des Geldes als Rückseite des behaupteten Freiheitsgewinns, vergißt aber, daß letzterer schon 
zu kompensieren hatte für die Wertlosigkeit des Geldes. »Die andere Seite des Gewinns an 
Freiheitsgraden ist natürlich das Risiko, das sich in den Wahrscheinlichkeiten der Akzeptanz 
des Geldes durch andere und in der Stabilität seines Werts ausdrückt« (ibid.) Plötzlich hat das 
Geld doch wieder einen Wert? Ist also kein Symbol mehr? 

Ganz so war es wohl nicht gemeint. Zumindest für moderne Gesellschaften gilt, daß sie wert- 
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loses Geld benutzen. Dessen Akzeptanz wird schließlich und endlich durch den Verweis auf 
das Vertrauen ins Geldsystem erklärt!!, wahrscheinlich weil Kredit von credere kommt. 
Mit dem Verweis auf Vertrauen als Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit des Geldsym- 
bols (vgl. Parsons, 1967, S. 313) endet — unter systematischen Gesichtspunkten — die Par- 
sonssche Geldlehre. Abgesehen von der Übernahme von Funktionsbestimmungen aus der 
ökonomischen Tradition (measure of value, medium of exchange), besteht diese Lehre eher 
aus einer Liste von Desiderata an das Geld, nicht aus Erklärungen dafür, wie es zur Bildung 
des Symbols Geld, wie zu seiner Institutionalisierung, wie zum Vertrauen in das Geldsystem 
kommt. Parsons’ oben zitierter Verweis auf die Linguistik läßt darauf schließen, daß er insge- 
samt für Erklärungen dieser Art an eine Sprachanalogie (wie später ausdrücklicher Habermas 
und Luhmann) denkt. Ob allerdings die Bildung des symbolisch generalisierten Mediums 
Geld ähnlich verstanden werden kann wie die Bildung von Wörtern als sprachliche Zeichen 
aus Zeigehandlungsschemata’?, deren Objektivation in der Schrift usw., ist strittig. Alle den- 
ken zwar in solchen Analogien, aber einigen ist dabei unbehaglich zumute. Habermas hat 
sich gegen die Annahme gewandt, »daß aus der Sprache beliebige Steuerungsmedien ausdiffe- 
renziert werden können«, weil »die Struktur der Sprache selbst diesen Prozeß Beschränkun- 
gen« (Habermas, 1981, S. 391) unterwerfe. 


I. Habermas: Geld vs. Lebenswelt. 


Habermas geht aber in seiner Auseinandersetzung mit der Parsons’schen Medientheorie'? 
nicht so weit, daß er dessen Sprachanalogie kritisieren würde. Er versucht vielmehr, das Me- 
dienkonzept zu übernehmen und zugleich in seiner Reichweite auf Geld und Macht einzu- 
grenzen. Geld und Macht als Medien stehen dabei für die gesellschaftlichen Subsystembildun- 
gen in Wirtschaft und Politik, die Habermas zufolge durch ihr Ausgreifen in (ursprünglich) 
lebensweltliche Zusammenhänge sozialpathologische Konsequenzen produzieren. Der — 
für Habermas — reale Prozeß der »Kolonialisierung der Lebenswelt« wiederholt sich in der 
Theorie: Habermas wirft Parsons und der Systemtheorie in toto einen Imperialismus vor, der 
die Differenz von Sozialintegration und Systemintegration überspielt, »Intersubjektivität ... 
auf Mechanismen wie Tausch und Organisation« (Habermas, 1981, 5. 384) reduziert. Die Sy- 
stemtheorie dringe unberechtigt »in die inneren Bezirke der Theorie des kommunikativen 
Handelns ein« (ibid.). Am störendsten ist also für Habermas, daß »Parsons ... die Integrations- 
leistung der sprachlichen Kommunikation selber auf Austauschmechanismen« (ibid.) zu- 
rückführen will. Bezüglich des Verhältnisses von Sprache und Geld ist der Einwand nicht, 
daß Parsons das Geld sprachanalog, sondern, daß er die Sprache geldanalog denke. 

Interessant ist an Habermas’ — durch fast 100 Jahre Soziologiegeschichte terminologisch be- 
reicherter — Neuinszenierung des Schäferspiels »Gemeinschaft vs. Gesellschaft« für unser 
Thema, in welcher Form er in seiner Darstellung der Systemwelt die Parsons’sche Medien- 
und spezieller die Geldtheorie einsetzt und modifiziert. Im Prinzip nimmt er Parsons’ Funk- 
tionsdesiderata an das Medium Geld für bare Münze, um den Konflikt zwischen dem Don 
Quichote Lebenswelt und den Windmühlen des Systems effektvoll zu dramatisieren: Geld 
soll dafür sorgen, daß die Windmühlen sich mit einer reibungslosen Unerbittlichkeit drehen, 
was das Mitgefühl mit unserem armen Ritter nur erhöhen kann. Zugleich will Habermas die 
Reichweite des Medienkonzepts durch den Nachweis einschränken, »daß sich nur die Funk- 
tionsbereiche der materiellen Reproduktion über Steuerungsmedien aus der Lebenswelt aus- 
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differenzieren lassen.« (Habermas, 1981, S. 391) Ansonsten soll gelten, »daß Verständigung 
als Mechanismus der Handlungskoordinierung in den Lebensbereichen, die vor allem Funk- 
tionen der kulturellen Reproduktion, der sozialen Integration und der Sozialisation erfüllen, 
zwar kommunikationstechnologisch erweitert, organisatorisch vermittelt und rationalisiert, 
aber nicht durch Medien ersetzt und damit technisiert werden kann.« (Habermas, 1981, 
5. 400) 

Habermas erschwert sich diesen doppelten Nachweis zunächst dadurch, daß er Parsons’sche 
Voraussetzungen übernimmt: »Der Austausch zwischen Systemen und ihrer Umwelt, und 
der Austausch zwischen funktional spezifizierten Einheiten innerhalb eines Systems, muß 
sich ... über irgendwelche Medien vollziehen.« (Habermas, 1981, S. 388) Das scheint so eine 
Art Naturgesetz zu sein, infolgedessen dann auch »auf der Hand (liegt), daß für Handlungssy- 
steme die sprachliche Kommunikation ein solches Medium darstellt, dem Spezialsprachen 
wie Geld oder Macht ihre Struktur entlehnen.« (ibid.) Habermas’ Trennung von System und 
Lebenswelt einmal akzeptiert, wäre es für seine Zwecke einfacher, Sprache (nicht: sprachli- 
che Kommunikation) als»Medium« für die Lebenswelt zu reservieren und eine schärfere Ab- 
grenzung zum Geld dadurch zu erzielen, daß es nicht als»Spezialsprache« interpretiert wird. 
Für seine Interpretation liefert Habermas keine zwingenden Gründe; sie verwischt vielmehr 
die Plausibilität seiner Argumentation. 

Einerseits soll gelten, daß das»Medium Geld... sprachliche Kommunikation in bestimmten $i- 
tuationen und in bestimmten Hinsichten (ersetzt); diese Substitution verringert sowohl den 
Aufwand an Interpretationsleistung wie auch das Risiko eines Scheiterns der Verständigung« 
(Habermas, 1981, 5. 391 f.). Andererseits »dient die Sprache den Medien in anderer Hinsicht 
auch als Modell. Einige Merkmale, z.B. die symbolische Verkörperung von semantischen Ge- 
halten oder die Struktur von Anspruch und Einlösung, ahmen die Steuerungsmedien nach« 
(Habermas, 1981, 5. 392 f.). Gleichwohl dürfen »Steuerungsmedien nicht als eine funktionale 
Spezifizierung von Sprache verstanden werden« (ibid.), denn die »Umstellung der Handlungs- 
koordinierung von Sprache und (soll heißen: ‘auf, H.G.) Steuerungsmedien bedeutet eine Ab- 
kopplung der Interaktion von lebensweltlichen Kontexten überhaupt. (Habermas, 1981, _ 
S. 394). Geld ist also eine »Spezialsprache«, aber keine »funktionale Spezifizierung von Spra- 
che«? Derlei begriffliche Nöte müssen wohl resultieren, wenn man die System—Lebenswelt- 
Trennung reifiziert und gleichwohl an der Versprachlichung des Geldes festhält. 

Wie dem auch sei, kommen wir zum materialen Gehalt des Habermasschen Geldbegriffs. Ha- 
bermas versucht immerhin, die Sprachanalogie im Sinne von Parsons inhaltlich aufzufüllen. 
Geld hat demnach »die Eigenschaften eines Codes, mit dessen Hilfe Informationen vom 
Spender zum Empfänger übertragen werden können.« (Habermas, 1981) 

Auf den ersten Blick ist das Heranziehen der »code-message«, »>Sender— Empfänger«- Termi- 
nologie ganz einleuchtend. Unter einem Code kann man (minimal) einen Satz von Beschrän- 
kungen und einen Satz von Regeln verstehen, denen gemäß »messages« konstruiert werden 
dürfen. Schematisch läßt sich ein einfaches Kommunikationssystem wie folgt darstellen (vgl. 
Wilden, 1980, 5. 496): 


Cases x 
c — Ort des Codes 
a,b — Sender — Empfänger vermittelt durch Code 
a-b — »message«-Kanal 
C-a, C-b— Codierungskanäle 
EVER AR N ) x — Bezug auf die Umwelt. 
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C sei nun das Geld, dann bedeuten C-aund C-b, daß aund b ihre Botschaften aneinander (a-b) 
in Geld ausdrücken. Was sie auf diese Art und Weise ausdrücken, ist völlig offen (z.B. »Gib 
mir eine Steuerermäßigung, ich gebe Dir 5 Mark 50«), gehört in den Umweltbezug des Kom- 
munikationssystems (Bezug auf Bedürfnisse, Produktionsbedingungen, persönliche Eigen- 
schaften usw.). Das einfache Code-Message-Modell ist gegenüber den faktischen Abläufen 
beim Geldgebrauch offensichtlich unterkomplex, weil es eine reine Kommunikationssitua- 
tion abbildet. Bestentalls kann es den Aspekt der Verständigung zwischen Käufern und Ver- 
käufern (etwa das Feilschen, soweit es keine Referenz auf die Kinderzahl des Verkäufers ein- 
schließt) illustrieren, nicht aber den tatsächlichen Kauf und Verkauf. Bei letzterem geht es 
nicht nur um Bezug auf einen Code, sondern um effektiven Besitzwechsel von Waren und 
Geld(-zeichen). 

Nach Habermas erlaubt nun das »Geldmedium ... die Erzeugung und Vermittlung symboli- 
scher Ausdrücke mit eingebauter Präferenzstruktur. Sie können den Empfänger über ein An- 
gebot informieren und ihn zur Annahme des Angebots veranlassen. Da aber diese Akzeptanz 
nicht auf der affirmativen Stellungnahme zu einem kritisierbaren Geltungsanspruch beruhen 
darf, sondern nach einer von Konsensbildungsprozessen unabhängigen Automatik verlaufen 
soll, gilt der Mediencode nur — für eine gut abgrenzbare Klasse von Standardsituationen« 
(Habermas, 1981, S. 395). 

Diese Argumentation krankt offensichtlich daran, daß Habermas versucht, eine Differenz 
zwischen rein sprachlich und geldvermittelter Verständigung zu etablieren, die so nicht exi- 
stiert. Zunächst: was sind — außer Sprachungeheuern — »symbolische Ausdrücke mit einge- 
bauter Präferenzstruktur«? Gemeint sein soll wohl, daß für den Zahler weniger Geld besser 
ist als mehr Geld, für den Bezahlten umgekehrt. Aber warum soll das Angebot und Akzeptie- 
ren einer Geldzahlung nach einer von »Konsensbildungsprozessen unabhängigen Automa- 
tik« verlaufen? Es ist richtig, daß frühmorgens beim Brötchenholen kaum jemand auf die Idee 
kommt, um den Preis zu feilschen. Aber ist diese Art von Kommunikationsentlastung tat- 
sächlich eine wichtige, spezifische und erkärungsbedürftige Leistung des Geldcodes? Ist nicht 
das wirklich erklärungsbedürftige Phänomen, daß die Übergabe einiger aufwendig bedruck- 
ter Papierzettel den Eigentumswechsel fast aller nur denkbaren Dinge induzieren kann? Und 
daß es beim Eigentumswechsel nicht nur um Rechttitel, sondern um tatsächlichen Ge- und 
Verbrauch geht? 

Habermas interessiert dieser Aspekt des »Mediencodes« (das ist so etwas Ähnliches wie ein 
Telefernseher) nicht. Was ihn interessiert, ist die Abgrenzung zur Sprache. Demnach kann 
Geld nur in Standardsituationen des Gütertauschs in Verfolg von wirtschaftlichen Interessen 
der Tauschenden eingesetzt werden, die sich an Nutzenerwägungen orientieren und eine 
»objektivierende Einstellung« zu ihrer Situation haben (vgl. Habermas, 1981, S. 395 f.). Ab 
sofort dürften also die Pfarrer keinen Klingelbeutel mehr herumgehen lassen und die Prosti- 
tution wäre auch verboten, es sei denn, die Beteiligten könnten ein Optimierungskalkül mit 
Bezug auf Nutzen als »generalisiertem Wert« vorzeigen. 

Solche — beliebig vermehrbaren — Beispiele für Situationen, in denen der »Geldcode« einge 
setzt wird, zeigen, daß er in seinem Anwendungsbereich keineswegs so begrenzt ist, wie Ha- 
bermas annehmen will. Ob man das nun gut oder schlecht findet, es gibt einfach so gut wie 
keine soziale Beziehung, die gegen die Subsumtion unter diesen Code resistent wäre. Damit 
will ich nicht behaupten, daß diese Subsumtion nicht sozialpathologische Konsequenzen 
nach sich ziehen könnte — worauf Habermas ja großes Gewicht legt. Vielmehr geht es dar- 
um, daß er die neoklassische »catch all«-Kategorie des Nutzens!* zugleich benutzen und re- 
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striktiv auslegen will: es soll eben gesellschaftliche Bereiche (»Standardsituationen«) geben, 
für die Orientierung an Nutzen als generalisiertem »Wert« maßgeblich ist, andere, für die ei- 
ne solche Orientierung sprachliche Verständigung nicht ersetzen kann. Demgegenüber er- 
scheint es aussichtsreicher, die Beschränktheit des Nutzenkalküls anders, etwa nach Art der 
Utilitarismuskritik des frühen Parsons (1937) zu begründen, nämlich indem man zu zeigen 
versucht, daß auch noch das zweckrationalste, instrumentellste Handeln nicht ohne norma- 
tive Bezüge gedacht werden kann. Auf diese Art und Weise wäre man geschützt vor einer 
Reifizierung von analytischen Trennungen, wie sie Habermas bei der Anwendung der Kate- 
gorien System und Lebenswelt unterlaufen: System und Lebenswelt sind keine gesonderten 
gesellschaftlichen Bereiche. Die Kategorien kennzeichnen vielmehr unterschiedliche Zugän- 
ge zur Analyse von Handlungssituationen, unterschiedliche theoretische Perspektiven, die 
auf ein und dasselbe »Realobjekt« gerichtet sind. Das Füllen des Klingelbeutels beim Sonn- 
tagsgottesdienst ist von den Beteiligten her ohne Bezug auf deren lebensweltlichen Kontext 
nicht zu erklären, während in systemischer Perspektive interessieren mag, wie die Manife- 
station religiöser Gesinnung an die Aktualisierung des »Geldcodes« gebunden wird. 
Habermas’ Versuch, den Geltungsbereich des »Geldcodes« normativ unter Bezug auf den 
Nutzenbegriff einzugrenzen, ist noch in einer weiteren Hinsicht interessant: durch diesen 
Bezug wird, wie bei Parsons, das Geld verharmlost. Das Phänomen des nicht mehr an Nut- 
zenerwägungen gebundenen »nackten Geldgewinnstrebens« wird von Habermas kategorial 
nicht ernst genommen, wenn er behauptet, der Geldgebrauch impliziere eine Orientierung 
an Nutzen als »generalisierten Wert«. Wenn es demnach keine— an die Institution des Geldes 
geknüpfte — Bereicherung um der Bereicherung willen mehr gibt, verschwindet die Dyna- 
mik kapitalistischer Handlungsantriebe von der Habermas’schen Weltbühne. In Wartestel- 
lung steht die vulgär-neoklassische Doktrin von der Konsumentensouveränität als letztes 
Wort über die Spezifik »modernen« Wirtschaftens. 

Kommen wir abschließend noch zu einem weiteren Aspekt der Habermas’schen Geldlehre. 
Wie Parsons (und Luhmann (vgl. 1983, $. 154)) legt Habermas großen Wert auf die Feststel- 
lung, daß Geld keinen Wert habe: »Geld ist weder eine Ware, noch ein Produktionsfaktor, es 
symbolisiert Wertmengen, aber es hat als Medium keinen ihm selbst innewohnenden Wert.« 
(Habermas, 1981, $. 397) Rein deskriptiv, insoweit man sich auf die üblicherweise in moder- 
nen Gesellschaften zirkulierenden Geld-»Marken« bezieht, ist das richtig. Dennoch geht eine 
solche Geldauffassung nicht auf. 

In Verfolg seiner Kritik an Parsons’ »Überverallgemeinerung« des Medienkonzepts weist 
Habermas selbst darauf hin, daß das Medium so beschaffen sein muß, »— daß es gemessen, — 
in beliebigen Größenordnungen veräußert und — gespeichert werden kann.« (Habermas, 
1981, 5. 396) Medien müssen zirkulieren können und »meßbare Wertmengen verkörpern, 
auf die sich, unabhängig von besonderen Kontexten, alle Teilnehmer als eine objektive Grö- 
ße beziehen können.« (Habermas, 1981, $. 397). Mit der Erläuterung dieser Eigenschaften be- 
reitet Habermas das Argument vor, daß die von Parsons konstruierten Medien »Einfluß« und 
»Wertbindung« keine seien, weil sie diese Eigenschaften nicht hätten.!° Doch lassen wir die- 
sen Kontext auf sich beruhen. In bezug auf seine Feststellung, daß das Geld keinen Wert habe, 
sondern »Wertmengen symbolisch verkörpere«, die gemessen und zirkuliert werden, hätte 
Habermas sich die Frage stellen können, wie all dies möglich ist. Die Sprachanalogie reicht 
hier offensichtlich nicht mehr aus. Zwar kann man sagen, daß sprachliche Äußerungen mit- 
tels der Schrift eine »symbolische Verkörperung« finden. Und schon der Volksmund weiß, 
daß man getrost nach Hause tragen kann, was man schwarz auf weiß besitzt. Aber wirddurch 
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die Zweitcodierung der Sprache in der Schrift irgendetwas »gemessen«? Oder geht gar der se- 
mantische Gehalt sprachlicher Äußerungen durch eindimensionale Abbildung in der Schrift 
verloren? Und käme irgendwer auf die Idee, den Bedeutungsgehalt einer sprachlichen Äuße- 
rungen gegen deren Abbildung als eine Zahl, auf Papierzettel gedruckt, zu tauschen? 
Kurz, beim Geldgebrauch passiert einiges, was bei Verständigung mittels Sprache nicht pas- 
siert. Die Sprachanalogie greift zu kurz, weil sich mit ihrer Hilfe die gegenüber dem »Medi- 
um« Sprache überschüssigen Eigenschaften des »Mediums« Geld nicht erklären lassen. Sie 
rücken noch nicht einmal in ihrer vollen sozialen Relevanz ins Blickfeld: Die Verfügung über 
Geld entscheidet über die Teilhabe am oder über den Ausschluß vom gesellschaftlichen 
Reichtum. Ob man die Verfügung über Geld erlangt, wird von der Erfüllung von Bedingun- 
gen abhängig gemacht: wer keines hat, muß arbeiten oder kriminell werden. Von der Teilha- 
be am semantischen Reichtum der Sprache kann man in dieser Weise nicht ausgeschlossen, 
sie kann nicht von der Erfüllung oktroierter Bedingungen abhängig gemacht werden. 

Das Stichwort » Arbeiten« ist gefallen. Meine — offenbar auf einer allzu engen Berührung mit 
Marxschen Gedankengut beruhende — Vermutung ist, daß (a) die Nichttragfähigkeit der 
Analogie Sprache— Geld daran hängt, daß das Geld— wie immer symbolisch »verdünnte«— 
Sache ist, und daß (b) die Bedeutung dieser Sacheigenschaft besser im Kontext von Arbeit und 
Produktion des gesellschaftlichen Reichtums geklärt werden kann, als im Kontext von Spra- 
che und Handlungskoordination. Die Besprechung von Luhmanns Geldlehre wird diese 
Vermutung stärken. 


IU. Luhmann: Zahlung wg. Autopoiesis 


Luhmann hat sich in seinen neuesten geldtheoretischen und wirtschaftssoziologischen Ar- 
beiten (vgl. Luhmann, 1983, 1984) weiter als Habermas von der Parsons’schen Vorlage gelöst, 
sowohl was das Medienkonzept als auch was die Systemtheorie angeht. Das Medienkonzept 
hatte Luhmann schon früher von der Geldanalogie zu befreien gesucht (vgl. Luhmann 1972, 
S. 196 f.). Nun wird die Systemtheorie von der bei Parsons ersichtlichen Input-Output- 
Orientierung umgestellt auf das Autopoiesis-Konzept: 

»Autopoietische Systeme sind geschlossene Systeme insofern, als sie das, was sie als Einheit zu 
ihrer eigenen Reproduktion verwenden (also ihre Elemente, ihre Prozesse, sich selbst), nicht 
aus ihrer Umwelt beziehen können. Sie sind gleichwohl offene Systeme insofern, als sie diese 
Selbstreproduktion nur in einer Umwelt und in Differenz zu einer Umwelt vollziehen kön- 
nen.« (Luhmann, 1984, $. 311).° Anders als gemäß der Input-Output-Vorstellung der Bezie- 
hung von System und Umwelt, wo sozusagen der grenzüberschreitende Verkehr themati- 
siert wird (und die Medien eine, wenn nicht ihre wichtigste Funktion in der Vermittlung von 
»boundary interchanges« haben), legt Luhmann das Gewicht seiner Systemanalyse auf den 
Aspekt der selbstreferentiellen Geschlossenheit. Getragen wird diese für sich genommen un- 
plausible Auffassung von Systemreproduktion (vgl. Ganfßmann 1986) dadurch, daß Luh- 
mann soziale Systeme rein als Kommunikationssysteme auffaßt. 

Auf Wirtschaft bezogen heißt das: »Weder die Ressourcen, um die es geht, noch die psychi- 
schen Zustände der beteiligten Personen sind danach Elemente oder Bestandteile des Sy- 
stems... Systembildung ... liegt ... ausschließlich auf der Ebene des kommunikativen Gesche- 
hens selbst.« (Luhmann, 1983, $. 153) Unmittelbare Konsequenz dieser Begrifflichkeit ist, 
daß Wirtschaft und Wirtschaften nicht mit spezifischen Handlungsabläufen gleichgesetzt 
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werden, die etwa die materielle Reproduktion einer Gesellschaft bewerkstelligen. Eine Ab- 
grenzung der Wirtschaft als Teilsystem der Gesellschaft kann Luhmann nur dadurch errei- 
chen, daß er ein spezifisches Thema der Kommunikation ausdeutet, das problematisch und 
dauerhaft genug ist, um die Ausdifferenzierung eines Teilsystems zu tragen. Hier kommt 
auch bei Luhmann der neoklassische Dauerbrenner, das Knappheitsaxiom, zum Zuge: man 
muß »sich über den Zugriff auf knappe Güter verständigen« (Luhmann, 1983, $. 154).'" Im 
Unterschied zum Naturalismus und zur »Geldvergessenheit« (Backhaus) der Neoklassik ver- 
sucht Luhmann aber, das Knappheitsaxiom in zwei Hinsichten zu ergänzen. Knappheit gilt 
ihm nicht als Naturvoraussetzung menschlicher Existenz, sondern »Bezugsproblem der 
Wirtschaft ist ... das soziale Problem des gegenwärtigen Leidens an der Knappheit, die andere 
verursachen« (Luhmann, 1984, $. 317) — m.a.W. Knappheit entsteht im sozialen Kontext. !3 
Zudem verbindet Luhmann Knappheit als Thema der Kommunikation im Wirtschaftssy- 
stem sogleich mit einer bestimmten Form der Kommunikation, dem Geldgebrauch: »Das 
Ausdifferenzieren eines besonderen Funktionssystems ... wird jedoch erst durch das Kom- 
munikationsmedium Geld in Ganggebracht, und zwar dadurch, daß sich mit Hilfe von Geld 
eine bestimmte Art kommunikativer Handlung systematisieren läßt, nämlich Zahlungen.« 
(Luhmann, 1983, S. 154) 

Mit der — wie auch immer zustandegekommenen — Etablierung des Geldcodes kann nun die 
Wirtschaft als ein Kommunikationssystem charakterisiert werden, in dem es zwei »Knapp- 

heitssprachen (gibt): die der Güter und die des Geldes.« (Luhmann, 1984, $. 310) Beide Spra- 
chen greifen ineinander, wenn für »Leistungen« gezahlt wird. »Die Struktur der Wirtschaft 
besteht in der Konditionierung dieses operativen ne Man kann die Knappheit 
der Güter nur deshalb vermindern, weil man eine zweite Knappheit, eine Auffangsknappheit 
gleichsam, daneben setzt.« (ibid.) 

M.a.W. für die Teilnehmer am Wirtschaftssystem ist der Zugriff auf knappe Güter möglich, 
weil sie an der von den Gütern hinterlassenen Leerstelle durch Zahlung der Preise eine Geld- 
summe ablegen, die ebenfalls Teil einer knappen Gesamtmenge ist, mit der also»Duplikation 
von Rnappheit« sozusagen künstlich (oder von Staats wegen) erreicht wird. Für das Kommu- 
nikationssystem mit zwei »Knappheitssprachen« gilt demnach: »der “unit act’ der Wirtschaft 
ist die Zahlung « (Luhmann, 1984, $. 312), weil Zahlung immer für etwas erfolgt, was knapp 
ist, und mit etwas, was knapp ist. 

Mit der Konzentration auf »Zahlung« gewinnt Luhmann gleich mehrere Vorteile im Ver- 
gleich zur Geldlehre bei Parsons und Habermas: 

Erstens wird die »code-message«- Analogie, die auch Luhmann benutzt, einsichtiger: dem 
»code« Geld entspricht die »message« Zahlung. Damit kann Luhmann ohne weiteres Einge- 
hen auf die »Frerndreferenz« von Zahlungen (also die Fragen: von wen für was bezahlı wird) 
einen Handlungstyp als spezifisch wirtschaftlich ausgrenzen: immer wenn Geld benutzt, ge- 
zahlt wird, wird wirtschaftlich gehandelt. Luhmann braucht also keine (letztlich normativ 
bestimmte) »Standardsituationen« zu bemühen, auf die der Geld-Code allein bezogen wer- 
den soll. 

Zweitens kann Luhmann das mit der Operation des Geldcodes aufgrund seiner Eindimensio- 
nalität”? auftretende Problem des Informationsverlusts behandeln. Der Geld-Code bildet ein 
multidimensionales Universum von Waren und Aktivitäten eindimensional ab. Es fragt sich 
also, wie der damit verbundene Informationsverlust verarbeitet werden, wie das Wirtschafts- 
system allein mittels der»Sprache der Preise« (Luhmann, 1983, S. 165) funktionsfähig bleiben 
kann. Luhmann gewinnt hier eine wirtschaftskritische Perspektive, in der er die Blindheit 
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des Wirtschaftssystems gegen die von ihm selbst produzierten Umweltbelastungen thematisie- 
ren kann: nur was in der»Sprache der Preise« ausgedrückt werden kann, wird auf den Bildschir- 
men des Systems abgebildet (vgl. insbes. Luhmann, 1983, $. 167 £f.). Drittens paßt — anders als 
bei Parsons und Habermas — das Phänomen des »nackten Geldgewinnstrebens« zwanglos in 
die Luhmannsche Konzeption, ja es drängt sich geradezu auf, wenn Zahlungen als autopoieti- 
sche Elemente betrachtet werden. »Zahlungen haben alle Eigenschaften eines autopoietischen 
Elements: Sie sind nur auf Grund von Zahlungen möglich und haben im rekursiven Zusam- 
menhang der Autopoiesis der Wirtschaft keinen anderen Sinn (!), als Zahlungen zu ermöglı- 
chen.« (Luhmann, 1984, 5. 312) Erst wenn es nämlich typische Handlungsabläufe gibt, die die 
sen Systemsinn von Zahlungen um der Zahlung willen reflexiv übernehmen, so »daß indirekt 
auch der Zahlende selbst Zahlungsmöglichkeiten gewinnt« (Luhmann, 1984, 5.314), also Profit 
macht, bewegen sich die so Handelnden auf einem systemadäquaten Niveau. 

Viertens schließlich findet sich bei Luhmann wenigstens eine Ahnung von der Ausschluß- 
funktion des Geldes, daß nämlich nur die Verfügung über Geld den Zugang zum gesellschaft- 
lichen Reichtum eröffnet: »Preise halten vom Kaufen ab.« (Luhmann, 1983, S. 157) Wie sie 
das machen, wird allerdings nicht weiter erklärt. 

Man könnte diese Funktion der Preise, daß sie vom Reichtum ausschließen, in Zusammen- 
hang bringen mit den Ordnungsleistungen von Zahlungen: ein über das Kommunikations- 
medium Geld funktional ausdifferenziertes Wirtschaftssystem »ordnet« nämlich »von den 
Zahlungen her ... auch nichtzahlendes Verhalten, zum Beispiel Arbeit« (Luhmann, 1983, S. 
154). Hiertrennt nur noch eine dünne Schicht von dertrivialen, aber mit vornehmer Zurück- 
haltung übergangenen Einsicht: Wer nicht zahlen kann, muß zu Geld kommen; wer zu Geld 
kommen will, muß für diejenigen arbeiten, die welches haben.?° Diese dünne Schicht, unter 
der das Geld — zumal in seiner Form als Kapital — als Herrschaftsmittel erkennbar würde, 
durchbricht Luhmann aber genauso wenig wie Parsons und Habermas. 

Fragen wir uns, warum das so ist. Ich denke, die Blindheit der neueren soziologischen Geldleh- 
re gegenüber der Funktion des Geldes als Herrschaftsmittel hat mit einer — an von Wieses 
Fluch gemahnenden — eigentümlichen Fassung ihres Gegenstandes zu tun, und diese wieder- 
um mit einer besonderen Perspektive, in der Soziales überhaupt gedacht wird. Die Perspektive 
läßt sich am besten im Rückgriff auf Parsons’ Vorstellung einer kybernetischen Steuerungshier- 
archie verdeutlichen (a). Die eigentümliche Fassung des Gegenstandes will ich polemisch so 
kennzeichnen: in den untersuchten soziologischen Theorien steht der Terminus »Handeln« als 
Metapher für »Sprechen« (b).! 

a) Parsons hat in seinen Arbeiten der 60er und 70er Jahre die Symmetrie der vier Systemfunk- 
tionen des AGIL-Schemas aufgelöst durch die Einführung der Idee einer kybernetischen 
Steuerungs- oder Kontrollhierarchie. Sie beruht auf der Behauptung, daß Systeme, die viel In- 
formation und wenig Energie gebrauchen, diejenigen Systeme kontrollieren, die wenig Infor- 
mation und viel Energie gebrauchen (wie das elektronische Regelsystem einer modernen 
Waschmaschine Wasserfluß, Energiezufuhr, Motor usw. kontrolliert). Ausdem AGIL- wird 
so das LIGA-Schema, was bezüglich der primären gesellschaftlichen Subsysteme bedeutet: 
das »pattern-maintenance«-System (L), in dem kulturelle Werte aktualisiert werden, kon- 
trolliert das Integrationssystem (T), dieses wiederum das politische (G), und das politische Sy- 
stem kontrolliert die Ökonomie (A). Gegenläufig zur Kontrollhierarchie gibt es eine Hierar- 
chie der »conditions«, die in Verbindung mit der Emergenzdoktrin so gedacht wird, daß die 
»high information«-Systeme evolutionär auf den »high-energy«-Systemen als notwendigen, 
aber nicht hinreichenden Voraussetzungen ihrer Existenz aufruhen (vgl. Parsons, 1966, S. 28 f.). 
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Die Hierarchie kybernetischer Kontrolle funktioniert nun nach Parsons so, daß »indem wir 
uns abwärts bewegen, die Kontrolle von immer mehr notwendigen Bedingungen die Imple- 
mentation von Mustern, Plänen oder Programmen ermöglicht.« (ibid.) 

Diese Idee kybernetischer Kontrolle kann nun, wie das Vier-Funktionen-Schema selbst, 
durch alle Systemebenen durchdekliniert und mit einem Erklärungsprogramm verbunden 
werden, das sich auf die Kurzformel bringen läßt: wenn ich den Modus der Kontrolle kenne, 
weiß ich auch genugüber das, was auf der Ebene der kontrollierten Systeme (bzw. Einheiten, 
Elemente) passiert. Die Erklärungsperspektive ist also eine »von oben« nach »unten«. Ange- 
wandt auf die Theorie der Medien, insoweit sie als Steuerungscodes gedacht werden, heißt 
das: wenn ich den modus operandi des jeweiligen Codes kenne, weiß ich genug über das, was 
in dem gesteuerten Subsystem abläuft. 

b) Verlassen wir Parsons und kehren wir zurück zu Luhmann und dem Geldproblem. Mit 
der Idee von der kybernetischen Steuerungshierarchie im Hinterkopf wird nun verständlich, 
warum Luhmann versucht, den Geld-Code als konstitutiv für das Wirtschaftssystem, ent- 
sprechend die Geldtheorie als zentral für dessen Verständnis, auszuweisen. Zwar faßt Luh- 
mann seinen Medienbegriff nicht so, daß Medien umstandslos als Steuerungscodes gelten 
könnten. Sie sollen vielmehr das Problem der Unwahrscheinlichkeit von Kommunikation 
durch Motivierung von Anschlußkommunikation überbrücken. Aber das Wirtschaftssy- 
stem »ordnet«, wie Luhmann (1983, $. 154) sagt, »von den Zahlungen her dann auch nicht- 
zahlendes Verhalten, zum Beispiel Arbeit, Übereignung von Gütern, exklusive Besitznut- 
zungen usw.«. Der Geldgebrauch kann also durchaus im Sinne der Operationsweise eines 
Steuerungscodes verstanden werden. Als Beschreibung ist das auch gar nicht verkehrt. 
Trotzdem hat Luhmanns Theorie an dieser Stelle ihren Schwachpunkt. Als eine Theorie, die 
ihren Gegenstand rein in Kommunikation hat?”, kann sie nämlich derartige »Ordnungslei- 
stungens, die über das kommunikative Geschehen, das Sprechen, hinausgreifen ins Handeln, 
nicht mehr erklären. Eine solche Erklärung würde erfordern, daß man zumindest die Über- 
setzungsregeln angeben kann, aufgrund derer Kommunikationssysteme andere Systeme in 
ihrer Umwelt dazu bringen, den in der Kommunikation festgelegten Zielvorgaben zu folgen 
usw. Die Tätigkeit von Menschen erschöpfen sich nicht in Kommunikation. Da wird geges- 
sen, geschlafen, geliebt, gearbeitet, gestorben und was nicht alles. Das weiß auch Luhmann.” 
Daß er aber meint, all diese Tätigkeiten von ihrer »Zweitcodierung« in der Kommunikation 
her zureichend erfassen zu können, deutet auf die Überzeugung hin, daß sie alle von Kommu- 
nikation gesteuert würden, steuerbar seien. Diese Überzeugung muß man nicht teilen. Sonst 
wäre von Wieses Fluch nicht zu entrinnen. 


IV. Schluß 


Kommen wir — zunächst mit Luhmann — zum Schluß. Ein bisher unerwähnter Aspekt der 
Luhmannschen Geldlehre ist, daß er sie mit einer »mitlaufenden Fremdreferenz« zum Mar- 
xismus verbindet. Er polemisiert gegen die zentrale Stellung der Kategorie »Arbeit« in der 
klassischen politischen Ökonomie und in der »Theorie des dialektischen Materialismus«, die 
»zu Syntheseerwartungen und zu entsprechenden Anstrengunen (verführe), ohne daß die 
Funktion des Geldes im Kontext von Wirtschaft und Gesellschaft zureichend geklärt wäre« 
(Luhmann, 1984, S. 309). Dagegen zielen Luhmanns »Überlegungen ... darauf ab, den Faktor 
Arbeit (...) durch den Begriff der Codierung der Kommunikation zu ersetzen« (Luhmann, 
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1984, S.310). Diemoderne Wirtschaft müsse vom Geld her verstanden werden, Arbeit könne 
»nur als Mitwirkung an der (geldorientierten) Warenproduktion berücksichtigt werden« 
(Luhmann, 1984, S. 309). 

Diese Polemik ist zu ungenau. Was immer man von der Marzschen Geldtheorie halten mag 
— es gibt da Probleme —, Luhmann hätte Marx zumindest zugute halten müssen, daß er ver- 
sucht hat, »die Funktion des Geldes im Kontext von Wirtschaft und Gesellschaft« zu klären. 
Der eigentliche Vorwurf Luhmanns müßte sein, daß Marx diesen Versuch vön der Arbeit her 
unternahm. Denn vermittelt über den Wertbegriff wollte Marx zeigen, daß Geld ein spezifi- 
scher Ausdruck der gesellschaftlichen Form der Arbeit im Kapitalismus ist. Geld wird herge- 
leitet von der Warenform der Arbeitsprodukte, ist zunächst selbst Ware, wenn auch eine be- 
sondere, insofern sie als allgemeines Aquivalent den andern Waren zur Darstellung ihres 
Werts dient. 

Diese Geldauffassung ist unmodern. Moderne Gesellschaften kennen, das kann man von den 
besprochenen soziologischen Geldlehren lernen, nur Geld, das» Wert« symbolisiert, Knapp- 
heit »dupliziert«, ohne selbst Wert zu haben. Demgegenüber kann man von Marxlernen, daß 
es sich meistens lohnt, gesellschaftliche Institutionen nicht im Zustand ihres normalen Funk- 
tionierens, sondern im Zustand ihrer Krise zu betrachten. In bezug auf unser Geld braucht 
man zwecks dieser Übung nicht weiter zu sehen als z.B. in die Vor- und Frühgeschichte der 
Bundesrepublik, als es noch so etwas wie Schwarzmärkte mit Zigarettenwährung gab. Ziga- 
retten funktionieren als allgemeines Äquivalent, alle Warenpreise wurden in Zigarettenein- 
heiten dargestellt, Zigaretten waren auch für Nichtraucher ein vorzugsweise begehrtes 
Tauschobjekt. Aus dieser Geschichte kann man lernen, daß, wenn das»Vertrauen« in von ei- 
ner oberen staatlichen Behörde bedruckte Papierzettel zusammenbricht, notfalls wieder auf 
ein spontan sich herausbildendes »Geld« zurückgegriffen wird, das selbst Ware, Arbeitspro- 
dukt ist. Warum das so ist, ist einfach zu erklären: einerseits käme niemand auf die Idee, ein ei- 
genes wertvolles Objekt im Tausch gegen etwas hinzugeben, was keinen Wert hat. In einer 
Krise des Geldes, wenn die von Parsons und Habermas erwähnten »Deckungsreserven« für 
das Medium nicht mehr hinreichen, zeigt sich also, daß es durchaus einen Sinn hat, das Geld 
von der Ware her zu verstehen — zumal dann, wenn man nicht an die Unerschütterlichkeit 
der gegebenen Geld-Verhältnisse glaubt. 

Das Spezifikum der Marxschen Geldlehre, Geld nicht nur als Sache, als Ware, sondern von 
der Arbeit her zu verstehen, wird vielleicht am besten sichtbar, wenn man diesen Ansatz mit 
der oben skizzierten Idee einer kybernetischen Kontrollhierarchie konfrontiert. Bezogen auf 
diese Hierarchie ist Marx’ Perspektive eine »von unten«, von einer Systemebene her, auf der 
viel Energie und wenig Information subsumiert ist unter eine andere, die sich darauf be- 
schränken kann, auf der Klaviatur der »Steuerungscodes« zu spielen. Was in der Sprache des 
»Steuerungscodes« der Produktionsfaktor »Arbeit« heißt, der »in die Codierung selbstver- 
ständlich einbezogen« (Luhmann, 1984, S. 310) wird, heißt in einer anderen Sprache: hier 
sind Menschen, die für andere, unter dem Kommando von anderen, arbeiten. Als solche wer- 
den sie im Geldcode nicht abgebildet. Dahat Luhmann völligrecht. Aber was ist, wenn ihnen 
die Abbildung im Geldcode als Preis des Faktors Arbeit nicht paßt, wenn sie sich gegen die 
Subsumtion unter das damit verbundene Herrschaftsverhältnis wehren? 

Für eine Geldtheorie, die sich die Perspektive derjenigen, die arbeiten müssen, zu eigen 
macht, ist jedenfalls bei Marx mehr zu holen als in den betrachteten soziologischen Geldleh- 
ren. Zwar soll sich dieser oder jener auch schon beim Grübeln über Marx-Texten zum Nar- 
ren gemacht, aber ab und an könnte sich das Risiko auch gelohnt haben: »Das Geld mit der 
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Sprache zu vergleichen ist ... falsch. Die Ideen werden nicht in derSprache verwandelt, so daß 
ihre Eigentümlichkeit aufgelöst und ihr gesellschaftlicher Charakter neben ihnen in der Spra- 
che existierte, wie die Preise neben den Waren. Die Ideen existieren nicht getrennt von der 
Sprache. Ideen, die aus ihrer Muttersprache erst in eine fremde Sprache übersetzt werden 
müssen, um zu kursieren, um austauschbar zu werden, bieten schon mehr Analogie; die Ana- 
logie liegt dann aber nicht in der Sprache, sondern in ihrer Fremdheit.« (Marx, 1953, S. 80) 
Natürlich läßt sich darüber streiten, ob die Marzsche Geldtheorie soweit stichhaltig ist, daß 
sie eine Kritik der soziologischen Geldlehre trägt. Man kann sie— mit Luhmann — als veral- 
tete Form der Geldkritik bzw. -denunziation interpretieren, die schlicht an der Tatsache vor- 
beigeht, daß Geld als »evolutionäre Errungenschaft« die Ausdifferenzierung der Wirtschaft 
als Teilsystem der Gesellschaft trägt und daß eine Rücknahme dieser Errungenschaft die 
Rückkehr zu stratifikatorischen, herrschaftsförmig hierarchischen gesellschaftlichen Struk- 
turen bedingt, die das für die »Moderne« charakteristische Prinzip funktionaler Differenzie- 
rung gerade überwunden haben soll. Dagegen läßt sich mit Marx zurückfragen, ob nicht gera- 
de an der Funktion des »Geldcodes« ablesbar ist, daß Herrschaft in der »Moderne« lediglich 
eine andere Form angenommen hat. Während die nachwebersche Soziologie in toto anzu- 
nehmen scheint, daß Herrschaft dadurch, daß sie in einem — durch funktionale Differenzie- 
rung bedingten — wechselseitigen Steigerungsverhältnis mit Freiheit steht, quasi neutralisiert 
wird, behauptet Marx — gerade in Reflexion auf vorbürgerliche gesellschaftliche Verhältnisse 
— daß Herrschaft in der bürgerlichen Gesellschaft sachliche Form angenommen, aber mit- 
nichten neutralisiert oder abgebaut sei. 

Geld bietet wohl die Möglichkeit formaler Freiheit, individueller Emanzipätion: »Was jedes 
einzelne Individuum im Geld besitzt, ist die allgemeine Tauschfähigkeit, wodurch es seinen 
Anteil an den gesellschaftlichen Produkten für sich nach Belieben auf seine Faust bestimmt. 
Jedes Individuum besitzt die gesellschaftliche Macht in seiner Tasche unter der Form einer Sa- 
che. Raubt der Sache diese gesellschaftliche Macht, und ihr müßt diese Macht unmittelbar der 
Person über die Person geben ... Die Bande müssen als politische, religiöse etc. organisiert 
sein, solange die Geldmacht nicht der nexus rerum et hominum ist«. (Marx 1953, 5. 986 f.) 
Das Problem der Soziologen ist jedoch, daß sie das volle Ausmaß, in dem die »Geldmacht ... 
der nexus rerum et hominum« geworden ist, nicht anerkennen können — wohl weil sie mei- 
nen, damit würde ihre Wissenschaft zugunsten der aufs Geld spezialisierten Ökonomie über- 
flüssig. Eine in diesem Sinne bedrohliche ökonomische Theorie existiert jedoch nicht real, 
sondern nur in der Situationsdefinition der Soziologen. Daher der Versuch, neben der »Geld- 
macht« als Medium eine theoretische Wiederbelebung der »politischen, religiösen etc. Ban- 
de« in der Medientheorie zu inszenieren. 

Demgegenüber ist es nicht unplausibel, wenn Marx das Geld als Substitut für Macht, Einfluß, 
Wertbindung usw. auffaßt. Anstatt derartige »Medien« gegen das Geld auszuspielen, wäre es 
interessanter zu fragen, wieweit das Geld »an die Stelle bunt angestrichener Bindemittel der 
Menschheit« (Marx 1953, S. 874) getreten ist. Fürs Gröbste reicht jedenfalls in unserer Gesell- 
schaft der »stumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse«, der über Geld mitgeteilt wird, 
Wer keins hat, weiß es am besten. 
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Vgl. Ganßmann (1979) für eine Überprüfung der neoklassischen Argumentation unter dem Aspekt 
der Unterdrückung der Sozialdimension wirtschaftlichen Handelns. 

Parsons, 1967, S. 317. 

»The primary interchange processesthrough which these subsystems are integrated with each other 
operate through generalized symbolic media«. (Parsons, 1967, S. 349) 

Beim späten Parsons geht dieser Zwang so weit, daß er auch noch den lieben Gott (unter dem Na- 
men: telic system) und die erogenen Zonen in Vierfelder- Tafeln nach dem AGIL-Schema unter- 
bringt. (Parsons, 1978, S. 382 und 414) 

Auf die Konstruktion weiterer Medien auf anderen Systemebenen (vgl. Parsons 1978, S. 392.) gehe 
ich nicht ein. 

»selbst die elementarste Orientierung des Handelns (!) auf tierischer Ebene verwendet Zeichen, die 
zumindest der Beginn der Symbolisierung sind. Das beinhaltet der Begriff der Erwartung, der eine 
Art ‘Generalisierung’ von den Besonderheiten einer unmittelbar gegebenen Stimulus-Situation 
einschließt... Auf menschlicher Ebene erfolgt dann sicherlich der Schritt von der Zeichen-Orientie- 
rung zur wirklichen Symbolisierung... Was immer die Ursprünge und Entwicklungsprozesse von 
Symbolsystemen sind, es ist ganz klar, daß die hohe Entwickeltheit menschlicher Handlungssyste- 
me nicht möglich ist ohne relativ stabile Symbolsysteme, wo Sinn nicht vorrangig abhängig bleibt 
von hochgradig partikularisierten Situationen. Die hervorragendste Implikation dieser Generalisie- 
rung ist die Möglichkeit der Kommunikation, weil die Situationen von zwei Handelnden nie iden- 
tisch sind, und ohne die Fähigkeit, Sinn von partikularsten Situationen zu abstrahieren, wäre Kom- 
munikation unmöglich.« (Parsons, 1951, S. 10f.) 

Uneinig wird man sich erst, wenn man sich fragen muß, was ein Medium ist: es hat fraglos die Funk- 
tion, zu vermitteln, aber wie und zwischen was oder wem? 

Daß Wert nicht unmittelbar von Nützlichkeit herrühren kann, ist unter Ökonomen, über alle 
werttheoretischen Differenzen hinweg, ein Gemeinplatz. Eine am Nutzenkonzept orientierte 
Werttheorie kann nur mit der Kopplung von Nutzen und Knappheit operieren. 

»"Geld’ ist keine harmlose ‘Anweisung auf unbestimmte Nutzleistungen’.« (Weber, 1972, S. 58). 
Genau diese Erklärung läßt Döblin (1984, S. 316) einen verspätet auf die Erde verbannten babyloni- 
schen Gott geben. 

The »acceptance of this ‘valueless’ money rests on a certain institutionalized confidence in the mo- 
netary system.« (Parsons, 1967, S. 307) 

Vgl. z.B. Kamlah (1967, S. 434) zur Verdeutlichung des Zusammenhangs von Handlungsschemata, 
Zeichen und Sprache. 

Vgl. zum folgenden Habermas (1980) und — in wörtlicher Übernahme (1981, Bd. 2, $. 384-419). 
In der von der ungebrochenen utilitaristischen Tradition geprägten Neoklassik ist der Nutzen-»Co- 
de« universell auf alle Handlungssituationen anwendbar. 

Ich halte diese Kritik für völlig berechtigt. Habermas ist aber inkonsequent, wenn er vor der 
Schwelle, jenseits derer er auch das Konzept von »Macht« als Medium verwerfen müßte, halt macht 
(vgl. Habermas, 1981, S. 403). Es ist »hoffnungslos metaphorisch«, Macht »Meßbarkeit, Zirkula- 
tionsfähigkeit und Deponierbarkeit« zuzuschreiben. 

Den Vorgang der Reproduktion formuliert Luhmann hier ausdrücklich nicht so, daß es um eine Ei- 
genleistung des Systems ginge, das sich seine Elemente aus einem in der Umwelt vorfindlichen Ma- 
terial baut (wie eine Raupe Blätter frißt), sondern so, daß die Elemente nicht aus der Umwelt »bezo- 
gen« werden können. Geschlossenheit wird damit zu einer Art Autarkie. 

Luhmann überspringt hier die Ausgangslage des bei Parsons prominenten »Hobbesschen Problems 
der Ordnungs: Warum kann man sich die Güter, wenn sie knapp sind, nicht einfach nehmen? 
Knappheit scheint sogar gesellschaftskonstitutiv zu sein: »Gesellschaft bedeutet, daß Menschen in 
der Bestimmung und der Befriedigung dessen, was sie als Bedürfnisse erfahren, nicht allein und 
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nicht unabhängig voneinander operieren. Jeder stimuliert und stört den anderen. Daraus, und nicht 
aus der Unzuverlässigkeit der Natur, ergibt sich ein Vorsorgebedürfnis.« (Luhmann, 1984, S. 317) 

19 Parsons (1951, S. 124) hatte das Phänomen vermerkt, aber nicht weiter erklärt: »Ökonomische 
Macht hat, insbesondere als durch die Institutionalisierung des Geldes kulturell definierte und ge- 
formte, bemerkenswerte Eigenschaften, die sie mit keinem andern Phänomen des ganzen Systems 
sozialer Interaktion teilt. Die interessanteste dieser Eigenschaften ... besteht in der Tatsache, daß 
(ökonomische Macht) als ein(e) linear quantitative(s) Element oder Variable im Gesamtgleichge- 
wicht sozialer Systeme behandelt werden kann.« 

20 Ich sehe ab von der offenbar von denjenigen, die etwas von Geld verstehen, immer häufiger präfe- 
rierten Alternativoption der Kriminalität. Das ist übrigens auch die Option von Döblins auf die Er- 
de verbannten Göttern gegenüber der Zumutung, für Geld zu arbeiten. 

21 In Umkehrung eines Aufsatztitels von Jürgen Frese (1967): Sprechen als Metapher für Handeln. 
Man könnte hier auch die Etymologie von »Hand-eln« ausspielen: es geht nicht um Handanlegen, 
sondern um »Kopf-eln«. 

22 »Gesellschaft ist ein autopoietisches System auf der Basis von sinnhafter Kommunikation. Sie be- 
steht aus Kommunikationen, sie besteht nur aus Kommunikationen, sie besteht aus allen Kommu- 
nikationen. Sie reproduziert Kommunikation durch Kommunikation.« (Luhmann, 1984, $. 311) 

23 Obwohl er das Problem der Übersetzung von Kommunikation in Handeln manchmal überspringt: 
»Das Wirtschaftssystem richtet sich bei der Inanspruchnahme von Ressourcen... ausschließlich 
nach der eigenen Sprache der Preise... Eine so systematisierte Kommunikation... baut bekanntlich 
nichtreproduzierbare Ressourcen ab, und zwar sehr rasch.« (Luhmann, 1983, $. 167) Wie karın eine 
Kommunikation Ressourcen (»Der letzte Tropfen Öl«, ibid.) abbauen? Gehören da nicht noch 
Bohrtürme, Pipelines, Menschen, die sie bedienen, dazu? 
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Hans-Georg Backhaus 
Zum Problem des Geldes als Konstituens oder Apriori der 
ökonomischen Gegenständlichkeit 


I. Die moderne Nationalökonomie: Wissenschaft oder Metaphysik? 


Der Titel des Aufsatzes ist geeignet, sogleich den Unwillen des Ökonomen hervorzurufen: 
steht er methodologisch doch meist in der Nachfolge des frühen Schumpeter, der die Öko- 
nomie als eine autonome, von der Philosophie ganz emanzipierte Fachwissenschaft zu eta- 
blieren suchte und daher nachdrücklich warnte, »zu tief (zu) sein, namentlich unsere Vor- 
aussetzungen begründen zu wollen«. In ihrem methodologischen Selbstverständnis durchweg 
analytisch orientiert, werden moderne Ökonomen ganz im Sinne der neopositivistischen 
Anleitungen des frühen Schumpeter doch schon dazu tendieren, solche in der älteren Öko- 
nomie gängigen Wendungen wie »die Kosten seien die Ursache des Preises« oder auch nicht 
die »Ursache« des Preises »irgendwie« zu »umgehen«, »sozusagen« zu »neutralisieren«. 
Wenn sie also schon »den Ursachenbegriff überhaupt eliminieren möchten« (Schumpeter 
1908, S. 27, 58), dann natürlich erst recht solch philosophische, ja metaphysische Begriffe 
wie »Apriori« und »Konstituens«. 

Nun ist es aber eben dieses neopositivistisch-analytische Selbstverständnis einer großen 
Mehrheit der modernen Ökonomen, das von einer Minderheit als Selbstmißverständnis radi- 
kal in Frage gestellt wird. »Unvertretbar« sei »die Forderung, die naturwissenschaftliche 
Denkart... in der Nationalökonomie... durchzusetzen« (Dichmann 1983, $. 23), denn es sei 
unbestreitbar, »daß die bisher bekannte Theorie den Maßstäben« des empiristisch-analyti- 
schen Programms »nicht entspricht und nach dessen Kriterien Metaphysik ist« (Scheipermei- 
er 1975, $. 59), nämlich »Modellplatonismus«, das also, »was aus. positivistischer Sicht eine 
vornehme Umschreibung für einen metaphysischen Unsinn bedeutet« (ders., S. 251). In weit- 
läufigen Untersuchungen methodologischer Art wird die These erhärtet, daß wir es im Falle 
der modernen Ökonomie mit einem geistigen Prozeß zu tun haben, der klipp und klar als 
»Flucht in mathematizistische Pseudowissenschaft« (Clauß 1981, S. 6) angeprangert werden 
kann. 

In Konkurrenz zur Marxschen scheint sich also eine nene»Kritik der politischen Ökonomie« 
herauszubilden — einer Disziplin, die sich heute bekanntlich »Wirtschaftswissenschaft« 
nennt —, in der jedoch »dazu aufgefordert« wird, die»Frage nach der Wahrheit wissenschaft- 
licher Aussagen zu verdrängen« (Dichmann 1983, S. 19). 

Die 1972 im Grunde bloß rhetorisch verstandene Frage: »Sind die Wirtschaftswissenschaften 
am Ende?«, wurde schon kaum fünf Jahre später nicht bloß in der methodologischen Litera- 
tur definitiv in bejahendem Sinn beantwortet. So hält Thomas Balogh die theoretischen 
»Schwierigkeiten für unüberwindlich« und es ist ihm daher eine ausgemachte Sache, daß »die 
Volkswirtschaftslehre keine Wissenschaft« (Balogh 1978, S. 44) ist, sondern lediglich eine 
Kunstlehre. Auch Alfred S. Eichner insistiert darauf, »dafß der Anspruch nicht aufrechterhal- 
ten werden konnte, eine moderne Wissenschaft zu sein«(Eichner 1982, S. 185). Andere Auto- 
ren sprechen von einem »Irrweg« (Bell 1984, S. 253) oder davon, daß die Ökonomie »in eine 
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Art Sackgasse« (ders., $. 87, 274) geraten sei. Befand sich Kaldor 1972 mit seiner These, daß ın 
der Ökonomie »nichts mit ausreichender Sicherheit bekannt ist«, ihre Geschichte gar die »ei- 
nes ständigen Rückschritts, nicht Fortschritts« (Kaldor, in: Vogt 1973, $. 83) gewesen sei, 
noch in der Position eines provokanten Außenseiters, so nimmt sich bloß 9 Jahre später nahe- 
zu die gleiche These gar nicht mehr sonderbar und exzentrisch aus: 

»wir wissen nicht, was wir wissen... Wenn eine Disziplin nach zweihundert Jahren intellektueller Akti- 
vitäten immer noch nicht weiß, was sie weiß, dann kann man nicht sagen,.... sie basiere auf einem soliden 
Fundament« (Bell 1984, $. 126). 

Will man die »Ökonomen vor Arbeitslosigkeit ... schützen«, so kann das »sehnsüchtige« 
Warten »auf einen Adam Smith den Zweiten« nur ebenso in die Irre führen wie die Erwar- 
tung, die »zerbrochene Theorie« restaurieren, »ausbessern« (Jochima 1985, 5. 20, 17) zu kön- 
nen. Ist es nämlich richtig, daß »das Schiff ... heute viel weiter vom Sand entfernt« ist »als für 
seine Erbauer im neunzehnten Jahrhunderts, so scheint alles auf einen »bedeutsamen Akt der 
Zerstörung« anzukommen, darauf also, »daß manı den grundlegenden Begriffsrahmen nieder- 
reißt« (Kaldor, S. 83 £.), eine Art tabula rasa macht. 

Der wiederaufgeflammte Streit zwischen den naturwissenschaftlich und den geisteswissen- 
schaftlich orientierten Methodologen der Ökonomie — die Mehrzahl der methodologischen 
Arbeiten plädiert jetzt für eine hermeneutische Rückbesinnung — bestätigt nur das, was 
Gott! schon 1928 als die »methodologische Tragödie« der Ökonomie bezeichnete, die gele- 
gentlich ins »Burleske« umschlägt. Die Hinwendung zur mathematischen Ökonomie wird 
von ihm als ein Fluchtphänomen interpretiert: aus einem »hellen Grausen« über das Chaos 
der Diskussion um die »Quelle der Urbegriffe«, um die »allerersten, fundamentalsten Erwä- 
gungen« sei es zu einer »Flucht in die Mathematik« gekommen und nur ein »grotesk falsch 
verstandener Drang nach ‘Exaktheit’ entschuldigt dies« (Gottl 1927, S. 74). 

Zur Disposition steht heute aber nicht nur die mathematische Ökonomie, der mathemati- 
sche Modellplatonismus neoklassischer oder neoricardianischer Version. Wenn sie selbst nur 
als eine Reaktionsbildung auf das Scheitern der qualitativen Ökonomie zu begreifen ist, so 
trifft dies sicher nicht deren oft stichhaltig formulierten Einwände gegenüber der Möglich- 
keit einer quantitativen Ökonomie (Diehl, Stolzmann, Liefmann, Sombart, die neoösterrei- 
chische Schule, etc.) — diese Einwände haben sich vielmehr als allzu berechtigt erwiesen. An- 
dererseits sind aber die im »zweiten Methodenstreit« von Albert und Kade vorgebrachten 
Einwände gegenüber der Möglichkeit einer geisteswissenschaftlich orientierten Ökonomie 
nicht schlechthin falsch, es zeichnet sich vielmehr eine methodologische Aporie ab, die auf 
die Unmöglichkeit sowohl der quantitativen wie der qualitativen Ökonomie traditioneller 
Version hinausläuft. Wenn etwa der Nobelpreisträger Gunnar Myrdal die Abschaffung des 
Nobelpreises für Ökonomie mit der Begründung vorgeschlagen hat, die Disziplin sei gemes- 
sen an der »harten« Physik nur eine »weiche« Wissenschaft, so wird man sich zwar nicht wie 
die FAZ mit dem Hinweis beruhigen, es gebe ja auch einen Nobelpreis für schöne Literatur 
(Ausgabe vom 13.4.77), doch es drängt sich die Frage auf, was denn eigentlich die Wissen- 
schaftlichkeit einer »weichen« Wissenschaft zu begründen vermöge. 

Kein Ökonom, doch ebensowenig ein Vertreter der selbst in sich hoffnungslos zerstrittenen 
Wissenschaftstheorie vermochte hierauf eine plausible Antwort zu erteilen. Immerhin muß 
es nachdenklich stimmen, daß die Systematik divergierendster Wissenschaftstheorien für die 
Makroökonomie im Grunde keinen Raum bietet: Habermas etwa vergißt sie in seiner »Logik 
der Sozialwissenschaften« ebenso wie Apel; Husserl und Dilthey reduzieren sie ebenso auf 
Psychologie wie die Positivisten Mill und Schlick. Nach Auskunft der Wissenschaftstheorie 
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ist die Ökonomie mithin eine unmögliche Wissenschaft. Selbst Albert kommt nicht so recht 
mit ihr ins Reine und spricht von ihr daher als einer „merkwürdigen Wissenschaft« (Albert, 
in: Lenk 1977,5. 179). Es ist zwar richtig, daß mit der von Gottl geforderten »Kritik in metho- 
dologischer Absicht«, im Prozeß »jener Selbstbesinnung, die in der Suche nach dem Grund- 
problem (!!) gipfelt ... das Denken allerdings herausftritt) aus dem Rahmen der Nationalöko- 
nomie«! Gewiß ist die problematische Disziplin Ökonomie zu transzendieren, doch wohin 
soll estreten, wenn, worauf der frühe Schumpeter nicht müde wird hinzuweisen, auch die in 
sich zerstrittene Philosophie keinen Zufluchtsort bietet? Gottls Beantwortung der Frage, 
wie finden sich »jene allerersten fundamentalsten Erwägungen«, »was setzt ... jene Urbegrif- 
fe?« gingeben hiervon aus: »Philosophie? Das möchte dafür zu allgemein klingen«. Die gefor- 
derte »Metasoziologie« (Gottl 1927, $. 82 f.) als»Quelle der Urbegriffe« blieb freilich auch nur 
Entwurf. Das Elend der Ökonomie geht Hand in Hand mit dem Elend der Sozialwissen- 
schaften überhaupt. 

Haben also jene recht, die nicht bloß den »Bankrott« der Ökonomie registrieren, sondern 
darüber hinaus überzeugt sind: »Die Ökonomie ist keine Wissenschaft, sondern eine Philoso- 
phie gespickt mit Zahlen« (so der ‘Spiegel’ 1984)? ‘Philosophie’ steht hier offenkundig für 
‘“Glaubenssystem’ oder gar ‘Ideologie’. Und diese Charakterisierung ist so unberechtigt 
nicht, denkt man daran, daß Galbraith, Robinson, Albert und andere Repräsentanten der 
akademischen Methodologie und Ökonomie die sog. Wirtschaftswissenschaft genau so kriti- 
siert haben. Freilich haben sich diese Autoren immer noch ein Hintertürchen offengelassen, 
um ihre eigenen Theorieentwürfe als das non plus ultra zu behaupten. Worauf gründete sich 
ihre Hoffnung? Darauf, daß es gelingen könnte, die»metaphysischen Grundbegriffe der Na- 
tionalökonomie« (Robinson 1965, $. 36) zu eliminieren und sie in den Rang einer echten Er- 
fahrungswissenschaft zu erheben. 

Dem steht nun seit eh und je, schon seit den ersten Anfängen der neueren Ökonomie die 
Überzeugung jener entgegen, daß diese»verschwommene und launenhafte«, »unsichere« und 
»falsche« Wissenschaft nur eine»Verwirrung der Vernunft« zu bewirken vermöge, wieesvon 
Fourier (1980, S. 20 f., 31) drastisch formuliert wurde. Proudhon fragte ähnlich: 


»Wie käme sie dazu, eine Wissenschaft zu sein? Wie können sich zwei Nationalökonomen ansehen, oh- 
ne zu lachen ... sie weiß nichts, sie erklärt nichts« (Proudhon 1963, $. 106 f.) 


Im Gefolge des Neopositivismus verschärfte sich die Kritik — einer der Gründe, warum sich 
Lenin herausgefordert sah, das Werk Materialismus und Empiriokritizismus zu verfassen. Er- 
klärte doch ein Schüler von Avenarius »der Metaphysik in der politischen Ökonomie den 
Krieg«: er wollte zeigen, daß 

»alle bisherige Nationalökonomie ... mit metaphysischen Voraussetzungen operiert ... Mit allen ihren 


bisherigen Theorien steht die Nationalökonomie auf metaphysischem Boden, alle ihre Theorien sind... 
wertlos für die Erkenntnis« (zitiert nach Lenin 1985°, $. 318). 


Die scharfsinnigsten und konsequentesten Angriffe in der BRD der fünfziger und frühen 
60er Jahre führte Friedrich Jonas. Die Überzeugung von der Haltlosigkeit der Ökonomie 
überhaupt, führte ihn von der Ökonomie zur Soziologie. Hier wird klipp und klar festge- 
stellt, daß die Ökonomie als Totaltheorie gezwungen ist, nach »letzten Ursachen« und einer 
»inneren Einheit der Volkswirtschaft« zu fragen, mit diesen Problemstellungen aber die 
Grenzen einer Erfahrungswissenschaft überschreite. Ein »hiatus irrationalis« besteht zwi- 
schen der »logischen Richtigkeit« der Modelltheorie und der »faktischen Wirklichkeit«, der 
nicht durch »zusätzliche Annahmen übersprungen« werden kann. Die Modelle der Theorie 
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erzeugen einen »realistischen Schein«, dabei stehen sie nur in einem »schwer definierbaren 
Ähnlichkeitsverhältnis zur Realität«. Hier wird der seit Max Weber, Sombart, Reigrotzki im- 
mer wieder erörterte, von Albert zugespitzte Haupteinwand der akademischen Kritik der 
»naturwissenschaftlichen« oder »zweiten Nationalökonomie« gleichfalls mit der »scharfen 
Trennung« begründet, die »zwischen Objektsätzen und logischen Sätzen« durchzuführen 
sei. Die zentrale Frage, »Wie ıst ökonomische Theorie als Wissenschaft möglich?«, ist für Jo- 
nas weitgehend identisch mit der »Frage, wie synthetische Urteile in der ökonomischen 
Theorie möglich sind«. Sie sind zulässig als aposteriorische und zwar als nur qualitative Aus- 
sagen innerhalb eines zudem äußerst begrenzten Bereichs, so daß Ökonomie lediglich als 
Kunstlehre, nicht als Wissenschaft möglich ist — eine plausible Erklärung dafür, daß in der 
akademischen Ökonomie offenbar nur »Glaubenssysteme« entwickelt und folglich auch nur 
»Glaubenskriege« geführt werden können. 

Zu Ende gedacht führt derökonomietheoretische Agnostizismus zu einem gesellschaftstheo- 
retischen: die Lehre von der ‘invisible hand’ wortwörtlich genommen besagt eben, daß die 
»Wirklichkeit ... in einem “undurchsichtigen Dunkel’ bleibt«, durch ein »unbekanntes Prin- 
zip regiert« werde, Die Existenz einer »Grenze für die Erkenntnis«, für dieökonomie- und ge- 
sellschaftstheoretische im Gegensatz zur naturwissenschaftlichen Erkenntnis, wird ganz in 
Kantischer Manier begründet: »Was die Vernunft nicht nach eigenem Entwurf hervorbringt, 
kann sie auch nicht rational durchschauen«. 

Der Markt ist kein Produkt der reinen Vernunft, ergo ist er auch nicht erkennbar. Alle Mo- 
delltheorie, die irgendwelche Gleichgewichte konstruiert, bleibt ein müßiges Unterfangen, 
weil»man den Zusammenhang, der in der Wirklichkeit ein Problem ist, einfach voraussetzt« 
und mit modelltheoretischen Mitteln sowie auf der Basis einer extrem individualistischen 
und nominalistischen Theorie auch voraussetzen muß. Bleibt die Struktur der sozialökono- 
mischen Bewegung grundsätzlich unbekannt, so ist es auch ein Ding der Unmöglichkeit, die 
für ein realitätsgerechtes Modell unabdingbare Isomorphie zu begründen. Die »causa effi- 
ciens« der sozialökonomischen Realität, »durch die allein etwas geschehen und (!!) begriffen 
(!!) werden kann, sind »Kräfte, die vom einzelnen ausgehen«. Und von diesen heißt es nun 
streng nominalistisch-individualistisch, daß sie »nur ihrem Begriff nach, nicht in der Wirk- 
lichkeit allgemein« sind. Underst diese Wirklichkeit... kann« — worauf für die Konstruktion 
einer realitätsisomorphen Theorie alles ankommt — »dem Begriff des Gleichgewichts eine re- 
ale Bedeutung geben« (Jonas 1964, $. 37, 41). 

Freilich geht es nicht um die»reale Bedentung« bloß des Gleichgewichtsbegriffs, sondern jedes 
modelltheoretischen Konstrukts. Was die Durchschlagskraft der Modell-Kritik von Jonas er- 
heblich beeinträchtigt, ist das mangelnde Gespür dafür, daß das Zentralproblem der »realen 
Bedeutung« modelltheoretischer Begriffe sich primär gerade bei den allerelementarsten zeigt. 
Stellt man nämlich etwa im Fall der neo-ricardianischen Theorie die allerelementarsten Be- 
griffe in Frage, so bricht bereits mit den allerelementarsten Operationen zugleich das Ganze 
der Theorie zusammen: in Frage zu stellen ist die »reale Bedeutung« der Begriffe »relativer 
Preis« oder »Tauschwert«, »Ware« im Unterschied zu Produkt oder Erzeugnis, ferner »Kapi- 
talmenge« etc. Jener Prozeß nun, der diese Objekte hervorbringt und in Bewegung hält, ist 
offenbar ein sozialer und jene Bestimmungen sind insofern soziale, allgemeine. Wie läßt sich 
nun aber ihre »allgemeine Bedeutung« herleiten, wenn der nominalistische Gehalt der akade- 
mischen Modellkonstruktionen, natürlich auch der neoricardianischen, die Referenz auf ei- 
ne solche causa efficiens der sozialökonomischen Realität ausschließt, die»allgemein« ist? Die 
Marxsche »Gesamtarbeit« oder eben »allgemeine Arbeit« erfüllt zwar diese Bedingung, doch 
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nicht bloß dem neoklassischen Ökonom ist der Rückgriff auf solche allgemeine »Kräfte« ver- 
wehrt, da die Analyse ihrer Struktur notwendig zu realdialektischen Bestimmungen und 
letztlich zu einem gsalitativen Wertbegriff führt, der den ausschließlich quantitativen Be- 
zugsrahmen des neo-ricardianischen Modells aufsprengen muß. 

Andererseits ist dem Neo-Ricardianer im Unterschied zum Neoklassiker der Rekurs selbst 
auf jene Kräfte versagt, die in tatsächlicher oder fingierter Weise »vom Einzelnen ausgehen« 
wie dies bei den Wertschätzungen der subjektiven Ökonomie der Fall ist. Es bleibt daher 
ganz schleierhaft, wie denn eigentlich jene sozialökonomischen Handlungen beschaffen sein 
sollen, die das Ganze der sozialökonomischen Realität produzieren, was als causa efficiens an- 
zusetzen ist, »durch die allein etwas geschehen und verstanden werden kann«. 

Da ihm der Prozeß der sozialökonomischen Realität ein X bleibt, vermag der Neo-Ricardia- 
ner auch das Verhältnis seines Modells zu jener Realität nicht zu bestimmen. In ihr werden im 
Unterschied zu bloß technischen und physiologischen Prozessen eben nicht bloß Produkte 
und Produktionsmittel, also physische Dinge hervorgebracht, sondern diese als »soziale Din- 
ge«, als »Formen«, nämlich als »Waren« und »Kapital«, als» Wertmengen«. Die Bestimmung 
des quantitativen Verhältnisses zwischen diesen Dingen ist ganz sekundärer Natur und es 
bleibt vorerst ganz unausgemacht, ob diese und damit ob quantitative Ökonomie überhaupt 
möglich ist. 

Der Prozeß der sozialökonomischen Realität bleibt dem Neoricardianer deshalb ein in un- 
durchdringliches Dunkel gehülltesX, weil ihm bereits die Beschreibung dieser »Formen« vor 
ein ganz unbekanntes und mit modelltheoretischen Mitteln auch ganz unlösbares Problem 
stellt. Wie vermöchte er also jenen sozialökonomischen Prozeß zu thematisieren, der diese 
»Formen« hervorbringt? Er muß sie wie noch jeder Ökonom »voraussetzen«. Freilich muß 
man bei diesem Punkt nun zwei Richtungen der Ökonomie scharf voneinander unterschei- 
den. Die eine Richtung folgt dem frühen Schumpeter und hält sich strikt an die von ihm for- 
mulierte Maxime, man müsse sich »davor hüten ... Voraussetzungen begründen zu wollen«. 
Ökonomie wäre dann ihrem »methodologischen und erkenntnistheoretischen Wesen nach 
eine *Naturwissenschaft’ und ihre Theoreme “Naturgesetze’ ...« (Schumpeter 1908, $. XVLf£.). 
Wie jede vexakte Disziplin« untersuche sie die in »gegenseitiger Abhängigkeit voneinander« 
befindlichen »Quantitäten« in der Weise, daß die »Veränderung einer derselben eine solche 
aller nach sich zieht«. Es handelt sich um »ökoromische Quantitäten«, die so die»Elemente ei- 
nes Systems bilden« (ders., S. 28). Ware, Geld und Kapital sind also nichts weiter als» ZJemen- 
te« eines formalen Systems ebenso wie Atome und Moleküle. »Alle exakten Disziplinen« sei- 
en »nicht nur wesensgleich«, nein, sie »sind« dem frühen Schumpeter zufolge »eigentlich nur 
ein- und dasselbe...: ein- und dasselbe Gleichungssystem nämlıich«. Folglich gibt es für ihn nur 
einen »einzigen Unterschied«, nämlich den »der Interpretation der einzelnen Glieder der 
Gleichungen« (ebd., 5.533 f.). So geschrieben im Jahre 1908. Freilich bemerkte Schumpeter 
schon damals einige gravierende Schönheitsfehler jener zur exakten Wissenschaft« erhobe- 
nen Ökonomie: 

»daß die Nationalökonomie weder über eine Geldtheorie verfügt, noch jemals verfügt hat«. »Die Ge- 
meinplätzlichkeit, die völlige Interessenlosigkeit ... ist ein Charakteristikum geldtheoretischer Arbei- 
ten« (ebd., S. 266, 283). 

Was erkennt Schumpeter nun als eines der zentralen, ungelöst gebliebenen Probleme? Das 
der »Werteinheit« oder des »Wertmaßes«? In der Konstruktion der »Einheit liegt der eine 
Grundstein der Geldtheorie«. Hier wie in der Zinstheorie tauchen wie aus der Pistole ge- 
schossen »metaphysische« Begriffe wieder auf: »Wesen« und »Ursache«. Es geht ihm um »das 
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‘Wesen’ und die Bewegungsgesetze des Wertes des Geldes« und vor allem auf dem Gebiet der 
Zinstheorie um das »Wesen der Erscheinung« (ebd., S. 279, 385, 417 f.). 

Schumpeter wird sich fortan intensiv mit jenen Fragen der »Interpretation« der Gleichungs- 
glieder auseinandersetzen und schließlich resignieren: das mehrfach angekündigte Buch über 
das Geld sollte niemals erscheinen, so daß das im Nachlaß vorgefundene Manuskript unter 
dem Titel »Das Wesen des Geldes« (Schumpeter 1970) erst nach seinem Tode publiziert wer- 
den konnte. Gleiches gilt für das»monumentale Werk« (H. Albert) seiner Dogmengeschich- 
te. Die nachdrücklich gestellte Frage: »Ist die Wirtschaftslehre überhaupt eine Wissenschaft?« 
bleibt in der Schwebe: »Wir sind noch nicht über den Berg, ja wir sind noch lange nicht (!!!) 
darauf« (Schumpeter 1965, $. 35, 37) 

Nun hatte der frühe Schumpeter nur das artikuliert, wovon die Begründer der mathemati- 
schen Ökonomie zutiefst überzeugt waren, daß »die Volkswirtschaftslehre, wenn sie über- 
haupt eine Wissenschaft sein soll, eine mathematische Wissenschaft sein muß« (Jevons, nach 
Schneider 1965, S. 14). Walras geht über diese These von Jevons konsequenterweise noch hin- 
aus und behauptet gar, daß die »Physiokraten der Volkswirtschaftslehre schon ganz den Cha- 
rakter einer physischen (!!!) Wissenschaft« gegeben hätten. Folglich begreift er seine ökono- 
mische Theorie als»physikalisch-mathematische Wissenschaft« (Walras 1972, S. 3). Wicksell 
hofft, daß es nach dem Vorbild der Physik gelingen könnte, »schwankenden Begriffen ... ma- 
thematische Bestimmtheit zu verleihen« (Wicksell, 1969, S. 88). WieSchumpeter sieht er sich 
jedoch genötigt in der Zinstheorie sein eigenes Programm zu desavouieren und essentiali- 
stisch zu verfahren, nämlich nach dem »Urgrund des ganzen Zinsphänomens« (Wicksell 
1928, S. 15; Wicksell 1969, S. 207, 211) und dem »eigentliche(n) Wesen des Kapitals« und der 
»Ursache« seiner »Kraft« zu fragen, die er im eklatanten Widerspruch zu seiner subjektiven 
Wertlehre gar als »wertbildende« bezeichnet. Es ist sicher zu bezweifeln, ob den Vertretern 
der »physikalischen Wissenschaft« jemals derartige Kräfte unter dem Mikroskop begegnen 
werden (Morgenstern in: Topitsch 1965, $. 330). 

Jene andere Richtung möchte nun im Gegensatz zur Ökonomie als »quantitativer Wissen- 
schaft« — so der Schumpeter-Schüler Erich Schneider — überindividuelle und qualitative 
Strukturen fixieren. Sombart insistiert darauf, daß das Verständnis »wirklicher Wirtschaft« 
auf reale Zusammenhänge »überindividueller« Natur führen muß. Notwendig werde die 
»Frage erörtert...: “was’ denn eigentlich der ‘Kapitalismus’, ob er eine “Realität? ... sei«. Som- 
bart und andere Vertreter der »dritten« oder »geisteswissenschaftlichen Nationalökonomie« 
sind überzeugt: 

»Es ist nun einmal so: hier steckt etwas hinter der Einzelerscheinung, das kein Nominalismus aus der 
Welt wegdeuten kann. Es ist außerordentlich schwierig, es zu bestimmen; aber da ist es« (Sombart 1937, 
5.212). 

Max Scheler verficht dezidiert dieselbe Position, doch besonders auf geldtheoretischem Ge- 
biet läßt sich ein fließender Übergang von ökonomischen in philosophische Erwägungen 
nachweisen. Amonn kritisiert trefflich die Unbehaglichkeit des Schumpeterschen Versuchs, 
die Frage nach der Qualität der »ökonomischen Quantitäten« zu eliminieren: 

»Es handelt sich hier nämlich nicht um reine Quantitätsverhältnisse ... oder rein mathematische Größen- 
beziehungen, sondern um Beziehungen zwischen realen, empirischen Größen, und da muß man sich 
beim mathematischen Ausdruck immer fragen: Was wird ausgedrückt? und: entspricht der Ausdruck 
dem, was durch ihn ausgedrückt werden soll, ist der Ausdruck dem Ausgedrücktem adäquat (!!), sind al- 
le Bedingungen, auf die es im Objekt (!!) ankommt, im Ausdruck berücksichtigt?« (Amonn 1977, 
5. 124). 
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Sombart stellt nur in recht allgemeiner Weise die Frage nach der »Realität« des Ökonomi- 
schen, speziell der Struktur »Kapitalismus«; er fragt genauer »von welcher Art diese ‘Realität’ 
sei«, also die eines »realen Zusammenhanges« im Unterschied zum konstruierten des Mo- 
dells. Doch wie ist nun das Verhältnis beider zueinander zu beurteilen? Der »relatio rationis« 
des Modells und der »Beziehung zwischen den realen, empirischen Größen«, die selbst etwas 
Reales vorstellt, eine »relatio realis«? 

Sombart verkennt nämlich ebenso wie Max Scheler, daß die Frage, »ob und von welcher Art 
diese ‘Realität’ sei« nicht nur im Hinblick auf die Realität des»realen Zusammenhangs« Kapita- 
lismus zu stellen ist — und zwar in der Auseinandersetzung mit der Idealtypenlehre Webers —, 
sondern bereits in bezug auf Ware und Geld. 

Der Kardinalirrtum von Walras und Schumpeter — gleiches gilt für Sraffa — besteht nun offen- 
kundig in der unreflektierten Annahme, in der Pysik wie in der Ökonomie seien die »Bezichun- 
gen zwischen (den) realen, empirischen Größen« strukturell identisch und eben deshalb auch 
das »Gleichungssystem« strukturell »ein und dasselbe«. Wird diese Behauptung unmittelbar 
auf die »einzelnen Glieder der Gleichungen« übertragen, so wird im Falle der ökonomischen 
Fundamental-Gleichung der Irrtum offenbar: in den Beziehungen zwischen den realen em- 
pirischen Größen der Physik existieren die einzelnen Elemente prinzipiell unabhängig von- 
einander; es ist nicht einmal ausgemacht, ob es zulässig ist, ihr Verhältnis anders als ein kausa- 
les, etwa als das eines realen Gegensatzes oder gar Widerspruchs zu begreifen; jedenfalls wird 
es niemand einfallen, einen »inneren und notwendigen« (K3/235) oder gar »lebendigen Zu- 
sammenhang« (13/159) zwischen der normierten und den zu messenden Größen physischer 
oder chemischer Qualität zu behaupten. Doch eben dies gilt für die Glieder der ökonomı- 
schen Fundamental-Gleichungen im Unterschied zu den in Gestalt von Gleichungen ausge- 
drückten Gleichgewichtsbedingungen der Kreislauf-Schemata. j 

Wie wir noch sehen werden, besteht in einem zentralen Punkt volle Übereinstimmung zwi- 
schen dem ökonomisch-philosophischen Denker Marx einerseits und einer Reihe philoso- 
phischer Denker und ökonomischer Theoretiker andererseits, daß nämlich Ware und Geld 
keineswegs sich ebenso als »Elemente eines Systems« behandeln lassen wie Atome und Mole- 
küle. Mitnichten besteht der »einzige Unterschied« zwischen der Physik und der Ökonomie 
lediglich in einer unterschiedlichen »Interpretation der einzelnen Glieder der Gleichung«: 
die Glieder sind vielmehr in dem einen Fall» E/emmente«, im andern dagegen etwas ganz anders- 
artiges, nämlich sich wechselseitigdurchdringende und bedingende »Momentes einer dialekti- 
schen Struktur. Dies ist von Marx auch in Gestalt eines indirekten Beweises demonstriert 
worden, indem er überzeugend die Aporien der nicht-tautologisch verstandenen Quantitäts- 
gleichung aufgezeigt hat: zeichnet diese sich doch dadurch aus, daß der Ökonom »mecha- 
nisch die Ware auf die eine und das Geld auf die andre Seite stellt« (13/140). 


2. Geld oder Numeraire- Wirtschaft? 


Zur Kennzeichnung der prinzipiellen Mängel dessen, was heute als »mathematizistische 
Pseudowissenschaft« angegriffen wird, dürfte sich eine Marxsche These bewähren, die gene- 
rell die atomistische Denkweise der akademischen Sozialökonomie anprangert: 


»Die Rohheit und Begriffslosigkeit liegt eben darin, das organisch Zusammengehörende zufälligaufein- 
ander zu beziehn, in einen bloßen Reflexionszusammenhang zu bringen« (42/23). 
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Die»Rohheit und Begriffslosigkeit« der Walras und Sraffa besteht genau darin, das»organisch 
Zusammengehörende«, nämlich »Ware« und »Wertstandard« zufällig aufeinander zu bezie- 
hen, in den »bloßen Reflexionszusammenhang« der Modell-Relation zu bringen. Bloße »Mo- 
mente« einer Totalität — »Die Zirkulation ist erste Totalität unter den ökonomischen Ka- 
tegorien« (G/127) — werden im ökonomischen Modellplatonismus zueinander gleichgültig 
gegenüberstehenden »Elementen« hypostasiert. Man könnte gegen diesen Befund einwen- 
den, daß sich der Anfang des Sraffa-Modells gar nicht als »Zirkulation«, sondern nur als»Pro- 
duktentausch« interpretieren lasse, folglich auch gar nicht »Waren«, sondern lediglich Pro- 
dukte, bloße »Erzeugnisse« getauscht würden. Doch dies ist sowohl bei Walras als auch bei 
Sraffa bloßer Schein. Es wird nämlich von vornherein unterstellt, daß für einen anonymen 
Markt produziert wird und Interdependenz der Produktionszweige besteht. Mehr noch, 
Sraffa unterstellt gar die Existenz von Lohnarbeit und eine hochentwickelte Arbeitsteilung, 
nämlich die Aufteilung der gesellschaftlichen Produktion in AbteilungIund II. Walras und 
in seiner Nachfolge Sraffa glauben sich berechtigt, am Anfang der Konstruktion von der Exi- 
stenz des Geldes zu abstrahieren, um dann in einem zweiten Schritt zwecks Gewinnung der 
unentbehrlichen n-2. Gleichung den mysteriösen »Wertstandard« einzuführen, eine denatu- 
rierte Gestalt der 1. Bestimmung des Geldes. 

Wir werden uns noch damit zu befassen haben, welche unreflektierten Voraussetzungen die- 
sen Naturaltauschwirtschaftsmodellen zugrundeliegen, und bekanntlich haben ihnen auch 
akademische Kritiker widersprochen, so vor allem Gustav Cassel. Ein trefflicher Einwand 
Marzens set jedoch hier schon vorgetragen. James Mill hatte zum Zweck des Nachweises des 
prinzipiellen Gleichgewichts kapitalistischer Produktion eine naturaltauschwirtschaftliche 
Argumentation vorgetragen, die später unter dem Namen »Saysches Prinzip« bis in unsere 
Gegenwart hinein die bürgerliche Ökonomie zu erbauen vermochte. Marx durchschaute die 
logische Unhaltbarkeit dieser Konstruktion, da Mill hierbei 


»den Zirkulationsprozeß in unmittelbaren Tauschhandel verwandelt, in den unmittbaren Tauschhan- 
del aber wieder die dem Zirkulationsprozeß entlehnten Figuren von Käufer und Verkäufer hinein- 
schmuggelt« (Z/78), 


womit das Geld, das später wie überall in den akademischen Modellkonstruktionen als »pfif- 
fig ausgedachtes Auskunftsmittel« (13/63) eingeführt wird, in Wahrheit immer schon unre- 
flektiert vorausgesetzt wird. Auch bei Sraffa werden die anfänglichen Begriffe der »Totalität« 
Zirkulation »entlehnt«, obwohl, wie sich noch zeigen wird, außerhalb der Zirkulation jene 
ersten Begriffe zu Scheinbegriffen geraten: da für die prämonetäre Naturaltauschwirtschaft 
ein »Handel« postuliert wird und auch postuliert werden muß — Sraffa unterstellt die un- 
“ koordinierte Produktion vereinzelter Einzelner —, so wechselt folglich das jeweilige Ange 
bot von und die Nachfrage nach »Weizen«, »Eisen« etc., und ebenso die Nachfrage nach und 
das Angebot von Lohnarbeit. Es müßten folglich Gleichgewichts-Tauschwerte und um sie 
oszillierende Markt-Tauschwerte konstruiert werden, und dies, obwohl Nutzwertschätzun- 
gen wie in den neoklassischen Modellen ausgeschlossen sind. 

Man möge nicht einwenden, daß auch Marx genötigt sei, am Anfang der Entwicklung von der 
Konkurrenz, also von Angebot und Nachfrage zu abstrahieren. Diese Replik beruht auf dem 
fundamentalen Mißverständnis der Marzschen Werttheorie als Tauschtheorie; es ist noch zu zei- 
gen, daß sie vielmehr etwas prinzipiell anderes darstellt, nämlich eine Analyse der elementaren 
»Formen« oder »Kategorien«. Als solche Kategorial- Analyse untersucht sie»reale Relationen«, 
wie etwa die Ware-Geld-Relation, ein »existierendes ... Verhältnis von Gegenständen« (K1/86). 
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In dieser Eigentümlichkeit hat sie durchaus nichts gemein mit den Tauschtheorien der Wal- 
ras und Sraffa, sondern ist'allein den Kategorial-Analysen des Geldes durch Hegel, Simmel 
und Liebrucks kommensurabel, sowie den Kategorial-Analysen von Ware, Geld und Kapital 
seitens einiger Ökonomen wie Amonn, Gott], Horn, Wilken, Elster, Hero, Möllerund ande- 
rer. Der traditionelle Typus der Kapitaltheorie ist durchweg der Kategorial-Analyse zuzu- 
rechnen: man denke nur an die Explikation des Kapitalbegriffs durch Smith, Sismondi und 
Say, wie sie von Marx vor allem im Rohentwurfuntersucht wurden, sowie an die bis heute un- 
geschlichtet gebliebene Kapital-Kontroverse zwichen dem Begründer der Grenzproduktivi- 
tätstheorie Clark und Böhm-Bawerk. Wie unbefriedigend die Stellungnahmen der »moder- 
nen« Ökonomie ausfallen, mag man bei Robinson/Eatwell (1974, S. 81) nachlesen. 

Damit ist schon gesagt, daß sich die »moderne« Ökonomie durch eine merkwürdige Mi- 
schung von mathematizistischer Tauschtheorie und kruder Kategorial- Analyse auszeichnet. 

Dies, sowie die prinzipielle Differenz zur Marzschen Kategorial-Analyse tritt besonders 
deutlich bei Wicksell hervor, einem der Pioniere der »modernen« Ökonomie. Hier wird aus- 
gesprochen, was durchweg für alle Grundlegungen der subjektiven Ökonomiegilt: man sieht 
»in der Wertlehre zunächst von den Funktionen des Geldes ab« (Wicksell 1969, S. 11). Wert- 
lehre und Geldtheorie gelten als gänzlich disparate Gebiete, was sich besonders anschaulich 
am Hauptwerk von Jevons demonstrieren läßt: in seiner Theorie der Politischen Ökonomie 
finden sich zwar umfangreiche Kapitelüber Nutzen, Tausch etc. undauch über Kapital, doch 
keines über Geld; gleiches gilt für Marshalls Hauptwerk, auch Walras verliert in seiner Be- 
gründung der Gleichgewichtstheorie kaum ein Wort über Geld; Menger behandelt auf 250 
Seiten Wert, Tausch, Preis, Ware etc., und erst im letzten Kapitel findet sich einiges über die 
Funktionen des Geldes. Hier wie für die separaten Abhandlungen über Geld bei Jevons, Wal- 
ras und Marshall gilt das Urteil Schumpeters, daß das »Gebotene« durch »Gemeinplätzlich- 
keit« und »völlige Interessenlosigkeit« sich auszeichnet. 

Die entscheidende Frage lautet nun, läßt sich vor und unabhängig von der Analyse der Geld- 
funktionen tatsächlich eine Preistheorie und gar eine Kapitaltheorie entwickeln, wie dies in 
jenen klassischen Grundlegungen der »modernen« Theorie, inclusive der Wicksells, gesche- 
hen ist? Wird man ernsthaft behaupten können, die Begründung der Wertlehre und die der 
Geldfunktionenlehre hätten nichts miteinander gemein? An eben diesem Punkt gabeln sich 
die Wege zwischen der Marxschen Theorie einerseits, den neoklassischen und der neoricar- 
dianischen andererseits. 

In all diesen Werken, das Sraffas eingeschlossen, tauchen urplötzlich, wie aus der Pistole ge- 
schossen, unabgeleitet und unexpliziert die dunklen Begriffe »Wertstandard«, »Wertmesser« 
und»Werteinheit« auf. Dabei wissen zumindestens einige dieser Autoren oder zumindest ih- 
re prominenten Nachfolger, daß es sich um überaus problematische Begriffe handelt. 

Wir verwiesen bereits auf Schumpeter, und auch Wicksell konstatiert, daß »niemals eine völ- 
lig durchgeführte Theorie des Geldes und seiner Funktionen aufgestellt worden ist« (ebd., 
5. 10). Joan Robinson operiert hart an der Grenze intellektueller Redlichkeit, wenn sie einer- 
seits zu der frappierenden Feststellung gelangt: 


»Geld und Zinssatz erweisen sich wie Güter und Kaufkraft als unfaßliche Begriffe, wenn wir wirklich 
versuchen, sie festzuhalten« (Robinson 1965, $. 109), 


andererseits die Explikation dieser »Unfaßlichkeit«, den Nachweis der ökonomischen Apo- 
rien unterläßt und stattdessen ein Lehrbuch mitverfaßt, dessen grundbegrifflich relevante 
Abschnitte eben diese wundersamen Paradoxien verschweigen. Wie lassen sich noch ökono- 
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mische Lehrbücher verfassen, wenn man es unausgesetzt mit »unfaßlichen Begriffen« zu tun 
hat? Ist man also hier an den tieferen Grund des Vorwurfs gelangt, daß wir es im Falle der 
»modernen« Ökonomie mit einer»mathematizistischen Pseudowissenschaft« (Clauß) zutun 
haben? 

Kein Neoricarianer vermag uns mitzuteilen, was ihr Meister im Anschluß an den subjektiven 
Werttheoretiker Walras in der Wortverbindung »Wertstandard« denn eigentlich unter 
»Wert« versteht, wenn »Tauschwerts, also ein »relativer Wert«, nicht gemeint sein kann, die 
Verwendung der Begriffe »absoluter Wert« oder »Wert überhaupt« ausgeschlossen werden 
soll. Stellt man diese Frage, so kann man erleben, daß der Neoricardianer dann allen Ernstes 
im Orginaltext fahnden möchte, ob Sraffa vielleicht den Begriff »value« vermieden haben 
könnte und lediglich ein unglücklicher Übersetzungsfehler vorliegt. Nun, um das Wort ist es 
nicht zu tun, denn auch der Begriff »abstrakte Recheneinheit« oder irgendeine Worterfin- 
dung enthebt ihn nicht der Aufgabe, über die»wirtschaftliche Dimension« der Dinge nachzu- 
denken statt lediglich zu rechnen, da hier nun einmal qualitative Dinge ins Spiel kommen. 
Doch vor allem kommt es auf die sog. Funktion an, auf die ganz und gar mysteriöse Funktion 
des mysteriösen Subjekts oder besser Fetischs Geld, die heterogenen Gebrauchswerte homo- 
gen, »gleich« zu »machen«. Dies für Marx zentrale Problem der Wert- Theorie wird von Wal- 
ras und Sraffa dadurch wegräsoniert, sofern es in das Problem der n-2. Gleichung verwandelt 
wird, was sich dann so anhört: 


»Eine der Waren wird zum Wertstandard erhoben und ihr Preisals Einheit gewählt« (Sraffa 1976, $. 23). 


Die »Einheit« qua »Wert-Standard« ist natürlich eine » Wert-Einheit«, was Sraffa unter- 
schlägt, doch Wicksell redlicherweise denn auch so benennt. Der Neoklassiker mag. den Neo- 
ricardianer sodann belehren, daß dergestalt aus den »physischen Mengen ... bewertete Größen« 
(Helmstädter 1981, S. 30) werden und der Neoricarianer es folglich überall mit »bewerteten 
Größen« zu tun hat, über den Prozeß der »Bewertung« allerdings nichts aussagt. Wie seiner- 
zeit Bailey vermag er dann bloß noch zu antworten: der »gemeinsame Nenner« der »zu mes- 
senden Waren« ist etwas, »was fertig vorliegt«. 

Die Genesis jenes sozial-ökonomisch »Fertigen«, das den Subjekten des Austauschs immer 
schon vorgegeben ist, vermögen die Tauschtheorien ä la Bailey, Cassel und Sraffa durchaus 
nicht zu thematisieren; der Marxsche Aufweis der Gedankenlosigkeit Baileys ist daher verall- 
gemeinerungsfähig und charakterisiert auch die Wertvergessenheit der Cassel und Sraffa: 
»Hier haben wir den Burschen. Wir finden die values gemessen, ausgedrückt in den prices vor. Wir kön- 


nen uns also damit begnügen ... — nicht zu wissen, was der Wert ist«. Jedoch: »Geld ist selbst schon die 
Darstellung des Werts, supponiert ihn« (T3/160 £.). 


Marx leugnet nicht, daß die »physischen Mengen« zwar nicht »bewertet«, aber je schon, 
quasi-apriorisch »gleich« sind: »sie sind in fact schon verglichen« (ebd.). Das enthebt aber 
nicht der Aufgabe, die Bedingungen der Möglichkeit dieses anonymen Prozesses zu untersu- 
chen. Marx stellt in der Krztik im Kapitel »Maß der Werte« klar heraus, daß die Analyse ein 
»qualitatives und ein quantitatives Moment... zu unterscheiden« (13/50) hat, wobei das»gua- 
litative Moment« des monetären Maßes den eigentlichen Gegenstand der Marxzschen Wert- 
theorie qua Form-Analyse ausmacht — ein Punkt, den übrigens Petry völlig verkennt, der 
erstmals, jedoch ganz irreführend von »qualitativer Werttheorie« gesprochen und so in der 
Literatur, etwa bei Sweezy und Nutzinger, heillose Verwirrung gestiftet hat. Das Wertpro- 
blem bei Marx ist primär ein qualitatives und als solches das Problem des »gualitativen Mo- 
ments« des Geldes. Aus heterogenen oder »physischen« Mengen »werden« homogene, soziale 
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Dinge. Dieses rätselhafte»Werden« nennt Marx »qualitative Verwandlung« oder eben »Meta- 
morphose«. 

Bekanntlich war es dieses Phänomen, das bereits Aristoteles beschäftigte: »Das Geld macht 
(I) einem Maße gleich (!!) die Dinge kommensurabelk« (zit. in: Z/52). Es ist im Grunde kein 
naturwissenschaftlich konstatierbares Maß, sondern diesem nur »gleich«, analog; physisches 
und soziales Maß, daher generell Physisches und Soziales, erste und zweite Natur sind also 
prinzipiell geschieden — eine Einsicht, die dem analytisch orientierten Ökonomen verschlos- 
sen bleibt, wenn ihm die physische Größe »Länge in cm« und die soziale Größe »Preis in Dol- 
lar« als gleichartige Beispiele für »quantitative Begriffe« (Helberger 1974, 5. 81) gelten. Dabei 
bringt dieses exzellente Beispiel für den »Fetischismus der (!!) politischen Ökonomie« der 
Identifizierung von erster und zweiter Natur, nur das naiv zur Artikulation, was jeder Walra- 
sianer oder Sraffianer bewußtlos praktiziert. Ignoriert wird Allerelementarstens: keinem 
Physiker wird jemals die absurde Behauptung in den Sinn kommen, das Pariser Urmeter oder 
irgendein Längenmaß besitze die »Funktion«, das zu Messende größenhaft kommensurabel 
zu»machen«: die den heterogenen Dingen apriori gemeinsame Dimension der Größe ist Vor- 
aussetzung, keineswegs Resultat der Messung. 

Immer wieder ist auf die bloß metaphorische Bedeutung der Redeweise von der »Messung« 
des Werts der Waren durch den »Wertmesser« Geld hingewiesen worden. Morgenstern 
macht ausdrücklich darauf aufmerksam, es würden in der Ökonomie fortgesetzt »Sprachaus- 
drücke« besonders aus 

»der Physik verwendet, wobei der ihnen dort gegebene Sinn nicht beibehalten wird bzw. überhaupt 
nicht genau bekannt ist, z.B. Messen ...« (Morgenstern, in: Topitsch 1965, $. 329). 


Ein Blick gerade in die analytischen Darstellungen der Regeln für die Einführung quantitati- 
ver Begriffe und für den Meßprozeß genügt, um sich von der gänzlichen Inkommensurabili- 
tät physikalischer und ökonomischer Messung eine erste Vorstellung zu verschaffen: Zumal 
der subjektiven Werttheorie inclusive der Gleichgewichtstheorie ist ein für allemal der Gar- 
aus gemacht, wenn man sich Gottls treffliche Kritik der »Fabeleien von einer “Wertmessung’ 
. einem “Wertmesserdienst’ des Geldes« vor Augen führt. Die sog. Wertschätzungen sind 
Irak lercnedee subjektiven Ökonomie, der Gottl die lapidare Feststellung entgegensetzt: 
»Niemand mißt und nichts wird gemessen«, »wer soll da eigentlich messen ... und was in aller Welt soll 


da erst aus einer Messung hervorgehen? Alle Messung kommt da längst zu spät (!!), wo das Ausmaß gleich 
zahlenhaft geboren wird« (Gott! 1923, $. 42 f., 45, 145). 


Nimmt man diese Feststellungen ernst, so hat dies nicht nur bedeutsame ökonomietheoreti- 
sche, sondern zugleich methodologische und gesellschaftstheoretische Konsequenzen. Es 
wird zum einen offenbar, daß man die analytischen Vorstellungen von einer Einheitswissen- 
schaft definitiv zu verabschieden hat; und es dürfte jetzt zum anderen einleuchten, daß der 
Handlungsbegriff ganz unbrauchbar ist, die Ausgangspunkte der Sozialwissenschaft zu be- 
gründen. 

Zwar hat sich auch Max Weber diesem Sachverhalt genähert, daß hier unleugbar anonyme 
und überindividuelle Sozialprozesse ins Spiel kommen, solche also, die sich »hinter dem 
Rücken« der Individuen vollziehen und mitnichten sich als »Nebenfolgen« intentionalen 
Handelns begreifen lassen. Zu einer klaren Einsicht vermag sich jedoch auch Weber nicht 
durchzuringen, als er 1919 im Kontext seiner Darlegungen über die»zunehmende Rationalıi- 
sierung« der Welt. durch die Wissenschaft, ihre»Entzauberung«, dieÖkonomie demonstrativ 
herausfordernd, konstatierte: 
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»Wenn wir heute Geld ausgeben, so wette ich, daß, sogar wenn nationalökonomische Fachkollegen im 
Saale sind, fast jeder (!!) eine andere Antwort (!) bereit halten wird auf die Frage: Wie macht (!!) es das 
Geld, daß man dafür etwas — bald viel, bald wenig — kaufen kann?« 


Das Beispiel beweist weit mehr, als es beweisen soll und beweisen darf, daß nämlich die »zu- 
nehmende Intellektualisierung und Rationalisierung« gerade nicht eine »zunehmend allge- 
meine Kenntnis der Lebensbedingungen« bedeute, sondern nur dies, daß »wenn man nur 
wollte, es jederzeit erfahren könnte, daß es also prinzipiell keinegeheimnisvollen unberechen- 
baren Mächtegebe ... man vielmehr alle Dinge... durch Berechnen beherrschen könne« (Weber 
"1968, 5. 594)." 

Weber war natürlich mit den heftigen Kontroversen um dasgrundlegende Werk der neueren 
akademischen Geldtheorie, Knapps Staatliche Theorie des Geldes, ebenso vertraut wie mit 
Gottls »in hohen Maße geistvolle(r) Hauptleistung«, nämlich seiner »Kritik der National- 
ökonomie« (ebd., S. 94), in der er seine eigne »in nuce« antizipiert sah. Und in Knapps Haupt- 
werk dürften Weber die resignierenden Thesen des Mitbegründers der »modernen« Geld- 
theorie — Keynes sollte sich ausdrücklich auf ihn berufen — nicht entgangen sein: 

»Eine wirkliche Definition des Zahlungsmittels dürfte schwerlich zu geben sein, ebenso wie man in der 
Mathematik nicht sagen kann, was eine Linie oder was eine Zahl ist ... Wenn man etwa sagen wollte: 
Zahlungsmittel ist ... Trägerin von Werteinheiten, — so wäre dies ganz in unserem Sinn ... Aber es sei 
ferne, dies als eine Definition auszugeben, denn dabei wird die Werteinheit als eine selbstverständliche 
Vorstellung behandelt — was sie gar nicht ist (!!!)« (Knapp 1919, $. 6 £.). 


Wir sahen, bei Bailey, Walras, Cassel, Wicksell etc. war sie eben die, eine »selbstverständliche 
Vorstellung«, und nach den resultatlosen Diskussionen der 20er Jahre in Anschluß an Knapp 
und Simmel sollte sie es auch wieder werden — generell und nicht bloß bei Sraffa—, oder wur- 
de zumindest trotz aller Mentalreservationen wie bei J. Robinson wieder so behandelt: Wert- 
einheit als»Maß« gleich Längeneinheit, erste gleich zweite Natur. Doch Knapp wußte, daß die 
Nominaldefinition lediglich eine Chiffre bezeichnet, die sich jeder rationalen Bestimmung 
zu entziehen scheint. Was soll das schließlich heißen, daß ein Etwas als »Trägerin« jener my- 
steriösen Einheit fungiert? »Aai« eine solche Trägerin bloß den Wert oder »ist« sie selbst 
»der« Wert, also Wert schlechthin? »Repräsentiert« diese Trägerin bloß den Wert der Waren 
oder »repräsentieren« umgekehrt die Waren als Preise bloß den »Wert schlechthin« des Gel- 
des? Ist Geld also »Repräsentant« oder »Repräsentierendes« und welche Seinsweise kommt 
diesem »Repräsentations-Verhältnis« eigentlich zu? Wie hat man sich jenen Theorie- 
Typus zu denken, der solcherlei Fragen zu thematisieren vermag, wie die Begründungsmög- 
lichkeit seiner Aussagen? 

Weber mißtraute offenkundig der Ökonomie, die grundlegende Probleme der sozialökono- 
mischen Reproduktion beantworten zu können. Man darf ihm unterstellen, daß er ganz be- 
wußt dem scheinbar ganz trivialen Problem der Bestimmungsgründe der Kaufkraft eine para- 
doxe Wendung gegeben hat: »wie macht es das Geld«, eine bestimmte Wirkung hervorzurufen 
und keine andere? Ein soziales Produkt gerät hier zu einem Subjekt, dessen Wirkungsweise 
eigengesetzlich geregelt ist. Mag sein, daß diese essentialistische Formulierung nur provozie- 
* Den Hinweis auf dieses Zitat verdanke ich Jürgen Ritsert, der in gemeinsamen, zusammen mit Egon 
Becker durchgeführten Seminaren über die methodologischen Probleme der Wertform-Analyse eige- 
ne, analytisch inspirierte Anstrengungen unternommen hat, die hier aufgeworfenen Probleme einer 


Lösung näherzubringen; seine sowie Egon Beckers Beiträge sind großenteils noch nicht veröffentlicht: 
worden und liegen bislang nur in Form von Seminar-Papieren vor. 
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ren sollte, die konstatierte Ohnmacht der Ökonomie läßt sich indes schwerlich mit seiner 
Rationalisierungsthese vereinbaren, bezeugt vielmehr den formalen Charakter derökonomi- 
schen Rationalität und die Begrenztheit des »Entzauberungsprozesses« der sozialökonomi- 
schen Realität. 

Die Zurückweisung des methodologischen Individualismus erlaubt Sombart eine weit unbe- 
fangenere Sicht des »kapitalistischen Wirtschaftssystems«, das ihm »als Ganzes irrational 
bleibt«. Im Gegensatz zu Weber erkennt Sombart gerade in dem »Nebeneinander höchster 
Rationalität und höchster Irrationalität« (Sombart 1925, 5. 9) eine »prinzipelle Eigenart« je- 
nes Systems. Das sich hieran anschließende Problem der Eigengesetzlichkeit der ökonomi- 
schen Realität vermag Sombart freilich ebensowenig zu analysieren wie Weber. Mit der Kon- 
statierung »realer Zusammenhänge« und der Frage »von welcher Art diese ‘Realität’ sei«, 
scheint er sich bewußt von der Idealtypenlehre abgrenzen zu wollen, die mit ihrer Konstruk- 
tion von bloß »gedachten Zusammenhängen« jene »realen« ignorieren muß. Die Unhaltbar- 
keit der Weberschen Behauptung, es seien 


»alle (t}) sogenannten “Grundbegriffe” der Nationalökonomie ... in genetischer Form nur als Idealtypen 
(!!) zu entwickeln« (Weber, a.a.O., S. 190), 


eine Behauptung, mit der Weber seine eigene These von der Eigengesetzlichkeit des Geldes 
desavouiert, mag Sombart auch nicht implizit zu thematisieren. Dabei hatten Simmel und 
Gottl den »Grundbegriff« Geld längst als Geld-Ware-Relation, somit als»realen Zusammen- 
hang«, also nicht in dem bloß »gedachten Zusammenhang« Weberscher Behandlungsart the- 
matisiert. 

Damit ist zugleich schon angedeutet, warum Sombart seine Frage nach der »Realität« und»Ir- 
rationalität« des »Systems« Kapitalismus, damit seine zur Weberschen Idealtypenlehre und 
zur ökonomischen Modelltheorie überhaupt quer stehende Problemstellung nicht zu kon- 
kretisierten und damit zu präzisieren vermochte. 

Das Problem der »Realität« und »Irrationalität« des Systems war in Anschluß an Sombart zu- 
nächst einmal am Problem des»Grundbegriffes« Kapital festzumachen, genauer an dessen Ei- 
gengesetzlichkeit, was Max Scheler richtig erkennt. DaKapital immer nuralsGeld- und Real- 
kapital existiert, war jedoch im Gegensatz zu Sombart #nd Scheler der »reale Zusammen- 
hang« Kapitalismus zunächst einmal auf der Ebene seiner einfachsten »Formen« oder denen 
der »einfachen Zirkulation« zu thematisieren, also des »realen Zusammenhangs« von Ware 
und Geld. Dieser eigengesetzliche, »reale Zusammenhang« von repräsentierenden und reprä- 
sentierten »Wertdingen« bezeichnet man nun im Gegensatz zum idealtypisch bloß konstru- 
ierten und so bloß »gedachten« als »Kategorie«. Die Sombartsche, dem »System« Kapitalis- 
mus geltende Frage, »von welcher Art diese ‘Realität’ sei« wird man demnach als die Frage 
konkretisieren, »von welcher Art die ‘Realität’ von Ware und Geld, generell von ‘Wertdin- 
gen’ ist«. Sofern Sombart ‘Kapital’ als »ein Abstraktum: das Sachvermögen« oder auch als 
»Tauschwertvorrat« (Sombart 1925, $. 5,7) charakterisiert, ist nach der »Realität« jenes» Ab- 
straktums« oder »abstrakten Vorrats« zu fragen. 

Tatsächlich ist denn auch schon mehrmals der Versuch unternommen worden, diese myste- 
riöse »Realität« zu bestimmen — doch die hierbei hervorbrechenden Paradoxien, zumal die 
von Amonn aufgezeigten, ließen die Ökonomie diese fundamentale Fragestellung immer 
wieder verdrängen. Schon die auf den ersten Blick einfachere Frage nach der Realität von Wa- 
re und Geld, von »Wertdingen« also, verstrickt nicht bloß die akademische Ökonomie, son- 
dern nicht minder die traditionelle Philosopie in unlösbare Schwierigkeiten. 
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Um Fundamentales geht es deshalb, weil diese Frage letztlich auf die Frage nach dem »Gegen- 
stand« der Ökonomie abzielt. Auch hier ist wieder auf die Amonnsche Monographie zu ver- 
weisen, deren Resultate freilich ebenso umstritten blieb wie die dort kritisierten Positionen. 
Das Sombartsche Methodenbuch beginnt daher mit dem Satz: 


»In der ... Nationalökonomie ... ist alles, was bestimmt sein sollte, unbestimmt: sogar der Gegenstande«. 


Jonas macht nun darauf aufmerksam, daß zum Wissen nicht nur gehört, »dafß man etwas 
weiß, sondern auch, daß man weiß, wovon (!!) man etwas weiß«. Dies, sowie die »Methode 
der ökonomischen Theorie« werde durch die »Bestimmung des Gegenstandes« (Jonas 1964, 
$. 207 £.) festgelegt. Wenn nun aber »das Objekt ihrer Erkenntnis nicht mit hinreichender 
Deutlichkeit klar ist« (ebd.,S. 8), weiß man demnach nicht, »wovon man etwas weiß« und be- 
sitzt kein wirkliches Wissen. Die gegenwärtige Klage, daß die Ökonomie »nach zweihundert 
Jahren immer noch nicht weiß, was sie weiß«, scheint der Feststellung äquivalent, daß ihre 
Gegenstandsbestimmung gescheitert ist oder eben nicht weiß, »wovon man etwas weiß«. 
Ignoriert wird das für die Marxsche Werttheorie zentrale Problem der »Qualität des Maßes« 
(Z/63). Die Robinsonsche Frage »Quantität wovon?« ist zu verallgemeinern und zu präzisie- 
ren als die Frage nach dem Substrat oder der Qualität jener »Quantitäten«, die in der problem- 
verschleiernden Manier des frihen Schumpeter »ökonomische« genannt wird. Sofern der 
Neoricardianer mit Schumpeter nichts als »ökonomische Quantitäten« kennt, »ohne die ge- 
ringste Angabe darüber« zu machen, was denn nun das »Ökonomische« dieser Quantitäten 
ausmacht, mag ihm dann auch die Werttheorie generell, zumal die Marxsche als»redundant« 
erscheinen. Doch seine »kritiklose Einstellung zum Rechnen« läßt ihn Allerelementarstes 
vergessen, daß, worauf Nicolai Hartmann in seiner Auseinandersetzung mit der neopositivi- 
stischen Formel: »wirklich ist, was meßbar ist«, immer wieder hinweist, - 

»auch der Gegenstand der exakten Wissenschaften ... in der mathematischen Struktur nicht aufgeht. Es 
liegt im Wesen der Quantitätsbestimmung, daß sie die Quantität ‘von etwas’ (!!) ist. Es muß immer ein 
Substrat (!!) der Quantität vorhanden sein, sonst ist sie Quantität von nichts (!!), ein inhaltsleeres Grö- 


ßenverhältnis ohne Realität... Es liegt ein nicht quantitatives Etwas zugrunde, und erst ‘an ihm’ haftet 
die Größenbestimmung« (Hartmann 1980, $. 21 f.). 


Ein »Denken, das es nicht denkt«, nennt: Adorno »verschnitten und uneins mit sich«. Jenen 
»Mangel an Selbstbesinnung« (Adorno 1973, $. 53 f.) wird man exemplarisch für den Neori- 
cardianismus an dem Robinsonschen Vorwurf demonstrieren können, die Neoklassik ent- 
ziehe sich »dem Problem, der Quantität von Kapital einen Sinn (!!) zu geben«. Der Vorwurf 
selbst ist sinnlos vom Standpunkt einer Autorin, die sich als Neopositivistin und als Veräch- 
terin werttheoretischer Reflexion vorstellt. Sie vermag nicht zu reflektieren, daß sie mit ihrer 
Vorstellung von einem »Sinn« ökonomischer Größen selber eine »metaphysische« Position 
bezieht und insofern in die Nähe solch phänomenologisch orientierter Ökonomen wie Som- 
bart und Gottl rückt, die von ihrer Postition her durchaus legitim nach dem »Sinn (!!) dieser 
Größen« fragen dürfen. Schon ihre Beobachtung, Grundbegriffe wie Geld, Gut etc. seien 
letztlich »unfaßlich«, impliziert die verbotene Frage nach einem objektiven »Sinn«, einer 
gleichsam ontologischen Struktur. In der Ökonomie qua »quantitativer Wissenschaft« ist sie 
deplaziert. 
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3. Die »ontologische« Rückbesinnung des späten Schumpeter 


Die vom jungen Schumpeter intendierte »Erkenntnistheorie der Ökonomie« war als neopo- 
sivistische orientiert »an Problemen der exakten Naturwissenschaften« (Schumpeter 1908, 
S. XII, XVI), war er doch überzeugt, daß die Ökonomie ihrem »methodologischen und er- 
kenntnistheoretischen Wesen nach... eine‘Naturwissenschaft’ und ihre Theoreme “Naturge- 
setze’...« seien. Soziologie und Philosophie gegenüber soll so »eine Art Monroedoktrin der 
Ökonomie« (ebd., 5. 536) begründet werden. 

Fühlt sich Hans Albert »gedrängt«, hinsichtlich des Spätwerks »von ‘angewandter Wissen- 
schaftstheorie’ zu sprechen« (Albert 1976), so dokumentiert es doch eher Unschlüssigkeit 
und Resignation, Etwa 40 Jahre nach seinem ersten Anlauf scheint es ihm jetzt »weder mög- 
lich noch wünschenswert«, sich »auf eine Erkenntnistheorie der Wirtschaftswissenschaft« 
(Schumpeter 1965, $. 47) einzulassen. Der Grund ist methodologische Ratlosigkeit. An drei 
Punkten läßt sie sich aufzeigen. 

(1) Da ist zunächst die von der Sekundärliteratur bis heute ignorierte, gänzlich veränderte 
Charakterisierung der Marxschen Analyse gegenüber seiner ganz unhaltbaren Darstellung 
etwa 7 Jahre früher. Galt ihm damals noch die Werttheorie als »die Ricardianische« und die 
Marxsche Argumentation bloß als »weitschweifiger und “philosophischer’ im schlimmsten 
Sinne des Wortes«, erfährt Marx dort noch das fragwürdige Lob, er habe nirgendwo die »po- 
sitive Wissenschaft« — gemeint ist hier allen Ernstes die Ökonomie — »an die Metaphysik 
verraten« (Schumpeter 1950, 5. 46 f., 25), so gerät jetzt zusehends die Vorstellung von der 
Ökonomie als autonomer und »exakter Disziplin« ins Wanken. Eine offenbar neue und 
ernsthaftere Marx-Lektüre führt Schumpeter jetzt zu Einsichten, die nicht bloß seinem frü- 
heren Marx- Verständnis, sondern darüber hinaus seiner Vorstellung von der Ökonomie als 
»positive Wissenschaft« strikt zuwiderlaufen. Schumpeter entdeckt für ihn Paradoxes. Der 
Vergleich zwischen der Marxschen und der Ricardoschen »Arbeitsmengentheorie« führt ihn. 
nicht bloß zu gewissen Selbstverständlichkeiten: 

»auch nichtmarxistische Historiker hätten erkennen müssen — was sie in den meisten Fällen nichttaten 
(1) —, daß es einen noch grundsätzlicheren Unterschied... gibt. Ricardo, der am wenigsten von der Me- 
taphysik beeinflußte aller Theoretiker, hatte die Arbeitsmengentheorie... als Hypothese eingeführt... 
Für Marx aber, dem am stärksten von der Metaphysik beeinflußten aller Theoretiker (!!!!) war die Ar- 
beitsmengentheorie nicht nur eine Hypothese über die relativen Preise... In Wirklichkeit... ist die 
Marxsche Werttheorie durchaus nicht mystisch oder metaphysisch... (beim) absoluten Wert... handelt 


(es) sich lediglich um den logisch zu Ende gedachten und konsequent angewandten Ricardoschen Real- 
werte. 


. Schumpeter spürt, daß hier vom Standpunkt dertraditionellen »positiven Theorie« her so Ei- 
niges nicht mehr mit rechten Dingen zugeht — ausgerechnet der »am stärksten von der Meta- 
physik beeinflußte« aller Ökonomen konstruierte eine Arbeitswerttheorie, die »vielleicht 
die einzige (ist), die jemals gründlich durchkonstruiert wurde« (1!) — doch mag er die metho- 
dologischen Konsequenzen des entdeckten Paradoxons nicht recht wahrhaben. Daß hier 
ganz neue und unaufgearbeitete Probleme vorliegen, hat er jedoch unumwunden zugestan- 
den: essei ihm im »Rahmen dieses Buches unmöglich, das ganze Problem zu klären« (!!!). Der 
Ökonomie schien es längst geklärt und Schumpeter vermerkt nachdenklich: 

»die Werttheorie... wurde zu sehr im Ricardoschen Sinn interpretiert. Dies aber war ein Irrtum, der auf ein 


Mißverständnis des wesentlichen (!!!) Punktes der Marxschen Werttheorie hinweist (!!)« (Schumpeter 
1965, 5. 727 ff‘). 
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Mit der Zurückweisung der traditionellen Identifizierung beider Werttheorien ist auf den 
»wesentlichen Punkt« lediglich »hingewiesen«, so daß seine eigentliche Untersuchung noch 
aussteht! Überflüssig zu erwähnen, daß die bemerkenswerte Selbstkritik Schumpeters in 
der akademischen Ökonomie und Methodologie ausnahmslos ignoriert worden ist. 

(2) Dies gilt freilich auch für den zweiten Punkt jener Selbstkorrektur, die ihn schließlich 
von seinen frühen Positionen ganz abrücken ließ: Der späte Schumpeter konstatiert im 
Hinblick auf die »Jevons-Menger-Walrassche Theorie« ein »Versagen der unifizierenden 
Kraft des Grenznutzenprinzips« (Schumpeter 1965, S. 1121). In seinem Geld-Manuskript 
tritt dieses Prinzip ganz in den Hintergrund und methodologisch dominieren essentialisti- 
sche Überlegungen, da seine Grundthese lautet, »daß sich im Geldwesen eines Volkes alles 
spiegelt, was dieses Volk tun will, tut, erleidet, :sz (!!!)«. Die Grundfrage ist die nach dem 
»Wesen des sozialen Instituts..., das wir Geld nennen« (Schumpeter 1970, $. 1, 221). Doch 
Schumpeter nennt andere »Beispiele« für das »Versagen« des Prinzips: die Zinstheorie und 
den Begriff »Kapıtal«. Wiederum treten hier essentialistisch-hermeneutische Vorstellungen 
in den Vordergrund, die dem Neopositivismus seiner frühen Maximen strikt widerspre- 
chen. Die »Methodologie« Böhm-Bawerks will er gegenüber den »mathematischen Ökono- 
men« verteidigen, sofern diese sie »verachten«. Diesem sei es darum gegangen, 

»das Phänomen des Zinses zu ‘erklären’ oder zu ‘verstehen’ (!!)... die “Ursache? (!} oder die ‘Quelle’ 
oder das “Wesen’ (!!) des Zinses zu erforschen... Da das ökonomische System nicht als Komplex unde- 
finierter Dinge behandelt werden kann, müssen wir... zunächst definieren, was (!) seine Elemente... 
bedeuten (!!} sollen, ehe wir (!!) die exakten Probleme... in Form von... Eigenschaften der Funktio- 
nen... die diese Bedeutung beinhalten (!!!), formulieren können... Wenn wir all dies getan haben, kön- 


nen wir sagen, daß wir... die Elemente ‘erklärt’ oder ‘verstanden’ (!!) haben,... die wir ‘erklären’ oder 
‘verstehen’ (!!) wollten« (Schumpeter 1965, $. 1178). 


Wie man sieht, brachte die schroffe Zurückweisung seines methodologischen Frühwerks 
durch seine Lehrer Wieser und Böhm-Bawerk offenkundig das zustande, was man eine »gei- 
steswissenschaftliche« Kehre nennen könnte. Bezeichnete es doch Wieser als die eigentliche 
Aufgabe der Wirtschaftstheorie den »wahren Sinn« der »Urworte« und »Namen« zu »deu- 
ten«, den 

»Sinn (!!) der Wirtschaft auch in solchen... Zusammenhängen zu verstehen (!!), die über die Erfahrung - 


des einzelnen hinausgehen... Die... Geisteswissenschaften, zu denen die Wirtschaftscheorie gehört 
(Wieser 1914, $. 133, 136), erforschen den ‘Geist der Grundworte’«. 


Tatsächlich hatte Schumpeter bereits in seinem ersten geldtheoretischen Versuch von 
1917/18 die Unzulänglichkeit analytischer Methoden für die geforderte »Arbeit an den 
Grundbegriffen« erkannt. Es geht ihm um das Geld »seinem sozialen Sinn (!!) nach« und 
zwar »nicht nur für den die Erscheinungen deutenden (!!) Forscher« (Schumpeter 1952, $. 
39), also um ihren objektiven Sinn. Dasjenige, was wir »Kaufkraft« bloß »nennen«, gilt ihm 
als eine »Erscheinung sui generis«, in seinem eigentümlichen Realitätscharakter also offen- 
bar grundsätzlich von Naturphänomenen zu unterscheiden oder ein Etwas, das seinem 
»Wesen« (ebd., 5. 49) nach zu bestimmen ist. Im Spätwerk wird er dann programmatisch 
formulieren, daß die formalisierbaren Beziehungen aus dem »Überblick über die ‘Bedeu- 
tung’ eines Phänomens« (Schumpeter 1965, S. 1179) abzuleiten sind. 

Die Begriffe »Sinn«, »Bedeutung«, »Wesen«, »Ursache«, »Verstehen« etc. setzt Schumpeter 
häufig in Anführungsstriche; offenbar will er demonstrieren, daß er sich der Problematik 
dieser Begriffe durchaus bewußt ist, doch vom »Hohnlächeln« (ebd., $. 1179) der »mathe- 
matischen Ökonomen« oder strikten Positivisten sich keineswegs beeindrucken läßt. 
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(3) Der dritte Punkt der Selbstkorrektur resümiert und klassifiziert nur das Vorangegange- 
ne. In dem 2. Kapitel seines Spätwerks, überschrieben “Die Methode der ökonomischen 
Analyse’, findet sich nämlich expressis verbis die Distanzierung von jenen neopositivisti- 
schen Physikalismus, durch den sich sein methodologisches Frühwerk auszeichnete. Der 
Ökonomie 

»fehlt jede Möglichkeit von Laboratoriumsversuchen, aus der die Physik so großen Nutzen zieht,... 
statt dessen schöpft die Wirtschaftswissenschaft aus einer Erkenntnisquelle, die der Physik versagt ist 
(!!), nämlich dem weitgehenden (!) Wissen des Menschen um den Sinn (!!!) der wirtschaftlichen 
Handlungen. Diese Erkenntnisquelle (!!) ist aber zugleich eine Quelle von Kontroversen... Diese Er- 
klärung hat hoffentlich dazu beigetragen, mich von dem Verdacht zu befreien, daß ich zum Scientis- 
mus neige«. Er insistiert darauf, »daß ‘Erklären’ in den Naturwissenschaften etwas ganz anderes (!!!) 
bedeutet als in den Sozialwissenschaften« (ebd., S. 48, 50). 


Im Grunde bleibt es bei dieser negativen Bestimmung: Schumpeter mißtraut allen philoso- 
phischen Entwürfen »verstehender« Sozialphilosophie und verwirft begründungslos auch 
Simmels Analyse von Wert und Geld. Lediglich seine späte Entdeckung, die »philosophi- 
sche« Struktur der Marxschen Werttheorie, scheint ihn zutiefst zu irritieren: 

»Die... Arbeitsmenge war nicht nur ein bloßer »Regulator« ihres Werts. Sie war ihr Wert (dessen 
»Wesen« oder »Substanz«)... Möglicherweise sind nun unsere weniger metaphysisch orientierten Le- 


ser davon nicht sehr beeindruckt; deshalb will ich sofort auf den praktischen Unterschied hin- 
weisen...« etc. (ebd., $. 728 f.). 


Seine Verdeutlichungsversuche bleiben hilflos und er spürt es: »Für den Nationalökonom 
ist Marx einer der schwierigsten Autoren« (ebd., $. 946) — ein in seiner Offenheit sympa- 
thisches Eingeständnis und zugleich eine nur allzuwahre Feststellung. Im Gegensatz zu den 
heutigen Vertretern seines Fachs, die wie etwa J. Kromphardt immer noch an der anachro- 
nistischen Gleichsetzung von klassischer und Marxscher Werttheorie festhalten, war der 
späte Schumpeter auf dem Weg zu einem adäquaten Marx-Verständnis. Der eigentliche 
Sinn der prinzipiellen Differenz beider Werttheorien mußte dem Ökonomen Schumpeter 
verborgen bleiben. Wie 119 Jahre nach dem Erscheinen des Kapital immer noch ausnahms- 
los jeder Ökonom, vermochte sich auch Schumpeter über dessen Untertitel und damit 
über die prinzipielle Differenz zwischen der klassischen und der Marxschen Analyse gene 
rell keine Klarheit zu verschaffen: als »Äritik« ist sie bis heute etwas der Ökonomie ganz 
Unbekanntes geblieben, nämlich »Kritik der ökonomischen Kategorien«, also keine quantita- 
tive Ökonomie, der vielmehr ebenso wie der klassischen »die kritiklose (!!!) Annahme der 
Kategorien« (K1/561) als gleichsam unreflektierte Bedingung ihrer MechchkeN zugrunde- 
liegt. 

So vermag Schumpeter denn auch nicht die Ricardo-Kritik Baileys als positivistischen Vor- 
läufer der Marxschen »Kritik des Gesamtsystems der ökonomischen Kategorien« (T3/250) 
zu durchschauen. Zwar bemerkt er trefflich, daß Bailey einen »schicksalhaften Schlag ge- 
gen den Ricardianismus« (ebd., S. 732) geführt habe, doch kommt es ihm nicht in den Sinn, 
die Marxsche Werttheorie in der ihm allein vertrauten Fassung des Kapitals als Meta-Kritik 
der Ricardo-Kritik Baileys zu begreifen. So vermag er denn auch nicht zu sehen, daß das zu 
Ende Denken dieser Kritik zu einer prinzipiellen Kritik der Ökonomie überhaupt führen 
muß. Bezeichnenderweise hat er methodologisch gegen den Theorie- Ansatz Ricardos denn 
auch gar nichts einzuwenden, den er anschaulich als »fragmentarische Mikroanalyse« (ebd., 
$. 1213) charakterisiert. Im Grunde kann er sich eine andere als die einer mikroökonomi- 
schen Begründung der ökonomischen Theorie auch gar nicht vorstellen. Daß schon der 
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junge Marx anläßlich seiner ersten Lektüre von Smith und Ricardo jene »fragmentarische 
Mikroanalyse« kurz und treffend als »erdichteten Urzustand« kritisierte, der in der »Form 
der Geschichte« das zu erklärende »Faktum« der Ökonomie »unterstellt«, statt es zu »dedu- 
zieren«, übersteigt den ökonomischen Fachhorizont Schumpeters. Wie das letzte Zitat 
zeigt, sucht er sich an den eigentlichen Sinn der Marxschen Verwendung »metaphysischer« 
Begriffe und damit an den Kern der Marxschen Werttheorie heranzutasten; doch die positi- 
ve Bestimmung dessen, was Marx als seine »Revolutionierung« der Ökonomie, somit auch 
der Werttheorie verstanden hat, will ihm nicht gelingen: ihre neue Begründung als Konsti- 
tutionstheorie des Werts und der ökonomischen »Gegenständlichkeit« überhaupt im strik- 
ten Gegensatz zu den Tausch-Handlungstheorien der Ökonomie, die nach dem Wort 
Gottls zu den »Fabeleien« der subjektivistischen oder auch objektivistischen Wert-»Mes- 
sung« Zuflucht nimmt. Es ist durchaus richtig gesehen: Bei Marx war die Arbeitsmenge der 
Produkte »nicht nur ein bloßer “Regulator’ ihres Werts«, für Marx zst sie vielmehr »ihr 
Wert (dessen “Wesen’ oder “Substanz’)...«. Freilich kommt alles darauf an, diesen Satz in 
seiner widersprüchlichen Struktur zu entfalten, statt sogleich »unter dem rohen Einfluß 
des Bürgers« (K1/64) nach dem »praktischen« Unterschied zwischen Marx und Ricardo zu 
fragen. 

Immerhin ist es frappierend, daß der späte Schumpeter statt in ökonomietheoretischer 
Weise einige banale Phrasen über den angeblich »metaphysischen«, gar »scholastischen« 
Substanz-Begriff bei Marx zu murmeln — eine Manier, die sich bekanntlich auch in der 
analytischen Marx-Kritik und Marx-Rezeption eingebürgert hat —, nunmehr, in gleichsam 
»wirtschaftswissenschaftlicher« Selbstverleugnung, seine Beobachtung ernstzunehmen be- 
ginnt. Dies führt nun zu einem zentralen Problem speziell der Methodologie Schumpeters, 
doch letztlich der Sozialwissenschaft überhaupt. Es geht dabei um das, was der Herausge- 
ber des Schumpeterschen Geld-Manuskripts, Fritz Karl Mann, als die ihm zugrundeliegen- 
de »erkenntnisphilosophische Annahme« verstanden wissen will: 

»nämlich, daß die empirische Analyse... nur die Oberfläche der Vorgänge — oder den Abglanz der 
transzendenten Realität (!!) in der Sinnenwelt — zu erkunden vermag, während »das Wesen der Din- 
ge« oder »der Sinn der Erscheinungen« nur durch die Intuition (!!) — oder durch die »Vision« (!!), wie 
sie Schumpeter meistens nannte — erfaßt werden kann« (Mann 1970, $. XIM). 

Mann stützt seine Interpretation ausschließlich auf die essentialistischen Formulierungen 
des Geld-Manuskripts, wo er gewisse »erkenntnisphilosophische Skrupel« Schumpeters 
aufzeigen will, die dieser »zu beschwichtigen« suchte. 

Einige zentrale Aussagen des methodologischen Spätwerks vermögen die Mannsche T'hese 
vollauf zu bestätigen: daß der »empirischen Analyse trotz ihrer Unentbehrlichkeit« im 
Grunde nur sekundäre Bedeutung zukommt, die Ökonomie folglich nicht als »Erfahrungs- 
wissenschaft« im Sinn des Logischen Empirismus begriffen werden kann. Da ist zunächst 
seine Zurückweisung des heute bekanntlich auch in der Ökonomie vertretenen »instru- 
mentalistischen« Wissenschattsbegriffs sowie die Definition der Wissenschaft »nach dem 
Schlagwort “Wissenschaft ist Messung’...«. Die Ökonomie wäre dann 

»zwar auf gewissen Teilgebieten (!!) wissenschaftlich, nicht aber in ihrer Gesamtheit« (Schumpeter 
1965, 5. 36). 

Und dies soll sie irgendwie eben doch sein. Die erörterte These, Ökonomie ist eine »von 
Natur aus quantitative Wissenschaft« wäre also erheblich einzuschränken und gälte bloß 
für »gewisse Teilgebiete«. Es gibt andere, nicht-quantitative Teilgebiete, die positiv nur als 
»qualitative« bestimmt werden können. 
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Schumpeter geht jedoch noch einen Schritt weiter. Wenn die Kritischen Rationalisten den 
Ökonomen im Hinblick auf die »Anwendung methodologischer Prinzipien... kein besse- 
res Buch empfehlen« (Raffee 1979, S. 57) mögen als Schumpeters Spätwerk, so müßte eine 
exaktere Lektüre besonders sie schockieren, da hier der gepriesene Autor sich expressiv ver- 
bis weigert, »Wissenschaft« und »moderne« oder »empirische Wissenschaft« gleichzusetzen. 
Er wirft letzterer vor, daß sie »Fakten« in problematischer Manier »reduziere«. Der für den 
Kritischen Rationalismus oder der »erfahrungswissenschaftlichen Methode« reklamierte 
Autor will sich zwar bei der Beurteilung der »Techniken der Analyse« auf den »empiri- 
schen Standpunkt stellen«, doch ist dieser eben nur ein »Gesichtspunkt« (!) unter anderen. 
Daher sei zu bedenken: 

»selbst wenn wir unter diesem Gesichtspunkt irgendwelche Lehrsätze oder Methoden für unhaltbar 
erklären... so schließen wir sie damit noch nicht aus dem Bereich wissenschaftlichen Denkens... aus... 
wir sprechen ihnen nicht den wissenschaftlichen Charakter ab.« 


Schumpeter weiß, daß er sich auf schwankendem’Boden bewegt: dem »Niemandsland des 
Zweifels« (Schumpeter 1965, $. 38). In einer Randnote fügt er daher sogleich hinzu: 


»All diese Erklärungen reichen bei weitem nicht aus und werden den tiefgründigen Problemen (!!!), 
die wir hier nur oberflächlich streifen, in keiner Weise gerecht« (ebd., $. 39). 


Man begreift hier allmählich, warum ein Autor, der als jugendlicher Wissenschaftler wähn- 
te, eine »Erkenntnistheorie der Ökonomie« (Schumpeter 1908, S. XM) verfaßt zu haben, 
nach Ablauf einer 40jährigen Forschung schließlich das Scheitern dieses Unternehmens 
eingestehen mußte und nachdrücklich warnte, sein Werk als »Erkenntnistheorie der Wirt- 
schaftswissenschaft« (Schumpeter 1965, S. 47) mißzuverstehen. Und dies, obwohl es doch 
gerade auch als »Methodengeschichte« (Vorwort von F.K. Mann, S. VI) konzipiert worden 
war. 

Dabei waren es natürlich von Anbeginn materiale Probleme, deren Unlösbarkeit sich in 
der Aporetik der späten Methodologie und ihrer Tendenz zur Skepsis manifestieren sollte. 
Schumpeter suchte ein Problem zu lösen, das der Quadratur des Zirkels gleichkommt: die 
Synthesis von Walrasianischer Preistheorie und österreichischer Kapitaltheorie. So heißt es 
denn schon im Frühwerk, daß 


»L. Walras und v. Wieser jene Autoren sind, denen der Verfasser am nächsten zu stehen glaubt« 
(Mann 1970, 5. IX). 


Konnte sich Walras der Illusion hingeben, die Ökonomie als »physisch-mathematische 
Wissenschaft« zu bestimmen, so zeigt Wieser, daß der Begriff des Kapitals notwendig zum 
Begriff des »Gesamtkapital« führt, damit aber das Problem der »innerlichen Einheit« (!!), 
genauer der volkswirtschaftlichen »Einheit« in der »Vielheit« gestellt ist. Konsequenterwei- 
se wird eine »Übertragung der Methoden der mathematischen Physik« verworfen und 
Ökonomie als »Geisteswissenschaft« bestimmt. Meint der Kritische Rationalist, die Öko- 
nomie verfahre »im großen und ganzen« nach der »naturwissenschaftlichen Methode« 
(Meyer, in Raffee 1979, S. 56), so tendiert der warmherzig empfohlene Wieser-Schüler 
Schumpeter vielmehr dazu, die Ökonomie den »Geisteswissenschaften« (Schumpeter 1965, 
S. 654) zuzuzählen — folgerichtig, wenn er die Bedeutung der »ernpirischen Wissenschaft« 
im Bereich der Ökonomie relativiert und im »Sirn der wirtschaftlichen Handlungen« die 
eigentliche, freilich »kontroverse«, damit problematische »Erkenntnisquelle« erkennen 
will. 

In dem Gegensatz zwischen dem »physisch-mathematisch« orientierten Walras und dem 
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»Geisteswissenschaftler« Wieser drückt sich freilich noch ein andres Problem aus, das ver- 
mutlich den tieferen Grund der Irrungen und Wirrungen Schumpeters ausmacht: die ihn of- 
fenbar zutiefst irritierende Erkenntnis des»Versagens der unifizierenden Kraft des Grenznut- 
zenprinzips«. 

Wollte er doch bekanntlich das Walras-System als »Magna Charta der ökonomischen Theo- 
rie« verstanden wissen. »Mehrfach« hatte er »festgestellt, daß das Wertproblem immer die 
Schlüsselposition innehaben muß, und zwar als das Hauptwerkzeug der Analyse in jeder rei- 
nen Theorie, die mit einem rationalen Schema arbeitet« (ebd., $. 312, 718 f.). Das »Versagen 
der unifizierenden Kraft« jenes Prinzips war für Schumpeter also identisch mit dem Versagen 
des »Hauptwerkzeugs« der rationalen Theorie. 

Die für unsere gegenwärtigen Diskussionen entscheidenden Fragen lauten offenbar, ob sich 
die Schumpetersche Hauptthese so verallgemeinern läßt, daß sie sich in Wahrheit auf die»ma- 
thematizistische« Modelltheorie der Preise überhaupt bezieht, also auch auf den Neo-Ricar- 
dianismus. Mir scheint, daß die Schumpetersche Hauptthese eine zweite Frage nach sich 
zieht, die nämlich, ob das partielle Versagen jenes Prinzips nicht etwa auf dieses selbst zurück- 
schlägt. 

Die Verallgemeinerung scheint mir zulässig, weil m.E. Schumpeter unmittelbar sich gar 
nicht herausgefordert sah, den Anwendungsbereich des Grenznutzenprinzips zu restringie- 
ren; lediglich der durch dieses Prinzip angezielte Aufbau einer quasi-axiomatischen, »exak- 
ten« Theorie schien ihm am Ende seines Lebens definitiv in Frage gestellt, d.h. dieÖkonomie 
als primär »quantitative Wissenschaft«. Und von dieser Problematisierung scheint auch der 
Neoricardianismus betroffen. Grob gesprochen wird man sagen dürfen: lediglich die Theorie 
der relativen Preise, nicht aber gewisse Teile der Geld- und Kapitaltheorie schienen ihm eine 
den Erfordernissen der »exakten« und »empirischen« angemessene Behandlungsart zugäng- 
lich. 

Da Schumpeter die »tiefgründigen Probleme« nur »oberflächlich streifen will«, ist auf den 
Text allein kein Verlaß; die Formulierung verweist auf jene verwandte im Wert-Kapitel, das 
er gleichfalls sehr spät verfaßt hatte. Mit der erörterten Selbstkritik widerrief er nun nicht 
bloß die auch in einem früher verfaßten Kapitel erneut vorgetragene These, daß »Marx ein 
Schüler Ricardos war... und nur mit vorgefundenen und nicht mit selbstgeschaffenen Werk- 
zeugen arbeitete«, sondern zugleich den ihr korrespondierenden Theoriebegriff. Dort glaubt 
er nämlich noch jene Interpreten verspotten zu dürfen, die da meinten, daß die Marxschen 
»Lehrsätze sozusagen einen Astralleib« 

»besitzen, der sich den üblichen Regeln (!) des wissenschaftlichen Verfahrens entzieht... Marx wendet 
die Methoden der empirischen (!) Analyse an, wenn er über die empirische (!) Welt urteilt; folglich ha- 
ben seine Lehrsätze... entweder die übliche empirische (!) Bedeutung oder gar keine (!!)« (ebd., 5. 488 f., 
483). 

Dies im methodologischen Selbstverständnis der heutigen Ökonomen dominierende Be- 
kenntnis soll sich also — wie etwa auch Jonas behauptet — bei näherem Hinsehen als Selbst- 
Mif®verständnis erwiesen haben; der Spott kehrt sich gegen das eigne Unternehmen oder die 
eigne Zunft. Sie vermag über den eignen »Astralleib« sich keine hinreichende Klarheit zu ver- 
schaffen. 

Das aufkeimende Interesse an der Marxschen Theorie des »Werts (dessen ‘Wesen’ oder ‘Sub- 
stanz’)« bleibt zwar oberflächlich — jenes Moment der Marxschen Realdefinition wird sogleich 
konventionalistisch wegräsoniert —, doch Schumpeter dürfte sich gewiß erinnert haben, daß 
hier ein zentrales Problem der Kapıtal-Theorie oder genauer der Kapital werz- Theorie vorliegt 
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und die Analyse des Kapitalbegriffs generell keine bloßen Nominaldefinitionen zuläßt. Hatte 
er doch selbst im Frühwerk hiergegen zu Recht eingewandt, es müsse 
»das Bemühen mancher Theoretiker, auf eine Konvention (!!) über den Inhalt des Kapitalbegriffs hin- 


zuarbeiten... notwendig resultatlos bleiben, solange und soweit Kapital und Zins untrennbar verbun- 
den sind.« 


Mehr noch, auch die Hauptthese zur »unifizierenden Kraft« des Grenznutzenprinzips wird 
hier in aller Prägnanz so beschrieben, daß wir den Prozeß der Kapitalentstehung aus Arbeit 
und Boden im Sinn der österreichischen Theorie im Rahmen des »exakten Systems« (!!) 
»nicht beschreiben können — daß uns die reine Tauschtheorie... ihr Apparat dieses Problem 
ausschließt« (Schumpeter 1908, $. 168, 171). 

Das Spätwerk erläutert genauer, daß Walras »die Existenz« des Kapitalzinses als »unbestreit- 
bare Tatsache hinstellte, ohne... sie zu beweisen« und beweisen zu können; wenn es richtig 
ist, daß aus der Theorie der Interdependenz der Größen sich das bloße Dasein des Zinses 
nicht erklären läßt, dann muß in der Tat zwischen dem »Problem der Existenz des Zinses« 
und dem »Problem der seine Rate bestimmenden Faktoren« (Schumpeter 1965, $. 1234, 
1127) unterschieden werden; das eine ist dann offenbar Sache der österreichischen, dasandere 
die Problemstellung der Walrastanischen Theorie; ist hier die guantitative Theorie gefordert, 
so dort eine ganz anders geartete, eine qualitative, die — was Schumpeter freilich nicht sehen 
will — ganz analog zur Metaphysik nach dem »zureichenden Grund« von Etwas fragt. Eine 
Dichotomie der Erklärungsprinzipien tritt so hervor undes scheint, daß sich der Neoricardia- 
nismus derselben Kalamität aussetzt. 

Hier sei die Frage ganz zurückgestellt, ob und wie jene Theorien diese arbeitsteiligen Aufgaben 
zu lösen vermögen; es interessiert vielmehr ausschließlich die Frage nach ihrer logischen Struk- 
tur. Und dabei wiederum beschäftigt uns jenes Problem, das Schumpeter methodologisch ur- 
sprünglich gar nicht thematisieren mochte: das »Phänomen des Zinses zu ‘erklären’ oder zu 
‘verstehen’... die“Ursache’ oder die‘Quelle’ oder das“Wesen’ des Zinses zu erforschen«. Esgeht 
um das Problem des Kapitalzinses im umfassenden Sinn, marzistisch gesprochen um »Quelle« 
und »Wesen« des Profits bzw. seiner Bestandteile, »Zins« und »Unternehmergewinn«. Empi- 
risch gegeben ist die »Rate« des Kapitalzinses als monetäre; icht-empirisch gegeben, sondern 
konstruiert ist die »natürliche« oder »reale Rate«, auch »natürlicher Zins« genannt, in dem die 
österreichische Theorie die »Quelle« oder das »Wesen« des Profis sehen will. 


4. Wertvergessenheit und Wertobskurantismus der Nationalökonomie 


Wir vermerkten, daß der neopositivistisch orientierte O. Morgenstern im »natürlichen 
Zins« nichts anderes sieht und von seinem Standpunkt auch nichts anderes sehen kann als ei- 
ne »mystische Angelegenheit«, somit einen »Unbegriff« (Morgenstern a.a.O., S. 350). Es ist 
schließlich klar, daß er sich keineswegs als »theoretischer Begriff fassen läßt, denn es ist nicht 
einzusehen, wie sich Korrespondenzregeln zum »monetären« als gleichsam »empirischen Be- 
griff« ermitteln ließen. Eine mit »Unbegriffen« operierende Theorie ist nun freilich eine 
pseudowissenschaftliche. 

So erklärt sich denn auch das auf den ersten Blick als paradox anmutende Phänomen, daß die 
fast durchweg empiristisch orientierten Ökonomen der Gegenwart durchaus keine Neigung 
zeigen, sich auf eine empiristische Beurteilung der Kapitaltheorie einzulassen. Doch auch zu 
Schumpeters Zeiten war es ein heterodoxer Ökonom, der eindringlich darauf hinwies, daß 
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die Verteilungstheorie ein »methodologisch aufs äußerste umstrittenes Gelände... beschrei- 
ten« müsse. Dabei bilde die 


»Erklärung des Zinses... das Kernproblem aller Verteilungstheorie, die Zinstheorie ist angesichts der 
Schwierigkeit der Beziehung des Zinsbegriffs auf den produktionstheoretischen des Kapitals das Krite- 
rium für die systematische Qualität einer Wirtschaftstheorie überhaupt«. 

Angesichts des immer wieder beklagten »Chaos« der ökonomischen Systeme müßte es als ein 
wirklicher Fortschritt gefeiert werden, sollte sich ein derartiges Kriterium gewinnen lassen; 
Ökonomie begänne sich als Wissenschaft zu etablieren. Die Zinstheorie soll ins Zentrum der 
Ökonomie vermutlich deshalb rücken, weil der »reale Zins« offenbar nicht bloß als ein Ele- 
ment der Preistheorie ä la Walras-Sraffa zu begreifen ist, sondern weit über deren Aussageka- 
pazität hinaus als Faktor der Wert-Schöpfung gelten soll. In diesem Fall hätten wir es freilich 
nicht mehr mit einer Modelltheorie, sondern mit einem gleichsam ontologischen Aussagesy- 
stem, einer Kategorial-Analyse zu tun. 

Freilich ist deren Geltungsanspruch nicht minder schwierig zu begründen. Die »methodolo- 
gische Tragödie« der Ökonomie zeigt sich dann gerade hier. Was bei jenen Thesen Hero 
Moellers aufhorchen läßt, ist das unumwundene beim-Namen-nennen des methodologischen 
Zentralproblems der Ökonomie: es wird klipp und klar ausgesprochen und nicht mehr wie 
bei Schumpeter bloß wortreich umschrieben, daß wir es hier im Zentrum der Ökonomie mit 
einer »nichtempirischen (!!!} Lehre« (Moeller 1936, S. 538, 546) zutun haben. Was anderes ist 
der Sinn der Schumpeterschen Feststellung, daß die Kapitaltheorie nach der »Ursache« oder 
der »Quelle« oder dem »Wesen« eines Empirischen zu fragen habe, der Erscheinung Zins? 
Zwar hat Moeller das Tabu gebrochen, doch lediglich Jonas rückt den für das »erfahrungswis- 
senschaftliche« Selbstverständnis der Ökonomie katastrophalen Befund ins grelle Tageslicht, 
und zwar als eine generalisierte Feststellung. Er stellt heraus, die »Naturgesetze« der Ökonomie 
»sind nicht empirisch nachprüfbare Gesetze wie in den Naturwissenschaften, sondern Aussagen über 
den Grund eines Geschehens... Dieser Grund ist eben als Grund nicht Erscheinung... und jede Allge- 
meinheit an Erkenntnis... ist nicht wie in den Naturwissenschaften durch die Anschauung(!!), sondern 
nur im Begriff (!!) nachzuprüfen... die Frage nach dem Warum eines Geschehens... kann nicht aus der 
äußeren Anschauung abgelesen werden wie die Zeitabfolge in einem Experiment. Der zureichende 
Grund eines Geschehens wird daher in der Theorie immer irgendwie vorausgesetzt (!!)« (Jonas 1959, 
5. 394, 397). 

Schumpeter weiß und verdrängt dennoch, daß es gerade die zentralen Lehrsätze der akademi- 
schen Theorie sind, denen »sozusagen einen Astralleib« zukommt und die durchaus nicht die 
übliche empirische Bedeutung« zu besitzen vermögen; gilt nun aber seine Alternative, daß 
sie dann eben »gar keine« besitzen? 

Wie man diese Gretchenfrage der Ökonomie auch beantworten mag, soviel ist jetzt schon si- 
cher, daß die akademische Ökonomie den Rubikon ihres vordergründig rationalen Feldes 
überschritten und metaphysisches oder sagen wir doch besser vulgär-metaphysisches Gebiet 
betreten hat, sobald sie mit kapitaltheoretischen Begriffen operiert; es ist durchaus nicht zu 
sehen, wie sie Wesen und Erscheinung zu vermitteln vermöchten, etwa den »realen« oder»na- 
türlichen« Zins mit dem monetären. Das erscheint auf den ersten Blick nur deshalb anders, 
weil sie den Sinn der verwandten Begriffe und Größen nicht zu reflektieren vermag. 

Nur wenige mögen sich eingestehen, daß sie hier genötigt sind, mit »Unbegriffen« zu operie- 
ren: »Substanz« und »Form«; auch von »konkreter Naturalform« und ebenso von ihrer Ge- 
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genform, der »Geldform«, ist recht häufig die Rede; gar-von der»Doppelnatur (!!!) des(!!} Ka- 
pitals«: 


»Kapital hat nämlich eine Geldform und eine Naturalform, wie bereits Wieser festgestellt hat« (Mahr 
1967, 5. 88). 


Wieser und einige andere Ökonomen wagten sich sogar noch einen Schritt weiter und spra- 
chen exakter nicht von den Formen »des« Kapitals, sondern der »Substanz« des Kapitals und 
gelegentlich sogar des Kapital-» Werts«. Doch eben hier ahnt der Ökonom Schlimmes und 
läßt es bei diesen »Unbegriffen« sein Bewenden haben. Lediglich der auf Wiesers »Schultern« 
stehende Schumpeter robbt sich noch ein klein wenig an die verbotene Zone heran — dem 
»Niemandsland des Zweifels« — und spricht im Kontext seiner Analyse der von ihm hoch ge- 
schätzten Physiokraten vom »Januskopf (!!) des nichtmonetären Kapitals«, des sog. »Real«- 
Kapitals, 

»das auf der einen Seite Wert... und auf der anderen Seite physische Güter darstellt«, wobei die »Kapital- 


kosten... in den Wertbegriff eingehen, nicht aber in den physischen Kapitalbegriff« (Schumperer 1965, 
5. 305). 


Zwar wird hier alles dunkel und Bailey hätte gewiß seinen Finger auf die Wunde des demRi- 
cardianischen allzu Verwandten gelegt — »ich weiß nicht, was das alles sagen will« (in 
73/125); — Schumpeter spricht bloß noch in Metaphern und mag ihren »Sinn« nicht reflek- 
tieren; seine »Erkenntnisquelle« — der »Sinn der wirtschaftlichen Handlungen« — muß hier 
schließlich versagen und so kommt es abrupt zum Abbruch jeglicher Reflexion. Ohne es zu 
wissen und zu wollen, demonstriert uns nämlich Schumpeter, daß der Kapitalbegriff den 
Übergang zu einer dialektischen Arbeitswerttheorie erzwingt: was er hier »Januskopf nennt, 
ist nämlich gar nichts anderes als das, was Hegel »Doppelwesen« oder »Gedoppeltes«, Marx 
ähnlich »Doppeltes«, »Doppelnatur«, »Zwieschlächtiges«, »Doppelexistenz«, »Doppelsein« 
etc. nennt. 

Die unreflektierte Bedingung der akademischen Ökonomie enthüllt sich als ein Denkverbot: 
die mangelnde Einsicht, daß die Erkenntnis des »Januskopfs des nichtmonetären Kapitals«, 
des sog. »Real«-Kapitals, nur dann einer rationellen Formbestimmung zugänglich wird, 
wenn man zugleich den »Januskopf« der »Ware überhaupt« thematisiert; den existierenden 
»Widerspruch« also, 


»den die Ware als solche einschließt, als(!) besonderer Gebrauchswert zugleich (!!) allgemeines Äquiva- 
lent... allgemeiner Gebrauchswert zu sein« (13/34). 


Es soll die»Ware als solche«, nämlich als Gegenbegriff zum »Produkt« oder zum Sraffaschen 
»Frzeugnis«, auszeichnen, daß sie diesen »Widerspruch« hat, »einschließt«; dabei erfährt der 
Begriff »Wert« hier eine qualitative Bestimmung: »allgemeines Äquivalent... Gebrauchswert 
für jeden (!), allgemeiner (!!) Gebrauchswert«. Mit diesen Begriffen ist schon die Marzsche 
»Revolutionierung« der Ökonomie angedeutet: der Übergang vom »Fetischismus« der 
scheinbar extramundanen Größe »Wert« zu seiner reductio ad hominem, dem eigentlichen 
Sinn der Marxschen Wert-Analyse. 

Soviel ist schon deutlich, daß es hierbei auf die Thematisierung eines »Allgemeinen« ankom- 
men muß, eines sozial Allgemeinen oder eben iniersubjektiv Gültigen, das freilich als solches 
nicht »erscheint«, sondern nur in der »verkehrten« oder »verrückten« Form des Werts. Die 
»qualitativen« Bestimmungen des Werts, das, was Marx auch seine »allgemeinen Charaktere« 
nennt, widersetzen sich einer konventionalistischen Bestimmung der »Substanz«, anders ge- 
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sprochen, des»Grunds« oder »Inhalts« des Werts. Als»Grund« hat der Marxsche »Inhalt« des 
Werts Prinzip-Funktion. Das Schumpetersche Diktum, es gäbe 


»keine Regel der Logik, die uns hindern könnte, die verkörperte Arbeit als Tauschwert zu definieren... 
Grundsätzlich können wir jedenfalls die Dinge nennen, wie wir wollen« (Schumpeter 1965, $. 730), 


widerspricht nicht nur seinen eignen Einsichten in die Notwendigkeit ökonomischer Real- 
definitionen, sondern verrät, daß er selbst noch in den späten Reflexionen meilenweit von ei- 
ner Erkenntnis der Marzschen Wert- Analyse entfernt blieb. 

Dabei hätte ihm die Definition des Zinses als »Preis für zeitlichen Gebrauch einer Wertmen- 
ge«, so wie der vielerörterte Gegensatz von »physischer und Wertproduktivität«, vor allem 
aber die Wendung, »daß “Wert’ hin und hergehe« (Schumpeter 1914, $. 47 £.) aufmerksam ma- 
chen müssen, daß im Interesse der von der Ökonomie reklamierten Wissenschaftlichkeit al- 
les darauf ankommen muß, den »Sinn« ihrer Größen, mithin die »allgemeinen Charaktere 
des Werts« zu eruieren und zu dechiffrieren. Solange man jedoch den »hin und hergehenden« 
Wert in Gänsefüßchen setzen muß, gesellt sich zur »Vulgärökornomie« allergröbste Vuigär- 
Metaphysik, Obskurantismus — sei es im neoklassischen oder neoricardianischen Lager; die 
subjektive Werttheorie oder die anti-werttheoretische Preistheorie der Sraffianer schlägt um 
in allergröbsten Wert-Objektivismus oder eben Wert- Obskurantismus; die auf dem Gebiet der 
Wert- oder Preistheorie unterbliebene Form-Analyse des Werts rächt sich dann in diesem 
»Fetischismus« der makroökonomischen Gespenster. 

So kann man dann erleben, daß die »moderne« Ökonomie gelegentlich die obskurantische 
Katze aus dem mathematizistischen Sack läßt, indem Kapital oder eben der »hin- und herge- 
hende«, nämlich Kreise »laufende« Wert der Makroökonomie allen Ernstes als »eine Art Le- 
bewesen« (Jochima 1985, $. 67) beschrieben werden kann. 

Diese grobe Gestalt des Fetischismus findet sich beim Neoricardianer wohl kaum, doch sehr 
wohl der verfeinerte und generell das, was man Wertvergessenheit nennen kann; keine nicht- 
dialektische Theorie der Ökonomie kann sich hiervon freihalten. Nehmen wir J. Robinson. 
Wie jeder Ökonom sieht auch die Vertreterin der anti-werttheoretischen Preistheorie sich 
genötigt, den Begriff “Wert” unausgesetzt zu verwenden. Dem Gegenstand »Wert« können 
auch bei ihr die seltsamsten Schicksale widerfahren. Da er aus einer »Schaffung« hervorgehen 
soll— eine durchaus »mystische Angelegenheit« — kann er auch »vernichtet«, »aufgezehrt«, 
freilich auch »auf ewigerhalten werden« (Robinson 1972, S. 48; Robinson 1974, $. 194 f.). Der 
»Wert« soll angeblich etwa in Silber von irgendwem auch »gemessen« werden können. Es 
gibt »Wertspeicher« und ein »dauerhaftes Gut« ist ihr etwas, »das einen Speicher für Wert ab- 
gibt«; man kann hieraus nur schließen, daß hier ein Wert als ein mengenhaftes Etwas begriffen 
wird, da es nur als solches speicherungsfähig in einem andern Etwas ist, dem Gut. 

Das »Janusgesicht« der Ware blieb auch J. Robinson nicht verborgen und verleitet sie gar zu 


Dialektik: 
»Jede tauschbare Ware stellt gleichzeitig (!) sich selbst und eine bestimmte Menge (!) Kaufkraft... dar.« 


Ein Gegenstand wird zum Subjekt, das »sich darstellt« und obendrein noch als ein anderes; 
undall dies »gleichzeitig«. So muß man sich nicht wundern, daß J. Robinson auch übersinnli- 
che Vorräte kennt: die »aufgespeicherte Kaufkraft« ist ein »Vorrat an Kaufkraft« — logisch, 
was sonst (Robinson 1972, S. 36, 38 f., 30, 35). 

Die logischen Schnitzer sind beim Neoklassiker Schumpeter und bei der Neoricardianerin 
Robinson somit ganz die gleichen. Auf die allerelementarsten dieser Art machte erstmals 
S. Bailey aufmerksam: 
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»Wert... wird nicht bloß absolut gebraucht, statt relativ... sondern... sogar von manchen im Sinne einer 
meßßbaren Ware... ‘Einen Wert besitzen’... ‘die Summe oder Gesamtheit der Werte’ usw. — ich weiß 
nicht, was das alles sagen will« (zit. v. Marx in: T3/129). 


Und ähnlich argumentiert Marx in seiner Polemik gegen Ganilh (T1/178 £.): 

»Die Gesamtsumme der Produkte hat... keinen Tauschwert, denn sie tauscht sich gegen nichts aus. Also 
hat die Gesellschaft, deren Reichtum aus Tausch werten besteht, keinen Reichtum... Ferner verliert die 
Summe (die gesellschaftliche Summe der Tauschwerte) ihre Natur, Tauschwert zu sein, im selben Grad, 
wie sie Summe von Tauschwerten wird.« 


Marx zeigt hier freilich nur die notwendige, aber inakzeptable Konsequenz der heute Neo- 
klassikern und Neoricardianern gemeinsamen Grundposition auf, daß es nur »relative Wer- 
te« geben kann. 

Es geht freilich nicht allein darum, daß, wie auch]. Robinson vermerkt, der »zentrale Begriff« 
der Nationalökonomie, das »Volkseinkommens, nichts als »eine Ansammlung von Wider- 
sprüchen« (Robinson 1965, 5. 156) darstellt, sondern prinzipiell jede»Tauschwertgesamtheit« 
oder »Summe der Werte«, wenn Wert nur als »relativer« wie bei den Neoklassikern und bei 
Sraffa genommen werden kann: es gilt dies für den Begriff des »Sozialprodukts« bzw. des Gel- 
des als »Anweisung« auf jenes ebenso wie für jede homogene und addierbare »ökonomische 
Quantität«, sofern sie nicht als monetäre und auch nicht als naturale, sondern als prämonetä- 
re Wertgröße gebraucht wird; durchweg handelt es sich hierbei um »unnachvollziebare Ge- 
danken«, um »Scheinbegriffe«. 

Dies läßt sich trefflich auch an der ominösen Quantitätsgleichung demonstrieren, der be- 
kanntlich neben der fabelhaften Normierungsgleichung die Funktion eines zweiten Stütz- 
pfeilers der Walras-Sraffa-Systeme zugedacht ist. Nehmen wir sie in der Formulierung eines 
der Pioniere der »modernen« Ökonomie, Stackelberg, die mir deshalb so aufschlußreich er- 
scheint, weil hier arglos der fetischistische Inhalt der Symbole ausgeplaudert wird, die sonst 
durchweg uninterpretierbar verwendet werden, was die Verschleierung des obskuren Inhalts 
erheblich erleichtert. 

Es besteht bekanntlich »an jeder Stelle« der »Marktwirtschaft« eine »vollständige Entspre- 
chung« zwischen dem sog. »Geldstrom« und dem »Güterstrom«, was so ausgedrückt werden 


muß: 


es»sind die Wertbreiten (!!) der beiden Ströme einander gleich. Im ganzen besteht immer eine Überein- 
stimmung zwischen dem Wertvolumen (!!) des Güterstroms, d.h. dem Wertbetrag (!!) der... Gütermen- 
gen, unddem Wertvolumen (!!) des Geldstroms... Die Wertgleichheit(!!)... wird durch die Gleichsetzung 
der entsprechenden Wertvolumina (!!) ausgedrückt. Wir erhalten so die... Verkehrsgleichung« (Stackel- 
berg 1951, 8.24 f). 


Auch Zwiedinek nennt in seiner Kritik der Gleichgewichtstheorien die Dinge noch beim Na- 
men und schildert eine ihrer Gestalten so: 


»... es müsse wie an der Waage ein Gleichgewicht hergestellt werden: zwei verschiedene Massen, auch 
Wertmassen (!!!) werden einander gegenübergestellt: Waagetheorie« (Zwiedinek 1952, $. 13). 


In der Tat, jeder Ökonom, also auch der Verfechter subjektiver Werttheorien, ist genötigt, 
»Massen«, also objektiv Existierendes, einander »gegenüberzustellen«. So wird denn auch be- 
greiflich, wie die Wahnvorstellung eines Walras entstehen konnte, die Ökonomie sei eine 
»physische Wissenschaft«. Das mag heute zwar kaum noch jemand behaupten; doch ist es 
nicht so, daß hier mit dem Mut zum Absurden unfreiwillig lediglich der Schleier des Geheim- 
nisses über den fetischistischen Charakter »modernen« ökonomischen »Denkens« ein wenig 
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gelüftet worden ist? Jedensfalls vermag uns Sraffa/Robinson ebensowenig wie Walras/Ar- 
row Auskunft darüber zu geben, was denn nun eigentlich den Unterschied zwischen den 
»Volumina« und »Massen« der physischen oder ersten Natur und jenen der ökonomischen 
oder zweiten Natur ausmacht. Die Frage nach der »Substanz« oder eben der »Natur«, bzw. 

dem »Begriff« und dem »Inhalt« jener Gesamtheiten haben sich die von Marx immer nur di- 
stanziert, nämlich als Objekt der ideologiekritischen Analyse betrachteten »Herrn Ökono- 
men« (vgl. ebenso die Briefe vom 22.6. 1867, 2.4. 1858) bekanntlich gerade in den anti-wert- 
theoretischen Systemen verboten. Was bleibt dann eigentlich dem Neoricardianer noch eine 
andere Wahl als dem immerhin zu System und Methode sublimierten Wahnsinn eines Walras 
zu applaudieren? 

Doch es geht hier nicht allein um den sozialer Inhalt jener sozialökonomischen »Volumina« 
und »Massen«, um die schon von Smith verkannte »soziale Existenzweise« (T1/ 141) jener 
»ökonomischen Quantitäten«; der Ökonom mag erwidern, dies falle nicht in seine »Kompe- 
tenz«, er operiere als »exakter« Wissenschaftler. 

Was uns daher immer wieder beschäftigen muß, ist die Frage, ob es berechtigt ist, von einem 
»unifizierenden« Prinzip »der« mathematischen Ökonomie zu sprechen und zugleich von ei- 
nem »Versagen« dieses Prinzips. Das Schumpeter zufolge in seiner »unifizierenden Kraft« 
versagende Grenznutzenprinzip wird bekanntlich von einem Teil der »modernen« Ökono- 
men verworfen. Doch die formale Voraussetzung der systembildenden Kraft dieses Prinzips 
besteht in der Verabsolutierung des »relativen Preis« genannten »relativen Werts« und die Zu- 
rückweisung des »absoluten«. Hierin nun besteht zwischen den verfeindeten Geschwistern 
volles Einverständnis; ebenso darin, daß dieses formale Prinzip einer Ergänzung durch den 
»Num£raire« bedarf, sowie der Unterstellung gewisser »Reichtumsbestände«. Die drei for- 
malen Entitäten finden sich in jeder Schule und ihr Ensemble bildet das, was Schumpeter »n1- 
meraire-Wirtschaft« im Gegensatz zur »Geldwirtschaft« (Schumpeter 1965, S. 1096, 1239) 
nennt. Die Kritik der »kritiklosen Annahme« dieser drei Kategorien macht die gegenwärtige 
Kritik der politischen Ökonomie aus und bedarf daher einer sorgfältigeren und umfassende- 
ren Ausarbeitung als die hier bloß skizzierte. 

Die immanente Kritik kann dabei in der schon dargetanen Form an eine Verallgemeinerung 
der Schumpeterschen anknüpfen, die man dann als das » Versagen der unifizierenden Krafi des 
Prinzips relativer Wert« umformulieren kann. Dies wurde schon mehrfach angedeutet: die 
österreichische Kapitaltheorie verwendet etwa im Begriff der » Wert«-Produktivität offen- 
kundig einen anderen Begriff des Werts als den des relativen. Ins Spiel kommt zwangsläu- 
fig der Begriff »Substanz« und beim Zins, der einer ihrer Natur nach homogenen »Wert- 
menges, die als »Menge« eben eine »Summe von Werten« darstellt. Wenn »relative« Werte 
nicht summierbar sind, sondern als summierte sich aufheben, kann bei derartigen 
»Mengen«, »Volumina« oder »Massen« des Werts offenkundig nur vom »absoluten« die Re- 
de sein, was immer das auch besagen mag; von »absoluten« zunächst einmal nur im Sinne 
»absoluter Größen«. 

Adam Horn verdanken wir die gewichtige These, daß die Ökonomie qua Wertschöpfungs- 
theorie unter Wert nicht mehr den relativen des Modells verstehen kann. Ökonomische Tä- 
tigkeit ist »wertschaffend«, wobei »nur das zählt, was den verdinglichten (!) Wertbestand (!!) 
vermehrt... (so daß) nur die produktive Gruppe des Volkes die Wertmasse © vermehrt«. 

Aus dieser Perspektive gesehen 


»ist der Wert-Begriff die erste (!!!) und zugleich umfassendste Realkategorie (!!!) der Wirtschaft« (Horn 
1957, 5. 145). 
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Wert, nicht Geld ist hier »erste Realkategorie«, also Apriori oder Konstituens der »Wertmas- 
sens« und des »vorhandenen Wertbestand(s), Kapital oder Vermögen«, also dessen, was Marx 
» Wertgegenständlichkeit« nennt. 

Horn ist also der Seite jener Ökonomen zuzuzählen, deren Positionen GeorgSimmel auf den 
Begriff gebracht hat, wenn er den »Wert« als unreduzierbares und somit unfaßliches » Urpha- 
nomen« charakterisiert hat. Da der Ökonom »von Gegenständen lebt ... sich ... in Gegensät- 
zen herumtreibt« (1/505 £.), die Ökonomen also »keinen Satz aussprechen können, ohne sich 
selbst zu widersprechen« ( T 3/316), erzwingt die»ökonomische Logik« — letzlich die»Logik 
der ökonomischen Phänomene« (Schumpeter 1965, 5. 1219, 1110) oder»Logik des eigentüm- 
lichen Gegenstandes« (1/296) -— offenbar auch den Gegen-Satz, wenn man etwa Emil Lederer 
zufolge »den Geldbegriff als logisches Apriori (I!) aller (!) wirtschaftlichen Begriffe« anzuset- 
zen hat (Lederer 1931, $. 67; er nimmt die Einschränkung vor); Schumpeter drückt diese 
Anti-These so aus: »Am (logischen) Anfang steht das Geld« (Schumpeter 1965, 5. 1350). 
Da »Bewußtlosigkeit« über das Resultat der eigenen Analyse« generell ökonomisches Den- 
ken auszeichnet und selbst die klassische Ökonomie »in unauflösbare Wirren und Wider- 
sprüche« (K 1/561) verwickelte, muß man sich nicht wundern, wenn, vom »Spiel der Ab- 
straktionen« getrieben, ein und derselbe Autor beide Thesen vertritt; so. Alfred Amonn in sei- 
nem methodologischen Hauptwerk; einerseits soll gelten: 

»... Gegeben’ ist der Preis nur als Form, nur das Formale des Preises ist im Preisbegriff erfaßt. Das ist für 
die ... Nationalökonomie aber auch kein Problem. Wie die Preisform (!!) entsteht, danach fragt sie 
nicht, sondern sie setzt die Preisform einfach als gegeben (!) voraus (!!), und in der Methodenlehre be- 
stimmen wir, welche Voraussetzungen diese Preisform hat«. Der »Begriff des objektiven Tauschwerts 


... ist sozusagen der letzte (oder auch der ‘erste’) Grundbegriff, der alle übrigen logisch in sich schließt« 
(Amonn 1927, 5. 421, 420). 


Wenn ich recht sehe, ist Amonn der einzige ökonomische Autor, der explizit die Notwendig- 
keit einer doppelten Thematisierung des Preises betont: das i.e.S. »nationalökonomische Pro- 
blem ist der Inhalt des Preises, ... eine bestimmte Größe«; daneben sollte es jedoch noch eine 
andere Analyse geben, die Analyse des Preises als Preis, des Tauschwerts als Tauschwert etc., 
d.h. der ökonomischen Kategorien als »Form«. Diese Kategorial-Analyse nennt er Metho- 
denlehre, wenn man so will die»vierte Nationalökonomie«, die in der akademischen Ökono- 
mie freilich immer nur Fragment, Entwurf geblieben und nur von Marx energisch in Angriff 
genommen worden ist. Wesentlich ist die Erkenntnis, daß diese»Methodenlehre« es mit»Re- 
alkategorien« und nicht mit Modellbegriffen zu tun hat und also der mathematischen Preis- 
lehre vorausgeht. Doch verweist die Analyse des Preises oder objektiven Tauschwerts als 
scheinbar »/etzten (oder auch ersten”) Grundbegriffs« wiederum auf das Wertmaß, eine 
»ideelle«, sowie »soziale« und zudem »objektive Werteinheit«; so gelangt er zur Anti-Thesis, 
denn diese 

»konstituiert erst die Gleichartigkeit ... konstituiert damit zugleich erst das nationalökonomische Preis- 
problem ... Nationalökonomische Begriffe sind ... nur, insoweit und insofern in ihnen eine Beziehung 
zu jener objektiven sozialen Wertmaßeinheit gelegen ist ... (der) allgemeine und notwendige Grundbe- 
griff aller nationalökonomischen Erkenntnis ... Ertrag, Einkommen, Vermögen ... müssen ... als objek- 


tive soziale Tauschwertsummen bestimmt werden ... Summen von solchen Tausch werteinheiten« (ebd., 
5. 322, 315, 352). 


Solcherlei »Summen« sind eben besagte »Wertmassen«, »Wertvolumina« und »verdinglichte 
Wertbestände« — jeweilsein Vielfaches »jener objektiven sozialen Wertmaßeinheit«, die hier 
als Apriori oder Konstituens jener sozialen, nicht etwa im Walrasschen Sinn physischen Ge- 
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genstände fungiert. Die Frage nach der »Substanz« oder dem »Inhalt« jener ökonomischen 
»Massen« und »Volumina« verlagert sich hin zum Problem der »objektiven Werteinheit«, 
stellt sich jetzt als Frage ihres Substrats. 

Es versteht sich, daß der Casselianer Amonn, der später auf subjektive Elemente rekurrieren 
sollte, keine Antwort bereithält, ja nicht einmal das Problem zu formulieren wagt. Das»Ver- 
sagen der unifizierenden Kraft des Grenznutzenprinzips« ist von Amonn klar erkannt wor- 
den, und diese Erkenntnis schlägt sich in der dichotomischen Behandlung des Preisproblems 
nieder, wobei freilich nicht zu sehen ist, wie sich Form- und Größenanalyse vermitteln ließen. 
Auch den Grund dafür, daß die Ökonomie, doch auch seine eigne Reflexion, das Apriori der 
Ökonomie widersprüchlich bestimmt, scheint er irgendwie erkannt zu haben: 

»Die beiden Begriffe, der ... Preisbegriff und der Begriff eines idealen Preismaßes .., stehen zueinander 
im Verhältnis einer gegenseitigen logischen Bedingtheit einer notwendigen Korrelation ... Der eine Be- 
griff entsteht und besteht notwendig zugleich mit dem anderen« (ebd., $. 336). 


Daß diese »Korrelation« das ökonomische Denken zu einem unlösbaren Problem führen 
muß, dem von Gottl treffend als »wirtschaftlichen Zirkel« benannten, wird von Amonn 
nicht reflektiert. Den paradoxen Charakter dieser »Korrelation« als einer existierenden — das 
Marxsche »außer« den Menschen »existierende Verhältnis von Gegenständen« — hat Amonn 
im Gegensatz etwa zu Weber undSchumpeter klar ausgesprochen, wenn auch nur oberfläch- 
lich wahrgenommen. Der objektive Wert ist »eine äußere, von persönlichen Zuständen unab- 
hängige Beziehung von Dingen aufeinander« (ebd., S. 302). 

Wird er also seiner Form nach »unabhängig vom Willen fertig vorgefunden« (2/423), ist er al- 
so nicht als » Willensverhältnis« zu begreifen, so wird man ihm doch andererseits nicht einem 
Reich der ewigen Werte zurechnen wollen; die Kategorien sind »Produktionsverhältnisse«, 
und der Produzent ebenso wie der mathematische Preistheoretiker »setzt die Preisform« — 
damit jede ökonomische Form — »einfach als gegeben voraus«, also ein mysteriöses Verhält- 
nis, nämlich »als Verhältnis der Dinge unter sich« (T 3/145), wo zirkelhaft das eine auf das an- 
dere »Element« verweist. 


5. Die Bewußtlosigkeit der Nationalökonomie über ihren Gegenstand 


Doch hier, wo die Grenzen des ökonomischen Denkens sich allzu sichtbar abzeichnen, setzt 
das Marxsche ein; essind diese, auch von Jonas und Schumpeter ignorierten, von Amonn nur 
vage erkannten Grenzen, die schon 1844 den Marzschen Entschluß zur »Kritik« dieses Den- 
kens bedingen: es sollen seine unreflektierten, ökonomietheoretisch auch gar nicht reflektier- 
baren » Voranssetzungen« analysiert werden, die scheinbar harmlosen »ökonomischen Quan- 
titäten« in ihrer »sinnlich übersinnlichen«, also widersprüchlichen Gestalt als»Massen«, »Volu- 
mina« oder »Bestände« eines X, des »Werts«. 

Wo der Ökonom stehen bleibt, beginnt erst die Marxsche Analyse als Kritik dieser valoren 
Kategorien, die auf ihren prä-valoren, »menschlichen« oder »sozialen« Inhalt reduziert und 
von diesem her rekonstruiert, in ihrer »Verkehrtheit« und »Verrücktheit« dialektisch »ent- 
wickelt« werden sollen — ein Programm, das mit der akademischen »sukzessiven Approxi- 
mation« abstrakter Modeile oder anderer Konstrukte an die »Realität« durchaus nichts ge- 
mein hat. Der zentrale, immer wiederkehrende Begriff in den Kapitel-Überschriften vonK 3 
lautet »Verwandlung«, eine Fortbestimmung qualitativer Begriffe. Es war für die Aufgaben- 
stellung des 3. Bandes, die »Genesis« der »verkehrten« und »begriffslosen Formen« des Werts, 
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seine qualitativen Transformationen oder eben »Verwandlung« aufzuzeigen, in der Tat ganz 
und gar nicht der Ort, zugleich die Möglichkeit oder Unmöglichkeit der quantitativen 
Transformation oder »Verwandlung« zu thematisieren. Weil jedoch das Marxzsche Zentral- 
problem, die Existenz der »verkehrten« und »begriffslosen Formen« des Werts und dieser 
selbst in seiner »Verrücktheit« auch noch 118 Jahre nach dem Erscheinen des 1. Bandes gänz- 
lich unbekannt geblieben ist, vermag er ernstlich zu behaupten, mit seiner Feststellung, es sei 
für seine (formanalytische) »Untersuchung ... nicht nötig, auf diesen Punkt näher einzuge- 
hen« (K. 3/174), kaschiere Marx nur seinen »Schiffbruch« bei seinem angeblichen Versuch 
der quantitativen »Verwandlung« von »Werten« in Preise. Zur Diskussion stand vielmehr 
aussschließlich die Verwandlungsfähigkeit der »Substanz« des Werts, seines sozialen und ra- 
tionellen Inhalts in die »irrationelle«, nämlich »begriffslose« oder »verkehrte« Wertform des 
sog. »Produktionspreises«. Diese »Genesis« jener »Form« bleibt in ihrer logischen Konsi- 
stenz völlig unberührt davon, ob seine quantitative »Verwandlung« möglich ist oder nicht. 
Die Marxsche »Kritik der ökonomischen Kategorien« — dem Ökonomen sei der einschlägige 
Brief vom 22.2.58 an Lassalle dringlichst empfohlen — ist primär eine qualitative Analyse der 
bloßen Existenz der »Massen« etc. jenes unbekannen X, genannt »Wert« 

Daß hier eine Aufgabe allerersten Ranges vorliegt, haben philosopische oder philosophisch 
gebildete Autoren häufig hervorgehoben. Jonas etwa hat in seiner Auseinandersetzung mit 
der»modernen«, also quantitativen Ökonomie treffend ihre prinzipelle Differenz zur Natur- 
wissenschaft so charakterisiert: letztere halte sich auf in einem 

»Feld..., dessen Bekanntheit a priori seinem Wesen nach — nämlich im Kanischen Sinn als Erscheinung, 
die quantitativ (!) eindeutig(!) bestimmbar sind — nicht in Zweifel gezogen wird. Für die Sozialwissen- 
schaften ist aber das Hauptproblem (!!) nicht das Ausmessen eines bekannten Feldes, sondern die Frage 
nach der Realität (!!) dessen, was im alltäglichen (!) Erfahrungsbereich als bekannt (!) begegnet. Diese 
elementare (!) Einsicht in den Begriff der nationalökonomischen Erkenntnis wird man leider in dem 
gängigen Methodenstreit ... vermissen« (Jonas 1959, $. 3). 


Jener »gängige Methodenstreit, der Begriffe wie Theorie und Empirie unkritisch verwendet«, 
läßt dies, sowie die Unterscheidung von »alltäglich« bloß »Bekannten« — wie etwa Geld und 
Produktionspreis — und »Erkannten« in der Tat »vermissen«. Doch Jonas verkennt hierbei 
zum einen, daß hintergründig und oft auch explizit auch in der Ökonomie die Frage nach der 
eigentümlichen »Realität« des Ökonomischen durchaus gestellt worden ist; wir fanden sie bei 
Sombart, ferner ist vor allem Gottl zu nennen, und schließlich beschäftigt sie auch Amonn 
und Horn, im Grunde alle heterodoxen Ökonomen; Jonas übersieht zum andern, daß die 
Kritische Theorie in der Thematisierung eben dieser Fragestellung eines jener wesentlichen 
Unterscheidungsmerkmale gesehen hat, durch die sie sich von der »traditionellen« prinzipiell 
geschieden wußte: es geht um den Gegensatz zwischen der für die»traditionelle Theorie« cha- 
rakteristische Form der Aussage als eines»hypothetischen Urteils« — charakteristisch gerade 
für die traditionelle Ökonomie — und dem »Existenzialurteil«. Es geht hierbei letztlich um 
den »Unterschied in der Existenz von Mensch und Gesellschaft« (Horkheimer 1968, $. 149). 
Und die »dialektische Kritik der politischen Ökonomie« oder kritische, »dialektische Theo- 
rie der Gesellschaft« (ebd., S. 155) ist für Horkheimer »als ganze ein einziges entfaltetes Exi- 
stenzurteil« (ebd., S. 176, ferner 143, 187). Ganz im Sinn dieser frühen Formulierungen der 
»kritischen« im Gegensatz zur »traditionellen« Theorie bestimmt Adorno im 1957 erstmals 
erschienenen Aufsatz Soziologie und empirische Forschung so prinzipiell das Verhältnis von so- 
zialer Theorie und Empire, daß die methodologischen Grundaussagen auch für das Verhält- 
nis von Ökonomie und empirischer Forschung Geltung beanspruchen dürfen. Steht doch im 
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Zentrum dieses methodologischen Manifests — Adorno ließ es 1969 in dem Sammelband über 
den Positivismus-Streit unverändert aufnehmen — die Marxsche Analyse der ökonomischen 
Gegenständlichkeit: 


».. die Rede von der Unwirklichkeit sozialer Gesetze hat ihr Recht nur als kritisches, im Hinblick auf 
den Fetischcharakter der Ware(!!). Der Tauschwert gegenüber dem Gebrauchswert ein bloß Gedachtes 
(1), herrscht über das ... Bedürfnis ... der Schein (!!) über die Wirklichkeit... Zugleich aber ist jener 
Schein das Allerwirklichste« (Adorno 1962, $. 216). 


Die »Wertmassen«, »Wertvolumina« und» Wertbestände« des Ökonomen sind weder sehbar 
oder hörbar, noch schmeckbar oder riechbar: Geld ist bekanntlich kein physisches Volumen, 
weder eine Papier- noch eine Metallmenge; die Geld-Menge, von denen in den Bundesbank- 
Berichten bekanntlich fortgesetzt die Rede ist, läßt sich nicht als Papiermasse identifizieren; 
die Geld-»Menge« ist nur deshalb nicht riechbar — »stinkt« also nicht —, weil jene Papier- 
Masse als Geld in ein und derselben Hinsicht noch ein Anderes ist, » Wert-Masses; es ist dieser 
existierende Widerspruch, der das Wort Geld definiert, der analytische Philosoph mag sich 
hierüber die Haare raufen. Als sinnlich nicht Wahrnehmbares ist im empiristischen Sinn 
Geld und Kapital »Schein«; doch ihm wird vom Ökonomen Eigengesetzlichkeit zugespro- 
chen, die er seit reichlich 200 Jahren zu erforschen vorgibt; so ist jener »Schein« nicht bloß für 
den Arbeitslosen, sondern auch für den Professor der Ökonomie das»Allerwirklichste«, von 
dem er freilich nicht zugeben möchte, daß seine »Gesetze« die »Formel« abgeben, »nach der 
die Welt verhext ward« (ebd.) Die soziale »Marktwirtschaft« ist ihm vielmehr die beste aller 
ökonomischen Welten, die keine Eigengesetzlichkeit kennen darf, weil in ihrem Mittel- 
punkt bekanntlich der Mensch stehen soll, dessen Bedürfnisse und nicht jener obskure 
»Schein« dem Professor der Sozialen Marktwirtschaft — die »progressiven« unter ihnen nicht 
ausgeschlossen — als das »Allerwirklichste« gelten. Benedetto Croces Aufforderung an die 
»Herren reinen und mathematischen Oekonomisten« scheint im Grunde nur Faktisches zu 
beschreiben zu wollen: »Rechnet und denkt nicht!« (zitiert nach Leone 1921, 5. 66) 
Schmoller, Knapp und Max Scheler beurteilten die Kompetenz jener Anhänger der herr- 
schenden Lehre, kategoriale Probleme zu thematisieren, ebenso hart wie Croce und Marx. 
Das »Versagen der unifizierenden Kraft des Grenznutzenprinzips«, generell das des »relati- 
ven Preises«, scheint begleitet von einem »Versagen« der Reflexionsfähigkeit des bloß noch 
»rechnenden« Ökonomen. 

Schmoller erwartet von »den Banausen unter den Nationalökonomen«, daß sie Simmels 
Geldbuch »kopfschüttelnd weglegen und sagen, das verstehe ich nicht, das ist mir zu fein« 
(Schmoller 1921, 5. 20). 

Knapp, der der Argumentationsform Simmels nicht folgen vermochte, jedoch dessen Pro- 
blemhorizont anerkannte, urteilte weit schroffer über die Kompetenz der Ökonomen, eine 
qualitative Geldtheorie zu entwickeln: 


»Es ist ... nicht Sache der Juristen, zu sagen, was (!!) Geld ist. Das sollten vielmehr die Nationalökono- 
men tun, die aber freilich nicht dazu imstande sind«. »Die Nationalökonomen glauben den Beruf zu ha- 
ben, über das Wesen (!) des Geldes nachzudenken, sie bleiben aber im Metallismus, weil ihr Spatzenhirn 
diese Anschauung gerade noch fassen kanni« (Knapp/Bendixen 1958, $. 17, 54) 


Wird über die »Intensität« berichtet, mit der sich Knapp »mit Marx beschäftigt« hat und seine 
»langgehegten Zweifel an den Verfahrensweisen aller bisherigen theoretischen Wirtschafts- 


wissenschaft« (Singer, Nachwort zu Knapp/Bendixen, $. 245, 253), so können dererlei pejo- 
rativen Wertungen nicht überraschen; im diametralen Gegensatz etwa zu Bortkiewicz, der 
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Simmel nicht weiter als »eine Reihe philosophischer Bons mots« über Geld »prägen« sieht 
und qualitative oder Form-Analysen generell als ein »gegenstandsloses Philosophieren« über 
ökonomische Grundbegriffe abzutun vermag, sucht sich Knapp von eben jenen »Bons mots« 
inspirieren zu lassen. Wenn Nationalökonomen den »Beruf« nicht haben, über Geld »nach- 
zudenken« — eine Überzeugung, die sich sowohl mit Marxschen als auch mit gewissen 
Schumpeterschen Überlegungen deckt —, dann kann die Auseinandersetzung mit der Sim- 
melschen Philosophie des Geldes dem Geldtheoretiker nicht erspart werden. Wenn er Bendi- 
xen mitteilt, daß Simmel »nach Erscheinen seines so reichhaltigen (!) noch so viel für mich zu 
erledigen übrig läßt« (Knapp/Bendixen 1958, S. 34), so wird deutlich, daß die Philosophie des 
Geldes hierzu den Unterbau schaffen soll. Der Gegensatz zur »modernen« Ökonomie, wie 
sie Bortkiewicz repräsentiert, ist kaum überbrückbar. 
Die Parallele zu Marx ist offenkundig: es gibt gewisse »Rätsel des Geldes« (Bendixen 1919, 
5.225 f.), wie Bendixen in seiner Polemik gegen Bortkiewicz formuliert, und Knapp ist über- 
zeugt, daß die»Lösung des ganzen Geldrätsels« den Ökonomen nicht gelingen kann. Meinen 
Knapp/Bendixen (1958, $. 121) einen »Stumpfsinn« der Ökonomen ausmachen zu müssen, 
so finden sich bei Marx ähnlich pejorative Wendungen wie »ökonomische Borniertheit« 
(T 3/420), »Kretinismus der Vulgärökonomie« (K. 2/75), »Schaf von Ökonom« (T 3/268), 
»beschränktes Hirn« (K 1/594) der Ökonomen etc. 
Mag die andere Seite ein wenig höflicher sein, die Verachtung ist eine wechselseitige. Die her- 
ablassende Bemerkung von Bortkiewicz über Simmel sind nicht weniger verletzend als die 
Marzsche Beschimpfung der »viehrmäßigen Dummheit« (T 3/488) jener Ökonomie, die auf 
der Basıs der Sayschen Lehre von den »produktiven Diensten« und der »Produktion alseinen 
Austausch« (K 1/633) heute als »„moderne« auftritt. 
Es ist im Grunde unnötig, die pauschalisierenden Vorurteile zurückzuweisen; Knapp selbst 
ist weit davon entfernt, die Ökonomen in einen Topf zu werfen, und Marx weiß durchaus, 
zwischen dem »ökonomischen Plebs« und den »tieferen Ökonomen« zu unterscheiden; je- 
dermann weiß, daß jener unüberbrückbare Gegensatz quer zu allen Fronten verläuft, sowohl 
den theoretischen als auch den politischen, er durchzieht die Ökonomie selbst. 
Erscheint sie dem einen den »natürlichen und physischen Wissenschaften ... näher zu stehen 
als den philosophischen Disziplinen« (Leone 1921, 5. 67), so vermögen die andern hierin nur 
eine pittoreske Verirrung modernen Denkens zu erkennen; ihnen gilt die Theorie von Geld 
undKapital als das, was sie bereitsdem jungen Marx erschien: als eineökonomisch-philosophi- 
sche Disziplin; angesiedelt in einerterra incognita, dem Schumpeterschen »Niemandsland des 
Zweifels«. 
Ökonomie erweist sich so als 


»eine formlose, diffuse Wissenschaft ... angesichts dieser Unförmlichkeit erinnert man sich an Pufen- 
dorfs Seufzer: ‘Das Reich ist ein Monstrum’ ...« (Kröll 1953, 5. 7). 


Vermag Knapp, den Ökonomen den »Beruf« abzusprechen, über Geld Klarheit zu gewinnen, 
so Max Scheler den über Kapital nachzudenken; und beide können sich hierbei aufSchumpe- 
ters Feststellung des »Versagens« der »unifizierenden Kraft« des formalisierbaren, »Exakt- 
heit« begründenden »Prinzips« berufen. Versagt nämlich dieses Prinzip, so ist in gewisser 
Weise den »nicht-empirischen« Theorien Tür und Tor geöffnet; es ist nicht recht zu sehen, 
wie sich dann noch eine strikte Trennung von Ökonomie und Philosophie aufrechterhalten 
Häßt. Wir sahen, daf3 dies immer wieder behauptet worden ist, doch außer von Simmel am 
Phänomen des Geldes ist dies in der akademischen Theorie kaum von jemandem provokan- 
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ter aufgezeigt worden als von Scheler am Phänomen des Kapitals. Die Kategorien »Kapital« 
und »Kapitalismus« hätten 
»in der sozialökonomischen Fachwissenschaft ... ganz streng genommen ... überhaupt nichts zu suchen 


... Kapital, Kapitalismus ist ... nämlich etwas ganz anderes: ein soziologischer, ferner ein sozialphiloso- 
phischer ... Begriff« (Scheler 1982, S. 616). 


Scheler trägt nun einige Überlegungen vor, die ihn zwar ganz von Marx wegführen, ihn ande- 
rerseits an eine zentrale Problemstellung der Okonomie-Kritik heranführen, die bislang 
noch jedem Ökonomen entgangen ist: dem Problem der Okonomischen Gegenständlich- 
keit: 

»Marx war nämlich der erste Denker (!!), der sich die eminent gescheite Frage vorlegte, die keinem sei- 
ner Vorgänger (!!) eingefallen war, in welche logische Kategorie von Gegenständen das »Kapital« gehö- 
re... Auch ich frage mit Marx zuerst: Unter welche Kategorie von Denkgegenständen fällt das mit Kapi- 
tal Gemeinte? Sicher ist es nicht Ding ... aber ebensowenig ist es eine objektiv bestehende Relation von 
Gesellschaftsschichten. Das vielmehr, worauf das so mysteriöse Gespenst ... ‘beruht’ ist 1. ein Inbegriff 
von Wertungsweisen ... “Kapitalgut’ ist alles, was ... auf einer bestimmten historischen Denk- und An- 
schauungsform ... beruht ... (vgl. mit Kant (!!). Kategorie (!!), aber historisch gewordene Kategorie)« 
(ebd., 8. 617, 619). 


Was Scheler die »unsterbliche Feststellung« von Marx nennt, ist nun freilich nicht auf das 
»mysteriöse Gespenst« Kapital beschränkt; der Vertreter einer ontologischen Werttheorie, 
die auch den ökonomischen Wert am Werthimmel plazieren möchte, versperrt sich auf 
Grund seiner ontologischen Vor-Urteile die für Marx fundamentale Einsicht, daß der »ab- 
strakteste Ausdruck des Kapitals« der Wert, »im Wertbegriff sein Geheimnis verraten« 
(6/667) ist und Kapital als»konkretere« Form nichts anderes sein kann »als weitere Entwick- 
lung« (29/315) des Werts; die Gegenständlichkeit des Kapitals ist Wert-Gegenständlichkeit 
und gewinnt nur als solche Eigengesetzlichkeit. Gewiß, es ist nicht nur »Ding« und »um- 
schließt nicht nur Klassenverhältnisse«, doch es ist eine»Wertbewegung«, die sich in einer be- 
schreibbaren »Bewegungsform« (K. 2/109) vollzieht. Es ist gewiß nicht bloß eine »objektiv 
bestehende Relation« von Dingen und darum nicht sogleich eine »Denk- und Anschauungs- 
forms, eine »Kategorie« im Sinne eines konkreten Apriori phänomenologischer Provenienz. 
Von diesen Einsichten in den Marxschen Kapitalbegriff ist Scheler weit entfernt; auch blieb 
ihm verborgen, daß in der Kapital-Kontroverse zwischen Böhm-Bawerk und Clark, sowiein 
ihrer Amonnschen Kommentierung sehr wohl die Seinsweise des eigentümlichen Gegen- 
standes Kapital thematisiert, wenn auch ganz unzulänglich beschrieben worden ist. Und so 
dürfte Scheler denn auch erst anläßlich seiner Marx-Lektüre aufgegangen sein, daß Marx ei- 
nen der Philosophie ganz unbekannten Gegenstandsbereich erschlossen hat, ‘eine Region 
höchst paradoxer, nämlich nicht-physischer Dinge; hierin sah er offenbar seine »unsterbliche 
Feststellung«, die Scheler freilich nicht zu konkretisieren vermochte. 

So bleibt er denn auch reichlich unklar: einmal ist von einer »logischen Kategorie von Gegen- 
ständen« die Rede, dann aber von einer »Kategorie von Denkgegenständen«. Doch es ist auch 
hier der verwirrende Sachverhalt selbst, sein »sinnlich-übersinnlicher« oder »subjektiv-ob- 
jektiver« Charakter, dem die unklare Beschreibung zuzurechnen ist; daß dieses »Doppelsein« 
gerade auch die Existenzweise des Geldes ausmacht, ist Scheler allerdings entgangen; die Er- 
kenntnis des monetären Januskopfes blieb Folkert Wilken vorbehalten, der sich hierbei mit 
»ungewöhnlichen Schwierigkeiten« (Wilken 1926, S. 463) konfrontiert sah. 

An den Schelerschen Überlegungen läßt sich nun handgreiflich demonstrieren, daß und wie 
eine offenkundig »nicht-empirische« und zwar philosophische Lehre in den scheinbar urei- 
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gensten Bezirk der Ökonomie einzubrechen vermag und seinen letztlich »sozialphilosophi- 
schen« Charakter behauptet. 

Tatsächlich ergeben sich gesellschaftstheoretische Konsequenzen von beträchtlicher Trag- 
weite: konvergiert die Schelersche Position doch mit der Wert-Ontologie des Ökonomen 
Horn, der das »Wesen des wirtschaftlichen Seins als Weise geistigen (!!) Seins« (Horn 1957, 
5. 149) behauptet, als strikte Anti-Thesis zum Historischen Materialismus. Es handelt sich 
hierbei um die Quintessenz nicht bloß der Schelerschen Reflexionen, sondern eigentlich aller 
nicht-marxistischen Versuche ökonomischer Form-Analyse, der Gottls und Amonns eben- 
so wie jene Simmels oder der Knapp-Schule. 

Da mit der Frage nach der Gegenständlichkeit des Kapitals die Frage nach den »Quellen« oder 
dem »Wesen« des Zinses mitgegeben ist, wird man von der »exakten« Ökonomie keinerlei »ex- 
akte« Auskünfte erwarten dürfen. Insofern besteht die Feststellung von Jonas zu Recht, daß 


»die Frage nach dem Gegenstand der ökonomischen Theorie... normalerweise innerhalb der ökonomi- 
schen Theorie selbst nicht gestellt (wird)« (Jonas 1964, $. 207). 


Man sollte besser sagen, daß es nicht gelingen wollte, die von Sombart hervorgehobene Mise- 
re der »Unbestimmtheit« des Gegenstandes zu überwinden, worüber man die endlose Ge- 
schichte dieses Streits bei Amonn nachlesen möge. 

Der klassischen Ökonomie schien das recht einfach: Gegenstand ist der »Reichtum« der Na- 
tion, so daß noch Marx die scheinbar ganz harmlose Beststellung treffen konnte: 


»Die politische Ökonomie hat es mit den spezifisch gesellschaftlichen Formen (!) des Reichtums... 
tun.« (42/741) 


Doch dieser Schein der Einfachheit trügt. So gelangte denn schon J.St. Mill zu der resignie- 
renden, heute natürlich verschwiegenen Einsicht: 


»Der Begriff Reichtum ist von einem Dunstschleier verschwommener und nebelhafter Assoziationen 
umgeben, der alles, was man durch ihn sieht, nur unklar erkennen läßt« (Mill 1976, S. 152). 


Die »Unbestimmtheit« des Gegenstandes erweist sich als die »Unfaßlichkeit« des Begriffs 
»Reichtum«. Auch hier ist es wieder der den Ökonomen fortgesetzt irritierende »Januskopf« 
seiner Gegenstände, so daß Marx wiederholt alseine der Grundfiguren seiner»Kritik« der Ka- 
tegorien die Hegelsche Lehre vom »Spiel der Abstraktionen« heranziehen konnte, wie sie in 
den Kapiteln “Wahrnehmung’ sowie ‘Kraft und Verstand’ am eindruckvollsten dargelegt 
worden ist. 

Das Hauptproblem der ökonomischen Theorien ist doch offenbar, »daß alles in ihnen dop- 
pelt (1!) gesetzt wird« (G/30), als Konkretes nämlich und als Abstraktes; und es gilt nicht nur 
in der Theorie, sondern gerade in der ökonomischen Praxis, »daß der Reichtum (!!) doppelt 
existiere«, nämlich ın seinen beiden »Existenzweisen« als »stofflicher Reichtum« und als »ab- 

strakter Reichtum« (G2/876). 

Es ist klar, daß dieser Problemkomplex der doppelten »Existenzweise« zwingend auf jene 
zentrale Argumentationsfigur der Marxschen Werttheorie verweist, die unmittelbar aus dem 
»Doppelcharakter« der Ware sich herleitet: der von Marx ausdrücklich als»Gesetz« der»Dar- 
stellung« des Produkts oder Sraffaschen »Erzeugnisses« charakterisierten »Verdopplung der 
Ware in Ware und Geld« (K2/355). 

Da dem akademischen Ökonomen jenes Marxsche »Gesetz« unbekannt geblieben ist, folgt er 
der Millschen Empfehlung, den dunklen Begriff »Reichtum« durch »Umschreibung« zu »er- 
setzen« (Mill 1976, 5. 152). Der freilich nicht weniger dunkle Begriff des »Gutse«, dessen Deft- 
nition, wie Amonns Beschreibung seiner Geschichte zeigt, durchaus nicht gelingen will. 
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An einer Schumpeterschen Formulierung läßt sich zeigen, zu welch gewundenen Formulie- 
rungen der »moderne«, auf formale »Exaktheit« drängende Ökonom flüchten muß, den Ge- 
genstand zu »umschreibeng; die ökonomische Realanalyse gehe von dem Grundsatz aus, daß 
alie wesentlichen 

»Phänomene des Wirtschaftslebens in Form von Gütern und Dienstleistungen und in Entscheidungen 


über sie bzw. (!!??) in Beziehungen zwischen ihnen {!??) ausgedrückt werden können« (Schumpeter 
1965, 5. 354). j 


Keineswegs sind bloß technische »Beziehungen« gemeint, aber andere als jene»zwischen Gü- 
tern«, den ominösen »Vorräten« und »Beständen« von »Wert«, vermag der Ökonom begriff- 
lich nicht zu bestimmen. Doch Schumpeter weiß, daß die katallaktischen »Umschreibun- 
gen« nicht zureichen, den »Entscheidungen« oder »Handlungen« vielmehr objektive Struk- 
turen vorgegeben sind. Eine ehrliche Definition ist dann eigentlich nur die etwa von Oppen- 
heimer gegebene: 


»Wirtschaftliches Handeln ist Verfahren mit Wertdingen (!!) nach dem Prinzip des kleinsten Mittels« 
“(zitiert nach Amonn 1927, $. 140). 


Mit dieser Definition ist jedoch die Bestimmung des »wirtschaftlichen Handelns« als Grund- 
begriff der Ökonomie und mit ihm der methodologische Individualismus der subjektiven 
Ökonomie und Sozialtheorie überhaupt im Grunde schon desavouriert. Nicht bloß, daß der 
Ökonom mit dem Begriff des »Wertdings« sich sogleich den Begriff des »Reichtums« wieder 
auf den Hals geladen hat, sondern auch den ihm ebenso unheimlichen Begriff der ökonomı- 
schen Eigengesetzlichkeit, nämlich der 

»Wertbewegung... die automatische, mit der Gewalt eines elementaren Naturprozesses wirkende Be- 
wegung des verselbständigten Werts« (K2/109). 


Die »Verfahren mit den Wertdingen«, die sog. wirtschaftlichen Handlungen, geraten ange- 
sichts jener Eigengesetzlichkeit der» Wertrevolutionen« zu bloßen Reaktionsweisen auf jene 
»Beziehungen zwischen« den »Wertdingen«. Die ehrliche Ökonomie vermochte sich noch 
offen zu einem Agnostizismus angesichts jener »Naturprozesse« der Gesellschaft zu beken- 
nen. So wird etwa für Artur Salz der »Kapitalismus« von einem 

»eigenen Gesetz bewegt. Ihm als einem Teil unseres Lebens gegenüber versagt (!!) in einem gewissen 
Sinn jede weitere »Erklärung«, weiler gerade dadurch charakterisiert ist, daß alles, was in ihm sich voll- 
zieht, mit... quasi naturgesetzlicher Bestimmtheit geschieht« (Salz 1925, $. 245). 


Wenn 46 Jahre später der mathematische Ökonom K.J. Arrow zu der Feststellung genötigt 
ist, der »gegenwärtige Wissensstand ist unklar« (152), so wird der Sache nach Gleiches ausge- 
sagt; jedoch in der selbstbeschwichtigenden Manier, es gebe eben doch einen »Wissens«- 
Stand, von dem man hoffen dürfe, daß er sich eines lieben Tages klären werde. Daß die sub- 
jektive Ökonomie jene Eigengesetzlichkeit letztlich leugnen muß, ist der eigentliche Grund 
des von Jonas, Natalie Moszkowska und anderen herausgestellie Gegenstandsverlust der 
»fortgeschrittenen« Ökonomie. 

Und eben dies macht für Jonas die Problematik der Ökonomie aus, denn das »Apriori einer 
ökonomischen Theorie qua Erfahrungswissenschaft« muß ein »eigner Erfahrungsgegen- 
stand« sein; noch genauer: 

»Wissenschaftliche Theorie setzt einen Gegenstand voraus, der eine autonome Geserzmäßigkeit hat.« 
(Arrow, in: Beli 1984, $. 245) 

Präzisiert man den Begriff des Gegenstandes in diesem Sinn als eigengesetzlichen, somit als 
»Sache außer dem Menschen« (P/521), so wird man in der Tatsagen dürfen, daß ihn die Öko- 
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nomie»stillschweigend als gegeben voraussetzt«, und zwar im Widerspruch zu ihren subjek- 
tivistischen Axiomen; »Beziehungen zwischen« den Gütern haben in ihr keinen Platz und 
folgerichtig findet sich bei Schumpeter denn auch die andere These, daß wir den Kapitalismus 
»nur« als »einen Prozeß von Wahlakten und Wertungen vor uns« (Schumpeter 1965, $. 693) 
hätten und so lediglich von ungeplanten »Nebeneffekten« intentionalen Handelns die Rede 
sein kann, die gelegentlich sich unerfreulich multiplizieren und akzellerieren; Eigengesetz- 
lichkeit kommt freilich bei jenen ominösen Vielecken ins Spiel, die sich in ihrer Eigenschaft 
als »magische« nicht so recht auf» Wahlakte und Wertungen«, auf die »Präferenzskalen« der 
»Verbraucher« reduzieren lassen. 

Marx und Engels gelangten schon nach ihrer ersten Lektüre der ökonomischen Klassiker zu 
einer Charakterisierung »der« Ökonomie als Ganzer, die auch als »Kritik« der »modernen« 
Ökonomie sich zu bewähren vermag: 

»Die (!) Nationalökonomen machen... bald... den Schein des Menschlichen an den ökonomischen Ver- 
hältnissen geltend, baldaber... fassen sie diese Verhältnisse gerade in ihrem... Unterschied vom Menschli- 
chen, in ihrem strikt ökonomischen Sinn. In diesem Widerspruch taumeln sie bewußtlos umher« 
(2734). 

Es gibt den eigengesetzlichen Gegenstand und es gibt ihn wiederum auch nicht; dieser Wider- 
spruch bilde den »Hauptgehalt der wechselseitigen Kämpfe«. Einerseits steht im Mittelpunkt 
der Wirtschaft nur der Mensch, andererseits gibt es jene »Sachgesetze« und »Zwänges, die zu- 
mal von den Ärmsten der kapitalistischen Welt allergrößte Opfer für das Ganze erfordern. 
Die ideologiekritische Analyse wirft »den« Ökonomen keineswegs bewußte Apologie des 
Systems vor; es wird vielmehr die »Bewußtlosigkeit« ihres Verhaltens herausgestellt und als 
»Spiel der Abstraktionen« interpretiert. Es ist nämlich der Gegenstand selbst, der den Theo- 
retiker generell, nicht bloß den Ökonomen, sondern ebenso etwa den Sozialphilosophen 
»neckt«, sich nämlich »bald« als das eine und »bald« (Z/22) als anderes, als sein Gegenteil dar- 
stellt. 

Faßt man nun den Wertalsein Apriori oder Urphänomen, so hat man auch dasökonomische 
Wertding als»Sache außer dem Menschen« zu beurteilen; die Analyse bedürfte einer ontolo- 
gischen, ja metaphysischen Fundierung; gleiches gilt, wenn man Geld als ein »logisch Erstes« 
behauptet. 

Simmel sucht die metaphysische, die Ökonomen Wilken und Ernst Schuster eine ontolo- 
gisch-phänomenologische Fundierung. Diese Autoren konstatieren expressis verbis eine 
»Grenze« der ökonomischen Erkenntnis und erstreben folgerichtig eine ökonomisch-phzlo- 
sophische Synthese. Da auch sie der subjektiven Wertlehre zustimmen, tritt hier der Wider- 
spruch in Gestalt eines Dualismus von ökonomischem und idealistischem Wertsubjektivis- 
mus mehr oder weniger offen eingestanden zutage. Alle drei Autoren sind gescheitert, ver- 
wandte Berühungen blieben schon im ersten Ansatz stecken. 

Dennoch zeichnen sie sich durch ein weit höheres Problembewußtsein aus als jene »reinen« 
Ökonomen, die, sofern sie ihre Grundbegriffe methodologisch zu klären suchen, tatsächlich 
im »Widerspruch bewußtlos umhertaumeln«. Dieser reproduziert sich nämlich innerhalb 
des werttheoretischen Subjektivismus als Gegensatz zwischen der i.e.S. subjektiven Wertleh- 
re Mengerscher Richtung und der sog. Gleichgewichtstheorie, die wie Quittner Bertolasi zei- 
gen möchte, als mathematisch-farktionelle über den Gegensatz der »kausalen« Theorien, der 
objektiven und der 1.e.5. subjektiven Wertlehre Mengerscher Machart erhaben weiß. 
Schumpeter, der beide Richtungen zu vereinigen sucht — er begreift sich generell als Synthe- 
tiker, der selbst die Marxsche Theorie in die »Wirtschaftswissenschaft« qua »Wissenschaft« 
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intergrieren möchte — ist daher der leibhaftige Widerspruch. So vor allem in seiner Früh- 
schrift, wo er zeigen möchte, daß »wissenschaftliche Korrektheit im Sinne des Physikers« 
auch in der Ökonomie »keine Unmöglichkeit« sei — der Glaubenssatz »moderner« Ökono- 
mie — und daher folgerichtig deklariert: 

»nie erklären wir den Anfang (!) der Dinges; »wir fragen uns nicht, wie es möglich ist, daß man so ver- 
schiedene Dinge vergleichen kann, wir begnügen uns mit der Tatsache, daß (!} solche Relationen beste- 
hen (!!}«. (1908, $. 143 u. 57) 

Doch im Widerspruch zu dieser Bailey / Walras / Sraffa-Position, insbesondere zur funktio- 
nellen Preistheorie, bekennt er sich noch im gleichen Buch und bald darauf in seiner »T'heorie 
der wirtschaftlichen Entwicklung« zum Mengerschen Subjektivismus: 

»Jeder (!!) Wert bezieht sich auf ein wertendes Subjekt... (es) kann keinen »objektiven« Wert mehr ge- 
ben... es ist irreleitend, den Preis einen objektiven Wert zu nennen. Er scheint (!!) nur ein solcher zu 
sein.« (1908, S. 108) » Werte müssen in (!!) einem Bewußtsein leben (!), wenn das Wort überhaupt einen 
Sinn haben soll, müssen daher... individuell sein.« (1926, S. 72) 

Nicht bloß, daß der Ökonom Schumpeter hier philosophisch relevante Aussagen macht — 
Scheler und Simmel würden ihm natürlich dezidiert widersprechen —, also seine Kompetenz 
überschreitet, er widerlegt zudem seine funktionelle Überzeugung, wonach jede »subjektive 
Theorie... auch objektiv sein« müsse »und umgekehrt«, somit die»Kontroverseüber den Sub- 
jektivismus und Objektivismus« (1965, 5. 1121) als »sinnlose Debatte über Scheinprobleme« 
(S. 1043) zu charakterisieren sei — eine T'hese, die heute von den Anhängern der theoreti- 
schen »Wende« innerhalb des progressiven Lagers nachgeplappert wird. Die Werte sollen al- 
lem »Schein« zum Trotz »im« Bewußtsein »leben«, doch gleichzeitig bestimmt er auf dersel- 
ben Seite »die Kaufkraft als abstrakte (!!) Macht... über Güter im allgemeinen (!!)«, also über 
einen Inbegriff oder eine Totalität von Gütern, womit er sich bewußtlosder ersten Marxschen 
Bestimmung der Äquivalentform nähert, wenn das Wort »Güter im allgemeinen« überhaupt 
»einen Sinn haben soll«; auch die Wendung »zunächst tritt der (!!) Wert als Gebrauchswert 
auf« ($. 11) impliziert einen objektiven Wertbegriff, wenn sie überhaupt »einen Sinn haben 
soll«. Mit Reflexionen gar über den »Anfang« hat es Schumpeter im kapitaltheoretischen 
Kontext schon immer zu tun. Er wird später formulieren, daß man hier »die (logischen) An- 
fänge (!!) der Dinge bloßlegen (!!)« (1965, S. 1107) müsse und diese metaphysischen Figuren 
auch auf die Geldtheorie anwenden: sie frage nach der »logischen Quelle« (!!) des Geldphäno- 
mens. Der »historische Ursprung« des Geldes werde verwechselt mit seinem »Wesen bzw. 
- seiner Logik« (?!), es müsse »rein logisch betrachtet« (1965, S. 367 ff.) werden; dabei geht es 
ıhm vor allem um die Widerlegung der traditionellen Kredittheorie, die er so glaubt charakte- 
risieren zu dürfen: »Am (logischen) Anfang steht das Geld« ($. 1350). Nun, 

»Es ist eine unumstößliche Tatsache, daß Ansichten über das Geld ebenso schwer zu beschreiben sind 
wie wandernde Wolken« (1965, $. 369). 

Ein wahres, allzu wahres Wort, doch ist ebensowenigSchumperters Verdeutlichungsversuch 
hiervon ausgenommen; seine dunklen und unbeholfenen Formulierungen ebenso wie sein 
Stoßseufzer über die ökonomischen » Ansichten (!!) über das Geld« indizieren, daß der Erfin- 
“ der des sog. »Methodologischen Individualismus« am Ende seines methodologischen Lateins 
war — seine modernen Nachbeter zumal im progressiven Lager sollten dessen eingedenk 
sein: der Sache nach fordert Schumpeter eben das, worum es schon dem jungen Marx zutun 
war, die »innere Genesis« der Dinge oder »die eigentümliche Logik des eigentümlichen Ge- 
genstandes« (1/298) zu entwickeln. So nimmt es denn nicht wunder, daß im Spätwerk bloß 
einmal vom »Methodologischen Individualismus« die Rede ist, wobei lakonisch »die diesem 
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Verfahren inhärenten Grenzen« (1965, 5. 1084) vermerkt werden: die mit ihm darstellbare 
»Logik ökonomischer Mechanismen« (ebd.) ist die »reine Logik der Wahlakte« (S. 1082) und 
nicht jene materiale des Geldes und des Kapitals, auf deren Ausarbeitung ihm am Ende seines 
Lebenswerks alles anzukommen scheint. Jene »Grenzen« des Verfahrens sind die Grenzen 
der »Logik der Wahlakte« oder der »unifizierenden Kraft des Grenznutzenprinzips«. Mo- 
delltheorie kann nicht mehr genügen, wo er auf das abzielt, was er im Gegensatz zur »histori- 
schen Genesis« der Volkswirtschaft — eine konkrete Totalität — deren »begrifflichen Rekon- 
struktion« (1926, $. 10) nennt, also eine logische Genesis, die somit auch reale Kategorien wie 
Geld und Kapital zu »rekonstruieren« hat. Was aber kann das anderes heißen als diese aus ih- 
rem »Wesen bzw. ihrer Logik«, präziser aus einem sozialen, überindividuellen Grund oder 
Konstituens zu »entwickeln«? 

Die akstrakte »Wertgegenständlichkeit« zu dechiffrieren, die Gegenständlichkeit der »Wert- 
massen« oder Volumina »idealer Wertatome«, der Mengen sog, »wirtschaftlicher Materie«, 
dies, und nicht etwa eine Preistheorie ist die primäre Aufgabenstellung der Marzschen Wert- 
theorie. Ihr Thema ist Wert als eine Gestalt der Entäußerung menschlichen Gattungslebens. 
Gefragt wird also nach einem Konstituens entfremdeter Gegenständlichkeit. Die Argumen- 
tationsfigur ist folglich eine quasi-transzendentale oder quasi-ontologische: Dasjenige, was 
Gegenständlichkeit begründet, »darf nicht selbst wieder« ein Gegenständliches »sein«, so daß 
also das 

»immanente Maß der Werte nicht selbst wieder... Wert sein darf, sondern vielmehr etwas, was den Wert 
konstituiert (!!!)... (so) untersucht man die Genesis (!!!)... des Werts selbst... daß dieses Maß... also... 
selbst außer der Kategorie (!!!) des Werts stehen muß.« (T 3/154 f.) 

»Wert« ist hier nicht als Bestimmungsgrund oder Gravitationszentrum von Preisen verstan- 
den, sondern als»Kategorie«, demnach nicht als Substanz, sondern als »objektive Gedanken- 
form« — als soziales Apriori. Die Kategorie drückt »Daseinsformen« der Gesellschaft aus, ist 
eine »Totalität« und spiegelt sich »sehr verkehrt ab«; es entsteht der objektive »Schein, als ob 
das Geld die Waren kommensurabel mach««, als ob das »ideale Wertatom« des Geldes als 
Letztes, als Apriori oder Urphänomen fungiert. Folglich stellt sich die Aufgabe, diese »Ver- 
kehrung« zu begreifen, nämlich Geld als»Resultat« einer»vermittelnden Bewegung« der Wa- 
re zu dechiffrieren, die in ihm »verschwindet« und so den Schein eines Apriori erzeugt. Aber 
auch der Wert der Ware ist kein Letztes, keine »Substanz«, sondern »gegenständlicher 
Schein« einer sozialen Struktur, die sich »verkehrt«, nämlich »im« Wert, besser »als Wert« 
darstellt: ein anonymer, überindividueller Prozeß »hinter dem Rücken« der Austauschsub- 
jekte, der ihnen als ein Apriori, als das»Übersinnliche« der »sinnlich übersinnlichen Dinge«, 
als » Wertmasse«, »Wertvolumen« etc. entgegentritt. Es handelt sich um »Massen«, »Volumi- 
na«, »Mengen«, die nicht einen »Wert« haben, sondern die dieser Wert sind, Um diese zweite, 
übersinnliche Existenz der Dinge, »Wert« im Sinn dieser »wirtschaftlichen Dimensions, 
Wert als Einheit von Form und Substanz geht es in der Marxschen »Genesis des Werts« ausei- 
ner prävaloren Struktur, die so als Konstituens der abstrakten Gegenständlichkeit begriffen 
wird, 

Sage ich, Arbeit oder Nutzen im Verein mit Seltenheit bestimmt den Wert, so unterscheide 
ich schon grammatisch Arbeit und Nutzen als Satzsubjekt vom Wert als Akkusativobjekt; 
Arbeit ist Arbeit und nicht Wert, wie auch Nutzen als bestimmter Begriff vom Wert zu un- 
terscheiden ist. Es muß also möglich sein, den Wert als Wert zu beschreiben; das, was Marx 
seine »allgemeinen Charaktere« nennt; jedermann muß einer solchen gaalitativen Bestim- 
mung zustimmen können. Walras / Sraffa / Menger / Jevons und ihre Schulen schweigen 
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sich hierüber aus. Gottl hingegen konstatiert, daß Wert u.a. das bezeichnet, was er »paradoxe 
Gleichheit« nennt: »Gleichheit der Menge nach, trotz Ungleichheit der Art« (1927, S. 57). Glei- 
chermaßen spricht Marx von »qualitativer Gleichheit« (K1/76) der Waren, die als »qualitativ 
Gleiche, Werte überhaupt« (K1/81) sind, eine »qualitative Allgemeinheit« (Z 109) darstellen. 
Aus der paradoxen Gleichheit folgert Marx eine paradoxe Austauschbarkeit: es ist eine vallge- 
meines, »unbedingte«, »absolute« — eine Seinsweise des Werts, die »mit der Wertgröße nichts 
zu tun hat — keine quantilative, sondern qualitative Bestimmung« (T3/ 134). So ist die Ware ein 
»allgemeines Produkts, nämlich »beliebig übersetzbar« (Z 20) in »Quantum jeder anderen Wa- 
re, gleichgültig, ob sie für den Besitzer der andern Ware Gebrauchswert ist oder nicht« (Z 30). 
Bezeichnet man die Darlegungen über den quasi-transzendentalen Charakter der »Genesis des 
Werts selbst« als den I. Haupisatz der Marxschen Werttheorie, so führt die »qualitative Besiim- 
mung« des Werts zu einem 2. Hauptsaiz: 

»Ausdem Widerspruch (!) der allgemeinen Charaktere des Werts mit seinem .stofflichen Dasein in einer 
bestimmten Ware etc. — diese allgemeinen Charaktere sind dieselben (!!), die später im Gelderscheinen 
(11) — ergibt sich die Kategorie (!) des Geldes.« (B, 110). 

Spricht der Neoricardianer von einer »Redundanz« der Werttheorie, so mag er doch auch 
konsequenterweise leugnen, daß Geld »Wert« darstellt, sein »Wert«-Standard Standard also 
von Nichts ist. Gesteht er aber zu, daß Geld irgendwie Wert ist, so hat er sich mit der Marx- 
schen Theorie auseinanderzusetzen, daß die »allgemeinen Charaktere« dieses Werts qua Geld 
»dieselben« sind, die die»soziale Existenzweise« (T1/141) des Produkts als Ware auszeichnen. 
Marxens Thematisierung des Nicht-Aquivalenten-Tauschs im Fall des Kaufmannskapitals 
demonstriert überdeutlich, daß Wert primär als ein Qualitatives analysiert und fortbestimmt 
wird: Handel ist 

»... nicht der Austausch von Äquivalenten. Der Begriff des Werts ist insofern darin eingeschlossen, als 
die verschiedenen Waren alle Wert und darum Geld sind; der Qualität (!!) nach gleichmäßige Aus- 
drücke der gesellschaftlichen Arbeit. Aber sie sind nicht gleiche Wertgrößen« (K3/342). 

Im Manuskript 1861-63 heißt es, daß die Waren im Sinn des »Begriffs des Werts... gleiche der 
Qualität nach« sind: » Aber es ist darin nicht (!) gesetzt, daß sie Äquivalente sind« (S. 1549). 
Das Dasein von Wert überhaupt, vor allem die aus dessen Analyse resultierende Unterschei- 
dung von »rationellen« und »irrationellen« Formen des Werts, dies ist das eigentliche Thema 
der Marxschen Werttheorie, die als Konstitutionstheorie des Werts mit den Tausch-Hand- 
lungstheorien der Ökonomie nichts gemein hat. 
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Pino Arlacchi 
Die Mafia und das internationale Geldsystem 


In seinem Buch »La mafia imprenditrice« beschreibt der italienische Soziologe Pino Arlacchi die 
neuen Unternehmerqualitäten der Mafia. In der zweiten Hälfte der sechziger Jahre habe die Mafia 
einen qualitativen Sprung gemacht; aus den Mafiabossen seien schumpetersche Pionierunter- 
nehmer geworden. Er zeigt, daß die Mafıa nicht etwa ein Relikt aus feudaler Zeit ist, sondern daß 
sich ihre Entwicklung als ursprüngliche Akkumulation unter spezifischen historischen Bedingun- 
gen interpretieren läßt. Darüber hinaus stelle die »neue« Mafia kein typisch italienisches, sondern 
ein internationales Phänomen dar, das eng mit der Entstehung des internationalen Drogen- und 
Waffenhandels verbunden ist. Gerade wegen ihrer enormen Expansion stieß diese Form der ma- 
fiosen ökonomischen Aktivitäten zunehmend auf die Schwierigkeit der Verwandlung illegal er- 
zielter Profite in legale Kapitalanlagen. 

Im Bündnis mit dem internationalen Geldkapital und begünstigt durch die Strukturverände- 
rungen der weltweiten Geld- und Kapitalmärkte konnten diese Probleme teilweise »gelöst« 
werden, so daß heute riesige anonyme Transaktionen auf dem Eurodollarmarkt gar nicht mehr 
auffallen. ; ' 
Dem Beitrag Pino Arlacchis in diesem Heft liegt ein Gespräch mit Peter Kammerer zugrunde, 
dem wir an dieser Stelle auch für seine Übersetzungsarbeit danken. 


Die Redaktion 


Man kann die Mafia nicht einfach als feudales Überbleibsel interpretieren, sondern muß sie 
im Zusammenhang der kapitalistischen Entwicklung sehen. Sicher gab es seit jeher in der Ma- 
fia unternehmerische Elemente. Es gab vor allem die wichtige Funktion der Vermittlung 
zwischen lokalen und nationalen Märkten, aber die Mafıa wirkte auch als Filter und Bremser 
der marktwirtschaftlichen Expansion und Dynamik. Sicher erfolgte die Akkumulation des 
Kapitals im Sizilien des 19. Jahrhunderts nicht nur mit Hilfe marktkonformer Mittel, son- 
dern unter Anwendung von Gewalt, Korruption und Raub. Aber wir dürfen nicht außer 
acht lassen, daß 400 Jahre nach der ursprünglichen Akkumulation in England im Falle der 
Mafia völlig andere juristisch-institutionelle Rahmenbedingungen gegeben waren. Die Me- 
thoden der Mafia standen in Konkurrenz mit ziemlich weit entwickelten bürgerlichen Ver- 
kehrsformen und staatlichen und politischen Institutionen. Was diese Konkurrenz bedeute- 
te, läßt sich sehr schön am Beispiel der USA verdeutlichen. 

Nach dem Bürgerkrieg, seit dem Ende der 60er Jahre des vorigen Jahrhunderts, entwickelten 
sich in den USA große Monopole und Familiendynastien unter weitgehender Anwendung 
von Gewalt, Korruption und Raub. Aber gerade weil auf Grund natürlicher und historischer 
Gegebenheiten die großen kapitalistischen Vermögen auf diese Weise entstanden waren, 
wurden Institutionen geschaffen, die verhindern sollten, daß sich diese Art von Akkumula- 
tion wiederholte. Die großen Vermögen schützten sich auf diese Weise gegen aggressive 
Nachahmer. Die Spielregeln innerhalb des amerikanischen Kapitalismus sind seitdem sehr 
streng und werden auch streng gehandhabt. Man braucht sich nur die Banken- und Steuerge- 
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setze anzuschauen. Das Ergebnis dieser Entwicklung war eine sehr deutliche Unterscheidung 
zwischen legalem und illegalem Verhalten, zwischen legalen und illegalen Märkten. Eshaben 
sich zwar in Amerika riesige, illegale Märkte entwickelt, aber spätestens seit den 30er Jahren 
ist es undenkbar, daß große Unternehmen oder Persönlichkeiten der legalen Sphäre auf ille- 
galen Märkten gearbeitet haben oder arbeiten. Die Kontrollen sind so streng, daß die ameri- 
kanischen Banken z.B. immer wieder klagen, sie seien nicht konkurrenzfähig gegenüber In- 
stituten, die in der Schweiz und an anderen, liberaleren Plätzen operieren. 

Erst in den letzten Jahren wurden die Bankgesetze liberalisiert und New York erhielt einen 
Statusähnlich dem der internationalen Steuerparadiese, so daß ein Teil des Kapitals, das in die 
Schweiz oder zu anderen Plätzen abgewandert war, zurückkehrte. Grundsätzlich besteht 
nach wie vor jedoch eine deutliche und strenge Unterscheidung zwischen legalen und illega- 
len Sektoren, zwischen staatlich garantierten Normen und kriminellen Spielregeln. In Italien 
ist diese Unterscheidung nur schwach entwickelt. Die Sphären greifen ineinander über, die 
Gesetzgebung bzw. die Anwendung der Gesetze tastet bestimmte Freiräume nicht an und 
dementsprechend wichtig und verbreitet ist auch das System der unmittelbaren politischen 
Vermittlung geschäftlicher Interessen. 

Meine 'These vom qualitativen Sprung der Mafia bezieht sich auf die jüngste Entwicklung. In 
den 50er und 60er Jahren war die Mafıa in einer schweren Krise. Der italienische Staat machte 
zunehmend sein Gewaltmonopol geltend. Die zentrale Staatsgewalt entmachtete die Iokalen 
Eliten. Die öffentlichen Ausgaben, deren Bedeutung enorm zunahm, wurden vom Zentrum 
aus verteilt. Die großen Unternehmen des Nordens, das süditalienische Proletariat und der 
Staatsapparat veränderten mit ihren Aktionen die wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbe- 
dingungen in Süditalien. Die Mafia, die auf Grund ihrer breit gefächerten Mittlerfunktionen 
immer im Zentrum der sozialen Beziehungen gestanden hatte, wurde an den Rand gedrängt. 
Es gab eine Zeit, in der man glauben konnte; die Mafia sei entmachtet, sei verschwunden oder 
im Verschwinden begriffen. Die Zahl der Morde in Palermo ging z.B. sehr stark zurück. In 
dieser Lage vollzog die Mafia einen tieigreifenden Strukturwandel. Die Marginalisierung 
zwang sie zur Entfaltung besonderer Energien. Die Kapitalakkumulation erhielt einen neuen 
Stellenwert. 

Reichtum war nie das strategische Ziel mafiosen Handelns gewesen. Die erfolgreichen Mafio- 
si gelangten zwar in der Regel zu Wohlstand, aber der Begriff »Reichtum« war für sie immer 
relativiert durch die Begriffe» Ansehen« und»Ehres, war also eingebettet und begrenzt durch 
ein bestimmtes Wertesystem. Die Vorstellung von einer schrankenlosen Akkumulation hat- 
te für sie etwas völlig Sinnloses. Darum muß man sehr vorsichtig sein, wenn man Vergleiche 
zieht zwischen Mafia und kapitalistischen Unternehmern. Erst am Ende der sechziger Jahre 
stellte sich für die Mafia das Problem der Akkumulation und der kontinuierlichen Reinvesti- 
tion ihrer illegal erzielten Profite auf erweiterter Stufenleiter. 

DasRisiko der sozialen Marginalisierung brachte die Flite der Mafia dazu, sich verstärkt wirt- 
schaftlichen Tätigkeiten zuzuwenden und in immer größerem Stil Unternehmerfunktionen 
auf illegalen und legalen Märkten auszuüben. Dabei verlor die Mafia nicht ihre archaischen 
Züge, sondern mobilisierte jene Teile ihres Wertesystems, die der Akkumulation förderlich 
waren. Es ist paradox, aber je moderner und kapitalistischer die Mafıa wurde, desto archai- 
scher wurde auch ihr Verhalten. Ein Beispiel: Die biologische Dimension der Familienbezie- 
hungen erhielt ein noch größeres Gewicht. Denn die Tendenz der sozialen Isolierung machte 
die Familienerweiterung durch Kooptation immer schwieriger, andererseits wurde der Ver- 
laß auf einen Familienzusammenhalt immer wichtiger auf Grund der zunehmenden Risiken. 
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Das Sindona-Imperium 


Das Imperium Sindonas entstand nach Transaktionen mit der Kirche. In den 60er Jahren kaufte 
er dem Vatikan einige unrentable Liegenschaften ab -- Wasserwerke, Keramikfirmen, Immobi- 
liengeschäfte — und veräußerte sie nach Bilanz-»Schönung« mit Gewinn wieder. Dann erwarb 
er die Majorität an der Banca cattolica del Veneto. 
In den 60er Jahren zog er die Hambro Bank in London als Partner an Land. Die half ihm, von 
der Varikanbank IOR Anteile der Banca Unione zu erwerben; zusammen mit dem IOR hielt er 
andererseits — über die Treuhandgesellschaft CONFINA — die Mehrheit der Banca privata fi- 
nanziaria. Wenig später vereinigte er al! diese Institute zur Banca privata italiana, die zur größ- 
ten Privatbank Italiens wurde, auch deshalb, weil vermittels desIOR riesige Geldmengen illegal 
ins Ausland verschoben wurden, über die Sindona stets kurzfristig verfügen konnte. 
Ende der 60er Jahre kam die Ausweitung nach ganz Europa: Die Finabank und die Amincor in 
der Schweiz, Anteile des Bankhauses Wolff in Hamburg, es folgte der Sprung nach den USA: Er 
erwarb die an 20. Stelle der Rangliste stehende Franklin Bank in Hlinois. Dann kaufte er, gute 
Pressekontakte sind wichtig, aus Geheimdienst-Händen die Tageszeitung »Daily Rome Ameri- 
can; der Öl-Magnar und Finanzminister John Conally und dessen Kollege David Kennedy 
führten ihn in die US-Hochfinanz ein, Beziehungen nach Uruguay, Peru, Nicaragua, Argenti- 
nien ergaben sich (meist über die dortigen Entwicklungsbanken). 
1973/74 erste Anzeichen von Insolvenzen in Sindona-Firmen: doch die italienische National- 
bank hilft, trotz Warnungen, großzügig mit 100 Milliarden Lire aus. Im September dann der 
Zusammenbruch: Der damalige Finanzminister Ugo La Malfa (dem die Konsequenzen wohl 
nicht klar waren) lehnte die Erhöhung des Kapitals von Sindonas zentraler Holding von 1 auf 
150 Milliarden Lire ab. 
Darauf brach die Banca privata zusammen — und wie im Dominospiel der Rest des Imperiums. 
Mehr als 50 Gesellschaften gingen in Konkurs; gut zwei Drittel davon reine Briefkastenfirmen. 
Quelle: Tageszeitung vom 22.3.1986 


Das Einbringen solcher archaischer Elemente in die moderne Unternehmensführung gehör- 
te sicher zu den Pionierleistungen der Mafia. Die Fähigkeit, traditionelle Werte zu selektie- 
ren und in moderne Wertvorstellungen zu integrieren, hat der Mafıa ihre starke Stellung in 
der sizilianischen Gesellschaft zurückgegeben. Die illegale Macht der Mafia entwickelte sich 
in den 70er Jahren also auf breiter Basis. Aber das war kein isoliertes Phänomen. Ebenso wie 
die Mafia expandierten auch andere Formen der großen Kriminalität, auf die man erst später 
aufmerksam geworden ist. Dieser Zusammenhang ist für das Verständnis der mafiosen Akti- 
vitäten von zentraler Bedeutung. Wir können vier große Sparten krimineller Aktivitäten 
unterscheiden: die Mafıa, die Wirtschaftskriminalität vor allem in den Finanz- und Indu- 
striezentren des Nordens, die große Korruption in Politik und Verwaltung und schließlich 
die illegale Lobby von Geheimbünden aller Art (z.B. die Loge P 2). Die 70er Jahre waren ei- 
ne Blütezeit für all diese Phänomene. 

In die 70er Jahre fiel aber auch die Blüte der »economia sommersa«, der»underground-econo- 
my«, d.h. die Verbreitung illegaler Methoden insbesondere bei kleinen Unternehmen, die 
durch den systematischen Rückgriff auf Schwarzarbeit und Steuerhinterziehung ihre Kon- 
kurrenzfähigkeit stärken wollten. Hiervon profitierten auch die großen Unternehmen, so- 
fern esihnen gelang, einen Teil ihrer Produktion in diesen Bereich auszulagern und sofern die 
Vergehen der Kleinen die der Großen legitimierten. 
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Allerdings muß man einen wesentlichen Unterschied zwischen der »economia sommersa« 
und der Kriminalität, die uns hier interessiert, beachten: die »economia sommersa« gehört 
grundsätzlich zum legalen Bereich der Wirtschaft, während Mafia und andere kriminelle Or- 
ganisationen gleichzeitig auf zwei völlig verschiedenen Märkten operieren, auf legalen und 
auf illegalen Märkten und gerade deswegen besondere Vorteile genießen. In diesem Doppel- 
spiel entwickelten sich überall Mafien, nicht nur in Italien. Früher glaubte ich, die Mafia sei 
ein typisch italienisches Phänomen. Dann beschäftigte ich mich mit der Analyse des Drogen- 
und Waffenhandels und es erschloß sich die internationale Dimension des Phänomens. In 
den letzten 20 Jahren haben die illegalen Märkte im Weltmaßstab enorm expandiert. Die ita- 
lienische Besonderheit besteht in der großen Fähigkeit zur Zusammenkunft, die die großen 
Subjekte der Wirtschaftskriminalität in Italien auszeichnet, also z.B. die besondere Form der 
Kooperation zwischen der wirtschaftlichen Macht der Wirtschaftskriminalität mit der mili- 
tärischen Macht der Mafia. Auch in Deutschland oder in der Schweiz gibt es Bankiers, die kri- 
minelle Geschäfte tätigen, aber diese Bankiers enden nicht wie Calvi oder Sindona‘. Die Inte- 
gration großer Geldinstitute in ein Netzwerk krimineller Beziehungen und der permanente 
Kontakt zwischen legaler und illegaler Sphäre sind ein italienisches Phänomen. In den USA 
gibt es viel weniger Kontakt sowohl zwischen den verschiedenen Sparten der Kriminalität, 
als auch zwischen der legalen und illegalen Sphäre. Italien ist also ein Extremfall. Das heißt 
aber nicht, daß es nur hier die Mafia gibt. Die internationalen »Mafien« sind mit der Entsie- 
hung der großen, illegalen Märkte eng verknüpft. 

Am raschesten entwickelt haben sich in den letzten Jahrzehnten die Märkte für Drogen, 
Waffen, Informationen und Menschen. Weniger wichtig und kleiner sind die Märkte für 
Fälschungen und kriminelle Dienstleistungen. Die Organisationen, die auf diesen Märkten 
arbeiten, sind ähnlich strukturiert, verhalten sich ähnlich und werden inzwischen überall 
»Mafıa« genannt. Es gibt mindestens 15 große Gesellschaften dieser Art. Die größte ist die ja- 
panische Mafia, mit angeblich 100.000 »Beschäftigten«, die wichtigsten sind hingegen die chi- 
nesische, die kolumbianische und die sizilianische Mafia. Vor allem die Gesellschaften, die 
auf internationaler Ebene arbeiten, haben in den letzten 15, 20 Jahren riesige Vermögen ge- 
macht. Seit jeher ermöglichte der Fernhandel größere Profite als lokale Märkte. Die Schnel- 
ligkeit der Akkumulation hat jedoch die Mafien vor große Probleme gestellt. Nehmen wir 
z.B. einen Mann wie Rosario Spatolo aus Palermo, der vor 15 Jahren noch Milchhändler 
war und inzwischen zu den größten Baulöwen Palermos zählt. Das große Geld machte er 
mit dem internationalen Rauschgifthandel und einen Teil der Erlöse legte er in Immobilien 
an. Es gibt hunderte solcher Spatolas in Italien und anderswo; schwerreiche, mafiose Auf- 
steiger, deren Horizont nicht nur kulturell, sondern auch was die Technik komplexer Geld- 
anlagen betrifft, begrenzt ist. Man kann ein hervorragender Rauschgifthändler sein und alle 
Schliche illegaler Märkte kennen, ohne etwas von Kapitalanlagen zu verstehen. Deshalb 
kontrollieren diese Leute meist nur einen Teil der Gesamtoperation, den illegalen. Der 
Transfer illegaler Profite in legale Geldanlagen ist dann ein ganz anderes Problem. Aber ge- 
nau diese Frage bereitet der Mafia das größte Kopfzerbrechen. 


* Roberto Calvi war geschäftsführender Direktor des Banco Ambrosiano und Aufsichtsratsvorsit- 


zender der Filialen dieser Bank in Luxemburg und Nassau, über die viele illegale Geldströme abge- 
wickelt wurden. Calvi wurde 1982 erhängt an einer Themse-Brücke in London aufgefunden. Michele 
Sindona war der Mentor Calvis und ebenfalls Mitglied der Geheimloge P 2. In den USA wegen betrü- 
gerischen Bankrotts verurteilt, wurde er im März 1986 in einer italienischen Zelle vergiftet aufgefun- 


den (d. Red.) 
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Zunächst: dieser Transfer ist notwendig. Denn trotz der stürmischen Entwicklung der illega- 
len Märkte und trotz der riesigen Dimensionen, die diese angenommen haben, gewähren sie 
nicht die Möglichkeit einer Reinvestition aller illegal erzielten Gewinne. Sie gewähren auch 
keine Sicherheit und das spielt bei Geldanlagen ja auch eine Rolle. Es fehlt die staatliche Ga- 
rantie, es gibt keine Rechtssicherheit. 

Die größten Schwierigkeiten bei der Verwandlung illegal erzielter Profite in legale Kapitalan- 
lagen liegen in den persönlichen Verhältnissen der Mafiosi selbst. Diese Art neureicher Auf- 
steiger hat esschwer, in der Geschäftswelt akzeptiert zu werden, ich meine in den Kreisen, die 
ihrem Vermögensniveau eigentlich entsprächen. Mit der Hochfinanz zu verkehren ist für sie 
nur über ein kompliziertes System von Mittelsmännern möglich. Für die Söhne mag sich das 
ändern, aber für die Väter, an deren Händen noch Blut und Schweiß klebt, war und ist das 
praktisch unmöglich. Eine zweite Schwierigkeit besteht darin, daß die Verwandlung illegaler 
Profite in produktive Investitionen das Bestehen großer Kapitalanlagen bereits voraussetzt. 
Nur Unternehmen ab einer bestimmten Größe, z.B. der FIAT-Konzern, können innerhalb 
relativ kurzer Zeit große Investitionsprojekte, die zugleich sicher und profitabel sind, erfin- 
den und realisieren. Die lokalen Märkte für Immobilien, Industrieanlagen und Dienstleistun- 
gen haben ihre Grenzen und plötzliche große Investitionen stoßen hier auch auf den Wider- 
stand der bereits bestehenden Unternehmen. Und schließlich gibt es das Antimafiagesetz, das 
in seiner neuen Version von 1982 einschneidende Vermögenskontrollen und Konfiszierun- 
gen gestattet. Unrechtmäßig erworbener Reichtum und bestimmte Machtstellungen können 
durch die Justiz regelrecht zerstört werden. Es ist das schärfste Gesetz, das in einem westli- 
chen Land gegen die organisierte Kriminalität je erlassen wurde. Seine Anwendung stößt al- 
lerdings auf eine Fülle von Schwierigkeiten. Es gibt wenig Präzedenzfälle und Erfahrungen, 
an die man sich halten kann. 

Aus all diesen Gründen hat die Mafia eine hohe Liquiditätspräferenz, d.h. sie sieht sich ge- 
zwungen, ihren Reichtum oder Teile davon in Geldform zu halten. Um dieses Problem zu lö- 
sen, suchte sie in den letzten 20 Jahren das Bündnis mit dem Finanzkapital. Das ist etwas Neu- 
es für die sizilianische Mafia, aber diese Wendung wurde begünstigt bzw. ermöglicht durch 
die Strukturveränderungen der internationalen Kapitalmärkte. Bis zur zweiten Hälfte der 
60er Jahre hatten diese weder das Volumen, noch die Struktur, um große Geldbewegungen 
aus illegalen Bereichen aufnehmen zu können. Aber die Entwicklung bestimmter Märkte, 
z.B. das explosive Wachstum des Eurodollarmarkts, macht heute Transaktionen von früher 
unbekannten Ausmaßen möglich. Allein der Eurodollarmarkt hat heute ein Volumen von 
ca. 2000 Milliarden Dollar. Auch große, anonyme Bewegungen fallen da gar nicht mehr auf. 
Das Geld der Mafia wird unkenntlich im riesig angewachsenen Fluß internationaler »Flucht- 
gelder«. Von Bedeutung ist auch die Rolle der Steuerparadiese. In den sechziger Jahren gab es 
auf der Welt nicht mehr als zehn solcher »Fluchtburgen«, vor allem die Schweiz, Luxemburg 
und Liechtenstein, von denen aus internationale Gesellschaften und multinationale Konzer- 
ne operierten und wo spezielle Großanleger, wie z.B. südamerikanische Diktatoren ihr Geld 
anlegen konnten. Inzwischen hat sich die Zahl der Steueroasen verzehnfacht und einige ha- 
ben sich auf die »Behandlung« und Verwertung illegaler Gelder spezialisiert. Zu den Plätzen 
Schweiz, Luxemburg und Liechtenstein sind in Asien Singapore und Hongkong dazugekom- 
men und in der amerikanischen Hemisphäre die Steuerparadiese der Karibik. Eine amerika- 
nische Untersuchungskommission hat den Export illegal erzielter Profite aus den USA in die 
Karıbik auf jährlich 20 Milliarden Dollar geschätzt. Inzwischen können Geldbewegungen 
dieser Art, obgleich sie absolut gesehen im Vergleich zu den legalen Geldströmen kaum ins 
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Gewicht fallen, eine Gefahr für die Stabilität des internationalen Währungssystems darstel- 
len. Banken oder Finanzierungsgesellschaften können durch die unkontrollierte Verschie- 
bung großer Gelder an den Rand des Zusammenbruchs gebracht werden. Andere Institute 
werden mitgerissen, was unübersehbare Folgen nach sich ziehen kann. Einen Vorgeschmack 
davon gab 1973 der Zusammenbruch der Franklin Nationai Bank, die Sindona gehörte. 1982 
kam es zum Crash des Banco Ambrosiano. Beide Fälle entstanden auf Grund undurchsichti- 
ger Operationen in verschiedenen Steuerparadiesen. 

Die Beispiele Sindona und Calvi (Banco Ambrosiano) sind hochinteressant. Ich sagte bereits, 
daß die Mafia ständig auf der Suche ist nach Bankiers, denen sie ihr Geld anvertrauen kann. 
Einige Abenteurer der Hochfinanz akzeptieren bewußt und unter besonderen Bedingungen 
neben den Einlagen legaler Herkunft auch solche illegaler Herkunft. Sindona begann mit der 
Banca Privata Italiana, einem Geldinstitut mittlerer Größe und kontrollierte schließlich über 
Strohmänner und Beteiligungen ein kleines Imperium von Kapitalgeselischaften und die 
Franklin National Bank in New York. Natürlich war ein Teil dieser Geldanlagen sehr ris- 
kant, denn nur auf diese Weise konnte Sındona die hohen Zinsen bezahlen, die er für be- 
stimmte Einlagen versprochen hatte. Um 30% Zinsen zu bezahlen muß man 40% verdienen. 
Und das kann man nur auf bestimmten Märkten. Es genügt eine fehlgeschlagene Rohstoff- 
oder Devisenspekulation und das ganze Kartenhaus bricht zusammen. Sindona spekulierte 
mit Devisen, Calvı wahrscheinlich mit Waffengeschäften. Um sich abzusichern, pflegten bei- 
de Bankiers einflußreiche politische Freundschaften. Sindona hatte Beziehungen zu Andre- 
otti, zu Würdenträgern des Vatıkans und zu hohen Beamten des Staatsapparats. Calvi verfüg- 
teüber Beziehungen zur sozialistischen Partei. Zu den Opfern der beiden Zusammenbrüche 
gehörte das Finanzierungsinstitut des Vatikans, TOR, das 1982, beim Zusammenbruch des 
Banco Ambrosiano den Verlust von einer Milliarde Dollar riskierte. Aber auch die Mafıa ge- 
hörte zu den »Öpfern«. Nur daß sie sich, im Gegensatz zum Vatikan, rächen konnte. Sindona 
wurde zunächst von der Mafia entführt und sitzt heute in einem italienischen Gefängnis.“ 
Calcı wurde unter einer Londoner Brücke erhängt aufgefunden. 

Das ganze System der Verwertung und Anlage illegal erzielter Profite bedarf, um zu funktio- 
nieren, zu vieler Voraussetzungen, als daß es stabil sein könnte: hohe Rendite, Sicherheit, po- 
litische Rückendeckung etc. Es genügt, daß der Dollar steigt, anstatt zu fallen oder daß die 
Steuerfahndung, unbeeindruckt von Andreotti, einige Bilanzen und Konten prüft, und 
schon stürzt das Kartenhaus ein. Und das zieht nicht nur eine finanzielle Krise nach sich, son- 
dern auch Vertrauenskrisen zwischen den kriminellen Partnern, die dann bis zum Banden- 
krieg und Mord führen können. 

Mit anderen Worten: die Welt der Wirtschaftskriminalität mit ihrem System illegaler Märkte 
verfügt über nur unzureichende Regulierungsmechanismen, denn es fehlt die staatliche Pro- 
tektion und Garantie. Das Problem der Verkehrs- und Vertragssicherheit muß ständig neu 
angegangen und gelöst werden, Kontrollorgane und Sanktionen müssen ständig neu erfun- 
den werden und bleiben deshalb notgedrungen in einem primitiven Stadium. Daher der hohe 
Stellenwert, den das »Vertrauen« genießt, daher der Rückgriff auf primäre Sozialbeziehun- 
gen, innerhalb derer »Vertrauen« herrscht als Garantie für die Einhaltung von Verträgen und 
als internes Regulativ der Konkurrenz zwischen Bandenmitgliedern und ganzen Banden. 
Auf Vertrauensbindungen und » Vertrauensketten« beruht in der chinesischen Mafıa z.B. ein 


Im März 1986 ist Sindona — trotz strengster Sicherheitsvorkehrungen — im Hochsicherheitsge- 
fängnis Voghera bei Pavia einer Zyanidvergiftung erlegen (d. Red.) 
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ganzes Bankensystem mit handgeschriebenen Zahlungsanweisungen, die in weiten Kreisen 
als Geld akzeptiert werden. Doch je häufiger und je größer die Operationen werden, desto 
größeren Belastungen ist auch das »Vertrauen« ausgesetzt. Die Bildung einer obersten Kom- 
mission, »la cupola«, die in der sizilianischen Mafia anscheinend ın den 70er Jahren erfolgte, 
istein Versuch, solche Belastungen zu kontrollieren und Konflikte ohne ständigen Rückgriff 
auf Gewalt zu lösen. 

Die Bildung von Frsatzinstitutionen ist also ein zentrales Problem der Mafia und der ihr ver- 
wandten Organisationen. Die Freimaurerloge P 2 war wahrscheinlich ebenfalls ein Versuch, 
ein Garantiesystem für den Austausch illegaler Dienste zu schaffen. Die Mitglieder kamen in 
den Genuß des Zutritts zu bestimmten Informationen und illegalen Märkten, mußten sich je- 
doch einer Hierarchie unterordnen, bestimmte Garantien leisten und respektieren. Das sind 
Versuche, über das Faustrecht hinauszukommen und einen »contrat social« zu erfinden, des- 
sen Primitivität jedoch einen nur schwer lösbaren Widerspruch bilder zum m Entwicklungs- 
stand moderner wirtschaftlicher Verkehrsformen. 
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Die Enteignung Argentiniens durch das internationale 
Finanzkapital 

Über die imperialistischen Strukturen des monetären Weltmarkts 


In der internationalen Verschuldungskrise gibt es nicht nur Verlierer, sondern auch Profiteure. 
Zu letzteren gehört beispielsweise der Dollar, dessen drastische Überbewertung zu Beginn letz- 
ten Jahres Fidel Castro zu der Bemerkung veranlaßte, daß die USA »heute die halbe Welt 
gleichsam mit Falschgeld kaufen« könnten (Castro 1985, $. 549). Ganz abwegig ist diese Falsch- 
geldthese nicht, wenn man bedenkt, daß der fulminante Höhenflug des Dollars auf einer fort- 
schreitenden Unterhöhlung seiner inneren Stabilität durch riesige Staatsdefizite beruhte. Aber 
von den »Gesetzen«, nach denen die internationalen Finanzmärkte funktionieren, wurden die- 
se Verstöße gegen die Regeln einer soliden Finanzpolitik nicht nur abgesegnet, sondern auch 
noch belohnt. Je weniger der Außenwert des Dollars seinen realen nationalen Wert widerspie- 
gelte, desto begehrter wurde er und desto breiter wurden die Finanzströme, die — auf der Suche 
nach einträglichen Zinsgewinnen — in die USA flossen. 

Völlig anders stellt sich die Situation für die weniger einflußreichen Teilnehmer am kapitali- 
stischen Weltmarkt dar. Bei ihnen werden nicht nur die geringsten Sünden wider die Regeln 
solider Geldpolitik hart sanktioniert. Auch teuer bezahltes Wohlverhalten bringt kaum et- 
was ein. Argentinien beispielsweise hat sich im Frühsommer vergangenen Jahres zu einer rı- 
giden Sparpolitik durchgerungen, mit dem obersten Ziel, die nationale Währung intern zu 
stabilisieren. Und obwohl dieses Ziel weitgehend erreicht wurde, ist bis dato praktisch kein 
einziger Dollar des nach Europa und in die USA geflüchteten Geldkapitals wieder nach Ar- 
gentinien zurückgekehrt. Offensichtlich sind vor den Gesetzen des monetären Weltmarkts 
nicht alle gleich. Von der monetaristischen Doktrin, derzufolge monetäre Stabilität im In- 
nern eines Landes die Basis für ein externes finanzielles Gleichgewicht sei, scheinen die Ak- 
teure auf den internationalen Finanzmärkten jedenfalls nicht viel zu halten. 

Doch wenn es darum geht, gängige Lehrbuchweisheiten auf den Kopf zu stellen, hat der mone- 
täre Weltmarkt noch einiges mehr zu bieten. Zum Beispiel in Bolivien: Hier demonstriert die 
Zentralbank zweimal pro Woche ihre währungspolitische Ohnmacht in Form von öffentli- 
chen Dollarversteigerungen, als deren Ergebnis sie den Wechselkurs des bolivianischen Peso je 
weils neu festgelegt. Erst nach der Festlegung des neuen Wechselkurses berechnen die boliviani- 
schen Händler, zu welchen Preisen sie ihre Waren verkaufen. Der Wechselkurs, das lernt man 
schon in der Schule, bildet sich als Verhältnis der Kaufkraft zweier Währungen. Hier ist der Zu- 
sammenhang genau umgekehrt. Der Wechselkurs bestimmt die Preise, ausgedrückt in der na- 
tionalen Währung, und damit auch die Kaufkraft dieser Währung. Aber was heißt hier schon 
»nationale Währung«, wenn der Staat auf ihren Wert so gut wie keinen Einfluß hat? Es ist im 
wesentlichen die Spekulation, die den Wert des bolivianischen Peso reguliert. Und die ist — ge 
tragen von Gerüchten und unbestimmten Erwartungen — relativ unberechenbar. Nationale 
Preisbildung ist hier — eingebettet in die Strukturen der Weltfinanzmärkte — ein Produkt voll- 
kommen irrationaler und unberechenbarer Vorgänge geworden. 

Nun könnte man einwenden, das Beispiel Boliviens sei doch etwas weit hergeholt und diese 
abstrusen Abläufe, die für das monetäre Chaos in Bolivien charakteristisch sind, seien doch 
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eher als Symptome einer unterentwickelten Ökonomie zu begreifen. Aber auf dem interna- 
tionalen Parkett sieht es nicht viel besser aus. Da bestimmen die Devisenhändier und Groß- 
spekulanten mit ihrem täglich 150 Milliarden Dollar starken Umsatz, wieviel eine Währung 
gilt. Und die Kommentatoren der großen Wirtschaftszeitungen suchen verzweifelt nach ein- 
deutigen Indizien, die die zukünftige Entwicklung erahnen lassen könnten. Resigniert stellte 
etwa die» Wirtschaftswoche« zu Beginn dieses Jahres in bezug auf die Zukunft des Dollarkur- 
ses fest: »Es gibt weit und breit kaum gesicherte Anhaltspunkte... Auch Bank- und Banker- 
Prognosen taugen nicht viel... Wer kurzfristig disponiert, muß sich immer wieder frisch 
orientieren. Gegenwärtigsuchen die Experten nach einer neuen Realität. Sobald die Devisen- 
märkte diesen Punkt herausgefunden haben, entsteht wieder spekulativere Aktivität...« 
(Wirtschaftswoche vom 17.1.86). 

Die Anarchie des Marktes — das zeigen diese Beispiele — ist für die Realität der internationalen 
Währungs- und Finanzbeziehungen bestimmend geworden. Die internationalen Hegemonie- 
und Herrschaftsmechanismen setzen sich über die Bewegungsgesetze der internationalen 
Finanzmärkte durch. Umgekehrt ist damit der monetäre Weltmarkt! zum Medium und Instru- 
ment im internationalen Konkurrenzkampf geworden — eine Tatsache, die sich in der aktuel- 
len Diskussion in erster Linie am Führungsanspruch der USA festmacht, bzw. der Art, wie sie 
ihm Geltung verschaffen. Die Rede ist von der »monetären Hegemonie« (vgl. dazu Schubert 
1985, S. 81-115). Damit ist eine neue Form der Hegemonieausübung der USA auf dem Welt- 
markt bezeichnet: nachdem die internationale Vormachtstellung der USA über Jahrzehnte 
hinweg auf einem realen Vorsprung in der Produktivkraft der Arbeit und einem auch volu- 
menmäßigen Übergewicht in der kapitalistischen Weltwirtschaftberuht hatte, gründet sie sich 
heute im wesentlichen auf der Tatsache, daß der Dollar seine Funktion als Weltgeld erhalten 
konnte. »Die USA sind immer noch die &&conomie dominante auf dem Weltmarkt, aber sie 
können heute, weil sie den realen Vorsprung nicht mehr besitzen, ihre Hegemonie nurmehr 
mit monetären (und militärischen) Mitteln ausüben« (Altvater 1983, S. 237). Diese monetären 
Mittel sind an den Dollar als Weltgeld gebunden und damit an die Funktionsweise der interna- 
tionalen Finanzmärkte, denn der Dollar erhält seine Weltgeldfunktion vor allem dadurch, »daß 
er die Währung ist, in der das weltweit zirkulierende Geldkapital die für seine Verwertung an- 
gemessenste Form annehmen kann.« (Schubert 1985, 5. 91). 

Die Tatsache, daß die Hegemonie der USA heute auf der Funktionsweise der internationalen 
Finanzmärkte fußt, macht den monetären Weltmarkt nicht nur zum Herrschaftsinstrument 
ersten Ranges, sondern auch zum dauernden Politikum. Wechselkurse, Zinssätze und inter- 
nationale Kreditströme sind als Schalthebel internationaler Macht in den Vordergrund ge- 
rückt. Aber die Wortwahl in der Definition der monetären Hegemonie legt noch anderes na- 
he: eine Hegemonie, die nicht mehr auf einem »realen« Vorsprung, sondern »nur« noch auf 
monetären Mitteln beruht, ist ja wohl nichts Reelles. Bestenfalls ein »Pyrrhus-Sieg«, der nur 
dazu taugt, dieunvermeidliche Niederlage noch ein Stück hinauszuschieben. Die Geld-Hege- 
monie der USA wird in diesem Verständnis als Ausdruck einer fundamentalen Krise der US- 
Hegemonie und als Vorstufe ihres notwendigen Zusammenbruchs interpretiert. Nur: die 
Ausbeutung, die mit diesen monetären Mitteln betrieben wird, ist so »real« wie eh und je. Für 
die Länder der Dritten Welt macht es keinen großen Unterschied, ob der Verfall ihrer Ex- 
portpreise auf einer wachsenden Diskrepanz in der Entwicklung der Produktivkräfte oder 
auf der Überbewertung des Dollars beruht. Und warum sollte eigentlich eine hegemoniale 
Position, aus der man — auf Kosten anderer — einen »realen« Nutzen ziehen kann, nicht auf 
Dauer Bestand haben können? 
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Die Frage nach dem materiellen Vorteil, den die USA aus ihrer Geld-Hegemonie ziehen, ist 
gar nicht so leicht zu beantworten, aber für die Beurteilung der Perspektive von entscheiden- 
der Bedeutung. Für Alexander Schubert liegt dieser Vorteil in der Möglichkeit der USA, 
»sich hohe Leistungsbilanzdefizite und Kapitalimporte (zu) leisten, um hiermit teilweise die 
riesigen Haushaltsdefizite und ein beispielloses militärisches Aufrüstungsprogramm zu fi- 
nanzieren« (Schubert 1985, 5. 94 f.). Aber hohe Kapitalimporte konnten sich bis vor einigen 
Jahren auch die Entwicklungsländer leisten, und zwar aus einer ganz und gar nicht hegemo- 
nialen Position heraus. In der bloßen Möglichkeit von Kapitalimporten ist der Hegemonie- 
Gewinn also nicht festzumachen. Noch in den sechziger Jahren fand die US-Hegemonie vor 
allem in Kapitalexporten ihren Niederschlag. Und wenn die USA noch gestern ihre Hegemo- 
nie mit einem stark überhöhten Dollarkurs ausübten, kann es morgen schon ein zu niedrig 
bewerteter Dollar sein, der ihren wirtschaftlichen Interessen entspricht und der ihre hegemo- 
niale Position in keinster Weise gefährden muß. Das Privileg der Hegemonialmacht besteht 
eben darin, daß sie die höchste währungspolitische Souveränität besitzt, oder, wie es Werner 
Meyer-Larsen in einem Spiegel-Kommentar zugespitzt formulierte, »daß der Dollarkurs kei-. 
ne technische Größe ist, sondern ein strategisches Instrument der Führungsmacht Amerika. 
Nicht nach Kaufkraftparitäten oder Außenhandelsbilanzen richtet sich der Kurs des US- 
Dollar, sondern danach, wie es dem Weißen Haus in den Kram paßt« (Spiegel vom 20.1.86). 
Mit dem Weltgeld Dollar als strategischem Instrument können die USA — in Grenzen — 
auch über die internationalen Finanzmärkte, sozusagen als »strategischer Reserve« verfügen, 
die nach Bedarf angezogen oder abgestoßen werden kann. Womit der wesentliche Unter- 
schied zwischen der Verschuldung der USA und der Verschuldung der Dritten Welt auf der 
Hand liegt: Die USA haben Einfluß auf den Zeitpunkt und die Bedingungen ihrer Verschul- 
dung. Sie können deshalb ihre Währungs- und Verschuldungspolitik antizyklisch einsetzen 
(vgl. dazu Sachs 1985). Und sie haben, da sie sich in ihrer eigenen Währung verschulden, Ein- 
fluß auf Zeitpunkt und Bedingungen der Schuldentilgung. Auf die heute verschuldeten Ent- 
wicklungsländer trifft genau das Gegenteil zu: Ausgangs- und Endpunkt ihrer Verschuldung 
waren von der Entwicklung auf den internationalen Finanzmärkten bestimmt. Der Zeit- 
punkt der Schuldentilgung fiel (nicht zufällig) mitten in eine Phase weltwirtschaftlicher Re- 
zession und zwang die Schuldnerländer zu einer Währungs- und Fiskalpolitik, die zusätzlich 
krisenverschärfend wirkte. 

»Die Welt ist in ein Häuflein Wucherstaaten und in eine ungeheure Mehrheit von Schuldner- 
staaten gespalten.« Dieser vor genau siebzig Jahren von Lenin formulierte Satz war vielleicht 
noch nie so richtig wie heute. Aber die internationale Dominanz des Finanzkapitals, die Le- 
nin als wesentliches Merkmal der imperialistischen Phase herausstellte, manifestiert sich heu- 
te nicht mehr rar in einer wachsenden Schicht von »Kuponschneidern« in den imperialisti- 
schen Ländern und der internationalen Ausbeutung durch Zins und Zinseszins, auch wenn 
diese Dimension nach wie vor existiert. Das Paradoxe der gegenwärtigen Situation liegt jage- 
rade darin, daß die Hegemonialmacht nicht nur mit den Zinsen, sondern auch mit ihren 
Schulden »wuchert«; und daß die Auslandsschulden für einige zum Verhängnis und für ande- 
re zum Privileg wurden. Der »Kuponschneider« sitzt heute unter anderem auch in Buenos 
Aires und kassiert die Zinsen seines Kapitals, das er im US-Bankensektor angelegt hat. Und 
dennoch würde niemand auf die Idee kommen, daß Argentinien die USA imperialistisch aus- 
beutet. Denn hier wird evident, daß die Armut des Landes Argentinien darin besteht, daß 
ihm der Reichtum seiner Bürger nicht gehört. Die USA hingegen können durch ihre Domi- 
nanz auf dem monetären Weltmarkt nicht nur den in fremden Ländern angelegten Besitz ih- 
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rer Bürger als »nationales« Eigentum betrachten (die erzielten Gewinne fließen früher oder 
später wieder zurück), sondern auch die im US-Bankensektor investierten ausländischen 
Kredite. 

Schließlich entscheiden die Strömungen, in denen die Weltfinanzmärkte das international ver- 
fügbare Geldkapital einigen Ländern entziehen, um es anderen zukommen zu lassen, über 
mehr als nur die internationale Verteilung von Finanzmitteln. Ein Land, das dauerhaft unter 
Kapitalflucht zu leiden hat, ist nicht nur seiner Geldmittel beraubt, sondern zusätzlich einem 
wachsenden Abwertungsdruck ausgesetzt, der die internationale Verwertung seiner nationalen 
Arbeit verschlechtert. Im Verfall der Exportpreise der betreffenden Länder spiegelt sich dann 
kein Nachhinken in der Entwicklung der Produktivität wider, sondern einzig und allein eine 
Verschlechterung ihrer Position auf dem monetären Weltmarkt, die die unterschiedlichsten 
Ursachen haben kann. Diese Länder werden also durch den Entzug von Geldkapital auch ihres 
materiellen Reichtums beraubt. Der zu Beginn der achtziger Jahre einsetzende rapide Verfall 
der Rohstoffpreise ist zum guten Teil solchen Faktoren zuzuschreiben. 

Der Imperialismus, soweit er sich über die internationalen Währungs- und Finanzbeziehungen 
realisiert, hat offensichtlich mit der Entwicklung des monetären Weltmarktes einige Varianten 
hinzugewonnen. Er lebt nicht nur von der unmittelbaren Bereicherung der »Wucherstaaten« 
durch die Zinsen der Schuldnerstaaten, sondern auch von den wirtschaftspolitischen Zwängen, 
die sich aus den Strukturen des monetären Weltmarkts ergeben und die internationalen Kon- 
kurrenzbeziehungen auf einer globalen Ebene berühren. Im Begriff der »monetären Hegemo- 
nie« der USA ist der eine Pol dieser Verhältnisse erfaßt: die vergleichsweise größte wirtschafts- 
politische Autonomie, die die USA aufgrund der Funktionsweise des monetären Weltmarkts 
genießen. Dem gegenüber steht die wirtschaftspolitische Entmündigung der Masse der in den 
kapitalistischen Weltmarkt integrierten Entwicklungsländer, die aus denselben Bewegungsge- 
setzen der internationalen Finanzmärkte resultiert. Im Folgenden sollen diese Mechanismen 
am Beispiel der Entwicklung in Argentinien analysiert werden. Neben den Verwüstungen, die 
die internationalen Finanzmärkte in Argentinien anrichteten, wird dabei auch die Frage nach 
dem Nutzen für die Gläubigerländer thematisiert werden. 


Argentinien: Von der Kapitalflucht zum Monetarismus zur Kapitalflucht... 


Für die Manager der internationalen Verschuldungskrise, die Finanzminister der Gläubiger- 
staaten, Banker, den IWF, ist die Kapitalflucht aus den verschuldeten Entwicklungsländern 
zum Beweisstück geworden. Sie ist das zentrale Corpus delicti in einem Prozeß, in dem esdar- 
um geht, das Opfer von seiner eigenen Schuld zu überzeugen und für die Folgen des Verbre- 
chens selbst verantwortlich zu machen. Dementsprechend geriet die letzte Jahrestagung des 
IWF teilweise zum Tribunal gegen die Versäumnisse der Schuldnerländer in puncto Kapital- 
flucht. Bundesbankpräsident Pöhl machte die Kapitalflucht kurzerhand für 50 Prozent der 
Schuldenkrise verantwortlich, und Gerhard Stoltenberg sprach gar von 80 bis 100 Prozent in 
einigen Ländern. Eine Frklärung für diese Misere hatten die beiden auch gleich parat: Essind 
die hohen Inflationsraten, die das Kapital aus den Entwicklungsländern treiben. In der Be 
kämpfung der Inflation in den Schuldnerländern liege demnach der zentrale Schlüssel für die 
Überwindung der Schuldenkrise. 

Haben es die Entwicklungsländer tatsächlich selbst in der Hand, die internationalen Kapital- 
ströme zu ihren Gunsten umzulenken? Die internationale Finanzwelt, diesich mit dieser Be- 
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hauptung elegant aus der Affäre zieht, kann dabei auf ein theoretisches Modell zurückgreifen, 
das von den Vertretern der neoliberalen Schule formuliert wurde. Sie prägten den Begriff der 
»finanziellen Repression« (vgl. Shaw 1973, McKinnon 1973). Damit ist nicht etwa die Aus- 
beutung der Entwicklungsländer durch das Finanzkapital gemeint, sondern — ganz im Ge- 
genteil — dessen Unterdrückung durch die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen in 
diesen Ländern. Hohe und instabile Inflationsraten — so die Theorie — müßten sich zusam- 
men mit künstlich niedriggehaltenen Nominalzinssätzen auf die inländische Sparquote nega- 
tiv auswirken, da negative Realzinsen das Kapital geradezu zur Flucht zwängen. Vorausset- 
zung für ein genügendes in- und ausländisches Geldkapitalangebot, das höhere Investitionen 
und Wachstum ermöglicht, sei daher eine Verringerung der Inflationsrate (in erster Linie 
durch Reduzierung des Haushaltsdefizits) zusammen mit einer Erhöhung des Realzinses (vgl. 
Fischer 1980). 

Unbestritten ist der Zusammenhang von negativen Realzinsen und Kapitalflucht. Aber eben- 
so augenfällig ist das Scheitern der neoliberalen Rezepte, und selbst die Gründe dafür liegen 
auf der Hand: Da das von der neoliberalen Schule formulierte (und vom IWF weitgehend 
übernommene) Maßnahmenbündel einige gesamtwirtschaftlich zentrale Preise erhöht, stellt 
es den Versuch dar, die Inflation monetär abzuwürgen, ohne den Kostendruck, der ihr zu- 
grundeliegt, zu mildern. Im Gegenteil: sowohl die Reduzierung des Haushaltsdefizits durch 
Verzicht auf Preis- und Zinssubventionen, wie auch die Erhöhung der Realzinsen wirken ko- 
stensteigernd. Zwar verlangsamt der Abbau der Staatsdefizite und die restriktive Kreditpoli- 
tik die Geldmengenexpansion, gleichzeitig erhöht sich für die Unternehmen aber der Ko- 
stendruck. Die Folgen sind Rezession und andauernd hohe Inflationsraten. Beugt sich das 
Land dann auch noch der letzten monetaristischen Forderung und wertet seine Währung 
entsprechend dem internationalen Geldwertverfall laufend ab, dann mündet diese »Sanie- 
rungspolitik« in einem kumulativen Prozeß, in dem sich hohe Nominalzinsen, hohe Infla- 
tionsraten und Abwertung wechselseitig verstärken (vgl. Quijano 1982, $. 92-118). 

Ein Land, das mit diesen Zusammenhängen besonders vertraut ist, ist Argentinien. In diesem 
Land gibt es nicht nur eine lange Tradition von Inflation und Kapitalflucht. Auch die mone- 
tarıstischen Strategen konnten hier über viele Jahre hinweg mit Zinsraten, Wechselkursen 
und einer Politik der wirtschaftlichen »Liberalisierung« experimentieren. Und schließlich — 
und das macht Argentinien in diesem Zusammenhang besonders interessant — waren externe 
Verschuldung und Kapitalflucht hier die Folgen jener wirtschaftspolitischen Maßnahmen, 
die heute als Medizin gegen Kapitalflucht und zur Lösung der Schuldenkrise verkauft wer- 
den. Die internationale Verschuldung Argentiniens war nicht (wie bei den meisten anderen 
Schwellenländern) der Preis für eine forcierte Industrialisierungsstrategie, sondern Resultat 
einer gezielten Integration des Landes in die internationalen Finanzmärkte durch die von 
1976 bis 83 regierenden Militärs (vgl. Schubert 1985, 5. 229 ff.). Da die nationale Wirtschaft 
Argentiniens durch die Liberalisierung der Zinssätze und des Kapitalverkehrs praktisch voll- 
ständig den Gesetzmäßigkeiten des monetären Weltmarktes ausgeliefert wurde, eignet sich 
dieses Beispiel besonders gut, um die Wirkungsweise der internationalen Finanzmärkte zu 
analysieren. 

Angetreten waren die argentinischen Militärs 1976 mit einer Kampfansage an das wirtschaft- 
liche und gesellschaftliche Chaos, das in ihren Augen — d.h. durch die Brille der Interessen 
der argentinischen Finanz- und Agraroligarchie gesehen — in der galoppierenden Inflation 
gipfelte. Sie hatte in den letzten Monaten der peronistischen Regierungsphase an die900 % er- 
reicht und zu massiven Kapitalfluchtbewegungen geführt. Nach knapp acht Jahren Militär- 
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herrschaft sahen die Ergebnisse monetaristisch orientierter Wirtschaftspolitik wie folgt aus: 
die Inflationsrate war nach einem kurzfristigen Absinken unter 100% wieder auf über 600 % 
gestiegen; das Haushaltsdefizit war von 13 % auf 20 % des Bruttosozialproduktes angewach- 
sen und wurde im Unterschied zur peronistischen Phase zu 100 Prozent durch die Noten- 
presse finanziert; das Defizit in der Zahlungsbilanz hatte sich von 1,3 Milliarden auf 2 Milliar- 
den Dollar vergrößert. Während die wirtschaftliche Entwicklung stagnierte, der Anteil der 
Investitionen am Bruttosozialprodukt von 20 % auf 8 % abgesunken und die Anzahl der in 
der Industrie beschäftigten Arbeiter um 32 % zurückgegangen war, hatte sich die Auslands- 
schuld von 9 Mrd. auf 45 Mrd. Dollar verfünffacht. Der Schuldendienst war Ende 1983 auf 
250 % der Exporteinnahmen angewachsen.? 

Selbst auf dem ureigensten Terrain monetaristischer Wirtschaftspolitik, der Stabilisierung 
des nationalen Finanzsektors, ist ein völliger Fehlschlag zu verzeichnen: die nationalen Fi- 
nanzmärkte hatten ihr Volumen zwischen 1980 und 1983 halbiert und waren zu reinen Spe- 
kulationshöllen geworden ohne jeglichen Nutzen für die industrielle Akkumulation. 1983 
waren über 90 % aller Geldanlagen auf weniger als 30 Tage befristet. Der Markt für mittel- 
und langfristige Kredite war praktisch gestorben (vgl. Fischer, Hiemenz, u.a. 1984, $. 27). 
Das ist deshalb besonders wichtig, weil die Funktionsfähigkeit der nationalen Finanzsysteme 
im Rahmen der monetaristischen Sanierungsstrategie oberste Priorität hat und als zentrale 
Voraussetzung für industrielles Wachstum begriffen wird. 

Einziger »Erfolg«, den die Militärdiktatur wirtschaftspolitisch vorzuweisen hat: während die 
industrielle Entwicklung dahinsiechte und die Lohnabhängigen wiederholt massive Real- 
lohnverluste hinnehmen mußten, konnten Geldkapitalbesitzer ihr Vermögen in diesen acht 
Jahren durch Spekulationen schätzungsweise verzwanzigfachen (v gl. Ehrke 1984, 5.55). Die- 
ses angehäufte Geldvermögen befindet sich nun »sicher angelegt« im Ausland. 
Ausgerechnet eine mit radikaler Härte durchgesetzte monetaristische »Stabilisierungspoli- 
tik« resultierte also in einem monetären Chaos, das selbst auf dem lateinamerikanischen Kon- 
tinent seinesgleichen sucht. Natürlich löste das argentinische Fiasko in den geistigen Zentren 
des Monetarismus eine gewisse Beunruhigung aus. So zum Beispiel auch im Kieler Institut für 
Weltwirtschaft, in dem seither eine nicht endenwollende Serie von Studien über die argenti- 
nische Wirtschaftsentwicklung angefertigt wurde, die alle dasselbe Ziel verfolgen: nachzu- 
weisen, daß die Krise Argentiniens erstens hausgemacht sei, und zweitens, daß der Fehler 
nicht im monetaristischen Konzept, sondern im mangelnden Durchhaltevermögen bei sei- 
ner Anwendung durch die argentinischen Militärs gesucht werden müsse, Als Abweichung 
von der reinen Lehre und Gründe für das Scheitern betrachten die Kieler Experten vor allem 
die Überbewertung des argentinischen Peso ab 1979 und die seit 1981 wieder abrupt anstei- 
genden Budgetdefizite, sowie überhaupt zuviel staatliche Einmischung in alle Märkte (vgl. Fı- 
scher, u.a. 1984, $. 22 ff.). Daß 1982 schließlich auch noch die Reallöhne wieder zu steigen be- 
gannen, gibt beredtes Zeugnis von der Unfähigkeit der Militärjunta in Sachen Autorität. Sind . 
die argentinischen Militärs einfach schwach geworden? 

Dem ersten Wirtschaftsminister der Militärs, Martinez de Hoz, kann man mangelnde Härte 
gewiß nicht zum Vorwurf machen. Er regierte die wirtschaftspolitischen Geschicke seines 
Landes mit eiserner Entschlossenheit bis zum Zusammenbruch des argentinischen Finanz- 
sektors 1981. Gleich nach seinem Amtsantritt 1976 wurde der argentinische Peso um 80% ab- 
gewertet, das Haushaltsdefizit wurde rigoros von 13 % auf 6% des BSP gekürzt, die Reallöhne 
wurden um ein Drittel reduziert und die Preiskontrollen gelockert. 1977 folgte dann eine Re- 
form des Finanzsektors, in der die Zinssätze liberalisiert und praktisch alle Reglementierun- 
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gen des transnationalen Kapitalverkehrs aufgehoben wurden. Die argentinische Ökonomie 
war nun auf Gedeih und Verderb den Gesetzmäßigkeiten des kapitalistischen Weltmarkts 
ausgeliefert. Unmittelbare Folgen waren ein abrupter Anstieg der Zinsraten und eine drama- 
tische Ausdehnung des Finanzsektors innerhalb kürzester Frist. Obwohl die Geldmengenex- 
pansion durch die Zentralbank drastisch reduziert worden war und der plötzliche Anstieg 
der Zinssätze eine scharfe Rezession hervorrief, war die Inflationsrate nicht unter die 175 %- 
Marge zu senken. Das lag zum einen an den hohen Zinsen und den durch die Abwertung ge- 
stiegenen Importkosten, zum anderen wurde diesem Kostendruck auf der monetären Ebene 
durch die nun massiv einstrrömenden externen Finanzmittel nachgegeben. Während der in- 
dustrielle Output 1978 um 7,9 % zurückging, stieg die Verschuldung der Industrieunterneh- 
men rasch an. Da auch die subventionierten staatlichen Kredite den Haushaltskürzungen 
zum Opfer gefallen waren, waren die Unternehmen gezwungen, sich zu höheren Zinskosten 
mit externen Krediten zu finanzieren. 

Aber eine Inflationsrate von über 175 Prozent war in dieser Situation nicht akzeptabel. Fine 
Konstellation, in der hohe Inflationsraten, positive Realzinsen, Krise in der produktiven Ak- 
kumulation und massive externe Kapıtalzuflüsse zusammenkommen, ist hochspekulativ 
und droht ins Finanzchaos abzugleiten. Industriebetriebe gingen zunehmend dazu über, in 
den Finanzsektor zu diversifizieren, weil da die besseren Geschäfte zu machen waren. 
Schließlich startete die Administration von Martinez de Hoz einen letzten Versuch, der Infla- 
tion mit rein monetaristischen Instrumenten Herr zu werden, und ließ im April 1978 den 
Wechselkurs frei floaten — ohne Frfolg. Theoretisch hätte der Zustrom ausländischer Fi- 
nanzmittel zu einer Erhöhung der Investitionsquote führen sollen. Der von McKinnon so ge- 
taufte »investment effect« der finanziellen Liberalisierung entsteht dadurch, daß sich mit den 
steigenden Zinssätzen zwar die Investitionsnachfrage reduziert, die realisierte Investitions- 
quote aber wegen des wachsenden Angebots an Geldkapital steigen kann (vgl. Fischer 1980, 
$. 524 f.). Vorausgesetzt wird dabei, daß sich durch das genügend hohe Geldkapitalangebot 
auf den Finanzmärkten ein »Gleichgewichtszinssatz« herausbildet, der zwar real positiv ist, 
aber doch deutlich genug unter der durchschnittlichen Profitrate liegt, um nicht einespekula- 
tive Kapitalabwanderung in die Finanzsphäre zu provozieren. Steigt die Investitionsquote, 
dann wächst auch das Angebot, die Inflationsrate geht zurück — die monetäre Stabilisierung 
ist geglückt. Aber in Argentinien lief alles ganz anders. Von einem Gleichgewichtszinssatz 
konnte hier gar keine Rede sein. Denn erstens orientierte sich der Zinssatz, der dem einströ- 
menden internationalen Geldkapital als Verwertung geboten werden mußte, am internatio- 
nalen Zinsniveau und nicht an den Profitraten der nationalen Industrie. Er mußte, um das 
Abwertungsrisiko und die Unsicherheit der hohen Inflationsraten auszugleichen, deutlich 
über dem internationalen Niveau liegen. Und zweitens lag der Reiz der Finanzanlagen nicht 
nur in der Verzinsung. Bei hohen Inflationsraten bringt ein unregulierter Finanzsektor na- 
turgemäß eine Vielfalt von Anlageformen mit höchst unterschiedlichen Realzinsen hervor. 
Durch geschickten Wechsel von einer Anlageform in die andere lassen sich Gewinne ma- 
chen, gegen die keine reale Investition mehr konkurrieren kann. Die Instabilität des Finanz- 
sektors einmal gegeben, führen unregulierte Zinsraten und ein ebenso unregulierter Zustrom 
von Geldkapital zwangsläufig zu wilden Spekulationsbewegungen und zu einer Abwande- 
rung des Kapitals aus dem produktiven in den Finanzsektor. 

Martinez de Hoz zog im Dezember 1978 die Notbremse, indem er die erste Sünde wider die 
neoliberale Doktrin beging. Er entschloß sich zu einer neuen Wechselkurspolitik, die auf einem 
Mechanismus systematisch verzögerter Abwertung fußte. Mit der »tablita« installierte er einen 
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Abwertungsrhythmus in kleinen, vorher angekündigten Raten, die stetig hinter der Inflations- 
rate zurückblieben, so daß der Peso bis Ende 1980 um 40 % überbewertet war. Ergänzt wurde 
diese Politik überhöhter Wechselkurse durch einen konsequenten Abbau der Schutzzölle. Aus- 
ländische Waren und ausländisches Kapital wurden dadurch erheblich billiger. So gelang es tat- 
sächlich, die Inflationsrate unter 100 % zu senken, die internen Realzinsen glitten wieder ins 
Negative ab. Die Wirtschaft reagierte auf diese Erleichterung 1979 mit einem spontanen Auf- 
schwung. Die industrielle Produktion erholte sich und sogar die Reallöhne stiegen merklich an. 
Aber dieser Wirtschaftsboom sollte sich als Scheinblüte erweisen. Denn die überbewertete 
Währung verleitete zu einer Importkonjunktur und untergrub gleichzeitig die Konkurrenz- 
fähigkeit des Exportsektors. Während des kurzfristigen Wirtschaftsaufschwungs wurde da- 
her die Handelsbilanz völlig aus dem Gleichgewicht gebracht. Zwischen 1978 und 1980 stie- 
gen die Importe um über 160 % an. Die Handelsbilanz, die noch 1979 einen Überschuß von 
1 Mrd. Dollar verzeichnen konnte, rutschte 1980 in ein 1,4 Mrd. Dollar großes Defizit ab 
(vgl. Wogart 1983, $. 452). Auf dieser Grundlage wuchsen die Abwertungserwartungen, da 
ein stark überhöhter Wechselkurs unter solchen Bedingungen auf die Dauer nicht durchzu- 
halten ist. Massive Kapitalfluchtbewegungen waren zu befürchten. 

Inzwischen hatte aber das ausländische Geldkapital alle Poren der argentinischen Ökonomie 
durchdrungen. Die günstigen Preise, zu denen ausländische Waren und Finanzmittel zu ha- 
ben waren, hatten 1979 eine neue Welle der Auslandsverschuldung provoziert. Ein massiver 
Rückfluß der externen Finanzmittel mußte verheerende Folgen haben. Um ihn zu verhin- 
dern, entschloß sich die Regierung, Maßnahmen zur Verteidigung der Währung zu ergrei- 
fen. Der stetige Zufluß ausländischen Geldkapitals sollte dadurch abgesichert werden, daß 
die Regierung das Währungsrisiko durch eine Rücktauschgarantie vollständig übernahm. 
Damit waren in Argentinien alle Bedingungen gegeben, von denen in- und ausländische Fi- 
nanzspekulanten nur träumen konnten: phantastische Gewinne ließen sich erzielen, wenn 
man Dollars in auf argentinische Pesos lautende Finanzanlagen investierte, die — wegen der 
hohen Inflationsrate — eine über 100prozentige Nominalverzinsung boten. Die vervielfach- 
ten Peso-Beträge konnten dann zum inzwischen nur geringfügig abgewerteten offiziellen 
Kurs in fast ebenso vervielfachte Dollarbeträge zurückverwandelt werden. Auf diese Weise 
konnte man sein Vermögen innerhalb relativ kurzer Zeit verdoppeln. Voraussetzung war al- 
lerdings die Kurzfristigkeit der Finanzanlagen und die Möglichkeit, jederzeit wieder in den 
Dollar flüchten zu können (Vgl. Schvarzer 1983). 

Die Finanzspekulation begann nun, die argentinische Wirtschaft vollständig zu beherrschen 
und zu ruinieren. Für alle, die irgendeinen Zugang zu den internationalen Finanzmärkten hat- 
ten, wurde die Spekulation zum einzig wahren Geschäft. Die industriellen Aktivitäten, durch 
wieder ansteigende Zinsraten und die allmählich wirksam werdende internationale Konkur- 
renz ohnehin schon angeschlagen, wurden vom allgemeinen Spekulationsfieber völlig ver- 
drängt. Banken brachen zusammen, weil sie kaum noch über langfristige Einlagen verfügten, 
um den Turbulenzen der Spekulation standzuhalten. Diese Bankenkonkurse waren schließlich 
der Anlaß für eine nicht mehr aufzuhaltende Welle von Kapitalflucht. Um Schlimmeres zu ver- 
meiden, hielt sich die Regierung an ihre Umtauschgarantie und finanzierte die Kapitalflucht zu- 
nächst aus den Devisenreserven und schließlich, indem sie sich selbst auf den internationalen 
Märkten verschuldete. Zu den Schulden, die der private Sektor in den Jahren 78 und 79 auf den 
internationalen Märkten aufgenommen hatte, kamen nun die Schulden, die die Regierung ein- 
gehen mußte, um die Kapitalflucht zu finanzieren. In nur wenigen Jahren hatte sich die Aus- 
landsschuld Argentiniens auf diese Weise mehr als verdreifacht. 
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1981 wurden schließlich die Löcher ın der Zahlungsbilanz so groß, daß die Abwertung nicht 
mehr länger hinauszuschieben war. Nach dem Rücktritt von Martinez de Hoz im März folg- 
ten kurz nacheinander mehrere Abwertungen um jeweils 30 %, die aber die Kapitalflucht 
nicht bremsen konnten. Das Land blutete regelrecht aus und erlebte die schwerste wirtschaft- 
liche Krise. In diesem Jahr ging die Industrieproduktion um 15 % zurück, die Importe sanken 
um fast 40 %, die Inflationsrate schoß wieder in die Höhe und die Reallöhne nahmen um 20% 
ab. Der Finanzsektor war ruiniert. Schwere Rezession, Inflation und Kapitalflucht in einem 
vorher nie gekannten Ausmaß waren die Ergebnisse eines wirtschaftspolitischen Experi- 
ments, das in erster Linie die monetäre Stabilisierung zum Ziel hatte. Die Überbewertung des 
Wechselkurses, die ursprünglich dazu dienen sollte, die Integration Argentiniens in die inter- 
nationalen Finanzmärkte mit den Bedürfnissen der nationalen wirtschaftlichen Entwick- 
lung zu versöhnen, lief auf eine ungeheure Bereicherung der Spekulanten auf Kosten der In- 
dustrie und vor allem auf Kosten der Lohnabhängigen hinaus. Diese Spekulationsgewinne 
mußten mehrfach bezahlt werden: sie führten zur Vernichtung von industriellen Arbeits- 
plätzen, zu Abwertungen, die sich unmittelbar in Reallohnverlusten auswirkten, und sie hin- 
terließen schließlich eine Auslandsschuld, die früher oder später mit weiteren Reallohnsen- 
kungen, Rezession und Abwertung zu begleichen war. 

Auf die relativ hilflosen Maßnahmen, mit denen in den letzten zwei Jahren der Militärdiktatur 
vier verschiedene Finanzminister ihr Glück versuchten, braucht hier nicht mehr im Einzelnen 
eingegangen zu werden. Tatsächlich war zu diesem Zeitpunkt jede nationale Wirtschaftspoli- 
tik, soweit sie unter der Voraussetzung der Integration Argentiniens in das internationale 
Finanzsystem operierte, zum Scheitern verurteilt. Unter dieser Voraussetzung hatten die inter- 
nationalen Finanzmärkte ihr Urteil über die Wirtschaft Argentiniens schon gesprochen. Nun 
waren es nicht mehr die argentinischen Politiker, dieüber die Bedingungen entschieden, zu de- 
nen das internationale Geldkapital einströmen konnte, sondern das Geldkapital entschied über 
die Bedingungen, unter denen in Argentinien Politik gemacht werden konnte. Durch die spek- 
takuläre Aufblähung des argentinischen Finanzsektors war eine ungeheure Masse finanzieller 
Forderungen entstanden, und die Integration in die internationale Finanzmärkte hatte dazu ge- 
führt, daß diese Forderungen nun Forderungen des Auslands an Argentinien waren, obwohl 
das Land gar nicht »über seine Verhältnisse« gelebt hatte. Das in den Zeiten der Spekulations- 
blüte angehäufte Geldvermögen war rein fiktives Kapital, das nun in den Händen der ausländi- 
schen Gläubiger seine Ansprüche an den wirklichen gesellschaftlichen Reichtum Argentiniens 
geltend machte. In der Folge konnte es nur noch darum gehen, eine politische Form zu finden, 
unter der diese Enteignung durchzusetzen war. 

Der die Militärdiktatur ablösenden zivilen bürgerlichen Regierung, die dieses ruinöse wirt- 
schaftliche Erbe anzutreten hatte, blieb denn auch keine Wahl mehr. Sie war schließlich ge- 
zwungen, den nationalen Ausverkauf mit etwa denselben wirtschaftpolitischen Instrumenten 
zu betreiben, mit denen schon die Militärs das Land in den Ruin geführt hatten: Abwertung, 
Reduzierung der Staatsdefizite, Lohnsenkung, positive Realzinsen und Rezession. Die wirt- 
schaftliche Schocktherapie, mit der die Regierung Alfonsin im Frühsommer letzten Jahres die 
galoppierende Inflation gewaltsam abwürgte, beruht im Prinzip auf derselben Logik, wie die 
Politik der Militärs: Monetäre Stabilisierung und hohe Verzinsung des Geldkapitals (die jährli- 
che Verzinsung liegt gegenwärtig bei 60 %) sollen die Zufuhr externer Finanzmittel fördern 
(vgl. Barrera 1985). Dabei geraten die Produktivkräfte des Landes ebenso unter die Räder wie in 
der Zeit der Militärdiktatur. Nur sind es heute die während der Diktatur aufgebauten finanziel- 
len Abhängigkeiten, die die argentinische Regierung zu dieser Politik zwingen. Der Kreis 
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schließt sich. Ausgehend von Kapitalfluchtbewegungen und hoher Inflation unterwarfen die 
argentinischen Militärs das Land einer monetaristischen Stabilisierungspolitik mit dem Re- 
sultat verstärkter Kapitalflucht und Inflation plus Rezession und externer Verschuldung, die 
dem Land erneut die Anwendung monetaristischer Rezepte aufnötigte. 

Um diesen Teufelskreis zu verstehen, müssen wir die Ursachen des argentinischen Fiaskos 
noch etwas tiefer ausloten. Allem Anschein nach führte die Integration Argentiniens in den 
monetären Weltmarkt dazu, daß sich alle denkbaren geld- und währungspolitischen Alterna- 
tiven auf die Wahl zwischen Spekulation und Kapitalflucht beschränkten: während negative 
Zinssätze zwar die Industrie begünstigen und die Inflation eindämmen, aber die Kapitalflucht 
fördern, beschleunigen positive Zinsraten das Inflationstempo und provozieren spekulative 
Kapitalzuflüsse. Überhöhte Wechselkurse verschlechtern die Handelsbilanz und führen zu 
Kapitalflucht, ständige Abwertungen dagegen zu Inflation und finanzieller Instabilität. Ei- 
nen »richtigen« Wechselkurs gibt es offenbar genauso wenig, wie einen »richtigen« Zinssatz. 
Gerade die geld- und währungspolitischen Mittel, die geeignet wären, die Inflationsrate zu 
senken, verschärfen die Zahlungsprobleme. Umgekehrt führt eine an der Zahlungsbilanz 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik zur Erhöhung der Inflation. 

In diesem hier oberflächlich skizzierten geldpolitischen Teufelskreis, der zwangsläufig ın 
monetärer Instabilität und Abhängigkeit von den internationalen Finanzmärkten resultiert, 
und mit dem sich fast alle verschuldeten Entwicklungsländer in mehr oder weniger ausge- 
prägter Form herumschlagen müssen, verbirgt sich ein grundsätzliches Dilemma, das die 
Stellung der Entwicklungsländer auf dem monetären Weltmarkt betrifft, und das von zwei 
Seiten genährt wird. Zum einen bilden die Entwicklungsländer auch auf dem monetären 
Weltmarkt die Peripherie. Entwicklung, Struktur und Volumen des monetären Weltmarkts 
werden von den Akkumulationsbedingungen in den Metropolen reguliert. Die Dritte Welt 
bleibt dabei Objekt und Lückenbüßer für die wechselnden Reproduktionsbedingungen des 
Kapitals in den Industrieländern. Zeiten, in denen überschüssiges Geldkapital die Weltmärk- 
te und mit ihnen die Finanzmärkte der Entwicklungsländer überschwemmt, werden immer 
wieder abgelöst von Phasen erhöhten Finanzbedarfs in den Metropolen und einer entspre- 
chend erschwerten Refinanzierung in den Entwicklungsländern. Diesen Konjunkturen des 
monetären Weltmarktes sind die Entwicklungsländer — soweit sie sich auf ihn einlassen — 
relativ hilflos ausgeliefert. 

Zum anderen verhindert die wirtschaftliche und finanzielle Instabilität in den Entwicklungs- 
ländern, daß sich das internationale mobile Geldkapital dort langfristig bindet. Hohe, oder 
auch nur stark schwankende Inflationsraten lassen langfristige Geldanlagen als zu riskant er- 
scheinen. Der Kreditmarkt zeichnet sich dann durch einen entsprechend hohen Grad an Liqui- 
dität aus. Überwiegend kurzfristige Kreditangebote können aber den Bedarf an langfristigem 
Investitionskapital nicht befriedigen. Um die so entstandene Lücke im Akkumulationsfond zu 
schließen, muß auf ausländisches Kapital zurückgegriffen werden. Die Abhängigkeit der Drit- 
ten Welt von den internationalen Finanzmärkten hat hier ihre Wurzeln. Aber auch der Zu- 
strom externer Kredite führt nicht unbedingt zu einer Stabilisierung des nationalen Finanzsek- 
tors. Die Entwicklung in Argentinien gibt ein Beispiel dafür, daß gerade die Öffnung zu den 
internationalen Finanzmärkten diese Probleme nicht löst, sondern verschärft. Auf der Grund- 
lage instabiler nationaler Kreditmärkte, die sich durch Kurzlebigkeit und rasch wechselnde 
Verwertungsbedingungen auszeichnen, verursacht massiver und unregulierter Kapitalzufluß 
fast zwangsläufig eine Spekulationsschwemme und schließlich erneut Kapitalflucht. Statt lang- 
fristiger Kredite bleiben am Ende vor allem langfristige Schulden zurück. 
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Die Rolle des monetären Weltmarkts bei der internationalen Verteilung 
der Krisenlasten 


Die finanzielle Instabilität als strukturelles Problem der Entwicklungsländer ist durch ihre 
bloße Einbindung in den monetären Weltmarkt offensichtlich nicht zu überwinden. Umge- 
kehrt stellt sich die Frage, inwieweit diese inflationären Strukturen direkt mit der Integra- 
tion ın den kapitalistischen Weltmarkt zusammenhängen, inwieweit also nicht die Inflation 
für die Zahlungsbilanzprobleme, sondern umgekehrt das Problem mit der Zahlungsbilanz für 
die Inflation verantwortlich ist. Im Sinne dieser Umkehrung der monetaristischen Erklärung 
behauptet beispielsweise Nicholas Kaldor: »Gerade die Schärfe der Zahlungsbilanzrestrik- 
tionen führt zur galoppierenden Inflation — kein Land, das nicht aus Zahlungsbilanzgrün- 
den (im Unterschied zu protektionistischen Gründen) gezwungen war, seine Einfuhren zu 
beschränken, hatte unter hohen Inflationsraten zu leiden« (Kaldor 1983, $. 36). 
Betrachtet man die Geschichte der Inflation in Argentinien, so spricht einiges für diese Er- 
klärung. Die von neoliberaler Seite ständig wiederholte Behauptung, daß die Geschichte 
der Inflation in Argentinien in erster Line eine Geschichte von Staatsdefiziten und expansi- 
ver Geldpolitik sei, läßt sich bei näherer Betrachtung der argentinischen Entwicklung 
nicht aufrechterhalten. Denn die seit Ende des zweiten Weltkriegs hohen Inflationsraten 
resultieren ursprünglich aus einem Kostendruck und nicht aus einem Nachfragesog, was 
schon daran ersichtlich wird, daß in Jahren besonders hoher Inflationsraten stets ein schar- 
fer Rückgang der Produktion zu verzeichnen war (vgl. Diaz Alejandro 1975, $. 344). Der 
staatlichen Geldpolitik kam im Rahmen dieser Kostendruck-Inflation eine im wesentli- 
chen permissive Rolle zu. Sie stellte lediglich die Geldmenge zur Verfügung, die notwendig 
war, um die gestiegenen Kosten auf die Preise überzuwälzen. 

Diese Kostendruck-Inflation tauchte nach dem zweiten Weltkrieg in all den Ländern als 
permanentes Problem auf, die zu einer Politik importsubstituierender Industrialisierung 
übergegangen waren. Ein Faktor dieses inflationären Kostendrucks waren permanente Ab- 
wertungszwänge, die sich auch in Argentinien beobachten lassen: Phasen beschleunigten 
Wirtschaftswachstums führten hier regelmäßig in ein Zahlungsbilanzdefizit, dem schließ- 
lich nur durch Abwertung beizukommen war. Erst nachdem diese Abwertung höhere In- 
flation und in der Folge einen Rückgang des Produktionsvolumens bewirkt hatten, kam 
die Zahlungsbilanz wieder ins Lot (vgl. ebda $. 345 ff.). Die unvermeidliche Zahlungsbi- 
lanzklemme, die stets als Kehrseite höherer Wachstumsraten auftauchte, bewirkte ein von 
chronischen inflationären Prozessen durchwachsenes ständiges Auf und Ab in der wirt- 
schaftlichen Entwicklung. Warum konnte dieser vertrackte Rhythmus von Aufschwung, 
Zahlungsbilanzklemme, Inflation und Rezession nicht durchbrochen werden? Betrachtet 
man die Entwicklung der relativen Preise in Argentinien seit dem zweiten Weltkrieg, dann 
zeigt sich, daß es stets die überdurchschnittlich steigenden Kapitalgüterpreise waren, die die 
Inflation anheizten. Zwischen 1944 und 1965 lag die Investitionsquote bei durchschnittlich 
etwa 20 %. Das Bruttosozialprodukt wuchs aber in dieser Zeit nur um etwa 3 % jährlich. 
Dieser vergleichsweise sehr hohen Differenz zwischen Investitionsquote und Wirtschafts- 
wachstum liegt ein überdurchschnittlicher Anstieg der Preise für Kapitalgüter zugrunde, 
der auf die Preisinelastizität des Angebots zurückzuführen ist (vgl. ebda, 5. 302 f.). 

Da Investitionsgüter zum größten Zeil importiert werden mußten, machte sich jede Be- 
schleunigung des Wirtschaftswachstums unmittelbar in einem Zahlungsbilanzdefizit gel- 
tend. Durch die Abwertung verteuerten sich die Kapitalgüterimporte, während die weiter- 
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hin bestehende Devisenknappheit verhinderte, daß die Angebotsmenge wuchs. So wirkten 
die Restriktionen der Zahlungsbilanz nicht nur als automatische Wachstumsbremse, son- 
dern führten auch dazu, daß die Kapitalgüterpreise in Argentinien dauerhaft weit über dem 
internationalen Durchschnitt lagen (vgl. S. 303). 

Mit diesen Problemen hatte nicht nur Argentinien zu kämpfen. Sie sind typische Folgen ei- 
nes fundamentalen Defekts »unterentwickelter« Ökonomien, der in der dependenztheore- 
tischen Diskussion unter der Bezeichnung »strukturelle Heterogenität« erstmals umfassend 
thematisiert und zum Ausgangspunkt kritischer Analysen gemacht wurde (vgl. Cördova 
1973). Gemeint ist damit die fehlende Vereinheitlichung gesellschaftlicher Strukturen, die 
sich in einem Nebeneinander von Sektoren mit unterschiedlichen Produktions- und Eigen- 
tumsverhältnissen, entsprechend großen Unterschieden im Produktivitätsniveau und in 
heterogenen Klassenstrukturen mit einer entsprechend ungleichen Einkommens- und Be- 
schäftigungssituation niederschlägt (vgl. ebda, 5. 26 f.). Diese fehlende Vereinheitlichung 
kapitalistischer Reproduktionsstrukturen behindert die für die kapitalistische Entwicklung 
konstitutiven Ausgleichsmechanismen, so daß ein beschleunigtes Wachstum in einigen 
Sektoren die ökonomischen Ungleichgewichte und strukturellen Verzerrungen stets ver- 
größert, statt sie zu beheben. Die Folge sind Angebotsengpässe und Preissteigerungen bei 
den Produkten, die entweder in den »traditionellen« Sektoren hergestellt oder aus dem 
Ausland bezogen werden. Wegen der geringen Mobilität des Kapitals führen diese Preisstei- 
gerungen nicht ohne weiteres zu Kapitalbewegungen in den Engpaßßsektor, so daß hier per- 
manente Inflationsherde entstehen (vgl. dazu Hurtienne/Schöller 1976). 

Die hohen Intlationsraten sind also ein Tribut, den die (im Sinne der Kapitalakkumulation) 
unterentwickelten gesellschaftlichen Strukturen der industriellen Entwicklung abverlan- 
gen. Aber auf die Dauer wird dieser Preis sehr hoch, zu hoch. Denn die steigenden Infla- 
tionsraten belasten die Konkurrenzfähigkeit des Exportsektors und führen zu erneuten 
Abwertungen, die ihrerseits die Inflation anheizen. So kommt ein Prozeß in Gang, in dem 
sich externer und interner Verfall des Geldwerts gegenseitig verstärken. In dieser Situation 
schien das seit Ende der sechziger Jahre rasant anwachsende internationale Kreditangebot 
eine echte Chance zu beinhalten: die Chance, die durch höhere Wachstumsraten verur- 
sachten Handelsbilanzdefizite extern zu finanzieren, dadurch dem Zwang zur Abwertung 
zu entgehen und schließlich mit diesen externen Geldern Investitionen bezahlen zu kön- 
nen, mit denen die Rückständigkeit und Unvollständigkeit des nationalen Produktionsap- 
parates ein für allemal überwunden werden sollte. 

Aber diese Rechnung sollte nicht aufgehen. Obwohl die Resultate des Verschuldungspro- 
zesses in den verschiedenen Ländern sehr unterschiedlich sind, gibt es in der Entwicklung 
einige Parallelen, insbesondere was die Eigendynamik des Verschuldungsprozesses betrifft. 
Auch Länder, die nicht von Anfang an eine so radikale Liberalisierungspolitik betrieben 
wie Argentinien, wurden im Laufe des Verschuldungsprozesses allmählich gezwungen, ih- 
re nationalen Finanzmärkte verstärkt in den monetären Weltmarkt zu integrieren.” So 
machten beispielsweise auch Länder wie Brasilien und Mexiko, in denen die Verschuldung 
relativ stark in den Dienst einer nationalen Industrialisierungspolitik gestellt wurde, seit 
Mitte der 70er Jahre ähnliche Prozesse der finanziellen Destabilisierung durch wie Argenti- 
nien. Auch Mexiko hatte nach einer vorübergehenden monetären Stabilisierung in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre wieder steigende Inflationsraten zu verzeichnen, die 1976 
erstmals wieder eine massive Abwertung von 60 % nötig machten. Die Zwänge des Ver- 
schuldungsprozesses mündeten hier schließlich in der vollständigen Öffnung der nationa- 
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len Finanzmärkte durch ihre »Dollarisierung«, die 1979 in Form eines dualen Finanzsystems 
auch institutionell abgesegnet wurde. Diese monetäre Öffnung war von steigenden Infla- 
tionsraten und Kapitalflucht begleitet (vgl. Quijano 1981, S. 85 ff.). Auch in Brasilien wurde 
die vorübergehende Stabilisierung des nationalen Finanzsystems mit fortschreitender Ver- 
schuldung von zunehmend spekulativen Tendenzen abgelöst; gegen Ende der 70er Jahre 
mußten die nationalen Zinsraten dem internationalen Niveau angepaßt werden, die Infla- 
tionsrate schnellte in die Höhe, die Spekulation nahm auf den Kredidtmärkten überhand 
(vgl. Conceigao Tavares 1980 und M. Baer 1983). 

Die Abhängigkeit von den internationalen Finanzmärkten war generell der Preis, der für die 
vorübergehende Stabilisierung des Wechselkurses und die Erweiterung des Akkumulations- 
fonds zu bezahlen war. Mit den Schulden wuchs der Schuldendienst und damit der Zwang, 
ständig neue Kredite an Land zu ziehen, die nun nicht mehr in den nationalen Akkumula- 
tionsprozeß eingespeist, sondern für Zins- und Tilgungszahlungen verwendet wurden. Und 
je stärker der Verschuldungsprozeß3 auf diesem Weg eine Eigendynamik entwickelte, desto 
größer wurde der Anpassungsdruck auf die Kreditmärkte der Schuldnerländer. Schließlich 
wurde es unumgänglich, die Zinsrate zu liberalisieren, die Inflationsrate stieg wieder an, die 
externen Gelder — soweit sie überhaupt noch im Land blieben — wanderten kaum noch in 
die produktive Akkumulation, sondern verwandelten die nationalen Finanzsysteme in Brut- 
stätten der Spekulation. Argentinien unterscheidet sich hier von vergleichbaren Ländern La- 
teinamerikas in erster Linie dadurch, daß es durch die radıkale Liberalisierungspolitik der 
Militärs von Anfang an mit den destruktiven Mechanismen des monetären Weltmarkts kon- 
frontiert war, während Mexiko und Brasilien diese erst nach einer längeren Phase beschleu- 
nigten Wachstums zu spüren bekamen. Vor diesem Hintergrund erscheint die in Argenti- 
nien von den Monetaristen forcierte Politik in einem neuen Licht: sie kam offensichtlich 
nicht nur den Interessen der argentinischen Finanz- und Agraroligarchie entgegen, sondern 
mindestens ebenso sehr der Dynamik des monetären Weltmarkts. Die von den argentini- 
schen Militärs freiwillig betriebene Politik der finanziellen Öffnung entpuppt sich als Durch- 
setzungsformel für die Expansionsbedürfnisse der internationalen Finanzmärkte, die sich 
diese Öffnung andernorts über bestehende Abhängigkeiten zwangsweise verschafften. 
Um diesen globalen Zusammenhängen auf den Grund zu kommen, müssen wir einen Blick 
auf die andere Seite des Verschuldungsprozesses werfen: auf die Seite der Gläubigerländer. 
Hier sprudelten seit den sechziger, vor allem aber seit Mitte der siebziger Jahre die Quellen 
dieser nach Verwertung suchenden Geldkapitalmassen. Hier hatten sich als Folge des konti- 
nuierlichen Absinkens der durchschnittlichen Kapitalrentabilitäten jene gewaltigen Finanz- 
massen aufgetürmt, die schließlich die Finanzmärkte der Entwicklungsländer überschwem- 
men und sie ihren Bewegungsgeseizen unterwerfen sollten. Das explosive Wachstum der 
internationalen Finanzmärkte bildete die Kehrseite einer internationalen Überakkumula- 
tionskrise, die von den kapitalistischen Industrieländern ausging (vgl. Schubert 1985, $. 57 
ff.). In Ermangelung genügend profitträchtiger Möglichkeiten für eine wirkliche, produkti- 
ve Kapitalverwertung verwandelten die Kapitalüberschüsse der Metropolen den monetären 
- Weltmarkt in eine Sphäre fiktiver Akkumulation. Was sich in den siebziger Jahren auf den 
Weltfinanzmärkten abspielie, war die Aufblähung fiktiver Kapitalmassen, deren Verwer- 
tung in Form des Zinses sich zunehmend von ihrer Grundlage, der durchschnittlichen Pro- 
fitrate, loslöste. 

Dieses sprunghafte Anwachsen fiktiven Kapitals kann zunächst als vollkommen »normale« 
Begleiterscheinung des kapitalistischen Krisenprozesses interpretiert werden. In der sog. 
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»Plethora von Geldkapital« setzt sich die Überakkumulation von Kapital fort, solange bis 
sich die Krise der Kapitalverwertung schließlich in einer Krise des Kredits vollzieht (vgl. 
Marx 1969, $. 521 ff.). Dann werden Entwertungsprozesse unaufschiebbar, der Wert der Wa- 
ren muß »geopfert« werden »um das phantastische und selbständige Dasein dieses Werts im 
Geld zu sichern« (ebda, 5. 532). Mit der Entwicklung des monetären Weltmarkts aber wurde 
dieser Krisenverlauf entscheidend modifiziert. Denn durch die Internationalisierung des 
Geldkapitals wurde auch die pathologische Bewegungsform, die das zinstragende Kapital in 
der Krise annimmt, internationalisiert. Diese Tatsache wurde für das Schicksal der sich ver- 
schuldeten Entwicklungsländer in zweifacher Hinsicht von entscheidender Bedeutung: Er- 
stens entwickelte das internationale Geldkapital unter diesen Voraussetzungen eine von ih- 
nen nicht zu kontrollierende Dynamik, in der sich das Zinsniveau allmählich völlig von der 
durchschnittlichen Profitrate loslöste. Die finanzielle Instabilität der Schuldnerländer war 
für dieses auf fiktive Verwertungsraten programmierte Geldkapital ein gefundenes Fressen, 
eine Bedingung, unter der sich die irreale Akkumulation auf spekulativer Basis fortsetzen 
ließ. In den Entwicklungsländern führte das zu den bekannten Erscheinungen der Über- 
handnahme von Spekulation, Vernichtung von produktivem Kapital bis hin zum finanziel- 
len Chaos. Auf diesem Weg wurde also die Krise ın die Schuldnerländer hineingetragen. 
Zweitens vermehrten sich mit der Masse fiktiven Kapitals auch die Ansprüche an den mate- 
riellen Reichtum der Schuldnerländer. Sie befestigten nicht nur deren Abhängigkeit von 
den internationalen Finanzmärkten, sondern bildeten auch die Grundlage für eine Verschie- 
bung von Entwertungsprozessen in globalem Ausmaß. Die Abhängigkeit von den Gläubr- 
gern zwang die Schuldnerländer in doppelter Hinsicht zu einer krisenverschärfenden Poli- 
tik: Nachdem schon der Verschuldungsprozeß durch hohe Zinsraten und Spekulation in 
den Schuldnerländern Krisenprozesse verursacht hatte, stürzte das Versiegen der Kreditzu- 
flüsse die betroffenen Länder in noch größere Schwierigkeiten. Um der offenen Zahlungsfä- 
higkeit zu entgehen, waren sowohl eine überdurchschnittliche Höhe der Realzinsen, wıe 
auch laufende Abwertungen unumgänglich. Die Verschuldungskrise ließ von der geld- und 
währungspolitischen Souveränität der Schuldnernationen praktisch nichts mehr übrig. 
Während sich die Gläubigerländer mit den Instrumenten der Geld- und Währungspolitik 
von den international ansteigenden Zins- und Inflationsraten teilweise abkoppeln konnten, 
waren die Schuldnerländer — da ihnen wirtschaftspolitisch die Hände gebunden waren — 
diesen sich über den monetären Weltmarkt realisierenden Krisenprozessen voll ausgesetzt. 
Die hohen Realzinsen beschleunigten in den verschuldeten Ländern Entwertungsprozesse 
in Form eines nun massiv einsetzenden Deindustrialisierungsprozesses. Die außerordentlich 
hohen Inflationsraten stellten in diesem Zusammenhang u.a. den vergeblichen Versuch der 
produktiven Sektoren dar, den Kostendruck, der aus der verschlechterten Position auf dem 
monetären Weltmarkt resultierte (hohe Realzinsen, Währungsverfall), durch Preiserhöhun- 
gen zu überleben — vergeblich deshalb, weil sich mit steigenden Inflationsraten und damit 
zunehmender monetärer Instabilität auch der Zwang zur Hochzinspolitik und der Abwer- 
tungsdruck auf die nationale Währung verstärkten. Diese hohen Inflatiorisraten in den 
Schuldnerländern sind also eine Verlaufsform, in der sich Prozesse der Kapitalvernichtung 
realisieren. 

Gleichzeitig setzie der anhaltende Abwertungsdruck — sobald er sich in der Dritten Welt 
auf breiter Front realisierte — einen Verfall der terms of trade der Schuldnerländer in Gang. 
Zwar überlagern sich im beispiellosen Absturz der Rohstoffpreise seit Beginn der achtziger 
Jahre verschiedene Momente, wie die anhaltende stagnative Konjunkturentwicklung in den 
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industrialisierten Ländern und Substitutionseffekte. Durch den Zwang zu Export-Über- 
schüssen wird aber das dadurch entstandene Überangebot auf den internationalen Rohstoff- 
märkten perpetuiert und ständig vergrößert. Die Verschuldungskrise zwingt die Rohstoff- 
exporteure der Dritten Welt zu dem ökonomisch irrationalen Verhalten, bei sinkenden 
Weltmarktpreisen für ihre Exportgüter das Angebot ständig auszudehnen — ein Wider- 
spruch, der sogar Kommentatoren des »Handelsblatts« zu einem verblüffenden Rückgriff 
auf marxistische Redeweisen verleitet: »Der stumme Zwang ihres Devisenhungers war und 
ist es, der für marktwirtschaftliches Verhalten, für dringend notwendige Kapazitätskürzun- 
gen keinen Raum ließ und läßt« (Handelsblatt vom 6.1. 1986). Die in den Dienst der Export- 
förderung gestellte Währungspolitik der Schuldnerländer verursacht nicht nur die deutlich- 
ste, »klassische« Form von Kapitalentwertung: die Entwertung des Warenkapitals der 
Schuldnerländer auf den Weltmärkten durch Preisverfall. Hier wird auch sichtbar, daß es 
sich um eine Verlagerung von Entwertungsprozessen handelt: der Zwang zu Fxportüber- 
schüssen existiert ja deshalb, weil die Schuldnerländer für die Verwertung des fiktiven Geld- 
kapitals der Gläubigerländer sorgen müssen. Der Wert der Waren der Schuldnerländer wird 
also geopfert, um sein »phantastisches Dasein im Geld« der Gläubigerländer zu retten. 
Finanzchaos und Währungsverfall in den Schuldnerländern sind also die Wegbereiter für rea- 
le Entwertungsprozesse, mit denen diese Länder für eine Krise bezahlen müssen, die sie nicht 
verursacht haben. Die Gläubigerländer konnten sich in diesem Prozeß nicht nur den interna- 
tional hohen Inflations- und Zinsraten teilweise entziehen, sondern auch direkt vom Verfall 
der Rohstoffpreise profitieren. Der als Transmissionsriemen dieser Verlagerungsprozesse 
fungierende monetäre Weltmarkt ıst daher auch mit Begriffen wie Hegemonie oder Domi- 
nanz völlig unzureichend charakterisiert. Es handelt sich um nicht geringeres als eine moder- 
nisierte Form klassischer imperialistischer Ausbeutungsmechanismen, um Kapitalexpansion 
auf Kosten der Dritten Welt. 

Das Beispiel Argentiniens soll uns diese Kosten noch kurz vor Augen führen. Wenn hier ein- 
gangs von der Enteignung eines ganzen Landes die Rede war, mag das zunächst etwas überzo- 
gen geklungen haben. Daß es sich hierbei aber durchaus nicht um polemische Übertreibung 
handelte, können folgende Zahlen verdeutlichen: während das Bruttosozialprodukt Argenti- 
niens in den letzen zehn Jahren nach einigem Auf und Ab auf einem (von der Weltbank ge- 
schätzten) Niveau von 70 Mrd. Dollar stagnierte, vergrößerte sich die Auslandsschuld von 9 
auf inzwischen über 50 Mrd. Dollar. Dazwischen lag nichts weiter als die Integration Argenti- 
niens in den Weltmarkt. Berücksichtigt man die in den nächsten Jahren anfallenden Zinsen, 
und die aus dem Verfall der Exportpreise resultierenden Einnahmeverluste, dann kommt 
man auf einen Betrag, der das gesamte Bruttosozialprodukt des Landes wahrscheinlich weit 
übersteigt. Diese Kosten addieren sich zu denen, die schon ın den vergangenen zehn Jahren 
für die Akkumulation der Schulden zu bezahlen waren: dem Absinken der industriellen Pro- 
duktion um 21 %, Reallohnverlusten von insgesamt 35 % und einer Arbeitslosigkeit, die mit 
einer offiziellen Rate von 11 % so hoch ist wie seit zwanzig Jahren nicht mehr (vgl. Clarin 
vom 12.1.86). 

Natürlich ist es unmöglich, daß Argentinien und die anderen Großschuldner der Dritten 
Welt diese gewaltigen Summen, zu denen sich Schulden plus Zinsen aufgetürmt haben, je- 
mals wieder zurückzuzahlen. Aber solange wenigstens die Zinsen bezahlt oder durch neue 
Kredite finanziert werden können, solange es also nicht zum “großen Krach” kommt, ist das 
für die Gläubigerländer gar nicht von Nachteil. Im Gegenteil. Die wirtschaftspolitische Ent- 
mündigung der Schuldnerländer beruht ja gerade auf ihrer Abhängigkeit von den internatio- 
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nalen Finanzmärkten. Nur solange die Entwicklungsländer am Tropf der Gläubigerländer 
hängen, unterliegen sie jenen wirtschaftspolitischen Zwängen, durch die sich die weltwirt- 
schaftlichen Krisenprozesse auf eine für die Gläubigerländer so angenehme Weise umgestal- 
ten. Das war die eigentliche Leistung, die die internationalen Finanzmärkte seit Beginn der 
siebziger Jahre vollbracht haben. Durch sie konnte das überschüssige Krisenkapital, das die 
Gläubigerländer seit Anfang der siebziger Jahre produzierten, in die Dritte Welt kanalisiert 
werden. So verlagerten sich nicht nur die finanzielle Instabilität und die mit ihr verbunde- 
nen Krisenprozesse. Die Abhängigkeit vom monetären Weltmarkt zwang die Schuldnerlän- 
der auch zu wirtschaftspolitischen Maßnahmen (Hochzinspolitik, Austerität, Abwertung), 
die sie den Krisenprozessen voll auslieferten und ihre internationale Konkurrenzposition 
verschlechterten. Die Gläubiger konnten von der monetären Stabilisierung in ihren eigenen 
Ländern und den fallenden Exportpreisen der Schuldnerländer profitieren. Das ist der glo- 
bale Profit, den das in der Dritten Welt akkumulierte fiktive Kapital— unabhängig von den 
effektiven Zinszahlungen — den Gläubigern einbringt. Daß die zwischen 1981 und 83 den 
Weltmarkt erschütternde Krise sich schwergewichtig in der Dritten Welt austobte (viel stär- 
ker als es noch in der Weltwirtschaftskrise Mitte der siebziger Jahre der Fall war), während 
die kapitalistischen Industrieländer mit niedrigen Inflationsraten und stabilen Währungen 
relativ gut über die Runden kamen, ist diesen Segnungen des monetären Weltmarkts zuzu- 
schreiben. Ebenso wie die Tatsache, daß selbst der 1984 einsetzende Aufschwung kaum 
noch zu einer Verbesserung der außenwirtschaftlichen Situation der Schuldnerländer bei- 
trug. Der Sturzflug der Rohstoffpreise setzte sich ungebremst fort. Die Verschuldungskrise 
und der damit verbundene Finanz-Kolonialismus gegenüber der Dritten Welt sind zum fe- 
sten Bestandteil des kapitalistischen Weltmarkts geworden, der es den Gläubigerländern er- 
laubt, die destruktiven Auswirkungen ihrer internen Krisenprozesse teilweise auf die Dritte 
Welt abzuwälzen. 


Schlußbemerkung 


Dem sachkundigen Leser wird nicht entgangen sein, daß in der hier präsentierten Analyse eı- 
nige Dimensionen der Verschuldungskrise weitgehend ausgeklammert bleiben. Das betrifft 
zum einen die Frage nach den möglichen Gefahren, die der wirtschaftliche Niedergang der 
Dritten Welt rückwirkend für die Industrieländer beinhaltet — ein Punkt, über den schon 
sehr viel nachgedacht und spekuliert worden ist. Hier ginges in erster Linie darum, zu zeigen, 
warum sich die kapitalistischen Industrieländer von solchen Kassandrarufen nicht beein- 
drucken lassen, und daß diese Ignoranz nicht auf den Leichtsinn oder die Unvernunft der Re 
gierenden zurückzuführen ist, sondern auf ihre objektive Interessenlage, auf die Zwänge des 
Konkurrenzkampfes, die die kapitalistischen Krisenprozesse auf dem Weltmarkt entfalten. 
Ein anderer Punkt, der in der Diskussion über die Ursachen der Verschuldungskrise in den 
letzten Jahren stark in den Vordergrund gerückt ist, und der hier nur in sehr abstrakter Form 
erwähnt wurde, sind die »Strukturdefekte« der Entwicklungsländer und ihr Anteil an der 
Verschuldungsproblematik. Hier sind sich offizielle Verschuldungsmanager mit manchen 
linken Theoretikern einig in der Einschätzung, daß die Lösung der Schuldenkrise in erster Li- 
nie eine Lösung dieser »Strukturprobleme« in den Entwicklungsländern voraussetzt (auch 
wenn diese Probleme an unterschiedlichen Stellen geortet werden). So lehnen etwa Rainer 
Tetzlaff u.a. eine unkonditionierte Vergabe von Krediten an die Schuldnerländer mit dem 
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Argument ab, daß auflagenfreie Kredite nicht »zur Lösung der den Verschuldungskrisen zu- 
grundeliegenden Strukturprobleme eingesetzt würden« (Körner, u.a. 1984, S. 215). Unbe- 
stritten ist, daß die spezifischen gesellschaftlichen Strukturen der Schuldnerländer aus der 
Problematik der internationalen Verschuldung nicht wegzudenken sind. Was hier sehr ab- 
strakt in der Kategorie der »strukturellen Heterogenität« auftauchte, tritt natürlich in Form 
konkreter Herrschaftsverhältnisse in Erscheinung, die ihren Teil zur finanziellen Abhängig- 
keit der Schuldnerländer beitrugen. Die Situation Argentiniens heute wäre ohne die jahrelan- 
ge politische Vorherrschaft der Finanzbourgeoisie nıcht denkbar. Aber die argentinische Fı- 
nanzbourgeoisie konnte sich nur dadurch aufeine derartig destruktive Weise bereichern, daß 
sie sich als Bestandteil des internationalen Finanzkapitals betätigte, sich dessen Bewegungsge- 
setzen unterwarf. Die inneren Strukturprobleme der Dritten Welt für die Verschuldungskri- 
se verantwortlich zu machen, heißt also, den Täter mit seinem Werkzeug zu verwechseln. 
Der aktuelle Diskurs der Banker und ihrer Repräsentanten dreht sich genau um diesen 
Punkt: mit dem Verweis auf die Kapitalflucht und die hohen Inflationsraten in den Schuld- 
nerländern soll der Vorwurf der finanziellen Erdrosselung dieser Länder seiner inhaltlichen 
wie auch seiner moralischen Berechtigung beraubt werden. Mir ging es hier darum zu zeigen, 
wie sich sowohl die Verschuldung, wie auch die damit zusammenhängenden Probleme der 
Kapitalflucht und der hohen Inflationsraten zum guten Teil aus der Dynamik ergeben, die 
der monetäre Weltmarkt in den Schuldnerländern entfaltete, und daß es die Krise der kapita- 
listischen Industrieländer ist, die diese Dynamik erzeugt. Die»Strukturdefekte« der Entwick- 
lungsländer bieten dafür nur die geeignete Angriffsfläche, spielen also eine passive Rolle. Es 
sind die »Strukturdefekte« unserer Gesellschaften, sprich: die Widersprüche der Kapitalak- 
kumulation, die die Schuldenkrise verursachten. Forderungen, wie z.B. die nach einer vent- 
wicklungspolitischen Konditionalität« für IWF-Kredite, die die Entwicklungsländer über 
den Hebel der finanziellen Abhängigkeit zu Strukturreformen zwingen soll (vgl. Körner u.a. 
1984, $. 214 ff.), sind nichts anderes als alternative Vorschläge, die Entwicklungsländer an die 
gegebenen Strukturen des kapitalistischen Weltmarkts anzupasssen. Statt in Fortsetzung 
jahrhundertealter kolonialistischer und imperialistischer Tradition in den Sozialstrukturen 
der Entwicklungsländer herumzupfuschen, sollten wir besser darüber nachdenken, unter 
welchen externen Bedingungen sich die Länder der Dritten Welt selbstbestimmt entwickeln 
können. Denn um dies zu ermöglichen, müssen wir unsere Sozialstrukturen von Grund auf 
verändern. 


Anmerkungen 


1 Unter dem monetären Weltmarkt wird hier die Gesamtheit der privaten internationalen Geld- und 
Kreditmärkte verstanden. Diese unregulierten internationalen Finanzmärkte hatten erst zu Beginn 
der siebziger Jahre ein Volumen und mit dem transnationalen Bankensystem einen institutionellen 
Rahmen erreicht, die es sinnvoll erscheinen lassen, von einem monetären Weltmarkt zu sprechen 
(vgl. Schubert 1985, $. 22-29). 

2 Vgl. zu den hier und im Folgenden verwendeten Daten: Fischer, Hiemenz 1934; Fischer, Trapp 
1985; Dornbusch 1984; Wogart 1983 und Schubert 1985, 5. 229 ff. 

3 Die hier angesprochenen monetären Probleme und Widersprüche im Weltmarktbezug von Ent- 

wicklungsländern betreffen — wie oben schon angemerkt wurde — diejenigen Länder, deren wirt- 

schaftliche Entwicklung nach dem zweiten Weltkrieg durch Versuche einer binnenmarktorientier- 
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ten, importsubstituierenden Industrialisierung gekennzeichnet war. Soweit im Folgenden in den 
Erfahrungen Argentiniens mit dem internationalen Finanzsystem verallgemeinerbare Tendenzen 
aufgespürt werden, beziehe ich mich auf Länder mit diesem Entwicklungsmuster, insbesondere 
auf die großen Länder Lateinamerikas. Hier entwickelte sich die Abhängigkeit vom monetären 
Weltmarkt in ausgeprägter Form. Dagegen konnten etwa die südostasiatischen Schwellenländer 
mit einer stärker exportorientierten Industrialisierungspolitik diese extreme Abhängigkeit vom 
monetären Weltmarkt vermeiden und sind deshalb den sich verändernden Bedingungen auf den 
Weltfinanzmärkten nicht in demselben Maße ausgesetzt wie die lateinamerikanischen Länder. 
Diese verschiedenen Entwicklungswege waren und sind allerdings auch Ausdruck völlig unter- 
schiedlicher sozialer und politischer Konstellationen (vgl. dazu Sachs, 1985a). 
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Bolivien verheizt tonnenweise sein Geld 


In dem südamerikanischen Land galoppiert die Inflation. Die wertlosen Geldscheine sollen nun 
mit Beginn dieser Woche tonnenweise verbrannt werden. Als Präsident Victor Paz Estenssoro 
Anfang August sein Amt antrat, betrug die Inflationsrate kaum vorstellbare 20 000 Prozent im 
Jahr. Beobachter meinen, daß sie bis Ende des Jahres auf 50 000 Prozent klettern könnte. Aller- 
dings hat der Präsident inzwischen mit einem strengen Sparprogramm hart auf die Preisbremse 
getreten und damit auch die Zentralbank der Notwendigkeit enthoben, neue Lagerräume zu 
mieten, um die tonnenweise wertlos werdenden Geldscheine unterzubringen. 
Die Notenbank will nun das gehortete Geld loswerden, erklärte Zentralbankchef Raoul To- 
var. So ließ die Regierung in den letzten Wochen an verschiedenen Plätzen im Lande große Zie- 
gelöfen bauen, in denen es verbrannt werden soll. Der Entschluß dazu kam nach monatelanger 
ergebnisloser Prüfung, wie man die wertlosen Scheine doch noch nutzen könnte. Dabei unter- 
suchten die Bankmanager zunächst, ob die Regierung sechs Nullen der bolivianischen Wäh- 
rung streichen sollen, um die gelagerten Banknoten zu eins bis 1000 Pesos wieder in Umlauf 
bringen zu können. Derzeit ist die kleinste Geldeinheit der 10000 Peso-Schein, der nur etwas 
mehr als zweieinhalb Pfennig wert ist. 
Sie prüften auch, ob man die alten Scheine mit einem neuen Überdruck versehen und damit zu 
neuem Geld machen könnte, wie es Argentinien mit dem Übergang vom Peso zum Austral tar. 
Doch beide Vorschläge wurden alszu teuer verworfen. Auch als Rohstoff für Pappkartons oder 
Toilettenpapier sind die Scheine wegen eingemischter Chemikalien nicht zu gebrauchen. Selbst 
die Verbrennung wird aus Preisgründen nicht zentral in La Paz, sondern auch in Santa Cruz 
und Cochabamba vorgenommen, um die Tonnen wertloser Scheine nicht für viel Geld im Lan- 
de umherkarren zu müssen. 
Wieviel Scheine wirklich verbrannt werden müssen, ist auch unklar. Auf dem Höhepunkt der 
Inflation Anfang des Jahres landete jede Woche ein Flugzeug auf dem Flughafen von La Paz mit 
neuen, in der Bundesrepublik und Großbritannien gedruckten Banknoten. Papiergeld war da- 
mals Boliviens drittgrößter Importposten, nach Weizen und Maschinen. Allein für Druck und 
Transport des neuen Geldes gab das lateinamerikanische Entwicklungsland umgerechnet min- 
destens 75 Millionen Mark im Jahr aus. Noch vor vier Monaten beschäftigte die Zentralbank 
250 Arbeiter nur damit, das Geld zu zählen, das die Kunden in Zentnersäcken auf die Bank 
brachten. 

Meldung der Frankfurter Rundschau vom 18. November 1985 


88 


Uwe Traber 
Neue Formen des Geldes. 
Innovationen auf den internationalen Finanzmärkten 


Seit einigen Jahren sind — ausgehend von den USA — auf den internationalen Finanzmärk- 
ten beträchtliche strukturelle Veränderungen zu beobachten. Große Aufmerksamkeit wird 
neuen Formen der Kreditvergabe und der Begebung von Wertpapieren geschenkt, die sich 
anschicken, den Markt auf Kosten der traditionellen Formen zu erobern. Ihre Neuartigkeit 
und die Befürchtung von seiten der Zentralbanken, diese neuen Finanzierungsinstrumente 
und -techniken seien ım Begriff, die Wirksamkeit des jeweiligen nationalen geldpolitischen 
Instrumentariums zu reduzieren, läßt sie zum Gegenstand theoretischen Interesses werden. 
Auch der folgende Beitrag will die Entstehungsgründe der Finanzinnovationen und deren 
Zusammenhang mit der Akkumulation des zinstragenden Kapitals untersuchen. Davon aus- 
gehend können dann die Wirkungen auf die Geschäftsbanken erörtert werden, was die 
Grundlage abgibt, um Aussagen über die Wirksamkeit nationaler Geldpolitik treffen zu kön- 
nen. Es ist sinnvoll, die Finanzinnovationen zunächst kurz Revue passieren zu lassen, um da- 
nach ihre Entstehung theoretisch zu klären. 


Teil 1: Ein empirischer Überblick 


Die Neuerungen im US-Kreditsystem werden von interessierter Seite gern als Reaktion auf 
staatliche Eingriffe und Verordnungen ausgegeben; der Staatseingriff gilt als einzige und alleı- 
nige Ursache der Entstehung neuer Finanzformen: 

»Die heutigen geldpolitischen Probleme der USA lassen sich z.T. auf Gesetze zurückführen, die Zins- 
obergrenzen für Spar- und Termineinlagen festlegen (Regulation Q) und den Banken verbieten, Zinsen 
aufSichteinlagen zu zahlen (Banking Act). Wie ein Narurgesetz gilt aber: Staatliche Beschränkungen re- 
gen stets den menschlichen Erfindungsgeist an, diese zu umgehen, wobei die Anstrengungen in dem Ma- 
ße wachsen, in dem es sich auszahlt« (Maier (1981), S. 542). 


In der Tat sind aber — wie wir sehen werden — die genannten Staatseingriffe lediglich Anlaß, 
neue Formen des Finanzverkehrs zu entwickeln. Neben den angeführten Zinsverboten bzw. 
-beschränkungen trugen vor allem die institutionellen Besonderheiten des US-Finanzsek- 
tors, der große Unterschiede zum Kreditsystem der BRD aufweist, zur Entstehung der Fi- 
nanzinnovationen bei. An erster Stelle ist das Vorherrschen des Trennbankensystems zu 
nennen, das derı commercial banks nur das Kredit- und Einlagengeschäft und den investment 
banks nur das Wertpapiergeschäft (Emission und Handel) erlaubt. Zweitens gilt ein strenges 
Regionalprinzip: der McFadden Act von 1935 beschränkt den Geschäftsbereich einer Bank 
auf den Bundesstaat, in dem die Bank ihren Sitz hat und der ihr die Lizenz erteilte (Verbot des 
»interstate banking«) und erschwert die Eröffnung von Filialen.! Diese strikte Filialgesetzge- 
bung hat dazu geführt, daß es in den USA eine Vielzahl von zumeist kleinen und auf lokale 
Märkte beschränkte Banken gibt. 
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Dem regionalisierten Bankenkörper entspricht die Organisation des Zahlungsverkehrs. Als 

wesentlichster Unterschied zum Zahlungsverkehr in der BRD ist das fast vollständige Fehlen 

von Überweisungen und die Dominanz von Schecks und Kreditkarten festzuhalten. Mit in 
der BRD vorhandenen vergleichbare Gironetze existieren nur in rudimentären Anfängen. 

Für »nationwides operierende Industrieunternehmen ist es notwendig, eine Vielzahl von 

Bankverbindungen zu unterhalten, da es für sie eine Hausbank mit weitem Filialnetz nicht 

gibt. Aus diesem Grund entwickelten die Banken bereits frühzeitig elektronisch gestützte 

Cash-Management-Systeme als Dienstleistungen für die Industriekunden.? Andererseits 

konnten sich zumindest Großunternehmen des nationalen Geldmarktes bedienen, der daher 

kein reiner Interbankenmarkt wie in der BRD ist. Größere Unternehmen finanzierten sich 

— da auch aufgrund des fehlenden nationalen Banknetzes das flexible Instrument der Über- 

ziehungskreditlinie nur unterentwickelt ist — in der Regel durch Emission kurzfristiger Pa- 

piere (commercial papers) am Geldmarkt. Die Versorgung des Geldmarktes mit leihbaren 

Fonds unternahmen zunächst die der Regulation Q nicht unterliegenden investment banks 

mit der Schaffung von money market mutnal funds (MMMF, Geldmarktfonds): Fondsanteile 

werden in kleiner Stückelung an das »breite Publikum« verkauft und mit nahe an den Geld- 
marktzinsen liegenden Sätzen verzinst. Die commercial banks sicherten sich daraufhin mit 
vielfältigen Varianten zur Umgehung der Regulation Q die Refinanzierungsmittel: 

— Overnight Repurchase Agreement (RPA, Wertpapierpensionsgeschäft): die Bank verkauft 
Wertpapiere an den betreffenden Kunden mit der Verpflichtung, sie zu einem späteren 
beliebigen Zeitpunkt zu einem vereinbarten Preis wieder zurückzukaufen. Aus der Diffe- 
renz zwischen Verkaufs- und Kaufpreis entsteht dem Kunden ein Gewinn, der mit einem 
gewissen Abschlag der Geldmarktverzinsung entspricht. 

— Negotiable Certificates of Deposit (CD, handelbares Depositenzertifikat): die Bank emit- 
tiert diese Papiere, deren Rendite sich ebenfalls am Geldmarktzinssatz orientiert. CDs 
verbriefen eine Kundentermineinlage, die aus der Sicht der Bank langfristiger, aus der des 
Kunden aufgrund der Negotiabilität am Geldmarkt dagegen kurzfristiger Natur ist. CDs 
sind im Grunde reine Geldmarktpapiere. Die Laufzeiten bewegen sich zwischen 30 Tagen 
und 5 Jahren. In letzter Zeit nimmt der Anteil von CDs mit variabler Verzinsung (floa- 
ting rate CDs) zu. 

— NOW; ATS-, Share Draft Accounts sınd Konstrukte, die im Massengeschäft eingesetzt 
werden. Ein NOW-Account ist ein Sparkonto, über das die Kunden mit einer scheck- 
ähnlichen “Negotiable Order of Withdrawal”” (NOW) verfügen können, das also im 
Grunde ein verzinsliches Sichteinlagenkonto darstellt. Die credit unions (Kreditgenos- 
senschaften) bieten identische Share Draft Accounts an. Durch eine zusätzliche Buchung 
komplizierter ist das Automatic Transfer Service Account: wenn die Sichteinlagen eines 
Kunden eine zuvor vereinbarte bestimmte Höhe unterschreiten, wird automatisch Gut- 
haben von seinem Sparkonto auf das Sichteinlagenkonto übertragen. Bei einem niedrigen 
Limit (im Extremfall Null) führt jede Scheckbelastung zu einem Abzug vom Sparkonto. 
ATS-Accounts verbinden so die Liquidität von Sichteinlagen mit der Verzinsung von 
Sparkonten. 

ATS-Accounts sind in den USA seit 1978, NOW- Accounts seit 1981 bundesweit erlaubt. 

Den Erfolg dieser neuen Formen von Kreditgeid verdeutlicht Tabelle 1. 

Die Veränderungen am Eurokapitalmarkt seit 1982 werden in bekannter und bewährter Wei- 

se ebenfalls mit staatlichen Eingriffen in Verbindung gebracht. Auf diesem Gebiet jedoch ist 

es viel eher die überschäumende Liquidität zusammen mit gestiegener Wechselkurs- und 
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Zinsunruhe, die zur Herausbildung innovativer Finanzierungsformen (streng genommen 
die Weiterentwicklung bekannter Formen und Techniken) führte. Die »Innovationsfreude« 
konzentrierte sich dabei auf den Primärmarkt des Anleihenmarktes, während der Kredit- 
markt und der Wertpapierhandel selbst nur wenige Neuerungen erfuhren. 


Tabelle 1: 
Entwicklung verschiedener Komponenten der US-Geldmenge M1 
(richt saisonbereinigte Werte, in Mrd. US $) 


Zeit Sicht- MMMF andere scheck- RPAs 
einlagen Jähige Konten 
(ATS, NOW usw.) 
Dez. 1979 270.1 42.9 17.0 48.4 
Dez. 1980 275.2 76.3 27.2 63.3 
Dez. 1981 243.4 188.6 78.2 59.2 
Dez. 1982 247.2 236.3 103.5 71.2 
Dez. 1983 252.2 181.4 131.3 85.1 
Dez. 1984 257.4 230.2 146.0 81.1 
Juli 1985 262.2 240.4 163.6 83.4 


Quelle: Federal Reserve Bulletin, verschiedene Ausgaben, Tab. 1.21 und Tab. 1.24 (RPA) 


Die Einbindung des Spekulationskapitals ist dabei besonders augenfällig. Die Innovationen 
bestehen — allgemein gesprochen — darin, bereits von nationalen Kapitalmärkten geläufige 
Formen und Techniken zunächst extrem zu verfeinern und zu variieren und dann in vielen 
Schattierungen zu kombinieren. Die heutigen Euromarkttitel stellen daher in der Regel eine 
Mischung aus Elementen von Figen- und Fremdkapitalaufnahme und von Kredit- und Anler- 
heformen dar. Die Variationen beziehen sich dabei auf die Form der Verzinsung, der Lauf- 
zeit, der Emission und der Rückzahlung. 

Unter den Bedingungen stark schwankender Zinssätze führte der erste Anlauf zunächst zur 
Emission von Anleihen mit in gewissen Abständen kontinuierlich steigenden Zinscoupons 
(»multiple coupons« bzw. »graduated adjustment coupons«). Denselben Kategorien gehören 
auch festverzinsliche Emissionen an, bei denen der Anleger das Recht erhält, unter bestimm- 
ten Bedingungen das Papier in einen Coupon mit höherer Verzinsung umzutauschen 
(»bonds convertible into other bonds«). Zur Absicherung gegen hohe Inflationsraten wurden 
auch preisindexbezogene Anleihen angeboten (»indexed bonds«). Bezugspunkte waren dabei 
in der Vergangenheit die Preise für Gold oder Rohöl. 

Der nächste Schritt führte von diesen im Grundsatz festverzinslichen Anleihen zu Emissionen 
mit variablem Zins (»floating rate notes«). Die FRN sind dabei gemessen am Marktanteil über- 
aus erfolgreich (vgl. Tabelle 2). Als Sonderform gibt es mittlerweile Emissionen, bei denen der 
an sich vartable Zinssatz z.B. bei Unterschreiten einer bestimmten Mindestverzinsung automa- 
tisch fixiert wird (»drop-lock bond«) oder ein Wandlungsrecht in eine klassische festverzinsli- 
che Anleihe (straight bond«) eröffnet wird (»convertible FRN«). Ähnliche Vereinbarungen 
gibt es mittlerweile auch, wenn der vereinbarte Höchstzinssatz überschritten wird (interest 
cap«, »capped bonds«), wobei dann z.B. dem Emittenten das Recht zur Wandlung in eine Aktie, 
meist aber dem Anleger das Bezugsrecht auf eine Aktie oder einen anderen Furobond zusteht. 
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Oder es wird ein Zinssatzkorridor (»interest collar«) festgelegt, so daß dem Emittenten ein 
Mindest- und ein Höchstzinssatz garantiert wird. 

Ein weiterer Trend führte zu der extremen Weiterentwicklung der bereits früher bekannten 
Methode, Anleihen mit einem unter dem Marktzinssatz liegenden Coupon auszustatten, zum 
Ausgleich aber den Ausgabekurs mehr oder weniger weit unter pari anzusetzen (»discounted 
bonds«). Der Anleger erhält als Ausgleich für den verminderten Zins einen Kursgewinn. Die 
Weiterentwicklung führte zu den Anleihen ohne Zinszahlung, bei denen die Rendite allein 
durch den Unterschied zwischen Ausgabe- und Rückzahlungsbetrag bestimmt wird (»zero- 
coupon bonds«, Zerobonds, Nullkuponanleihen). Haben die Anleihen vergleichweise lange 
Laufzeiten, so ist das Papier aufgrund des relativ geringen Einsatzes an Mitteln und der Aussicht 
auf Kursgewinne bei Zinssatzänderungen mit seiner aufgrund des Zinseszinseffekts enormen 
Hebelwirkung ein attraktives Angebot für die Spekulation. Mittlerweile gibt es auch bereits In- 
strumente, mit denen normale festverzinsliche Anleihen (straight bonds) in Zero-Bonds ver- 
wandelt werden. Banken beispielsweise kaufen straight bonds und geben ihrerseits Zero-Bonds 
aus, die entsprechend der Laufzeit der Festzinsanleihe mit deren Zinssatz abgezinst sind. Hat die 
Festzinsanleihe also einen 10 %-Coupon und eine Laufzeit von 10 Jahren, so emittiert die Bank 
Zero-Bonds mit einem Nominalbetrag in Höhe der jährlich aus der Festzinsanleihe zu erhalte- 
nen Zinsen und einem Abzinsungsfaktor von 10 %. Diese aus einer Festzinsanleihe »gestripp- 
ten« Zero-Bonds laufen unter so exotischen Namen wie TIGR (»Treasury Investment Growth 
Receipt«) der Firma Merrill Lynch, LION Lehmann Investment Opportunity Note«) der 


Tabelle 2: 


Kreditaufnahme auf den internationalen Kapitalmärkten nach Instrumenten (in Prozent) 


1981-82 1983 1984 1985 


Straight bonds 27.0 32.0 29.6 36.1 

Traditional syndicated bank credit! 56.6 34.4 23.2 13.6 

davon: foreign loans (3.2) (4.5) (4.5) (2.5) 
FRNS? 7.8 12.7 19.4 22.8 

Note issuance facilities and similar facilities? 2.9 4.4 8.8 14.1 

»Managed« loans* —_ 9.3 5.7 2.8 

Equity-related bonds 2.1 5.2 5.5 4.5 

Other back up facilities 2.8 1.8 5.8 41 

Other bonds® 0.8 0.2 2.0 2.0 

Summe 100.0 100.0 100.0 100.0 

Nachrichtlich: 

Summe in Mrd. US $ \ 170.3 153.8 197.3 256.5 

1 Ausschließlich »managed« loans und Umschuldungen 

2 Einschließlich mittelfristige tloating rate CDs 

3 Einschließlich multiple-component facilities 

4  »Syndicated new money extended under the umbrella of IMF-supported restructuring packages« 
5 Einschließlich Zero-Bonds, »deep discount bonds« und anderweitig nicht erfaßte Bond-Emissionen 


Quelle: OECD 1986, S. 63 
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Firma Lehmann Brothers, CATS (»Certificates of Accrual on Treasury Securities«) der Fir- 
ma Salomon Bros. oder ZEBRAS (»Zero-Coupon Euro-Sterling Bearer or Registered Ac- 
cruing Securities«) aus London. 

Die erwünschte Zinsvariabilität läßt sich jedoch auch mit einer Änderung der Laufzeit von 
Anleihen bei sich verändernden Marktverhältnissen erreichen. Dabei kann der Emittent den 
Coupon neu festsetzen, während der Anleger die Wahl hat, den neuen Zinssatz zu akzeptie- 
ren oder die Rückzahlung zum Nennwert zu verlangen und damit die Laufzeit zu beenden 
(»retractable bonds«). Das gleiche Resultat wird erreicht, wenn dem Anleger das Recht auf 
vorzeitige Kündigung (»call option«) eingeräumt wird. Analog gibt es Varianten, die zu einer 
Verlängerung der Laufzeit führen (»extendable bonds«), bei denen der Anleger z.B. das 
Wandlungsrecht in eine Emission mit längerer Laufzeit erhält. 

Variationen in den Rückzahlungsmodalitäten betreffen neben einer Rückzahlung über pari, 
womit eine höhere Verzinsung erreicht wird (»premium bonds«), vor allem die Währung, in 
welcher der Anleihebetrag zurückzuzahlen ist. Normalerweise erhält bei diesen Konstruk- 
tionen der Anleger die Wahl zwischen zwei Währungen, in denen die Rückzahlung erfolgen 
soll (»currency option«), oder die Rückzahlung erfolgt in einer anderen als der Emissions- 
währung (Doppelwährungsanleihe). 

Für die vor allem an einer Hebelwirkung interessierte Spekulation besonders attraktiv sind 
Praktiken, bei denen zum Zeitpunkt der Emission nur ein Teıl des Kaufpreises vom Anleihe- 
zeichner verlangt wird (»partly-paid bonds«). Finen ähnlichen Zweck verfolgen festverzinsli- 
che Anleihen mit Optionsscheinen (»warrants«). Beide Male soll dem Anleger die Möglichkeit 
gegeben werden, bei einem erwarteten Sınken des Marktzinssatzes noch zu den vereinbarten, 
dann günstigeren Konditionen einsteigen zu können. 

Damit sind wir auf dem Gebiet der Spekulation par excellence, den Optionsanleiken (»bonds 
with warrants«). Im Unterschied zu Wandelanleihen (»convertible bonds« — wie oben), bei 
denen der Anleger das Recht des Umtausches der Anleihe in ein anderes Papier erhält, behält 
der Anleikezeichner nach Abtrennen des separat handelbaren Optionsscheines einen norma- 
len »straight bond« (ex warrant). Da dieser mit Abschlag gehandelt wird, eröffnet sich dem 
Käufer eines ex-warrant-bond die Chance eines Kursgewinnes. Gleiches gilt für den Käufer 
des Öptionsscheines, für den die Hebelwirkung größer ausfällt. Logische Weiterentwicklung 
sind die »WINGS« (»warrants into negotiable government securities«), bei denen auf die An- 
leihe selbst verzichtet wird und nur die Optionsscheine emittiert und gehandelt werden. Von 
diesen Instrumenten zu den direkt börsengängigen Spekulationspapieren unter dem Sammel- 
begriff »financial futures« ist es dann nur noch ein kleiner Schritt. 

Auf dem Kreditmarkt beziehen sich die Neuerungen vor allem auf die Absicherung gegen Zins- 
satzveränderungen. Nach der früher entwickelten Form des »roll-over«-Kredits(Kredit mit pe 
riodischer Zinsanpassung an die Refinanzierungskosten der Banken) sicherten sich in neuester 
Zeit vor allem die Kreditnehmer durch die sog. »Note Issuance Facilities« (NIF). Dieses Instru- 
ment, eine Hybridform von traditionellen Kredit- und Anleiheelementen, stellt eine Weiter- 
entwicklung eines Verfahrens dar, mit dem US-Unternehmen auf dem dortigen Kapitalmarkt 
in der Regel kurzfristige Finanzierungen vornehmen. Statt einen kurzfristigen Kredit zu ver- 
einbaren oder eine Kontokorrentlinie in Anspruch zu nehmen, emittiert das Unternehmen am 
Geldmarkt »commercial papers«, entweder »promissory notes« (Solawechsel) oder »bankers ac- 
ceptances« (Bankakzepte, Privatdiskonten) mit entsprechender Laufzeit. 

Auf dem Euromarkt gibt es nun analog Vereinbarungen über die Einräumung von Fazilitä- 
ten, die es Kreditnehmern erlauben, innerhalb eines mittel- bis langfristigen Zeitraums (5-10 


Neue Formen des Geldes 93 


Jahre) revolvierend kurzfristige Geldmarktpapiere zu begeben. Aufgabe einer oder mehrerer 
Banken ist es zunächst, diese »euronotes« bei anlagesuchenden Dritten unterzubringen. Da- 
neben verpflichtet sich in den meisten Fällen ein Bankenkonsortium (»underwriting group«) 
für die gesamte Laufzeit der Vereinbarung, die Notes zu übernehmen oder in entsprechender 
Höhe direkten Kredit zu gewähren, wenn die Papiere am Markt keinen Absatz finden.? Die 
Kreditlinie wird meist als »multiple component facılity« ausgestaltet, so daß sie in verschiede- 
nen Formen (mittels»promissory notes«, »bankers acceptances« o.ä.) und Währungen in An- 
spruch genommen werden kann, wobei eine vereinbarte Marge über die Geldeinstandsko- 
sten (meist LIBOR — London Inter Bank Offered Rate,.Interbankzinssatz für Furo-Dollars 
in London) für in Anspruch genommene Fazilitätenteile berechnet wird.* Für die Bereitstel- 
lung der Fazilität wird in der Regel eine Provisionsgebühr berechnet. 

Bekannt geworden ist dieses Instrument als »Note Issuance Facility« (NIF) bzw. »Revolving 
Underwriting Facility« (RUF), wobei NIF als Überbegriff auch solche Fazilitäten ein- 
schließt, bei denen das Plazierungsrisiko nicht durch eine »underwriting group« abgedeckt 
ist. Da diese Vereinbarungen die Einrichtung von Unterstützungslinien zum Gegenstand ha- 
ben, werden sie auch »back-up-facilities« genannt. 

Dieses Segment des Euromarktes entwickelt sich dynamisch und läuft den traditionellen 
Konsortialkrediten mehr und mehr den Rang ab (vgl. oben Tabelle 2, 5. 92). 

Parallel zu den Entwicklungen neuer Instrumente werden auch die Verfahrenstechniken ver- 
feinert. Ging es vorher vor allem darum, der Spekulation neue Anlageformen anzubieten, so 
ist die neue Technik der »Swap-Geschäfte« sowohl für die Emittenten des Kapitalmarktes, 
traditionelle Kreditgeber, aber auch für die Inhaber von Forderungen von Interesse. 

Bei einem Zinsswap (»interest rate swap« oder »coupon swap«) werden Zinszahlungsver- 
pflichtungen (bei einem »liability swap«) oder -forderungen (bei einem »asset swap«) mit un- 
terschiedlicher Zinsberechnunggetauscht, z.B. Zahlungsverpflichtungen aus einem Festzins- 
satzkredit mit denen aus einem Kredit (oder einer Anleihe) mit variablem Zinssatz. Sind die 
Zahlungen dabei in unterschiedlichen Währungen zu leisten, so wird zusätzlich ein Wäh- 
rungsswap erforderlich (»cross interest rate currency swap« oder »CIRCUS«). Der Tausch 
der Zahlungsverpflichtungen umfaßt dabei auch den Rückzahlungsbetrag bei Fälligkeit. Der 
betriebswirtschaftliche Nutzen dieser Geschäfte ist zum einen eine Verringerung der Zins- 
einstandskosten, zum anderen die rentablere Anlage von liquiden Mitteln bei gleichzeitigem 
Bedarf an Geldern in einer anderen Währung.? 

Das Verlangen, die Portfoliostruktur, die hinsichtlich Liquidität, Ertrag und Risiko durch die 
Schuldenkrise umgekrempelt worden war, wieder zu »normalisieren«, führte die Eurobanken 
zum einen dazu, Swapgeschäfte zu tätigen und ließ sie zum anderen selbst handelbare Schuldti- 
tel (hauptsächlich FRN) nachfragen. 1984 wurde für diesen Zweck mit den »transferable loan 
facilities« (TLF) eine dritte Möglichkeit geschaffen. Die TLF setzen an der Primärstufe einestra- 
ditionellen syndizierten Furokredits an und beinhalten »transferable loan certificates«, mittels 
derer eine beteiligte Gläubigerbank eine Beteiligung an diesern Kredit übertragen kann.® 

Das wachsende Gewicht der Metropolen bei der Geldkapitalbereitstellung führte zu einer 
Umschichtung in den Marktanteilen der Anleihewährungen. Vor allem der US-Dollar hat 
an Gewicht verloren: waren 1981/82 nach Angaben der OECD noch 80,4 % aller internatio- 
nalen Ausleihungen in Dollar denominiert, so ging dieser Anteil auf 64,3 % in 1985 zurück.” 
Ein erst vor etwa drei Jahren (Juni 1983) entstandener Sektor der internationalen Finanz- 
märkte ist der Markt für Furoaktien. Dabei werden Aktien außerhalb der nationalen Märkte 
plaziert. Gegenüber traditionellen Emissionen besteht der Unterschied in der Plazierung zu 
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direkten Marktpreisen statt mit mehr oder weniger großen Abschlägen aufgrund der Not- 
wendigkeit, den bisherigen Aktionären Bezugsrechte einzuräumen. Es zeigte sich jedoch, 
daß das Ziel einer internationalen Streuung des Anteilsbesitzes nicht auf direktem Wege über 
die Emission erreicht wird. Zunächst können die Emissionen nur bei »gut gestimmten« Ak- 
tienmärkten vollständig abgesetzt werden (das Risiko für das Emissionskonsortium ist gerin- 
ger). Weiter zeigte die Erfahrung, daß die international plazierten Aktien nach kurzer Zeit 
unter Gewinnrealisierung an den »heimischen« Börsen auftauchten. Das Ziel wird somit 
nicht erreicht. 


Teil 2: Die theoretische Erfassung der Finanzinnovationen 
1. Gängige Begründungen für das Entstehen von Finanzinnovationen 


Die Theoretiker sind sich mit den Praktikern einig: die Finanzinnovationen dokumentieren 
die Überlegenheit des freien Marktes gegenüber staatlicher Bevormundung. Während die Prak- 
tiker es dabei bewenden lassen und sich an das Aushecken immer komplizierterer Varianten be 
geben, fällt den Theoretikern des Euromarktes die Aufgabe zu, reflektierende Zutaten beizumi- 
schen. Ihre aus der Nutzentheorie entwickelten mikroökonomischen Erklärungsversuche® 
basieren auf dem Gemeinplatz, daß neue Finanzierungstechniken und -instrumente erst dann 
geschaffen werden, wenn sowohl die Nachfrage nach als auch das Angebot an diesen Instru- 
menten genügend groß ist. 

Hinsichtlich der Bestimmungsgründe von Angebot und Nachfrage sind dabei zwei Faktoren 
bedeutsam: erstens haben institutionelle Beschränktheiten — insbesondere administrative 
Hemmnisse — dafür gesorgt, daß die Finanzintermedüre eine breite Angebotspalette zur 
Umgehung dieser Regulationen eröffneten. Zweitens hat die in den 70er Jahren gestiegene 
Volatilität von Inflationsraten, Zinssätzen und Wechselkursen die entsprechende Nachfrage 
hervorgebracht. Die Volatilität wird im übrigen wieder auf die nicht-marktwirtschaftliche 
Wirtschafts-, Finanz- und Geldpolitik der »Industrieländer« zurückgeführt. Der Nachfrage 
liegen dabei disparate Motive zugrunde: das Verlangen nach liquiden und standardisierten In- 
strumenten für einen effektiven Zahlungsverkehr innerhalb eines Währungsgebietes, die 
Durchführung des Geldaustauschs zwischen verschiedenen Währungen, die grenzübergrei- 
fende Investitionsfinanzierung (Ausgleich von Sparen und Investieren) und die Begrenzung 
der Risiken.” 

Diese Begründung verwischt jedoch wesentliche Unterschiede zwischen den verschiedenen, 
unter dem Schlagwort der »Finanzinnovation« subsumierten Instrumenten. Die unter- 
schiedlichsten Motivationen werden als gleichberechtigte Bestimmungsgründe herangezo- 
gen, ohne zu differenzieren, in welcher Situation und für welche Gruppe von »Nachfragern« 
diese Motive von Bedeutung sind. Die Theoretiker treiben Verhaltensforschung und ver- 
nachlässigen die Analyse der funktionellen Zusammenhänge und der makroökonomischen 
Hintergründe. Ferner wird nicht reflektiert, warum die seit langem bestehenden administra- 
tiven Hindernisse angeblich erst jetzt mittels neuer Finanzierungstechniken umgangen wer- 
den bzw. warum schon seit den 60er Jahren bestehende Techniken erst seit Mitte der 70er 
Jahre einen Boom erleben. Zwar wird der verschärfte Wettbewerb auf den Euromärkten an- 
gegeben, der im Gefolge der Schuldenkrise entstanden ist, als immer weniger bonitätsmäßig 
einwandfreie Schuldner zur Verfügung standen. Jedoch wird hiermit die Ursache nur auf der 
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Nachfrageseite geortet ohne darüber nachzudenken, mit welchem Recht die Verhältnisse 
vor 1982 — dem Jahr des mexikanischen Sündenfalls — als normal angesehen werden konn- 
ten. Es fehlt mit anderen Worten die Analyse der Entstehungsgründe eines derart hohen 
Geldkapitalangebotes, das ausreichte, um 900 Mrd. US $ an Entwicklungsländerkrediten zu 
finanzieren. Angesichts der aus der Statistik abzulesenden geographischen Verteilung des 
Geldkapitalangebotes können auch die berühmten Petrodollars für die 80er Jahre kein ins 
Gewicht fallender Erklärungsfaktor sein. Vielmehr wird deutlich, daß der überwiegende 
Teil der Kreditnachfrage und des Geldkapitalangebotes aus den kapitalistischen Metropolen 
stammt (vgl. OECD 1986, $. 8). 

Die theoretische Verwirrung spiegelt sich in der Begriffsvielfalt. In der Bankenwelt wird 
mittlerweile jede Neuerung mit dem Schlagwort »Innovation« belegt. Der Bogen reicht — 
wie wir ın Teil 1 gesehen haben — von reinen bankbertrieblichen Rationalisierungsmaßnah- 
men (ATM, POS)! über den Zahlungsverkehr und das Einlagengeschäft bis hin zum Kredit- 
und Emissionsgeschäft der Banken. Hinzu treten die organisierten futures-Märkte und die 
International Banking Facilities. Innovationen als Reaktion auf strukturelle Veränderungen 
im internationalen Finanzsystem sind jedoch nur auf dem Kredit- und Anleihemarkt ent- 
standen. 

Vor dem Hintergrund der globalen Schuldenkrise sind daher die Entstehungsgründe und die 
Natur der auf den Euromärkten umgeschlagenen Geldkapitalmassen für die Beurteilung der 
Finanzinnovationen und der Zukunft des Weltfinanzsystems ausschlaggebend. Nach dieser 
grundlegenden Klärung lassen sich dann die Entwicklungen auf den internationalen Finanz- 
märkten (die Produktdifferenzierungen) mit den von den Nutzentheoretikern verwendeten 
Kategorien beschreiben. Denn es sind in der Tat die Mikroeinheiten, die die Finanzinnova- 
tionen als Reaktion auf ein verändertes makroökonomisches Umfeld hervorbringen. Siere- 
produzieren dabei aber die ihr Verhalten determinierenden globalen Parameter selbst, was 
die Theoretiker wiederum nicht als in der Logik des Systems liegend erfassen können. 


2. Der theoretische Hintergrund: die Überliquidität in den kapitalistischen Metropolen 


Die Verhältnisse von reproduktiver und Geldkapitalakkumulation im Zustand struktureller 
Überakkumulation des Kapitals, wie sie in den kapitalistischen Metropolen heute besteht, 
setzen die strukturellen Rahmenbedingungen für das Blühen der als »Finanzinnovationen« 
tirulierten neuen Finanzierungsinstrumente auf den Furomärkten.!* 

Eine beständige Akkumulation von Geldkapital begleitet und vermittelt den Prozeß der Ak- 
kumulation des reproduktiven Kapitals. Sie drückt den Umstand aus, daß der Kreislaufpro- 
zeß des reproduktiven Kapitals mit der Form des Geldkapitals beginnt und endet. Die Akku- 
mulation von Geldkapital wird daher zunächst aus dem Kreislaufprozeß des reproduktiven 
Kapitals gespeist: es sind alle Gelder, die aus dem Umschlag des reproduktiven Kapitals perio- 
disch freigesetzt (»ausgeschwitzt«) werden, die nach und nach realisierten Gegenwerte des 
übertragenen fixen Kapitals (Amortisationsfonds) und die aufgeschatzten Gelder, die zur An- 
lage in reproduktivem Kapital bestimmt sind, aber noch nicht die notwendige Minimalgröße 
erreicht haben (Akkumulationsfonds). Mit der Entwicklung der kapitalistischen Produk- 
tionsweise kommen die privaten Ersparnisse aller Klassen hinzu und vergrößern den Um- 
fang der Geldkapitalakkumulation. Alle diese Gelder werden im Bankensystem konzentriert 
zusammengefaßt und — unter den Bedingungen beschleunigter Akkumulation — als Kredit 
wieder in den Reproduktionsprozeß des Kapitals eingespeist. Die Wirkung auf den Prozeß 
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der Akkumulation des reproduktiven Kapitals ist doppelt: erstens wird die Kassenhaltung 
der Kapitaleökonomisiert, zweitens beschleunigt der Kapitalkredit die Akkumulationdurch 
schnelleren bzw. antizipierten Rückfluß des vorgeschossenen Kapitals und durch die Mög- 
lichkeit, die zur Investition notwendige Minimalsumme früher zu erreichen. 

Die Akkumulation des Geldkapitals bedeutet jedoch die Verwandlung eines stetig größer 
werdenden Teils des gesellschaftlichen Gesamtkapitals in zinstragendes Kapital. Damit 
wächst bereits in Zeiten beschleunigter Kapitalakkumulation der Anspruch des Kapitaleigen- 
tums an das fungierende reproduktive Kapital. Für die Einzelkapitale erhöht sich der Anteil 
der Fremdmittel am gesamten fungierenden Kapital und der Anteil der Zinsverpflichtungen 
am Bruttoprofit. 

Der Umschlag aus der beschleunigten Akkumulation in die strukturelle Überakkumulation 
von Kapital verschärft diese Disproportion. Kontrahiert die Akkumulation des reprodukti- 
ven Kapitals, so verlangsamt sich der durchschnittliche Kapitalumschlag, und relativ mehr 
Kapital bleibt in Warenform oder als produktives Kapital gebunden. Damit verknappt sich 
relativ das aus dem Reproduktionsprozeß des Kapitals gespeiste Geldkapitalangebot. Infolge 
der stets virulenten Liquiditätsengpässe erhöht sich gleichzeitig die Notwendigkeit, Kapital 
in Geldform zu halten: die »Liquiditätsvorliebe« nimmt zu, die Festlegungsfristen disponi- 
blen Kapitals werden kürzer. Aus dem gleichen Grund steigt auch die Nachfrage nach Zah- 
lungsmittelkrediten, zumal der kommerzielle oder Lieferantenkredit kontrahiert und von ei- 
ner Geldkapitalvernichtung in Form von Forderungsausfällen begleitet wird. So strukturiert 
sich die Kreditnachfrage um, der Investitions- oder Kapitalkredit verliert an Anteil, und digje- 
nigen Kreditformen, die nicht der Akkumulation, sondern lediglich der Aufrechterhaltung 
der Zahlungsfähigkeit dienen, nehmen zu. Die Kreditvergabe und damit die Akkumulation 
von Geldkapital spiegelt nun die brachliegende Akkumulation des reproduktiven Kapitals 
wider. 

Wie bereits angesprochen, sammelt das Bankensystem nicht nur das Geldkapital der Kapitale 
ein und reduziert die Transaktions- und die Vorsichtskasse, sondern es konzentriert auch alle 
momentan verfügbaren Revenuebeträge der gesellschaftlichen Klassen in Geldform. Nicht 
nur das Geldkapital der Kapitale, sondern mehr und mehr die zeitweise aufgeschatzten Geld- 
beträge aller gesellschaftlichen Klassen werden im Bankensystem konzentriert und in zinstra- 
gendes Kapital verwandelt. Dies wiederum beeinflußt und modifiziert, sobald es im Laufe der 
Entwicklung größeren Umfangangenommen hat, die naturwüchsige Distribution der Reve- 
nuen: sowohl den Unternehmen als auch den privaten Haushalten fließt Zinseinkommen zu, 
welches wiederum in mehr oder minder großem Ausmaß entweder die sich aus dem originä- 
ren Lohn-Profit- Verhältnis ergebende Angebots-Nachfrage-Konstellation auf den Waren- 
märkten modifiziert oder erneut als Geldkapital von den Banken konzentriert weitervermit- 
telt wird. 
Die letztgenannte Möglichkeit wird insoweit bedeutsam, als dieses Geldkapital spekulativ 
verwendet wird und mit zunehmender Masse auch die Bewegung im finanziellen Sektor mo- 
difiziert und sogar determinieren kann. Vermittelt über das Bankensystem beeinflussen diese 
Geldkapitalmassen die gesamte inländische umlaufende Geldmenge, ihre Zusammensetzung 
und die Bewegungen der Zinssätze. 

In dieser Situation wirkt der finanzielle Sektor restriktiv auf die reproduktive Akkumula- 
tion: statt Investition, Mehrproduktion und Kapazitätsausweitung steht zunächst die finan- 
zielle Konsolidierung (Liquiditätssicherung und Abbau der nun überhöhten Zinsbelastung) 
im Vordergrund des kapitalistischen »Zielsystems«, gleichzeitig bieten sich aufgrund der ge- 
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drückten Nachfrageverhältnisse weniger rentable Investitionsmöglichkeiten an. Ist die finan- 
zielle Konsolidierung nach einiger Zeit hinreichend vorangetrieben, ergibt sich eine Situa- 
tion, in der zunehmend liquide Mittel bereitstehen, die keine rentable Anlagemöglichkeit in 
reproduktiven Investitionsprojekten mehr finden, sondern als Überersparnis bzw. Überli- 
quidität auf die Bahn der Spekulation getrieben werden. Marx prägte dafür den Namen »Ple- 
thora-Kapital« und konstatierte: 

»Die Masse der kleinen zersplitterten Kapitale wird (...) auf die Bahn der Abenteuer gedrängt: Spekula- 
tion, Kreditschwindel, Aktienschwindel, Krisen. Die sog. Plethora des Kapitals bezieht sich immer we- 
sentlich auf die Plethora von Kapital, für das der Fall der Profitrate nicht durch seine Masse aufgewogen 
wird— und dies sind immer die neu sich bildenden frischen Kapitalabieger — oder auf die Plethora, wel- 


che diese, für sich selbst zureigenen Aktion unfähigen Kapitale den Leitern der großen Geschäftszweige 
in der Form des Kredits zur Verfügung stellt« (Marx 1894, S. 261). 


Das Spekulationskapital ist daher keine eigenständige Sorte von Kapital. Es ist nur das mo- 
mentan für andere Zwecke »überflüssige« Kapital, das nach rentabler Anlage sucht. Kann es 
im reproduktiven Kreislauf des Kapitals angelegt werden, so wird es sofort aus seiner zinstra- 
genden Form zurückgerufen werden. Eine weitere Quelle für Spekulationskapital sind— wie 
wir gesehen haben — die nicht konsumtiv verausgabten Revenuen bestimmter Klassen und 
Klassenfraktionen. Dabei ist es nicht notwendig, daß die entsprechenden Kapitalbesitzer 
selbst spekulieren. Allein wenn sie es in Bankdepositen anlegen, führt dies zueiner Erhöhung 
der den Banken zur Verfügung stehenden Mittel, die, wenn sie nicht als»seriöse« Kredite aus- 
gereicht werden können, in Arbitrage- bzw. Spekulationsgeschäften angelegt werden. 
Diese Situation von Überliquidität resp. Überersparnis, in der sich die Metropolen des Kapi- 
tals seit über einem Jahrzehnt befinden, ist demgemäß Ausdruck der strukturellen Überak- 
kumulation. Diese Überliquidität ist zugleich auch die raison d’&tre der sogenannten »Fi- 
nanzınnovationen«. 

Zwei Beispiele sollen diese erste grundlegende These illustrieren: nach der ersten globalen Um- 
verteilung finanzieller Ressourcen nach dem sog. »Erdölschock« 1973/74 erlebte der Roll-over- 
Kredit eine Blüte. Mit dieser Innovation wurde auf die Liquidität der OPEC-Länder reagiert. 
Heute ist es die Überliquidität der kapitalistischen Metropolen (Europa und Japan), die zu den 
neuen Instrumenten auf den internationalen Kapitalmärkten führte. Der Unterschied besteht 
neben der Natur der Gelder (statt als Grundrente abgeschöpfte »Petrodollars« nun aus dem 
Kapitalkreislauf »ausgeschwitzte« und hinsichtlich produktiver Verwendung brachliegende 
»Metrodollars«) vor allem in der Art der Transmission der Gelder: die Petrodollars wurden in 
überwiegendem Maße als kurzfristige Depositen bei den internationalen Banken »geparkts, 
von diesen mit dem Instrument des Roll-over-Kredits in langfristige Entwicklungsländerkredi- 
te tranformiert. Die Metrodollars der achtziger Jahre hingegen werden in negotiablen Titeln 
angelegt, deren Liquidität gegenüber Bankdepositen angesichts der Probleme vor allem der US- 
Banken höher eingestuft wird. Ein weiteres Novum ist die Zweckbestimmung der heutigen 
Euromarktgelder, die in großem Maße nicht reproduktive Investitionen, sondern riesenhafte 
Konzentrations- und Zentralisationsprozesse (»leveraged buy-outs«) finanzieren. 

Den Agenten in diesem Spiel erscheint die Situation alsäußerst zugespitzte Konkurrenzlage. Ih- 
re subjektiven Bemühungen gehen dahin, geeignete absatzpolitische Instrumente zu ent- 
wickeln, die einerseits »einen Markt erschließen«, andererseits die »Produktionskosten« im 
Zaum halten. Die Finanzinnovationen sind absatzpolitische Instrumente der beteiligten Ban- 
ken, mit denen sie auf eine veränderte Situation der Akkumulation des Kapitals reagieren. Auf- 
grund dieser Situation der Überliquidität, die sich als starke Konkurrenz unter den Ban- 
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ken dartut (Wehklage des »overbanking«), werden auch staatliche Reglementierungen fühl- 
barer als Konkurrenzhinderung empfunden und zu umgehen versucht. Ein eigenständiger 
Grund für die Entstehung von Finanzinnovationen auf dem Kredit- und Kapitalmarkt ist die 
staatliche Reglementierung als solche aber nicht. 


3. Der theoretische Zugang zum Phänomen der »Finanzinnovationen« 


These 1: Die Spekulation gewinnt mehr und mehr Einfluß auf die internationalen monetären 
Märkte 


Der Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods, der mit erheblichen internationalen 
spekulativen Kapitalbewegungen verbunden war, führte zu gestiegener internationaler Zins- 
unruhe. Das Spekulationskapital konnte nicht mehr risikolos im Schutz gesicherter Wech- 
selkurse die Grenzen passieren. Die neue Wechselkursunruhe beflügelte die Volatilität der 
Zinssätze, denn die Wechselkursspekulation wirkte je länger, je mehr zurück auf die Banken- 
liquidität bzw. die inländische Geldmenge. In einem Fixkurssystem, bei dem die Zentral- 
bank zu Stützungskäufen verpflichtet ist, hat sie die mit grenzüberschreitenden Kapitaltrans- 
aktionen einhergehenden Veränderungen in der Bankenliquidität direkt unter Kontrolle 
und kann nötigenfalls steuernd eingreifen. Ohne Interventionspflicht dagegen wird die Ban- 
kenliquidität direkt berührt, der notenbankpolitische Zugriff kann erst mit Verzögerung 
einsetzen. 

»So ist bei frei schwankenden Wechselkursen der Devisenmarkt (...) führungslos. Die Spekulation be- 
mächtigt sich des Freiraums und treibt die Kurse in jene Tiefen und Höhen, die der Devisenmarkt in 


den letzten Jahren erlebt hat und die die binnenwirtschaftliche Entwicklung störten.« (Köhler 1985, 
5. 257) 


Die Spekulation bei freien Wechselkursen wirkt direkt auf den nationalen Geldmarkt. Ist der 
Kapitalmarkt wie in der BRD stark geldmarktabhängig,'’ so werden sich kurzfristige Liqui- 
ditätsverknappungen in den Wertpapierkursen widerspiegeln, was wiederum ein Signal für 
die Spekulation darstellt. Diese Kursbewegungen induzieren SERBAS DIENEN: Kapital- 
bewegungen und verändern damit wiederum die Wechselkurse. '? 

Führt die Spekulation somit zu gesteigerter Unruhe im monetären Bereich, so strahlt diese 
zurück auf den reproduktiven Sektor. Aufgrund erhöhter Zinsvolatilität nimmt die Unsi- 
cherheit zu. Zunächst relativiert sich die Bedeutung des langfristigen Zinssatzes für Investi- 
tionsentscheidungen, wenn er stark schwankt. Zweitens erhöht sich die Unsicherheit über 
die zu erwartenden Kosten eines Investitionsprojektes (Finanzierungskosten und evtl. Ko- 
sten für Importe), verkürzt den als »sicher« betrachteten Planungshorizont und verändert 
die Präferenzen hinsichtlich der Finanzierungsformen. Die dritte Schiene der Beeinflussung 
durch die Wechselkurse ist die Stimulation oder Dämpfung des Außenhandelsvolumens, 
aber auch eine geographische Umlenkung der Warenströme und eine Veränderung ihrer Zu- 
sammensetzung. 

Die Spekulation wird alimentiert durch die Überliquidität der Kapitale, aber auch gut verdie- 
nender Teile der Mittelklassen. Neben einer Steigerung der Nachfrage nach fiktivem Kapital 
führt dies vor allem zu einer Veränderung der Struktur des Sparaufkommens (vgl. Büschgen 
1984): höher dotierte und damit zinsreagiblere Sparformen wie Termineinlagen werden tra- 
ditionellen Sparformen vorgezogen, oder es werden wie in den USA Spar- und Transaktions- 
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formen gekoppelt (NOW-, ATS-, Share Draft Accounts). Die Theoretiker des Euromarktes 
drücken dies in der Feststellung aus, daß die Anleger renditebewußter geworden seien (vgl. 
Schneider-Gädicke 1985). Neben der gesteigerten Empfindlichkeit für Renditeunterschiede 
ist das Spekulationskapital aber noch zusätzlich durch eine große Vorliebe für Liquidität cha- 
rakterisiert. Kurze Festlegungsfristen werden daher bevorzugt, das von Keynes betonte Mo- 
ment des irrationalen Handelns tritt weiter in den Vordergrund.” 


These 2: Mittels Finanzinnovationen wird das Spekulationskapital zur langfristigen 
Finanzierung herangezogen 


War das Spekulationskapital früher in erster Linie mit Arbitragegeschäften befaßt (dies ist 
auch die von der Theorie zugestandene Funktion), so wird es heute zunehmend in die Kanäle 
der seriösen Finanzierung geleitet. D.h. auch die Finanzierung von Industrieprojekten wird 
mehr und mehr durch mobiles Spekulationskapital durchgeführt. Infolge gestiegener Zins- 
satzunruhe, aber auch im Zusammenhang mit der Verkürzung der Umschlagszeit des fixen 
Kapitals hat sich das Investitionsfinanzierungsverhalten verändert, und die revolvierende 
Kurzfristfinanzierung tritt mehr in den Vordergrund. War die Zwischenfinanzierung durch 
kurzfristige Kredite bei Erwartung sinkender Zinsen früher lediglich eine Überbrückungs- 
maßnahme bis zur Schuldenkonsolidierung durch festverzinsliche Langfristkredite, so wird 
heute zur Minimierung der gestiegenen Zinsbelastung bewußt auf Zinssatzveränderungen 
spekuliert bzw. der Kapitalmarkt direkt — mit entsprechend ausgestalteten Papieren — in. 
Anspruch genommen. Zudem üben sich mehr und mehr Unternehmen in diesem Finanzie- 
rungsverhalten. 


These 3: Das (internationale) Kreditsystem wird umstrukturiert 


Der letzte Jahresbericht der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich konstatiert eine Zu- 
nahme der direkten Kreditbeziehungen (vgl. BIZ 1985, S. 60 ff.). Dies ist eine Umschreibung 
für die Tatsache, daß der Bond-(Anleihe-)Markt gegenüber dem Kreditmarkt relativ gewachsen 
ist. Damit verbunden geht das Gewicht der Banken als Sammel- und Verteilungszentrum des 
gesellschaftlichen bzw. internationalen disponiblen Geldkapitals zugunsten des Kapitalmarkts 
zurück. Als grundlegendes Charakteristikum ist für die heutige Zeit jedoch festzuhalten, daß 
das Spekulationskapital nicht mehr im selben Maße wie früher allein in den Banken konzen- 
triert ist, bzw. über diese vermittelt »investiert« wird. Diese Entwicklung kommt den Banken 
entgegen: sie betreiben zielgerichtet Portfoliomanagement, um ihr durch mittlerweile »faule« 
Entwicklungsländerkredite belastetes Aktivgeschäft nicht noch unbeweglicher zu machen. Die 
Schuldenkrise wirkt via Bilanzstrukturmanagement der Banken. Statt Kredite zu vergeben, die 
in den Büchern stehen, wurde fiktives Kapital geschaffen, das von der Spekulation selbst zirku- 
liert wird. Dieser Prozeß wird als »securitization« bezeichnet. Das wachsende Gewicht des 
Bond- gegenüber dem Kreditmarkt drückt aus, daß vermehrt Spekulationskapital angespro- 
chen, mobilisiert werden soll. In diesem Zusammenhang sind auch die Änderungen im Passiv- 
geschäft der Banken zu sehen. Ein Sekundärmarkt für diese Titel entsteht, der für das Blühen 
der entsprechenden Finanzinnovationen notwendig ist. Die jeweils inländische Geldmenge 
wird von diesem Prozeß jedoch zunächst nicht berührt. 

Gleichzeitig wirken aber die Finanzinnovationen, die sich der Spekulation andienern, mit, 
die Wirkung der Spekulation auf die monetären Verhältnisse zu verstärken und damit die 
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Unsicherheit rückwirkend zu erhöhen. Bestimmen heute eher die Kapital- als die Warenströ- 
me den Wechselkurs, induziert durch Zinsdifferenzen, welche Arbitragegeschäfte auf sich 
ziehen, so gibt es demgegenüber im Kreditbereich bereits Konstruktionen, die (zur »Risiko- 
minimierung«) direkt Zinssatz und Wechselkurs miteinander verknüpfen. Daneben warten 
solche Instrumente, die einen Anleihebetrag in einer Währung aufnehmen und in einer ande- 
ren Währung zurückzahlen. Die Wirkung auf die Wechselkurse ist leicht einsehbar. Heute 
braucht es, insbesondere in Zeiten erhöhter Unsicherheit, nur wenig Umsatz auf dem Devi- 
senmarkt, um kurzfristig starke Kurssprünge zu induzieren. Die Wichtigkeit des Wechsel- 
kurses für die kapitalistischen Metropolen braucht nicht weiter angeführt zu werden; die 
Wirkung des hohen US $-Kurses auf die europäischen Konjunkturen ist im Bewußtsein. 
Führt gesteigerte Spekulation zu erhöhter Wechselkursunruhe, so werden umgekehrt auch 
die erratischen Kursbewegungen im Rahmen allgemein erhöhter Unsicherheit zu vermehr- 
ter Spekulation führen. Weicht nämlich der Wechselkurs, über den ein Exportunternehmen 
zum Zweck der Kurssicherung ein Termin- oder ein Swapgeschäft abgeschlossen hat, von 
dem dann tatsächlich festzustellenden Kurs an jenem Termin fundamental und wiederholt 
ab, so wird das »hedging« nach und nach seinen Sinn verlieren. 

Dann »werden sich auch Produktions- und Dienstleistungsunternehmen einer spekulativen Tätigkeit 
nicht entziehen können (...). Bei so starken Devisenkursveränderungen wie in den letzten Jahren muß 


mithin erwartet werden, daß das spekulative Engagement an den Devisenmärkten noch zunehmen 
wird.« (Köhler 1985a, $. 262) 


‚Auch wenn dieser Schluß überzeichnet klingt, so ist doch festzuhalten, daß im Maße, wie das 
»hedging« notwendig wird und zunimmt, auch die Spekulation zunimmt, denn es zeichnet 
ein Termingeschäft gerade aus, daß hier ein auf Sicherheit bedachter »hedger« und ein speku- 
lativ orientierter »trader« zusammenkommen. 


4. Folgen für das nationale Geldsystem 


Das nationale Geldsystem wird unterschiedlich berührt jenachdem, ob es sich um Veränderun- 
gen im Zahlungsverkehrsbereich oder im Bereich des Kredit- und Kapitalmarktes handelt, so 
daß auch in dieser Hinsicht zu differenzieren ist nach der Sphäre, in der die Finanzinnovatio- 
nen »beheimatet« sind. Grundsätzlich gilt jedoch: mit den Finanzinnovationen wurden neue 
Formen von Kreditgeld geschaffen, die die Zentralbank (noch) nicht unter Kontrolle hat. 
Im Grundsatz muß die Analyse von der funktionellen Trennung der Geldmenge ausgehen, 
die sich in der Realıtät als Summe verschiedener »Geldarten« (Bargeld, Sicht-, Termin-, Spar- 
einlagen usw.) darstellt. Hierüber ergibt sich auch der Zugang zur Analyse der Steuerungspo- 
tenz der Zentralbank. Die Zuordnung einzelner Geldformen zu den jeweiligen Geldfunktio- 
nen stellt sich hierbei als das Problem einer adäquaten Geldmengendefinition dar, um die 
neuen Formen durch Einbezug in die geldpolitische Zielvariable dem steuernden Zugriff zu 
unterwerfen. Bei infolge der Finanzinnovationen instabilen Geldmengenaggregaten stellt 
sich der Geldpolitik ein »Informationsproblem«. Das Auftauchen von Finanzinnovationen 
im Sektor der Durchführung der Transaktionen und ihre Substitution traditioneller Geld- 
formen erfordern eine Revision der bisherigen Geldmengendefinition. Dabei ist gleichgültig, _ 
ob die Revision offensichtlich vollzogen wird, indem eine neue Geldmengenabgrenzung als 
Zielvariable der Geld(mengen)politik eingeführt'* oder indem die bisherige Steuerungsgröße 


indirekt revidiert wird."® 
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Da die Steuerungspotenz der Zentralbank im wesentlichen davon abhängt, wie eng die 

Verknüpfung zwischen den verschiedenen monetären Teilmärkten ist, d.h. wie direkt die 

Transmission von Interventionen von dem über die Geld(mengen)politik primär zu beein- 

flussenden kurzfristigen (Geld-)Markt zum langfristigen (Kapital-)Markt verläuft, so wird 

durch das Dazwischentreten der Finanzinnovationen als neue Instrumente einerseits, 
durch die Veränderung der Grundstruktur des Finanzsektors andererseits die Durch- 
schlagskraft geldpolitischer Eingriffe modifiziert und abgeschwächt. 

Die Veränderung der Akkumulation der Banken, durch die die monetären Teilmärkte mit- 

einander verknüpft werden, hat daher entscheidendes Gewicht für die Steuerungskraft der 

Geldpolitik. Zwei Entwicklungen der bankbetrieblichen Parameter sind dabei von Bedeu- 

tung: 

a) Finanzinnovationen substituieren im Bereich der Kassenhaltung (der Geldnachfrage) 

die unverzinslichen Bargeld- und Sichteinlagenbestände durch verzinsliche Finanzakti- 
va mit einem ebenso hohen Liquiditätsgrad. Gesamtwirtschaftlich betrachtet geht der 
Anteil der (zinslosen) Transaktionskasse an der gesamten Geldnachfrage zurück; im 
Bankensystem steigt der Anteil der Vermögensformen mit marktbestimmten Ertragsra- 
ten. Bankbetrieblich bedeutet dies eine Zunahme der zu verzinsenden Refinanzierungs- 
mittel, damit zunächst einmal eine gesteigerte Zinsempfindlichkeit des Passivgeschäfts 
und erhöhten Einfluß auf die Ertragslage. Selbst bei gleichbleibender Fristentransforma- 
tionsleistung — gemessen am Aktivüberhang der Festzinspositionen — steigt daher für 
die Bank das finanzielle Risiko einer Erhöhung des Marktzinssatzes. Das Nachlassen der 
»positiven« Fristentransformationsleistung (»aus kurz mach lang«) in Niedrigzinsphasen 
kann dadurch verstärkt werden. Das bedeutet, daß sich der Umfang der zinsinkongru- 
ent finanzierten Aktivgeschäfte im Verhältnis zum gesamten Geschäftsvolumen der 
Bank reduziert. 
In der Konsequenz erhalten wir eine Erhöhung der zinsreagiblen Bestandteile der Bank- 
bilanz, deren Inkongruenz sich zudem verringert. Einerseits reagieren die Banken da- 
mit schneller auf Zinssatzveränderungen, andererseits erhält das Zinsdifferential zwi- 
schen Aktiv- und Passivverzinsung mehr Bedeutung für die Geschäftstätigkeit der 
Bank, das absolute Zinsniveau verliert demgegenüber an Gewicht. Die Banken werden 
dadurch für Schwankungen im Zinssatzniveau unempfindlicher, da der Bestand an Kre- 
diten bei Zinssatzschwankungen einen geringeren Druck auf die Ertragstage ausübt. Es 
bedarf daher immer stärkerer Fluktuationen, um anpassende Maßnahmen nicht nur im 
Neugeschäft hervorzurufen. Die Volatilität der Zinssätze wird hierdurch befördert. Da- 
mit wird die geldpolitische Steuerung direkt über den Zinssatz erschwert, die Steuerung 
über die Liquidität der Banken, d.h. über die Geldmenge, funktioneller. 

b) Diese Entwicklungslinie wird unterstützt durch die Auswirkungen der Finanzinnova- 
tionen ım Kreditgeschäft auf die Struktur der Erträge der Banken. In dem Maße, wie ei- 
nerseits die Industriefinanzierung über back-up-Fazilitäten an Bedeutung zunimmt und 
andererseits die Banken das Emissionsgeschäft forcieren (securitization) — in diesem Ma- 
ße werden die Provisions- und Gebühreneinnahmen gegenüber den reinen Zinserträgen 
wachsen. Auch von dieser Seite her vermindert sich die Wirksamkeit des Einflusses von 
Zinssatzänderungen. Zwar machen sich Zinssatzänderungen bei gestiegenem Wertpa- 
pierbestand der Banken in Kursveränderungen bemerkbar. Dennoch ist der Einfluß aus 
zweı Gründen abgefiltert: Erstens reagieren die Kurse nicht unmittelbar und im selben 
Ausmaß auf Zinssatzänderungen. Zweitens führen Zinssatzerhöhungen zu Kursverlu- 
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sten, die auf die Ertragslage der Banken durchschlagen, Zinssatzsenkungen dagegen, die 
rechnerische Kursgewinne bringen, werden die Ertragssituation solange nicht entlasten, 
wie die Kursgewinne nicht realisiert sind. Bei sinkenden Zinsen ist zudem eine Portfo- 
lioumschichtung zu Buchkrediten betriebswirtschaftlich wenig rational, solange die 
dortige Rendite nicht.über der Wertpapierverzinsung liegt. Der Kreditzinssatz erhält 
somit eine durch die Verzinsung des fiktiven Kapitals gezogene Widerstandslinie nach 
unten. 
Die mit der Entwicklung von Finanzinnovationen parallel laufende Tendenz zum univer- 
sellen Finanzinstitut, die Konzentration der Finanzvermittlungsgeschäfte, verändert die 
Wirksamkeit einer nur auf die traditionelle Refinanzierung der Banken ausgerichteten 
Geldpolitik. Die Probleme der traditionellen Geldpolitik werden am deutlichsten in den 
USA sichtbar, wo das bisher institutionalisierte Trennbankensystem vor allem mit Hilfe 
der Finanzinnovationen obsolet wird und auf die Bildung eines Universalbankensystems 
hin tendiert. Der Trend zur Universalbank geht dabei von beiden Bankentypen aus: die 
commercial banks steigen aus Gründen des Portfoliomanagements und der Ertragsaufbes- 
serung in das Wertpapiergeschäft ein, die investment banks und broker sind auf eine Aus- 
weitung ihres Geschäftsfeldes (Emission und Rating) bedacht. Der Wirkungskreis der 
Geldpolitik verengt sich relativ zum wachsenden Aktionsfeld der Finanzintermediäre: ge- 
mäß den Usancen der angelsächsischen Geldmärkte, die sich nicht wie in der BRD auf den 
reinen Interbankenverkehr beschränken, sind neben den Banken auch die Finanzabteilun- 
gen großer Industrieunternehmungen am Geldmarkt aktiv (auf den Euromärkten mehr als 
im Inland). Ihre Aktionen sind mit den traditionellen, auf die Bankenrefinanzierung ausge- 
richteten geldpolitischen Instrumenten nicht zu kontrollieren, während das Volumen ihrer 
Finanztransaktionen sich mit dem Geschäftsvolumen kleiner und mittlerer Banken durch- 
aus messen kann (am deutlichsten wird dies, wenn die Finanzabteilungen als eigenständige 
Konzernfinanzierungsgesellschaften etabliert werden — meist an off-shore Plätzen). Diese 
weitere Strukturänderung des Kreditbereichs durch das Hinzutreten von Nichtbanken auf 
Märkte, auf denen früher die dem geldpolitischen Zugriff unterliegenden Banken unter 
sich waren, akzentuiert die Einschränkung der Wirksamkeit der auf Globalsteuerung aus- 
gerichteten Geldpolitik, die bereits auf die unterschiedliche Betroffenheit von kleinen und 
großen Banken von geldpolitischen Maßnahmen Rücksicht zu nehmen hatte (vgl. Junne 
1976, 5. 164-167). Auf die weitere Komplizierung — daf die Geldpolitik durch Größen- 
strukturänderungen im reproduktiven Bereich an Wirksamkeit verliert, da Großunterneh- 
men sich einem Restriktionskurs durch Ausweichen auf die Euromärkte entziehen können 
und Kleinunternehmen somit bei der Fremdkapitalbeschaffung diskriminiert sind — soll 
hier nicht weiter eingegangen werden. 
Durch die Substitution von »geldnahen« Finanzformen durch andere mit möglicherweise 
noch höherem Liquiditätsgrad verändern die Finanzinnovationen zunächst den »natur- 
wüchsigen« Ökonomisierungsgrad der realen Geldmenge, was sich in einer Änderung der 
Umlaufgeschwindigkeit des Geldes niederschlägt (vgl. Marx 1894, S. 451 f., wo von der 
»Technik des Bankwesens« die Rede ist). Die traditionelle Geldtheorte, auch Außenseiter 
wie Hankel, richten ihr gesamtes Augenmerk auf das Problem, wie die (nationale und in- 
ternationale) Liquidität in den Griff zu bekommen ist und diskutierten daher die Auswir- 
kungen auf das nationale Geld- und Währungsgefüge als das Problem veränderter Liquidi- 
tät, d.h. als Veränderung des Geld- bzw. Kreditschöpfungsmultiplikators. 
Durch die parallel laufende Tendenz zur »securitizations, der Verbriefung von Forderun- 
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gen, d.h. der Schaffung von fiktivem Kapital verändert sich auch die Struktur der Kassenhal- 
tung, also der Geldmengennachfrage, im gesamtgesellschaftlichen Maßstab. Die Auswirkun- 
gen auf den hiermit in Zusammenhang stehenden inflationären Prozeß lassen sich jedoch an 
diesem Ort mangels eines geeigneten theoretischen Ansatzes nicht abschätzen. 

Stellten die bislang erörterten Entwicklungen neuer Finanzinstrumente im Bereich des Zah- 
lungsverkehrs die Geldpolitik der Zentralbank bereits vor Probleme, die jedoch vergleichs- 
weise einfach durch Revision der Geldmengendefinition, d.h. durch Einbezug der Finanzin- 
novationen in den geldpolitischen Zugriff zu lösen sind, so wird die Wirksamkeit einer jeden 
nationalen Geld- und Währungspolitik durch die mit den Finanzinnovationen verbundene 
Internationalisierung der Märkte stärker in Frage gestellt. Erstens gewinnen die-Kapitalströ- 
me spekulativer Orientierung mehr und mehr die Oberhand in der Bestimmung der Wech- 
selkurse.!° Zweitens wirken diese auf Arbitrage gerichteten Kapitalströme, die bereits auf ge- 
ringe Zinsdifferenzen reagieren, ihrerseits verstärkend auf die Zinsvolatilitäten. Drittenssind 
durch bestimmte »innovative« Finanzinstrumente Wechselkurse und Zinssätze fest mitein- 
ander verkoppelt, so daß der Wechselkurs-Zinssatz-Effekt bereits institutionalisiert ist. 

In der Konsequenz ergibt sich aus diesem »Zusammenrücken der nationalen Märkte« eine 
durch die Arbitragespekulation und die Finanzinnovationen initiierte Angleichung der je na- 
tionalen Zinsniveaus und eine Verstärkung des Einflusses der (spekulativen) Kapitalströme 
auf den Wechselkurs. Dabei setzt sich jedoch allein aufgrund der schieren Größe die mächtig- 
ste kapitalistische Metropole, die USA, durch. Die schwächeren kapitalistischen Länder be- 
kommen dasDiktat der Zahlungsbilanz zu spüren, das siezum wirtschaftspolitischen Gleich- 
schritt zwingt. Die Zulassung von »international banking facilities« (Finanzfreihäfen) in der 
BRD würde dabei den autonomen geldpolitischen Spielraum der Bundesbank weiter verklei- 
nern (vgl. Kotz/Simmert 1985). 

Durch die mit den Finanzinnovationen verknüpfte verstärkte Schöpfung von fiktivem Kapi- 
tal wird der Überbau über der »realen« Basis— sowohl in bezug auf die »wirkliche« Akkumu- 
lation als auch auf die durch deren Transaktionsvolumen bestimmte »wirkliche« Geldmenge 
— immer weiter aufgebläht. Die augenblickliche Stabilisierung der Weltwährungs- und -fi- 
nanzlage (nicht zuletzt auf die konjunkturelle Erholung in den Metropolen zurückzuführen) 
ist dabei nur eine Atempause, erkauft mit einer erhöhten Labilität. Der Zusammenbruch in 
einer Geld- und Kreditkrise wird je länger hinausgeschoben desto eklatanter sein. 

Die Entwicklungsrichtung, die der Eurokapitalmarkt mit den Finanzinnovationen ein- 
schlägt, ist die Verwandlung von zinstragendem in fiktives Kapital (»securitization«). Die 
Negotiabilität und damit höhere Liquidität ist das Grundcharakteristikum der neuen Finan- 
zierungsinstrumente. Für das weitere Gedeihen der Finanzinnovationen sind daher funktio- 
nierende Sekundärmärkte notwendig. Daraus folgt gleichzeitig, daß nur diejenigen der neu- 
en Konstruktionen sich durchsetzen und bestehen werden, die den ureigenen Wünschen der 
Spekulation soweit entgegenkommen, um dauernd Nachfrage zu finden. Solange die Speku- 
lation floriert (und dies wird bei andauernder struktureller Überakkumulation des Kapitals 
weiter der Fall sein), werden auch neue Finanzinnovationen auftauchen. 

Den hochverschuldeten Entwicklungsländern dagegen können die Finanzinnovationen 
kaum helfen. Einzig Zins- und Währungsswaps könnten bei einigen Ländern die Last des 
Schuldendienstes senken, doch wird sich nur wenig Spekulationskapital bereitfinden, einem 
»unberechenbaren« Umschuldungskandidaten als Swap»partner« zur Verfügung zu stehen. 
Die Verschuldungskrise der Entwicklungsländer kann nur politisch gelöst werden. 
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Anmerkungen 
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Diese Restriktion gilt allerdings nur für Banken, die im Gesetz dadurch definiert sind, daß sie Einla- 
gen- und Kreditgeschäft betreiben. Das Regionalprinzip kann daher umgangen werden, wenn eine 
Tochtergesellschaft oder Filiale entweder auf die Hereinnahme von Einlagen oder das Herauslegen 
von Krediten verzichtet (sog. »non-bank banke). 

Diese Frühformen des »electronic banking« führten zu den heutigen, vor allem unter betriebswirt- 
schaftlichen Aspekten attraktiven Formen der Bargeldautomaten (automated teller machines, 
ATM) und point-of-sales-Systeme (POS). 

Bilanzrechtlich sind diese Fazilitäten Gewährleistungen und als solche als Eventualverbindlichkei- 
ten unter dem Bilanzstrich auszuweisen. Sie gehen also selbst nicht in die Bilanz ein und werden da- 
her auch als »off balance-sheet-Geschäfte« bezeichnet. 

Bei den sog. »multicurrency option facilities« wird über die Preisfestsetzung eine Verbindung von 
Zinssätzen und Wechselkursen institutionalisiert: der Preis besteht in LIBOR plus/minus einem 
Währungskorrekturfaktor (Deport/Report der Termindevise). 

Die Funktionsweise von swaps wird detailliert dargestellt in Henderson/Price (1984). 

Für Details siehe Hurn 1985. 

Quelle: OECD 1986, S. 61. 

Vgl. Silber 1975, Dufey/Giddy 1981, Maier 1982, OECD 1984. 

»Innovations in international financıal markets arise when firms, usually financial institutions, find 
it profitable to offer or to employ a technique or instrument which better fulfills one of the four 
functions provided by the international financial sector: 1) liquid and standardized instruments for 
effecting payments in individual currencies; 2) mechanisms for conducting monetary exchange bet- 
ween different currencies; 3) institutions and markets for channeling savings into investments ac- 
ross national boundaries; and 4) mechanisms for allocating, diversifying, and compensating for 
risk.« (Dufey/Giddy 1981, 5. 33; vgl. Pöhl 1985, S. 1) 

Diese Einsatzformen des electronic banking führten dazu, daß auch der technische Fortschritt (die 
Computerisierung des Zahlungsverkehrs) als Bestimmungsgrund für Finanzinnovationen ange- 
führt wird. Analog zur Innovationstheorie im Bereich der Produktion heißen sie dann Prozeßinno- 
vationen gegenüber den Produktinnovationen wie CDs (Silber 1975, S. 63). 


10a Die nachfolgenden Ausführungen können nicht mehr sein als ein gedrängter Abriß der dieser Ar- 
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beit zugrunde liegenden Theörie über das Verhältnis von reproduktiver und monetärer Akkumula- 
tion. Ausführlicher wird dieses Konzept vorgestellt in Krüger u.a. (1984), Traber (1984) und Krüger 
(1985). 

Für diese Geldmarktabhängigkeit ist das Universalbankensystem verantwortlich, denn die Banken 
halten Kapitalmarktpapiere als Liquiditätspuffer. Vgl. Marx 1894, $. 485 und 487. 

Der Sachverständigenrat stellt ebenfalls fest: »Für die Wechselkursbildung der D-Mark haben (...) 
die Kapitalströme gegenüber den Güterströmen eine dominierende Bedeutung erlangt.« (JG 1985/ 
86, 5.98) Das Wall Street Journal ist dezidierter: »DasSystem variabler Wechselkurse funktionierte 
niemals wirklich zufriedenstellend, sondern nur in den Köpfen der Theoretiker. Daß die Realität 
anders ist, ist den Kapitalströmen und der Spekulation zuzuschreiben. Insgesamt gehen nur zwi- 
schen 5% und 10% der täglichen Umsätze von 150 Mrd. US$ an den Devisenmärkten auf den inter- 
nationalen Strom von Gütern und Dienstleistungen zurück.« (Leuschel 1986, $. 7 — Übers. d. V.) 
Theorien von der modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt, nach denen 
die Wechselkurse allein von den Warenströmen, d.h. den resp. Arbeitsproduktivitäten bestimmt 
werden, finden sich plötzlich generell ins Abseits gestellt. 

»Zu den gegenwärtig bemerkenswerten Charakteristika der Kapitalmärkte gehört, daß viele 
Marktteilnehmer einen außerordentlich kurzfristigen Zeithorizont haben. Es wird von Tag zu Tag 
disponiert oder sogar in noch kürzeren Zeitspannen; zahlreiche Anlageentscheide werden nur mit 
Blick auf kurzfristige Preisbewegungen getroffen. Kapitalmarktpapiere dienen in diesem Fall nicht 
mehr der langfristigen Investition, was ihre eigentliche Aufgabe wäre. Vielmehr wird insbesondere 
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von institutionellen Anlegern bewußt versucht, von den laufenden Kursschwankungen zu profitie- 
ren. In dieser Situation erhalten Wirtschaftsstatistiken eine ihnen lerztlich nicht zustehende Signal- 
wirkung. Einzelne Daten, vor allem über die Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft, bestim- 
men für kurze Zeit die Gefühle der Akteure am Markt, bis in entgegengesetzte Richtung deutende 
Zahlen zu einem Stimmungsumsch wung führen.« (Neue Zürcher Zeitung, 17.9.85/Hervorh.d. V.) 

14 GB: Ersatz von MI durch M3 als geldpolitische Zielvariable, USA: Splitting von Mi in MIA und 
MB. Vgl. Maier 1982. 

15 Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank beschloß am 19. Dezember 1985, CDs in die Min- 
destreserve, damit in die geldpolitische Zielgröße »Zentralbankgeldmenge« einzubeziehen. 

16 Vgl. Köhler 1985b, S. 1-6. 

17 Es baut sich ein durchaus ansehnliches Potential an Turbulenzen auf: das Emissionsvolumen der 
Zerobonds beispielsweise wird noch deutliche Spuren in der Finanzgeschichte hinterlassen. »So 
wurde (...) im September 1984 (in den USA/d.V.) ein Zero-Coupon-Bond der Federal National 
Mortgage Association (FNMA) mit einer Laufzeit von 35 Jahren begeben. Abzüglich der Emis- 
sionskosten dürften dem Schuldner hierdurch rund 200 Mill. US-Dollar zugeflossen sein. Bei Fäl- 
ligkeit im Jahre 2019 müssen dagegen 6,75 Milliarden US-Dollar zurückgezahlt werden. Dieses 
Beispiel macht deutlich, welche Schuldentransformation ins nächste Jahrhundert hier aufgebaut 
worden ist.« (Heberer 1985, $. 466) 


Literatur 


Andreas, Kurt (1983): A Central Bank View of Financial Innovations on the Capital Markets, in: Deutsche 
Bundesbank (Hrsg.): Auszüge aus Presseartikeln, Nr. 90/1983, S. 5-8 

Brützel, Christoph (1985): Offshore- Banking deutscher Banken unter besonderer Berücksichtigung des Eu- 
ro-DM-Marktes und der Möglichkeiten einer Repatriierung, Frankfurt a.M. 1985 

Büschgen, Hans E. (1984): Entwicklungslinien und Zukunftsperspektiven der Geldvermögensbildung 
aus Bankensicht, in: Die Bank 3/1984, $. 104-113. 

Campbell, Katherine (1984): Euromarkets: the age of the hybrid, in: The Banker, September 1984, 5.41 
bis 45 j 

Davidson, Paul (1982): International Money and the real world, London — Basingstoke 1982 

Damm, Ulrich (1983): Innovationen am Euro-Kapitalmarkt, in: Die Bank 12/1983, S. 568-573 

Dierolf, Günther/Lechner, Josef (1985): Das Depositenzertifikat — innovatives Finanzierungsinstru- 
ment, in: Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen, 16/1985, $. 760-763 (Teil I) bzw. ebda., 17/1985, 
5. 806-810 (Teil I) 

Donnelly, Barbara (1985): Futures: Playing the stock-index arbitrage game, in: Institutional Investor, 
February 1985, $. 101-106 

Dufey, Gunter/Giddy, Ian H. (1981): Innovation in the International Financial Markets, in: Journal of 
International Business Studies, Fall 1981, S. 33-51 

Euromoney (1986): »Innovation in the International Capital Markets«, Euromoney January 1986, Sup- 
plement 

Germany, J. David/Morton, John E. (1985): Financial Innovation and Deregulation in Foreign Indu- 
strial Countries, in: Federal Reserve Bulletin, October 1985, S. 743-753 

Hankel, Wilhelm (1984): Gegenkurs. Berlin 1984 

Heberer, Rolf (1985): Zur bisherigen Entwicklung von Zero-Bonds, in: Der langfristige Kredit, 
15/1985, S. 466 

Henderson, Schuyler K./Price, John A. M. (1984): Currency and Interest Rate Swaps. London 1984 

Herz, Bernhard (1985): Geldpolitik bei finanziellen Innovationen, in: Zeitschrift für das gesamie Kredit- 
wesen, 13/1985, S. 7-10 

Hubbes, Hans Harald (1985): Währungs-Spekulation mit Zins-Warrants, in: Börsen- Zeitung vom 
5. November 1985 


106 Uwe Traber 


Hurn, Stanley (1985): Transferable Loan Magic, in: Euromoney, January 1985, $. 27-31 

Junne, Gerd (1976): Der Eurogeldmarkt. Seine Bedeutung für Inflation und Inflationsbekampfung. Frank- 
furt a.M. 1976 

Keynes, John Maynard (1936): Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, Berlin 
1936 

Köhler, Claus (1979): Geldwirtschaft. Zweiter Band: Zahlungsbilanz und Wechselkurs, Berlin 1979 

Köhler, Claus (1985a): Bedingungen für mehr Stabilität im Weltwährungssystem, in: Filc, Wolf- 
gang/Köhler, Claus (Hrsg.): Stabilisierung des Währungssystems, Berlin 1985 

Köhler, Claus(1985b): Geld- und Kreditpolitik unter internationalem Einfluß, in: Deutsche Bundesbank 
(Hrsg.): Auszüge aus Presseartikeln Nr. 76/1985, S. 1-6 

Köhler, Claus (1986): Innovationen im Bankgeschäft als geld- und währungspolitisches Problem, in: Deut- 
sche Bundesbank (Hrsg.): Auszüge aus Presseartikeln Nr. 9/1986, S. 1-7 

Kotz, Hans-Helmut/Simmert, Diethard B. (1985): Finanzfreihäfen: Ein Hauch von Karibik, in: Wirt- 
schaftswoche, Nr. 27/1985, S. 64-69 

Krüger, Stephan u.a. (1984): Keynes contra Marx? Hamburg 1984 

Krüger, Stephan (1985): Tendenzen der Kapitalakkumulation, in: Prokla Nr. 59, Juni 1985, $. 78-100 

Lerbinger, Paul (1985): Swap-Transaktionen als Finanzinstrumente, in: Die Bank, 5/1985, $. 245-249 

Lerbinger, Paul (1985): Swap-Transaktionen als Bankleistung, in: Die Bank, 6/1985, S. 294-297 

Leuschel, Roland (1986): Monetary Debate Starts Turning to Gold, in: The Wall Street Journal, Europe, 
Brussels — January 6, 1986; zit. nach: Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Auszüge aus Presseartikeln 
Nr. 3/1986, S. 7 f. 

Maier, Gerhard (1981): USA: Monetäre Innovationen — ihre Ursachen und Konsequenzen für die 
Geldpolitik, in: Die Bank 11/1981, S. 542-546 

Maier, Gerhard (1982): Das US-Geldmengenrätsel: Eine Herausforderung an Theorie und Politik, in: 
Kredit und Kapital No. 2/1982, 5. 293-299 

Marx, Kar! (1894): Das Kapital. Dritter Band, Hamburg 1894 (MEW 25) 

McMahon, C.W. (1985): Change and Development in International Financial Markets, in: Deutsche Bun- 
desbank (Hrsg.): Auszüge aus Presseartikeln, Nr. 47/1985, $. 6-10 

Mella, Frank (1984): Die Zinsspekulation greift zum langen Hebel, in: Börsen- Zeitung vom 31. Oktober 
1984 

Minsky, Hyman P. (1984): Financial Innovations and Financial Instability: Observations and Theory, in: 
Federal Reserve Board of St. Louis (Ed.): Financial Innovations. Their Impact on Monetary Policy 
and Financial Markets, Boston usw. 1984 

OECD (1984): The Impact of New Assets and Intermediation Techniques on the Functioning of Finan- 
cial Markets, in: Financial Market Trends, No. 28, June 1984, $. 12-24 

OECD (1986): Financial Markets Trends, No. 33, March 1986 

Pecchioli, R.M. (1983): The Internationalisation of Banking — The Policy Issues, Paris (OECD) 1983 

Reinhardt, Peter (1985): Die Risiken der Banken im Swapgeschäft, in: Zeitschrift für das gesamte Kredit- 
wesen, 14/1985, S. 21-26 

Sachverständigenrat (1985): Jahresgutachten 1985/86, Bonn 1985 

Schneider-Gädicke, Karl-Herbert (1985): Innovationen an den Finanzmärkten — Analyse ihrer Bedeu- 
tung für Kreditinstitute und Anleger, Erlangen 1985 

Silber, William L. (1975): Towards a Theory of Financial Innovation, in: ders. (Ed.) Financial Innovation, 
Lexington/Mass., USA 1975 

Storck, Ekkehard (1985): Neue Instrumente am Euromarkt, in: Handelsblatt vom 7. November 1985 

Traber, Uwe (1984): Monetäre und reproduktive Akkumulation — Anmerkungen zu HymanP. Mins- 
ky, in: Prokla Nr. 57, Dezember 1984, $. 99-118 

Vittas, Dimitri (1985): How far is the US ahead in Financial Innovation? in: The Banker, May 1985, 
S. 47-53 


107 


Hansjörg Herr 
Geld — Störfaktor oder Systemmerkmal? 


Es gibt zwei sich grundsätzlich ausschließende Ansichten über die Funktion des Geldes in ei- 
ner kapitalistischen Marktökonomie: Finmal wird behauptet, Geld spiele(zumindest in lang- 
fristiger Perspektive) keine Rolle. Letztlich setzen sich die Gesetze einer »Realsphäre« unab- 
hängig vom Geld durch. Neoklassik und Klassik sind sich an diesem Punkt einig— und dies 
trotz ihrer völlig unterschiedlichen Visionen über die Funktionsweise der »Realsphäre«. 
Doch soll uns diese Frage bei der Untersuchung des Verständnisses von Geld nicht näher be- 
schäftigen. Eine zweite Sichtweise geht davon aus, Geld sei das entscheidende Systemmerk- 
mal einer kapitalistischen Geldwirtschaft und gehöre zur immanenten Grundstruktur der 
Ökonomie. Bei diesem Verständnis von Geld ist es unmöglich, einen Geldschleier wegzuzie- 
hen, um dann zu den harten realwirtschaftlich bestimmten Gesetzen zu kommen. Die Frage 
nach Neutralität bzw. Nicht-Neutralität von Geld verliert hier ihren Sinn. Diese Vorstellung 
über Geld findet im Keynesschen Paradigma ihren Ursprung. 

Nun bedeutet die klassische und neoklassische Auffassung des Geldes in keiner Weise, daß 
Geld nicht kurzfristig äußerst zerstörerische Wirkungen zeitigen und nicht-neutral sein 
kann. Im Gegenteil: Geld kann unter Umständen zu einem empfindlichen Störfaktor der 
ehernen realwirtschaftlichen Gesetze werden. Die bis heute vorherrschende Störtheorie des 
Geldes drückt schon Mill prägnant aus: »Es kann (...) für die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Gesellschaft nichts Unwesentlicheres geben als das Geld, außer in seinem Charakter als 
Einrichtung zur Ersparung von Zeit und Arbeit. Geld ist eine Maschine, um schnell und be- 
quem dasjenige auszurichten, was sonst doch geschehen wäre, nur weniger schnell und be 
quem, und wie so viele andere Arten von Maschinen, äußert das Geldwesen einen besonde- 
ren und selbständigen Einfluß nur dann, wenn es in Unordnung geraten ist« (Mill 1969, S. 
158 £.). Diese Struktur der Argumentation hat sich beim neoklassischen Monetarismus bis 
heute erhalten. j 

Folgend soll im ersten Schritt (Teil I) der Stellenwert des Geldes in den verschiedenen ökono- 
mischen Paradigmen dargestellt werden, um dann im zweiten Schritt (Teil II) die resultieren- 
den wirtschaftspolitischen Vorstellungen aufzuzeigen. Bei der klassischen bzw. neoklassischen 
Theorie rankt sich die Auffassung des Geldes um die Quantitätstheorie. I. Fisher sowie M. 
Friedman — beide nehmen bei der Entwicklung der Quantitätstheorie eine Schlüsselstellung 
ein — seien hier als Repräsentanten gewählt. Keynes hat den Ansatz zu einer völlig anderen Vi- 
sion der Ökonömie geliefert. Seine Analyse einer geldlichen Wirtschaft kann als Gegenpol zu 
klassischen und neoklassischen Vorstellungen verstanden werden. Als dritte Vision über Geld 
werden die Vorstellungen von Silvio Gesell dargestellt. Die Berücksichtigung dieses eher frag- 
mentarischen Ansatzes findet zwei Gründe. Zunächst haben geldreformerische Vorstellungen 
— nicht zuletzt wegen der Schlichtheit ihrer wirtschattspolitischen Schlußfolgerungen — er- 
neut gewisse Popularität erlangt. Zweitens nimmt Gesell bei der Einteilung in geldliche und 
nicht-geldliche Theorien eine Zwitterstellung ein und hat nicht umsonst die Aufmerksamkeit 
von Keynes erregt (vgl. Keynes 1936, $. 298 ff., Keynes 1931, 5. 472 ff.). Gleichwohl müßte sich 
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‚Gesell heute, wie zu zeigen sein wird, insgesamt als Friedman-Schüler und nicht als Keynesia- 
ner bezeichnen. Zum Abschluß (Teil I) wird kurz das Keynessche Plädoyer einer regulier- 
ten Geldwirtschaft angerissen. 


I. Der Stellenwert des Geldes in den verschiedenen Theorien 
Die Quantitätstheorie 


Unter dem Topus der Quantitätstheorie subsummieren sich Vorstellungen, welche in der 
Markthierarchie die Geldsphäre prinzipiell der Realsphäre nachordnen. Die Geldsphäre 
bleibt trotz aller analytischer Feinheiten ein Reflex der Gütermärkte. 

Beginnen wir mit I. Fisher, der als erster eine formalisierte Form der Quantitätstheorie lieferte. 
An Hand seiner tautologischen VerkehrsgleichungM x V = Px T entwickelte er eine denkbar 
einfache Kausalbeziehung zwischen Geldmenge und Preisniveau. Die Geldmenge (M), das ge- 
sellschaftliche Transaktionsvolumen (T) sowie die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes werden 
unabhängig von der Geldsphäre bestimmt. Die Geldmenge ist das Resultat einer omnipotenten 
Zentralbank, das Transaktionsvolumen ergibt sich aus realwirtschaftlichen Gesetzen, während 
die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes durch gegebene Zahlungssitten technisch bestimmt ist. 
Das Preisniveau (P), das einzig passive Element der Verkehrsgleichung, wird dann ein Reflex 
der Geldmengenpolitik der Zentralbank. Die Quantitätstheorie P = (V/T) M postuliert dann 
den wohlbekannten Zusammenhang, daß eine Änderung der Geldmenge ausschließlich zur 
proportionalen Änderung des Preisniveaus führt (vgl. Fisher 1922, Kap. II und IM). 

Die Mängel dieser Form der Quantitätstheorie liegen auf der Hand. Eine Achillesferse der 
Argumentation ist die Konstanz der Geldumlaufgeschwindigkeit. Statt ökonomischer Argu- 
mente greift Fisher auf dastechnische Argument der Zahlungssitten zurück. Er verkennt da- 
bei, daß Geldhaltung ein Ausfluß eines Vermögenskalküls ist. Der Unterschied zum Keynes- 
schen Paradıgma zeigt sich daneben am klarsten an der vom Geld unabhängigen Bestimmung 
des Transaktionsvolumens über die Realsphäre. Es kommt dabei die (neo)klassische Dicho- 
tomie zum Ausdruck, in einem ersten Schritt Produktionsvolumen, Beschäftigung und rela- 
tive Preise zu bestimmen, um dann in einem zweiten Schritt mit Hilfe der Geldmenge die ab- 
soluten Preise bzw. das Preisniveau zu determinieren. 

Fisher ist ein Vertreter der Störtheorie des Geldes par excellence. Während »transition periods« 
kann die Quantitätstheorie ihren strengen Gehalt verlieren und das Geld zu einem gewaltigen 
Störfaktor werden. Kumulative Störungen, die bei Fisher bis zu einer monetären Konjunktur- 
theorie ausgebaut wurden (vgl. Gebauer 1982), entstehen, da die Nominalzinssätze sich unge- 
nügend an Preisniveauveränderungsraten anpassen und darüber Umverteilungseffekte zwi 
schen Unternehmen als Schuldnern und Geldvermögensbesitzern als Gläubigern induzieren. 
»Kurz, die Hauptrolle spielen Verschuldungsstörungen und Preisniveaustörungen. (...). Die 
Verschuldungskrankheit und die Preisniveaukrankheit (oder Dollarkrankheit) sind in großen 
Booms und Depressionen wichtigere Ursachen als alle anderen zusammengenommen« (Fisher 
1933, $. 341).? Entsteht beispielsweise durch eine Geldmengenerhöhung ein leichter Preisni- 
veauschub, so sinkt wegen der nachhinkenden Nominalzinsen der Realzins und erhöht sich die 
relative Rentabilität von inflationsgeschütztem Produktivkapital. Es entsteht ein Investitions- 
boom, der die Preise weiter steigen läßt und erst zum Abbruch kommt, wenn der Nominal- 
zinssatz stärker als die Inflationsrate steigt. Im Abschwung — besonders wenn das Preisniveau 
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sinkt — bewirkt nach Fisher das Nachhinken des Nominalzinses hinter den Preissenkungen 
eine massive preisniveaubedingte Umverteilung zum Vorteil des Geldvermögens. Die Unter- 
nehmen kommen in Zahlungsschwierigkeiten und die gesamte Ökonomie kann in eine zer- 
störerische Deflationsspirale abstürzen. Je mehr die Unternehmen dann versuchen, ihre 
Schulden durch Verschleuderung von Waren zu bezahlen, desto instabiler wird die Situation. 
»Die größte Mühe von Individuen zum Abbau ihrer Schulden erhöht letztere, weil der Massenef- 
Jekt der Stampede zu bezahlen den Wert jedes geschuldeten Dollars erhöht. Dann ergibt sich das 
große Paradox, welches, so nehme ich an, das Hauptgeheimnis der meisten, wenn nicht aller, 
großen Depressionen ist: Je mehr die Schuldner zahlen, desto mehr schulden sie. Je mehr das 
ökonomische Boot sich neigt, desto stärker tendiert es sich zu neigen. Es tendiert nicht dazu, 
sich wieder aufzurichten, sondern kentert« (Fisher 1933, $. 344). 

Zusammenfassend gilt also, daß die Geldsphäre bei Fisher auf Grund von inflations- und de- 
flationsbedingten Umverteilungen zwischen Gläubigern und Schuldnern kumulative Pro- 
zesse erzeugt und die Gesamtökonomie destabilisiert und folglich auch die harmonischen Ge- 
setze der Realsphäre unebkseuzm, Speziell Deflationen führen dabei zum Zusammenbruch 
der Ökonomie. 

M. Friedman belebte nach dem 2. Weltkrieg von einem gänzlich anderen Ansatzpunkt her 
den quantitätstheoretischen Monetarismus. Als Antwort auf die »Keynessche Revolution« 
entwickelte er — eher am Cash-Balances Approach von Marshall und seinen Schülern anset- 
zend als an Fisher — seine Neoquantitätstheorie als »Theorie der Nachfrage nach Geld«, wo- 
bei »Geld eine Vermögensart, d.h. nur eine Möglichkeit der Vermögenshaltung (ist)« (Fried- 
man 1976b, $. 78). In diesem Sinne kann die Neoquantitätstheorie als Versuch interpretiert 
werden, keynesianische Vermögensmarkttheorie unter die hergebrachte Quantitätstheorie 
zu subsummieren. 

Langfristig betont Friedman die Gültigkeit der traditionellen Quantitätstheorie. »Wir haben 
die Annahmen der Quantitätstheorie akzeptiert und sahen sie durch Beobachtungen bewie- 
sen, daß Wechsel in der Geldmenge an sich langfristig vernachlässigbare Effekte auf Realein- 
kommen haben, so daß nichtmonetäre Kräfte ‘allein eine Rolle spielen’ für Wechsel in Real- 
einkommen über die Jahrzehnte und Geld ‘keine Rolle spielt’« (Friedman 1970, 5. 27). Die 
Ableitung der Neutralität des Geldes erfolgt über ein Vermögenskalkül, den sogenannten Re 
alkasseneffekt, der dieGeldsphäre zum Anhängsel der Gütersphäre macht.’ Dieser dürreMe- 
chanismus beinhaltet, daß Wirtschaftssubjekte reale Kassen nachfragen, welche »von nomi- 
nellen geldlichen Werten unabhängig sind« (Friedman 1976b, S. 86). Mit diesem Postulat ist 
alles gelaufen. Jede Geldmengenveränderung muß bei zunächst unverändertem Preisniveau 
dietatsächliche Kassenhaltung von einer zuvor als optimal angesehenen Kasse abweichen las- 
sen und Reaktionen erzeugen, die das Preisniveau proportional zur Geldmengenverände- 
rung verschieben. Steigt also exogen die Geldmenge, so ist bei unverändertem Preisniveau die 
reale Kasse zu hoch: die Wirtschaftssubjekte versuchen die Kasse abzubauen, indem sie mehr 
konsumieren oder mehr Kredite vergeben; dadurch steigt diegesellschaftlicheNachfrageund 
erhöht das Preisniveau, was die Realkasse wieder senkt. Insgesamt muß das Preisniveau an- 
steigen, bis die Realkasse ihren Stand vor der Geldmengenerhöhung erreicht hat. Im neuen 
Gleichgewicht hat sich dann ausschließlich das Preisniveau verändert, während alle anderen 
ökonomischen Größen unverändert bleiben. Insbesondere ist das neue langfristige Gleichge- 
wicht durch die gleiche Mengenstruktur und unveränderte Nominal- und Realzinssätze ge- 
kennzeichnet. Die Neutralität des Geldes zeigt sich also darin, daß langiristig das Produk- 
tionsvolumen, die Beschäftigung etc. vom Geld unabhängig sind. 
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Der Realkasseneffekt kann nur ablaufen, wenn Geld als gesellschaftliches Nettovermögen 
existiert. Damit fällt das sogenannte Innengeld (Giral- bzw. Buchgeld) als Basis des Realkas- 
seneffektes weg, da Innengeld als Depositum sich makroökonomisch zwingend auf Null sal- 
diert — ein Einwand, den schon Kalecki gegen Pigou erhob (vgl. Tobin 1981, $. 12 £.). Wäre 
jetzt also noch Zentralbankgeld 1.$. von Außengeld als quantitativ eher minimale Basis des 
Realkasseneffektes zu diskutieren. Aber selbst hier muß eine spezifische Form der Geldver- 
sorgung mit Zentralbankgeld unterstellt werden — von Friedman am prägnantesten mit dem 
Bild des Hubschraubers beschrieben, der auf das Publikum Geld regnen läßt (vgl. Friedman 
1976c, 5. 14). Die Geldversorgung per Hubschrauber verdeutlicht dabei nicht nur den exoge- 
nen Charakter der Geldversorgung bei der Quantitätstheorie, sondern viel fundamentaler 
die Notwendigkeit eines gesellschaftlichen Geldbestandes als Nettogeldvermögen. Verläuft 
die Geldversorgung des Publikums über das Geschäftsbankensystem, welches sich bei der 
Zentralbank verschuldet, so ist das aggregierte Geldvermögen in einer geschlossenen Wirt- 
schaft auch einschließlich Zentralbankgeld Null und der Realkasseneffekt kommt überhaupt 
nicht zum Zuge. Die Neoquantitätstheorie ist damit an eine spezifische institutionelle Geld- 
verfassung— nämlich Offenmarktpolitik der Zentralbank — gebunden und ist in diesem Sin- 
ne alles andere als allgemein (vgl. Riese 1985, S. 15 ff.).* 
Auch bei Friedman kann die Geldsphäre zu einem mächtigen Störfaktor der realwirtschaft- 
lichen Gesetze werden. »Ich betrachte die Bezeichnung unserer Position ‘Geld allein spielt 
eine Rolle für Wechsel des nominellen Einkommens und für kurzfristige Wechsel des realen 
Einkommens’ als eine Übertreibung, aber eine, welche den richtigen Eindruck von unseren 
Schlußfolgerungen gibt« (Friedman 1970, S. 27). Die Wirtschaftssubjekte handeln bei Fried- 
man (wie in der gesamten Neoklassik) auf Grund realwirtschaftlicher Faktoren, ausge- 
drückt ım walrasianischen allgemeinen Gleichgewichtssystem. Die als stabil unterstellteRe 
alsphäre® kann nun destabilisiert werden, wenn auf Grund von Preisniveauverschiebungen 
die realwirtschaftlichen Faktoren nicht mehr korrekt erfaßt werden können, also die Wirt- 
schaftssubjekte von der Geldsphäre »verwirrt« werden. Die dann auftretenden »falschen« 
Preissignale führen zur falschen Antizipation der relativen Preise und damit zu konjunktu- 
rellen Störungen. Im Zentrum steht der antizipierte Reallohn, also der relative Preis der Ar- 
beit, der im neoklassischen System das Beschäftigungsniveau und damit indirekt auch das 
Produktionsvolumen determiniert. Werden Arbeiter und/oder Unternehmen wegen der 
Geldsphäre über den tatsächlichen Reallohn »hinters Licht geführt«, so weicht das tatsächli- 
che Beschäftigungsvolumen von seiner »natürlichen« Rate, die Ausdruck der gleichgewich- 
tigen Realgesetze ist, ab. Nehmen wir den Fall der Inflation: »Es besteht immer eine vor- 
übergehende Diskrepanz zwischen Inflation und Unterbeschäftigung, es gibt jedoch keine 
permanente. Die vorübergehende Diskrepanz resultiert nicht aus der Inflation an sich, son- 
dern aus der nicht erwarteten Inflation, d.h. generell aus einer steigenden Inflation« (Fried- 
man 1976a, 5. 148). Genauer formuliert: »Da die Verkaufspreise der Güter typischerweise 
‚auf eine unerwartete Erhöhung der Nominalnachfrage schneller reagieren als die Preise der 
Produktionsfaktoren, sind die bereits ausgezahlten Reallöhne gesunken, obgleich die von 
den Arbeitnehmern erwarteten Reallöhne gestiegen sind, da die Arbeitnehmer das Lohnan- 
gebot automatisch mit dem früheren Preisniveau bewerten. Tatsächlich sind es das gleichzei- 
tige ex post-Absinken der Reallöhne aus der Sicht der Arbeitgeber und der ex ante- Anstieg 
der Reallöhne aus der Sicht der Arbeitnehmer, die einen Beschäftigungszuwachs ermöglich- 
ten« (Friedman 1976a, S. 147). Bei zurückgehender Inflation bzw. Deflation verlaufen die 
Prozesse entsprechend umgekehrt. Der Reallohn wird seitens der Arbeiter zu gering einge- 
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schätzt, was bei richtiger Antizipation der Unternehmer zu Beschäftigungseinbrüchen führt. 
Es entsteht eine Stabilisierungskrise, in deren Verlauf sich die Erwartungen aller Wirtschafts- 
subjekte der tatsächlichen Preisänderungsrate wieder anpassen und das realwirtschaftlich de- 
finierte Gleichgewicht ohne unfreiwillige Arbeitslosigkeit langfristig wieder erreicht wird. 
Fazit: Bei Friedman liegen konjunkturelle Schwankungen in falschen Antizipationen der 
Preisänderungsraten. Das bedeutet umgekehrt, daß richtig antizipierte Preisniveauverschie- 
bungen keinerlei Realwirkungen induzieren können. Diese Argumentation liefert das Ein- 
fallstor für die Theorie rationaler Erwartungen. Unterstellt man den Wirtschaftssubjekten 
Lernfähigkeit und gleichzeitig das (neoklassische!) Wissen über den Zusammenhang von 
Geldmenge und Preisniveau, so kann versucht werden, die Preisänderungsraten richtig zu an- 
tizipieren. Verläuft der Anpassungsprozeß bei Friedman also noch über einen Markıprozeß, 

welchem die Individuen in erster Linie blind unterworfen sind, so verlegt die Theorie rationa- 
ler Erwartungen den gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang quasi in die Köpfe der Indivi- 
duen® und macht die Geldpolitik im Gegensatz zu Friedman auch kurzfristig— zumindest im 
Idealfall — unwirksam. 

Bei der Quantitätstheorie— gleich welcher speziellen Ausprägung — wird die Geldsphäre der 
Realsphäre untergeordnet. Die exogen bestimmte Geldpolitik der Zentralbank kann aller- 
dings kurzfristig zu einem Störfaktor werden.’ Damit sind auch schon die wirtschaftspoliti- 
schen Konsequenzen dieses Ansatzes vorgezeichnet: Geld ist als Störfaktor auszuschalten, 
um die Gesetze der Realsphäre in reiner Form zum Durchbruch kommen zu lassen. Doch da- 
zu später. 


Die Keynessche Theorie einer Geldwirtschaft 


Im Keynesschen Paradigma® wird Geld zu einem Steuerer der ökonomischen Dynamik und 
zum Systemmerkmal einer Geldwirtschaft. Die Marxsche Kreislaufformel des Kapitals kann 
dabei durchaus als geeigneter Rahmen zur Verdeutlichung der Grundgedanken fungieren. Ist 
G der Geldvorschuß, W die Waren (Inputs plus Arbeitskräfte), in welches Geld zum Zwecke 
der Produktion umgesetzt wird, W’ der Verkaufswert der produzierten Waren und G’ die 
entsprechend beim Kauf erzielte Geldsumme, so nimmt der Kreislauf des Kapitals verein- 
facht folgende Form an (vgl. Marx 1894, S. 350 ff.): G-G—W ... W—G’—G’. Typisch ist 
der doppelte Geldvorschuß (G—G;), der ein Kreditverhältnis zwischen Geldvermögensbesit- 
zer und fungierendem Kapitalist zum Ausdruck bringt, sowie der doppelte Rückfluß 
(G’-—-G’), der die Tilgung einschließlich Zinsen und damit den Abschluß des Kreditverhält- 
nisses impliziert. Die Produktion ist also in ihrer Grundstruktur von Kreditverhältnissen einge- 
rahmt — an diesem Punkt wird Marx widersprochen, der Kredit nur als den » Wertgesetzen« 
. gegenüber abgeleitetes Phänomen auffassen konnte.” 

Für den gesellschaftlichen Geldvorschuß in Produktionsprozesse sind die Entscheidungen 
zweier ökonomischer Agenten notwendig. Der Gläubiger, den wir folgend zur Vereinfa- 
chung mit dem Bankier gleichsetzen wollen!°, muß bereit sein, Geld mittels Kreditverträgen 
vorzuschießen; der fungierende Kapitalist, de Geld dann tatsächlich in Produktionsmittel 
und Arbeitskräfte umsetzt, muß bereit sein, sich zum Zweck der Durchführung von Produk- 
tionszwecken zu verschulden. Daraus wird deutlich, daß ım Keynesschen Paradigma das 
Geld in seiner Funktion als Inhalt von Schuldverträgen die wichtigste Rolle spielt. »Eine 
Geldökonomie erhält ihr spezifisches Charakteristikum dadurch, daß sich Gläubiger und 


Schuldner gegenüberstehen. Eine Theorie der Geldwirtschaft ist in ihrem ‘Kern’ eine Theo- 
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rie der Interaktion von Gläubigern und Schuldnern. Der ökonomische Gehalt dieser Inter- 
aktion besteht dann darin, daß sich der Gläubiger verpflichtet, das ihm zur Verfügung ge- 
stellte Geld nach der vereinbarten Frist zu refundieren — im wörtlichen Sinne ‘zurückzu- 
zahlen’ — und für die Verfügungsmöglichkeit eine Prämie zu zahlen« (Riese 1983a, $. 107). 
Obwohl der fungierende Kapitalist auch über Eigenkapital verfügt, spielt die Verfügung 
über Fremdmittel die entscheidende Musik. Die Disposition über Eigenmittel ist, wenn 
man so will, beim fungierenden Kapitalisten immer von der Entscheidung über Kreditauf- 
nahme »umhüllt«.!! 

Der Bankier hat — wie jeder Vermögensbesitzer — die Wahl zwischen der Aufgabe von 
Geld durch Kreditvergabe sowie dem Halten von Geld. Bei der Kreditvergabe wird eine pe- 
kunire Rate in der Form des Zinssatzes realisiert, beim Horten wird eine nichtpekuniäre 
Rate in der Form der Liquiditätsprämie erzielt. Die von Keynes entwickelte Liquiditätsprä- 
mie ist ein logisches Konstrukt, welches die »potentielle Annehmlichkeit und Sicherheit« 
(Keynes 1936, S. 189) der Geldhaltung zum Ausdruck bringt. Sie drückt damit den ökono- 
mischen Vorteil aus, Vermögen in Geldform zu halten. Ein Bankier hat damit zwischen 
Geldvorschüssen (und dem Vorteil des Zinses) und der Unsicherheit des Geldverlustes bei 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners (ausgedrückt in der Liquiditätsprämie der Geldhal- 
tung) zu wählen (vgl. Riese 1983a, S. 106 ff.). Er wird dabei seine Kreditvergabe so variieren, 
daß der Zinssatz der Liquiditätsprämie entspricht. 

Der erste Teil der Schöpfungsgeschichte des Keynesschen Paradigmas beginnt also mit der 
Liquiditätsprämie, die als Ausdruck eines grundsätzlich exogen gegebenen »Zustandes des 
Vertrauens« (Keynes 1936, S. 125) interpretiert werden muß. Die Liquiditätsprämie ist Aus- 
druck der systemspezifischen Unsicherheit einer Geldwirtschaft und immer positiv. Ihr jewei- 
liges Niveau kann dabei nicht deterministisch bestimmt werden und ist für die Ökonomie 
in engem Sinne »willkürlich«. 

Für den fungierenden Kapıtalisten als Kreditnachfrager ist der Zinssatz von außen gesetzt. 
Zwar wird er ebenfalls in bezug auf sein Figenkapital seine Liquiditätsprämie mit der Verwer- 
tungsrate von Produktivkapital vergleichen — er kann von der Produktion rückfließende Be- 
träge auch horten —, doch steht, wie betont, hier die Entscheidung über die Kreditaufnahme 
im Vordergrund. Der fungierende Kapitalist vergleicht die erwartete Profitrate mit dem Zins- 
satz. Solange die erwartete Profitrate die Zinsrate übersteigt, wird sich die Kreditnachfrage 
des fungierenden Kapitalisten erhöhen und sich die Investitionstätigkeit ausdehnen. Im um- 
gekehrten Fall wird der Bestand an Produktivkapital abgebaut. Die erwartete Profitrate hat 
im Keynesschen Paradigma ebenfalls exogenen Charakter (vgl. Riese 1983b, 5. 265) und wird 
zum zweiten Akt der Schöpfungsgeschichte des Keynesschen Systems. 

Liquiditätsprämie und erwartete Profitrate sind beides Ausdruck des exogen gegebenen Zu- 
standes des Vertrauens, also der Erwartungen der Vermögensbesitzer. Die Exogenität dieser 
beiden zentralen Raten darf nicht mißverstanden werden. Zunächst sind sie Ausdruck ge- 
samtgesellschaftlicher Konstellationen und umfassen das politisch-soziale System. Obwohl 
der Zustand des Vertrauens für die Ökonomie als Teilsystem der Gesellschaft exogen ist, 
kann er dennoch für die Gesamtgesellschaft endogen erklärbar sein. Daneben kann der Zu- 
stand des Vertrauens im Rahmen kumulativer Aufschwungs- und Abschwungsphasen für die 
Ökonomie endogenen Charakter haben. So können im Aufschwung positive Profite, welche 
kreislauftheoretisch über einen Kreditexpansions-Investitions-Profit-Mechanismus entste- 
hen, den Zustand des Vertrauens weiter verbessern, während bei einem Abschwung.die aktuelle 
ökonomische Situation das Vertrauen laufend weiter zerrüttet (vgl. Keynes 1931, S. 101 £f.). 
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Wichtig ist allerdings, daß es keine zwingenden, immer wirkenden endogenen Bestim- 
mungsfaktoren der Erwartungen gibt. So können laufende Profite und reichliche Nachfra- 
ge den Zustand des Vertrauens durchaus pessimistisch belassen. Dazu kommt, daß der Be- 
ginn kumulativer Prozesse — besonders der Anstoß zu einem langfristigen Aufschwung — 
kaum eng ökonomisch erklärbar ist. 

Konjunkturelle Prozesse entstehen durch das Auseinanderlaufen der Liquiditätsprämie 
(bzw. des Zinssatzes) und der erwarteten Profitrate. Eine Verbesserung des Zustandes des 
Vertrauens führt dabei gleichzeitig zu einem Anstieg der erwarteten Profitrate und einem 
Fall der Liquiditätsprämie. Das bedeutet, daß der Bankier zur Kreditexpansion bereit ist, 
während der fungierende Kapitalist zur Kreditnachfrage für Investitionszwecke angeregt 
wird. Die Folge ist eine Kreditexpansion bei steigender Produktion und Beschäftigung bei 
niederen oder gar sinkenden Zinsen. In der Krise schnellt entsprechend die Liquiditätsprä- 
mie hoch und fällt die erwartete Profitrate in den Keller, was die Ökonomie auf einen in- 
stabilen Abschwungspfad bringen muß. Keynes benennt diesen instabilen Charakter der 
Marktprozesse mit aller Deutlichkeit: »Es ist nicht überraschend, daß das Investitionsvolu- 
men, so bestimmt, von Zeit zu Zeit weit schwankt. Denn es hängt an zwei Arten von Ent- 
scheidungen über die Zukunft, von denen keine auf einer adäquaten und sicheren Basıs be- 
ruht — an der Neigung zu horten und an der Einschätzung der zukünftigen Erträge von 
Kapitalanlagen. Noch gibt es einen Grund anzunehmen, daß Fluktuationen eines dieser 
Faktoren Fluktuationen des anderen kompensieren können. Wenn zukünftige Erträge pes- 
simistischer eingeschätzt werden, so gibt es keinen Grund, warum es einen geringeren 
Hang zum Horten geben sollte. Tatsächlich verschlechtern die Bedingungen eines dieser 
Faktoren, in der Regel, die Bedingungen des anderen. Denn die gleichen Umstände, die zu 
einer pessimistischen Einschätzung der zukünftigen Erträge führen, neigen dazu, die Nei- 
gung zur Hortung zu verstärken.« (Keynes 1937, S. 218; vgl. auch Keynes 1936, Kap. 22). 
Die meisten Keynesinterpretationen mißachten die Tatsache, daß die Krise durch ein Aus- 
einanderlaufen von Zinssatz und erwarteter Profitrate gekennzeichnet ist. So bedurfte es 
erst des Werks von Leijonhufvud, (vgl. Leijonhufvud 1973), um zu verdeutlichen, daß eine 
Krise durch eine Überschußnachfrage nach Geld gekennzeichnet ist und nicht durch ein 
Überschußangebot an Geld, wie es das keynesianische Standardmodell (vgl. Hicks 1937) 
ableitet.'? 

Der Einfluß von Geld auf den gesamten ökonomischen Prozeß ım Keynesschen Paradigma 
versteht sich nach diesen Ausführungen von selbst. Da die Verfügung über Geld seitens der 
verschiedenen Vermögensbesitzer zum Dreh- und Angelpunkt des ökonomischen Prozes- 
ses wird, fällt Geld gänzlich aus einer Logik von Störung oder Neutralität heraus. Es gibt 
überhaupt keine »Realsphäre« mit ihren Gesetzen, die gestört werden könnte, sondern es 
handelt sich von vornherein um eine ausschließlich monetäre Theorie, wobei die ökono- 
mischen Agenten entsprechend pekuniärer und nichtpekuniärer Raten über nominelles 
Vermögen disponieren. 

Der Unterschied zwischen der Theorie einer geldlichen Ökonomie und einer Realökonomie 
zeigt sich am plastischten bei der Profiterklärung. Bei der Klassik wird der Profit durch den 
exogen gesetzten Reallohn bestimmt und implizit von einer permanenten Reservearmee 
ausgegangen, die den Reallohn nicht ungebührlich ansteigen läßt. Die Neoklassik erklärt 
den Profit durch die Knappheit der exogen gegebenen Ressourcen, welche entsprechend ih- 
rer Dienste im Produktionsprozeß einen Knappheitspreis erzielen. Beide Paradigmen gehen 
davon aus, daß der Geldzinssatz sich letztlich der Verwertungsrate der Realsphäre anpassen 
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muß und Geld langfristig nur das Preisniveau bestimmt — ein Umstand, den Keynes veran- 
laßte, Klassik und Neoklassik trotz ihrer Unterschiede zur »Klassik« zusammenzuwerfen 
(vgl. Keynes 1936, 5. 3). Bei Keynes wird der Profit rein monetär erklärt. Die Schiene ver- 
läuft dabei von der Liquiditätsprämie, die den Zinssatz bestimmt, zur Profitrate. »Es ist viel 
zweckmäßiger zu sagen, daß das Kapital während seines ganzen Bestandes ein seine ur- 
sprüngliche Kosten übersteigendes Erträgnis hat, als es produktiv zu nennen. Denn der ein- 
zige Grund, warum ein Vermögenswert eine Aussicht bietet, während seines Bestandes 
Dienste von einem größeren Gesamtwert als dem ursprünglichen Angebotspreis zu leisten, 
ist seine Knappheit; und es wird knapp gehalten wegen des Wettbewerbs um den Zinsfluß 
auf Geld. Wird das Kapital weniger knapp, so vermindert sich das überschüssige Erträgnis, 
ohne daß es — wenigstens im stofflichen Sinn — weniger produktiv geworden ist« (Keynes 
1936, $. 178 ff.). Keynes geht dabei davon aus, daß »alles durch Arbeit erzeugt wird; unter- 
stützt dadurch das, was man früher Kunst zu nennen pflegte, und jetzt Technik genannt 
wird« (Keynes 1936, S. 179). Durch die Existenz des Zinses »wird ein neues Kostenelement 
eingeführt«, womit »der für die schließliche Ablieferung des Gegenstandes erforderliche 
laufende Einsatz eingeschränkt werden muß, bis der voraussichtliche Preis genügend gestie- 
gen ist, um die vermehrten Kosten zu decken.« (Keynes 1936, $. 181). Bei Keynes wird der 
Zins also zu einem Kostenfaktor der Produktion und läßt Produktionsprozesse nur entste- 
hen, wenn zumindest ein Profit in der Höhe des Zinses erwirtschaftet wird. Im Keynes- 
schen Paradigma ist der Profit damit »willkürlich«, da letztlich auch die Liquiditätsprämie 
»willkürlichen« Charakter hat. 

Die Argumentation von Keynes, der ich in der Stoßrichtung zustimmen möchte, muß an 
zwei Punkten präzisiert werden. Ein positiver Zinssatz ist in einer unregulierten Geldwirt- 
schaft eine nahezu unabdingbare Inflationsbremse. Wird der Zinssatz auf Grund einer ge 
ringen Liquiditätsprämie sehr niedrig — marktmäßig fällt dies immer zusammen mit ho- 
hen Profiterwartungen —, so entsteht eine Akkumulationsdynamik, die früher oder später 
in eine kumulative Inflation mündet. Will die Zentralbank die Erosion des Geldsystems 
nicht zulassen, so muß sie über Hochzinspolitik die Inflation kappen und eine Krise erzeu- 
gen. Sollte die Liquiditätsprämie also einmal sehr niedrig sein und nicht mehr als Barriere 
für Produktionsprozesse wirken, so tritt die Inflation bzw. der Zwang der Zentralbank 
zu deren Bekämpfung als »zweite Barriere« hinzu. Weiter ist zu beachten, daß selbst ein in- 
stitutionell erzwungener Zinssatz von Null nach Keynesscher Logik den Profit nicht 
zwingend auf Null senken muß (vgl. Herr 1986). Auch Produktivkapital ist eine Form auf- 
gegebener Liquidität, und in diesem Sinne ist auch die Profitrate eine Belohnung für die 
Übernahme der Unsicherheit des Vermögensverlustes bei Geldvorschüssen (vgl. Riese 
1983a, S. 113). Damit hat auch der fungierende Kapitalist eine Liquiditätsprämie, die direkt 
und ohne Zins eine Profitrate erzwingen kann. Selbstverständlich ist Keynes soweit zuzu- 
stimmen, daß die Existenz des Zinses die Profitrate verfestigt, da sie dem Produktionspro- 
zeßß vorausgesetzt ist. 

Keynes’ Gesamtwerk ist schillernd und läßt nicht zuletzt aus diesem Grunde verschiedene 
»Keynesianismen« zu. Aus der hier vertretenen Interpretationslinie ergeben sich verschie 
dene Kritikpunkte bzw. Weiterführungen der Keynesschen Theorie. Der negative Einfluß 
des Geldes verläuft bei Keynes — zumindest im 13. und 15. Kapitel der Allgemeinen Theo- 
rie — in erster Linie über die sogenannte Spekulationskasse, welche mehr oder weniger dı- 
rekt auf die Börse projeziert ist. Die Nachfrage nach Spekulationskasse wird aufgebaut, 
wenn der erwartete langfristige Zinssatz über dem laufenden langfristigen Zinssatz liegt, da 
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ein Kauf von Effekten in diesem Fall sowohl Frtrags- als auch, was wichtiger ist, Kursverluste 
erwarten ließe; Kasse wird abgebaut, wenn der erwartete langfristige Zinssatz unter dem lau- 
fenden langfristigen Zinssatz liegt. Die Börse tritt in diesem Zusammenhang ungebührlich 
ins Zentrum der Analyse, da die Unsicherheit einer Geldwirtschaft auf die Unsicherheit der 
Spekulation auf der Börse reduziert wird.!? Die systemspezifische Unsicherheit einer Geld- 
wirtschaft findet jedoch ihre Basis in der Gesamtstruktur ihrer Funktionsmechanismen und 
bündelt sich um die Unsicherheit des Geldvorschusses in langlebiges Produktivkapital. Des- 
sen erwartete Rentabilität sowie dessen Unsicherheit in bezug auf den Geldrückfluß über zu- 
künftige Umsatzerlöse bildet das Erwartungszentrum sowohl für den fungierenden Kapitali- 
sten als auch für den Bankier als »Ephor der Volkswirtschaft« (Schumpeter 1926, $. 317).!* 
Keynes betont mit der Spekulationskasse die Nachfrage nach Geld. Folglich wird bei ihm 
Geld in seiner Funktion als Wertaufbewahrungsmittel zum entscheidenden Charakteristi- 
kum einer Geldwirtschaft. Der Vermögensbesitzer möchte sich vor der unsicheren Welt ret- 
ten, indem er Geld als abstrakten gesellschaftlichen Reichtum in die Zukunft transferiert. In 
diesem Sinne ist auch folgendes Zitat zu interpretieren: »Denn die Bedeutung des Geldes rührt 
im wesentlichen daher, daß es ein Verbindungsglied zwischen der Gegenwart und der Zukunft 
darstellt« (Keynes 1936, S. 248). Damit wird periodisches Horten zu einem zentralen Krisen- 
faktor der ökonomischen Entwicklung, ein Sachverhalt, den schon Klassiker benannt haben. 
Entscheidend in einer Geldwirtschaft ist jedoch nicht die Hortung als Schutz vor Unsicher- 
heit, sondern die Verweigerung von Geldvorschüssen in Kreditverträgen und Produktivka- 
pital. Diese potentiell immer bestehende Möglichkeit der Verweigerung wird erst zur Basis 
der Unsicherheit einer Geldwirtschaft und erzeugt damit erst als Reflex Hortung als relevan- 
tes Problem. Es ist somit falsch — wie es der keynesianische Fundamentalismus vertritt (vgl. 
z.B. Davidson 1984) —, Geld aus Unsicherheit abzuleiten. Es gilt vielmehr, »daß die Geld- 
funktionen, somit die Existenz einer Geldwirtschaft, Unsicherheit begründet« (Riese 1986b, 
$. 13 f.). Privateigentum und Lohnarbeit zusammen mit der Vermittlung der Gesellschaft- 
lichkeit über Märkte erzeugen Unsicherheit als Ausdruck einer spezifischen Gesellschaftsfor- 
mation. 

Ausdruck der mangelnden Erfassung des Geldes in seiner Funktion als Inhalt von Schuldver- 
trägen ist bei Keynes die gänzlich unbefriedigende Analyse des Bankensystems sowie des Kre- 
dit- und Geldangebotsprozesses. Die Geldmenge verbleibt exogen, weil die Zentralbank als 
Dirigent des Orchesters der Geschäftsbanken begriffen wird (vgl. Keynes 1931, S. 23). Dem- 
gegenüber muß die Geldmenge als marktmäßig endogen betrachtet werden, da die Geschäfts- 
banken als wichtigste Gläubiger der Unternehmen über ihre Kalküle der Kreditvergabe auch 
ihre Verschuldung bei der Zentralbank und damit die Geldversorgung des Publikums beein- 
flussen (vgl. Riese 1983a, S. 110 ff.; Riese 1986).! 

Die entscheidenden Agenten einer Geldwirtschaft sind also der fungierende Kapitalist als In- 
vestor in Produktivkapital und der Bankier als Gläubiger. Die Interaktion zwischen diesen 
beiden Agenten bestimmt das gesellschaftliche Kreditvolumen, die Geldmenge, das Produk- 
tionsvolumen und die Beschäftigung. Der Vermögenshaushalt und der Börsianer sind— coh- 


ne ihre Einflüsse bestreiten zu wollen — gegenüber den beiden zuerst genannten Agenten se- 
kundär.'® 
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Gesell — eine Alternative zu Keynes? 


Der theoretische Kern des Gesellschen Systems rankt sich um die Konstruktion des soge- 
nannten Urzinses. Dessen Ableitung verläuft etwa so: Geld ist eine notwendige Vorausset- 
zung entwickelter Arbeitsteilung (vgl. Gesell 1931, $. 332) und damit in jeder entwickelten 
Gesellschaft existent. Sobald es jedoch Geld gibt, schleicht sich ein strukturelles Ungleichge- 
wicht zwischen Anbietern von Waren (Nachfrager nach Geld) und Nachfragern nach Waren 
(Anbietern von Geld) ein. Die Nachfrager nach Waren verfügen über ein Gewaltmonopol, 
da Geld keine Durchhaltekosten hat, während alle Waren durch physischen Verschleiß, La- 
gerkosten etc. »verwittern«. »Das herkömmliche Geld (Merall- und Papiergeld) läßt sich, 
dank seiner körperlichen Verfassung, unbegrenzt und ohne nennenswerte Lagerkosten vom 
Markte zurückhalten, während die auf das Geld als Tauschvermittler unbedingt angewiese- 
nen Warenerzeuger (Arbeiter) durch die ständig wachsenden Verluste, die mit dem Aufbe- 
wahren der Waren verbunden sind, eine Zwangsnachfrage nach Geld halten. Infolge dieses ei- 
gentümlichen Sachverhalts vermag der Kaufmann von den Warenbesitzern eine besondere 
Vergütung dafür zu erzwingen, daß er darauf verzichtet, den Austausch der Waren durch 
Festhalten des Geldes willkürlich hinauszuziehen, d.h. zu verschleppen und nötigenfalls 
gänzlich zu verhindern.« (Gesell 1931, $. 332). Der Geldbesitzer hat gegenüber dem Waren- 
besitzer also den systematischen Vorteil, durch Hortung bzw. Kaufenthaltung den geldbe- 
dürftigen Warenbesitzer dazu zu zw'ngen, den Preis der Waren zu senken und sich so einen 
Vorteil herauszuschlagen. Diese stru:kturelle Macht des Geldes gegenüber den Waren erzeugt 
den Urzins, der nach Gesell seit mehreren tausend Jahren um 4-5 % schwankt (vgl. Gesell 
1931, 5.333). 

Der Geldbesitzer, der durch Hortung die Warenbesitzer in die Knie zwingen kann, ist selbst- 
verständlich nicht der Arbeiter oder Kleinproduzent, der sein Geld zur Lebensführung im- 
mer wieder ausgeben muß. Es handelt sich hier vielmehr um den reichen Vermögensbesitzer, 
ausgedrückt im Kaufmann, der ohne eigene Not horten kann. »Der Verbraucher, von per- 
sönlichen Bedürfnissen getrieben, kann nicht warten, obschon sein Geld es ihm erlauben 
würde; der Warenerzeuger kann auch nicht warten, obschon seine persönlichen Bedürfnisse 
es ihm in manchen Fällen wohl gestatten würden; aber der als Kaufmann auftretende Geldbe- 
sitzer, der Eigentümer des allgemeinen, unentbehrlichen Tauschmittels, der kann warten, 
der kann Warenerzeuger und-verbraucher regelmäßig dadurch in Verlegenheit bringen, daß 
er mit dem Tauschmittel (Geld) zurückhält.« (Gesell 1931, $. 333). 

Nach der Ableitung des Urzinses argumentiert Gesell ähnlich wie Keynes. Kann der Kauf- 
mann über seine Hortung einen Zins erzwingen, so wird sich kein Geldbesitzer finden, der 
unter dem Urzins Produktionsprozesse durchführt. Die Existenz des Urzinses erzeugt den 
Profit. »Der Zins, den der Kaufmann in unmittelbarem Verkehr mit der Ware von dieser er- 
hebt, — das ist der wahre und volle Urzins. (...). Kann das Geld von den Waren, aufs Jahr ver- 
teilt, 5% erheben, so muß auch das Haus von den Mietern, das Schiff von den Frachtgütern, 
die Fabrik von den Löhnen die gleiche Abgabe erheben können, sonst bleibt das Geld einfach 
auf dem Markte bei den Waren, und das Haus wird nicht gebaut« (Gesell 1931, 5. 344). Durch 
den Zins wird — wie bei Keynes — das Realkapital verknappt und erlaubt dadurch marktmä- 
Big die Erzielung des Profits.« Es ist also klar: das Realkapital muß Zins abwerten, weilesnur 
durch Ausgeben von Geld zustandekommen kann, und weil dieses Geld Kapital ist. Das soge- 
nannte Realkapital besitzt nicht, wie das Geld, eigene zinserpressende Machtmittel. Es han- 
delt sich bei diesen sogenannten Realkapitalien, genau wie bei den Waren, um vom Geld ei- 
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gens zu diesem Zweck geschaffene und erzwungene Marktverhältnisse, um eine selbständig 
wirkende, künstliche Beschränkung in der Erzeugung sogenannter Realkapitalien, so daß de- 
ren Angebot niemals die Nachfrage decken kann« (Gesell 1931, 5. 346). Gesell leitet an diesem 
Punkt sauber das Knapphalten von Produktionsprozessen auf Grund monetärer Restriktio- 
nen ab. 

Krisen kommen bei Gesell nicht, wie man vermuten sollte, über periodisches Horten der 
»Kaufleute« zustande, sondern werden exogen über eine relative Verknappung der Geldmen- 
ge erklärt. Eine im Vergleich zum Wachstumsprozeß zu geringe Geldproduktion führt zu 
sinkenden Preisen — Gesell argumentiert hier mit einer kruden Quantitätstheorie — und zur 
Krise. Befremdlich ist, daß Krisen ausschließlich das Resultat von Deflationen sein sollen. 
»Weltwirtschaftskrisen, also Absatzstockungen und Arbeitslosigkeit mit ihren Begleiter- 
scheinungen sind nur bei weichenden Preisen denkbar.« (Gesell 1931, S. 194). Sinkende Prei- 
se bzw. auch schon deren Erwartung erzeugen als Reflex Hortung und eine kumulative Ab- 
wärtsspirale mit sich verschärfender Deflation (vgl. Gesell 1931, $. 184 ff.). Gesell ist hier sehr 
nahe bei Fisher, der den gleichen Sachverhalt betont. Beide können nicht begreifen, daß die 
Reproduktionssphäre selbst instabil ist und Preisniveauschwankungen in erster Linie als Fol- 
ge kumulativer Störungen auftreten. 

Soweit Gesells theoretisches Gerüst. Im Mittelpunkt der Argumentation steht Geld in seiner 
Funktion als Wertaufbewahrungsmittel. Die Möglichkeit der Geldhortung bringt — neben 
dem Eigentum an Boden, welches wir nicht behandeln — ein »Gewalteigentum« mit sich, wel- 
ches über den Urzins die als harmonisch unterstellten Gesetze der freien Konkurrenz zerstört. 
»Alle Gewaltelemente im Wirtschaftsprozeß (also das Geld, d.V.) haben die Wirkung, den frei- 
en, gleichen Wettbewerb auszuschalten. Die freie Konkurrenz aber ist die innere Selbststeue- 
rung des Wirtschaftsbetriebes. Nur mit dieser Selbststeuerung läuft und kreist Arbeit und 
Tausch mit ständigausgewogenem Gleichgewicht sicher und störungsfrei weiter.« (Gesell 1931, 
5.XV]). Klarer läßt sich eine Theorie des Geldes als Störfaktor einer stabilen Realsphäre nicht 
formulieren. Die Ideologie der Stabilität des Marktmechanismus trieft geradezu aus dem An- 
satz von Gesell. Die Struktur der Argumentation ist wie bei Fisher oder Friedman: Die »guten« 
Gesetze der »Realsphäre« werden durch das »böse« Geld ge- und zerstört. 

Bei der Profiterklärung vertritt Gesell ein ähnliches Konzept wie Keynes. Gleichwohl bleibt 
seine Konstruktion des Urzinses dubios. Ein Urzins, der durch die Kaufzurückhaltung der 
Kaufleute entstehen soll, kann vernünftigerweise nur als Deflationsrate interpretiert. werden. 
Die prozentmäßige Erhöhung der Kaufkraft eines gegebenen Geldbestandes bei Deflation wird 
also zum Urzins, anders ist überhaupt kein Prozentsatz formulierbar. Ein Urzins kann also nur 
bei beständig fallendem Preisniveau auftreten, eine Vorstellung, welche sich schlecht mit dem 
Urzins als veiner dauernd sprudelnden Quelle« (Gesell 1931, S. 344) und der Deflation alszen- 
tralem Krisengrund bei Gesell verträgt. Aber auch eine über Jahrtausende anhaltende Deflation 
von etwa 4-5 % — einmal unterstellt, daß dies möglich sei — ist eine seltsame Konstruktion, da 
in der Ökonomie alle nur gewinnen und keiner verliert. Die Konsumenten und Produzenten 
werden durch Deflation ceteris paribus nicht geschädigt; sie bekommen zwar beim Verkauf ih- 
rer Waren (einschließlich der Arbeitskraft) weniger Geld, müssen aber gleichzeitig auch weni- 
ger für Produktions- und Konsumtionsmittel bezahlen (vgl. Oppenheimer 1935, 5. 321 £f£.). Die 
Ableitung eines Urzinses muß als gescheitert angesehen werden. Dies ergibt sich schon metho- 
disch daraus, daß die Ableitung des Profits auch bei konstantem (und steigendem Preisniveau) 
möglich sein muß. Fällt der Urzins, so bekommt Gesell auch Probleme, einen positiven Profit 
abzuleiten; er kann keine Ursache mehr für das Knapphalten der Produktion anführen. 
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Keynes vermeidet den Schlamassel von Gesell durch die Einführung der Liquiditätsprämie, 
welcheüberhaupt erst Horten von Geld markttheoretisch erklären kann. Die Liquiditätsprä- 
mie verdeutlicht, daß Geld nur vorgeschossen wird, wenn eine entsprechende pekuniäre Ra- 
te zu erwarten ist. Damit wird die Liquiditätsprämie zu einem (Öpportunitäts)Kostenfaktor, 
der in die Preise eingehen muß und eine langfristige und methodisch saubere monetäre Profit- 
erklärung, die mit physischen Produktivitäten etc. absolut nichts zu tun hat, erlaubt. Keynes 
legt seinen Finger genau an diesen wunden Punkt. Gesellübersieht »vollständig die Notwen- 
digkeit einer Erklärung, warum der Geldzinsfuß positiv ist, und er unterläßt es, zu erklären, 
warum der Geldzinsfuß nicht durch den Standard beherrscht wird (wie dies von der klassi- 
schen Schule behauptet wird), der vom Erträgnis produktiven Kapitals gesetzt wird. Dies ist 
darauf zurückzuführen, daß ihm die Vorstellung der Vorliebe für Liquidität entgangen ist. Er 
hat nur eine halbe Theorie des Zinsfußes aufgebaut.« (Keynes 1936, $. 301). 

Bei Keynes wird, wie schon mehrmals betont, ein stabiler Marktmechanismus verneint. Li- 
quiditätsprämie und erwartete Profitrate sind gesamtgesellschaftlich äußerst empfindliche 
und labile Raten, die bei Störungen entsprechend der Marktprozesse auseinanderlaufen und 
kumulative Instabilitäten erzeugen. Solche Störungen führen dann — vermittelt über den Ar- 
beitsmarkt und der Entwicklung der Geldlöhne — zu kumulativen Preisniveauverschiebun- 
gen. Gesell teilt dagegen mit den neoklassischen Quantitätstheoretikern den Glauben an eine 
an sich stabile Marktökonomie. Keynes und Gesell vertreten demnach völlig verschiedene 
Visionen der Welt. Ausschließlich beim Ansatz der Profiterklärung gibt es Berührungspunk- 
te, wobei es Gesell allerdings nicht zu einem in sich geschlossenen System gebracht hat. 


I. Die wirtschaftspolitischen Konzepte zur Beseitigung des Geldes als Störfaktor 


Nachdem im ersten Teil die theoretischen Grundlagen der verschiedenen Auffassungen über 
Geld vorgestellt wurden, geht es nun darum, die wirtschaftspolitischen Schlußfolgerungen im 
Rahmen der verschiedenen Paradigmen zu ziehen. Hinter den abstrakt theoretischen Vorstel- 
lungen lauert also harte Gesellschaftspolitik — selbst wenn es nur um die Legitimation be- 
stimmter Politiken geht. Wird Geld als Störfaktor einer heilen »Realsphäre« begriffen, so hat 
die Geldpolitik (und Wirtschaftspolitik generell) den Störfaktor zu beseitigen (Quantitätstheo- 
rie und Gesell); wird die Gesamtreproduktion einer Geldwirtschaft für instabil gehalten, so 
ergibt sich — wenn die gesellschaftlichen »K.osten« einer unregulierten Geldwirtschaft als unak- 
zeptabel eingeschätzt werden und gleichzeitig bestimmte Marktprinzipien erhalten bleiben sol- 
len -— die Vision einer regulierten Geldwirtschaft (Keynes). 


Die Quantitätstheorie und ihre geldpolitischen Schlufffolgerungen 


Unerwartete Preisniveauveränderungen bewirken, wie gezeigt, daß die Wirtschaftssubjekte 
nach »falschen« Preisen handeln und dadurch konjunkturelle Störungen erzeugen. Die Kon- 
sequenz aus diesem Ansatz: die Geldpolitik muß so gestaltet werden, daß die Wirtschaftssub- 
jekte in die Lage versetzt oder gar gezwungen werden, in Realkategorien zu kalkulieren. Da- 
mit wird »falsches« Handeln ausgeschlossen und die Geldsphäre als Störfaktor eliminiert. 
Der Monetarismus hat zu diesem Zweck zwei Instrumente entwickelt, nämlich die Geld- 
mengenregel und die Indexierung. 
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Die Geldmengenregel ist das primäre Instrument zur Beseitigung des Einflusses des Geldes. 
Hören wir Friedman, der unermüdlich für die Geldmengenregel warb: »Mein eigenes Kon- 
zept besteht immer noch darin, daß die Währungsbehörde (...) sich öffentlich für eine Politik 
entscheidet, die auf die Verwirklichung einer konstanten Wachstumsrate einer bestimmten 
imonetären Gesamtgröße gerichtet ist. Die adäquate Wachstumsrate ebenso wie die adäquate 
monetäre Gesamtgröße sind weniger ausschlaggebend als die Annahme einer festen und be- 
kannten Rate« (Friedman 1976a, 5. 155).'? 

Die Geldmengenregel beinhaltet zwei Elemente: 

— Die Regel muß von der Zentralbank öffentlich verkündet und dann auch eingehalten wer- 
den. Damit sollen die Wirtschaftssubjekte in die Lage versetzt werden, die zukünftigen Preis- 
steigerungsraten richtig zu antizipieren, da sie nun die Wachstumsrate der Geldmenge mit 
dem Produktivitätsfortschritt unddem Wachstum des Produktionspotentialsin Verbindung 
bringen können. 

— Das Herzstück der Regel ist die Konstanz der Wachstumsrate der Geldmenge. Das Niveau 
der Rate ist dagegen sekundär, denn »eine stetige und bekannte Rate der Geldmengenerhö- 
hung (ist) wesentlicher als der exakte numerische Wert der Zuwachsrate« (Friedman 1976c, 
5.72)" 

Der Monetarismus kennt damit im Grunde kein hartes Argument für Preisstabilität. Jede 
einmal eingependelte Inflations- oder Deflationsrate erlaubt den Wirtschaftssubjekten in Re- 
alkategorien zu kalkulieren. Speziell die Rückführung einer Inflation, dieauch nach moneta- 
ristischer Vorstellung schwere Beschäftigungseinbrüche über Jahre erzeugen kann, erscheint 
als widersinnig. Die Politik der Inflationsbekämpfung in den 70er Jahren darf sich folglich 
nicht schlicht auf den Monetarismus berufen, für den, wie gesagt, jede konstante Preisände- 
rungsrate gut ist.?° Politisch hat der Monetarismus jedoch immer zur Legitimation von Infla- 
tionsbekämpfung gedient und wurde damit zum Schlachtruf der Geldvermögensbesitzer. 
Die Indexierung hat das gleiche Ziel wie die Geldmengenregel, nämlich die Wirtschaftssub- 
jekte in die Lage zu versetzen oder gar zu zwingen, in Realkategorien zu kalkulieren. Werden 
Lohnabschlüsse, Zinssätze, Steuerzahlungen etc. der Preisänderungsrate angepaßt, so soll 
sich die Realsphäre voll durchsetzen.?! Theoretisch noch unglaubwürdiger als bei der Geld- 
mengenregel ist.der Ruf nach Preisstabilität bei der Indexierung. Jede Preisänderungsrate und 
sogar wechselnde Preisänderungsraten werden von einer totalen Indexierung ausgeschaltet. 
Im Grunde ist die Indexierung das idealste monetaristische Mittel, Nominalgrößen zu elimi- 
nieren und die Wirtschaftssubjekte, selbst wenn sie nicht wollen, in Realkategorien denken 
zu lassen. ?? 

Man kann dem Monetarismus zustimmen, daß die Zentralbank unkontrollierte Inflationen 
wegen der Erosion des Geldsystems und Deflationen wegen der Zerrüttung der Gesamtöko- 
nomie zu bekämpfen hat. Es muß ihm jedoch hart widersprochen werden, wenn er glaubt, 
daß die Zentralbank über Geldmengenregel oder Indexierung den Güter- und Arbeitsmarkt 
stabilisieren kann. Die große Stunde der Zentralbank schlägt bei der Inflationsbekämpfung 
per Hochzinspolitik. Ihre Macht zur Bekämpfung einer Deflation ist schon begrenzter, da 
die Wirtschaftssubjekte (Banken, fungierende Kapitalisten etc.) expansive Impulse der Zen- 
tralbank zurückweisen können. Völlig machtlos ist die Zentralbank bei der Regulierung des 
Güter- und Arbeitsmarktes. Eine von der Zentralbank durchgesetzte Geldmengenregel, un- 
terstellt die Zentralbank schaffe dies, kann mit unterschiedlichsten Niveaus von Arbeitslosig- 
keit verbunden sein und kann in keinster Weise garantieren, daß nicht dennoch kumulative 
destabilisierende Prozesse entstehen. Um es anders auszudrücken: Inflationen kann die Zen- 
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tralbank mit dem Mittel der Hochzinspolitik und folgender Arbeitslosigkeit immer be- 
kämpfen. Ihr Ziel, ein stabiles Preisniveau, kann dann allerdings mit unterschiedlichsten Ni- 
veaus von (unfreiwilliger) Arbeitslosigkeit verbunden sein. Zu beachten ist, daß eine Politik 
der Inflationsbekämpfung potentiell immer in eine Deflationsspirale abgleiten kann, der die 
Zentralbank dann unter Umständen wenig entgegenzusetzen hat. Auch die perfekteste Inde- 
xierung vermag eine unregulierte Geldökonomie nicht zu stabilisieren. Auch bei stabilem 
Preisniveau oder konstanter Preisänderungsrate bzw. bei voller Kenntnis der Realgrößen sei- 
tens der Individuen verbleibt eine Geldwirtschaft instabil, daauch dann die Unsicherheit des 
Geldvorschusses in Produktivkapital und Kreditverträge sowie die Existenz einer positiven 
Liquiditätsprämie gewahrt bleiben. Der Monetarismus verkennt, daß Preisniveaubewegun- 
gen immer nur das Resultat und nicht die Ursache instabiler Prozesse sind. Damit kann auch 
die Beseitigung der Effekte von Preisverschiebungen die Ökonomie nicht stabilisieren. 
Hinter den monetaristischen Vorstellungen steht letztlich der Glaube an das harmonische 
Funktionieren des Marktprozesses, der Stabilität des privaten Sektors, welcher nicht nur kei- 
ne Störungen erzeugt, sondern exogene Schocks verarbeitet (vgl. Brunner 1970). Durch die- 
sen Ansatz setzt der neoklassische Monetarismus neben der Beseitigung des Geldes als Stör- 
faktor auf die Beseitigung aktiver staatlicher Wirtschaftspolitik, die als ein zentrales Potential 
externer Schocks begriffen wird. Der Staat soll sich nach monetaristischer Auffassung auf die 
Setzung von Rahmendaten für dieÖkonomie begnügen. Neben Inflationsbekämpfung wur- 
de folglich Austeritätspolitik zum zweiten Standbein monetaristischer Politikempfehlung. 


Gesells geldreformerische Vorstellungen 


Der Urzins, der Grund allen Übels in einer Geldwirtschaft, entspringt aus der Überlegenheit 
des Geldes, welches gehortet werden kann, gegenüber den Waren, die verderben. Gesell 
möchte nun den systematischen Vorteil des Geldes beseitigen, indem er Geld ausschließlich 
auf die Funktion als Transaktionsmittel reduzieren will— faktisch soll Geld zu einer Ware wer- 
den. »Geld, das wie eine Zeitung veraltet, wie Kartoffeln fault, wie Eisen rostet, wie Äther 
sich verflüchtigt, kann allein sich als Tauschmittel von Kartoffeln, Zeitungen, Eisen und 
Äther bewähren. Denn solches Geld wird weder vom Käufer noch vom Verkäufer den Wa- 
ren vorgezogen. Man gibt dann nur noch die eigene Ware gegen Geld her, weil man das Geld 
als Tauschmittel braucht, nicht, weil man vom Besitz des Geldes einen Vorteil erwartet. Wir 
müssen also das Geld als Ware verschlechtern, wenn wir es als Tauschmittel verbessern wol- 
len« (Gesell 1931, 5. 242 f.). An dieser Stelle wird Gesells Kernvorstellung nochmals deutlich. 
Das Übel des Geldes liegt in der Möglichkeit der Geldhortung, die Says Gesetz. der Absatzwe- 
ge, nach dem jedes Angebot sich über das entstehende Einkommen seine Nachfrage schafft, 
zerstört. Gesells Geldreform besteht somit darin, das Saysche Gesetz durch die Beseitigung 
der Hortung zu etablieren. »Wenn wir uns dazu verstehen können, die Vorrechte der Geld- 
besitzer zu beseitigen und die Nachfrage dem gleichen Zwang zu unterwerfen, dem das Ange- 
bot von Natur aus unterliegt, so lösen wir alle Widersprüche des herkömmlichen Geldwesens 
restlos auf« (Gesell 1931, S. 243). Und noch deutlicher: »Wir brauchen uns nur gegenseitig zu 
verpflichten, sofort und unter allen Umständen genau soviel zu kaufen, wie wir selbst ver- 
kauft haben und, um die Gegenseitigkeit dieser Verpflichtung zu wahren, das Geld so zu ge- 
stalten, daß der Verkäufer der Waren durch Eigenschaften des Geldes genötigt wird, den mit 
dem Geldbesitz verknüpften Pflichten nachzukommen und das Geld wieder in Ware umzu- 
setzen« (Gesell 1931, S. 243 i.). 
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Hortung von Geld und damit auch der Urzins können beseitigt werden indem dem Geld 
künstliche Durchhaltekosten angeheftet werden. Beim sogenannten Schwundgeld soll dessen 
Besitzer periodisch verpflichtet werden, Marken zu einern bestimmten Betrag auf Geldschei- 
ne aufzukleben, ohne die Geld seine Eigenschaft als gesetzliches Zahlungsmittel verliert. Der 
Staat hat dabei die Aufgabe, die Höhe der Marken per Zeitperiode und damit die Kosten der 
Geldhaltung festzusetzen (vgl. Gesell 1931, S. 244 ff.). 

Durch dasSchwundgeld wird periodisches Horten und Enthorten verhindert und, so Gesell, 
eine ausreichende Nachfrage bei stabilem Preisniveau erreicht. Zudem obliegt es dem Staat, 
durch Ausdehnung und Einschränkung der Geldmenge, das Preisniveau konstant zu halten 
(vgl. Gesell 1931, 5. 259). Der juristische Kunstgriff des Schwundgeldes vollbringt bei Gesell 
reine Wunder. Er beseitigt den Urzins und wird »in kurzer Zeit den Zins in einem Meer von 
Kapital ersaufen« (Gesell 1931, S. 243), also den Profit eliminieren; er beseitigt Krisen und Ar- 
beitslosigkeit und hält das Preisniveau stabil; kurz: er läßt »Die natürliche Wirtschaftsord- 
nung durch Freiland und Freigeld« — so der Titel von Gesells Hauptwerk — entstehen.” 
Die Gesellsche Idee des Schwundgeldes ist das Resultat einer unvollständigen Analyse und 
wird zu einem fragwürdigen Instrument. Gesell sowie alle seine Schüler glauben durch die 
Unterdrückung der Geldhortung die bestehende Geldwirtschaft in einen Hort der Harmo- 
nie verwandeln zu können. Die generelle Kritik, daß eine Ökonomie durch die Regulierung 
der Geldsphäre nicht stabilisierbar ist, wurde schon bei der Kritik der Quantitätstheorie be- 
tont und braucht nicht mehr ausgeführt zu werden. Ich will deshalb jetzt das Konzept des 
Schwundgeldes diskutieren. Zunächst bleibt unklar (und bei modernen Geldreformen auch 
umstritten) wieweit auch Sichtdepositen als Geldsubstitute künstlichen Durchhaltekosten 
unterwerfen werden sollen. Würde dies nicht geschehen, so würde die Bargeldzirkulation ra- 
dikal zu Gunsten der Sichtdepositenzirkulation eingeschränkt. Die Hortung fände dann ein- 
fach in der Form des Haltens von Geldsubstituten statt. Also wird man auch die Sichtdeposi- 
ten mit Durchhaltekosten belasten müssen. Aber wie steht es mit Festeinlagen von 3 Tagen, 
mit Termineinlagen von 2 Monaten oder mit Spareinlagen? Ein fundamentales Problem des 
Schwundgeldes deutet sich hier an: Wirtschaftssubjekte werden versuchen, der verlustbrin- 
genden Geldhaltung zu entgehen. Ob dies dann allerdings zu gesellschaftlicher Nachfrage, 
wie von Gesell erhofft, führt, ist eine gänzlich andere Sache. Vermögende, die gesellschaftlich 
abstrakten Reichtum in sicherer Form in die Zukunft transferieren wollen, werden sich 
durch Schwundgeld nicht zu Nachfrage oder gar Investitionen zwingen lassen. Es werden 
sich Geldsubstitute entwickeln, die von ausländischen Währungen über Edelmetalle bis zu 
»Betongold« und Grundstücken reichen. DasSchwundgeld mag dann zwar noch als Transak- 
tionsmittel fungieren, alle wesentlichen Geldfunktionen — Geldals Wertaufbewahrungsmit- 
tel und als Inhalt von Schuldverträgen — werden jedoch auf andere Objekte übergehen. Als 
Anschauungsmaterial für solche Fälle können derzeit viele Entwicklungsländer mit hohen 
Inflationsraten dienen. Die heimische Währung hat in diesen Ländern faktisch nur noch die 
Funktion des Transaktionsmittels, während alle anderen Geldfunktionen auf den Dollar als 
Weltgeld übergegangen sind. 

Keynes war sich der Schwächen des Schwundgeldes bewußt. Neben der generellen Skepsis 
des Erfolges einer lediglich geldlichen Politik vor dem Hintergrund schwankender Profiter- 
wartungen (vgl. Keynes 1936, $. 138), betonte er die Unmöglichkeit, über juristische Tricks 
die Funktionen des Geldes auf ein Tauschmittel zu reduzieren. »Wir können vom Gelde 
nicht einmal dadurch loskommen, daß wir das Gold und Silber und die gesetzlichen Zah- 
lungsmittel abschaffen. Solange es irgendeinen dauerhaften Vermögensbestand gibt, wird er 
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fähig sein, geldliche Eigenschaften zu besitzen und daher die kennzeichnenden Probleme ei- 
ner geldlichen Wirtschaft hervorrufen« (Keynes 1936, 5. 248). Gesell war»sich nicht bewußt, 
daß das Geld nicht einzigartig darin ist, daß ihm eine Liquiditätsprämie anhaftet, sondern in 
dieser Beziehung nur im Grad von vielen anderen Waren abweicht, und daß seine Bedeutung 
daher rührt, daß es eine größere Liquiditätsprämie als irgendeine andere Ware hat. Wenn den 
Banknoten somit durch das Stempelgeld ihre Liquiditätsprämie genommen würde, würde ei- 
ne lange Reihe von Ersatzmitteln in ihre Fußstapfen treten — Bankgeld, täglich abrufbare 
Darlehn, ausländisches Geld, Juwelen und Edelmetalle im allgemeinen und so weiter« (Key- 
nes 1936, $. 302). 

Es gibt eine Vielzahl gigantischer Tests für die Tauglichkeit von Durchhaltekosten auf 
Geld.”* Jede Inflation vernichtet den Vorteil des Geldes im Vergleich zur Ware und zerstört 
auch die Liquiditätsprämie auf Geld. Doch was wird durch die Inflation bewirkt? Eine allge- 
meine Flucht aus dem Geld führt zu einer kumulativen Zuspitzung der Inflation, wenigstens 
solange, bis die Zentralbank über brutale Geldmengenverknappung den Inflationsprozeß 
stoppt. Einem Schwundgeld ginge es nicht besser. Es würde wie eine heiße Kartoffel von 
Hand zu Hand gereicht werden und inflationär wirken. Wollte Gesell dann Preisstabilität 
durch exogene Geldmengenregulierung, dann hätte er unweigerlich die schönste Stabilisie- 
rungskrise. 

Gesell betont Geld als Wertaufbewahrungsmittel und vergißt Geld in seiner Funktion als 
Mittel des Geldvorschusses in Kreditverträge und Produktivkapital. Damit kommt er —ähn- 
lich wie Keynes — zu einer unvollständigen Erfassung des Bankensystems und der Macht der 
Zentralbank zur Geldmengenregulierung. Weitaus wichtiger als Hortung und Enthortung 
ist die Entwicklung der marktendogenen Schöpfung und Vernichtung von Geld über die 
Kreditexpansion des Bankensystems zusammen mit dem Unternehmenssektor. Investitio- 
nen können durch Schwundgeld nicht erzwungen werden. Kein Unternehmen wird wegen 
eines Schwundgeldes zur Kreditaufnahme und Investition gezwungen. Dies gilt auch bei ho- 
her Nachfrage, die möglicherweise durch den Ausstieg aus Geld seitens der Haushalte ent- 
steht. Gleiches gilt für den Bankier, der durch Schwundgeld ebenfalls keinerlei Zwang zur 
Kreditexpansion mittels Refinanzierung bei der Zentralbank unterworfen wird. Schwund- 
geld hat keinerlei positive Wirkungen auf den »Zustand des Vertrauens«, um mit Keynes zu 
reden, und kann selbstredend nicht auf bei der Zentralbank »liegendes« ungeschöpftes Geld 
angewandt werden und muß folglich ins Leere laufen. 

Die Vorstellung vom Schwundgeld und seinen wunderbaren Wirkungen ist ein schöner 
Traum (und deshalb für manchen Jünger auch so eingänglich), er bleibt jedoch der Idylle ei- 
ner stabilen Tausch wirtschaft verhaftet, die mit einer Geldwirtschaft wenig gemein hat. 


IIL. Keynes’ Plädoyer für eine regulierte Geldwirtschaft 


Bei Keynes’ wirtschaftspolitischen Vorstellungen ist zwischen kurzfristigen Empfehlungen 
(im Rahmen gegebener Strukturen) und einer langfristigen Vision, die die derzeitige Geld- 
wirtschaft substantiell modifizieren würde, zu unterscheiden. 

Der Kern der Instabilität einer Geldwirtschaft liegt im marktmäßigen Kuslnandeiiägien der 
erwarteten Profitrate und des Zinssatzes. Die eher kurzfristigen wirtschaftspolitischen Emp- 
fehlungen zur Bekämpfung einer Krise bestehen folglich darin, den Zinssatz zu senken und 
die erwartete Profitrate zu stabilisieren. Entgegen den IS-LM-Fiskalisten, die den Schwer- 
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punkt auf die Fiskalpolitik legten, betont Keynes in »Vom Gelde« und in der »Allgemeinen 
Theorie« die Notwendigkeit von Zinssenkungen zur Belebung der Konjunktur. Glaubte er 
in »Vom Gelde« noch über die Geldpolitik allein die Ökonomie stabilisieren zu können— er 
sprach von einer Öffenmarktpolitik bis zum »Sättigungspunkt« (vgl. Keynes 1931, S. 596 ff.) 
—, so wurde er in der »Allgemeinen Theorie« auf Grundlage der Annahme eines periodisch 
zerrüttetem Zustand des Vertrauens gegenüber rein geldlichen Maßnahmen skeptischer. Er 
schrieb der Geldpolitik gleichwohl »unter normalen Verhältnissen immer noch einen gro- 
fen, wenn auch nicht entscheidenden Einfluß auf die Rate der Investitionen (zu).« (Keynes 
1936, 5. 138). Eine Politik des leichten Geldes ist auf jeden Fall »eine große Hilfe und wahr- 
scheinlich eine notwendige Bedingung für den Anstieg.« (Keynes 1936, $. 268).?° 
Fiskalpolitik als zweites Bein traditioneller Globalsteuerung hat bei Keynes nicht die Funk- 
tion, fehlende Investitionsnachfrage durch staatliches deficit-spending zu ersetzen, sondern 
die Profiterwartungen zu stabilisieren und durch Nachfragestützung eine Depression abzu- 
fangen (vgl. Keynes 1933b). Damit widerspricht Keynes dem Nachfragekeynesianismus des 
IS-LM-Modells, welches auf Grund seiner Aggregation von Investitions- und Konsumgütern 
zu »Gütern« (vgl. Leijonhufvud 1973) ein sımples Ersetzen der Privatinvestitionen durch 
staatlichen und privaten Konsum impliziert. Keynes betonte dagegen deutlich, daß es wegen 
der »unlenkbaren und unfügsamen Psychologie der: Geschäftswelt« in einer Krise äußerst 
schwierig ist, einen Aufschwung über Geld- und Fiskalpolitik zu induzieren (vgl. Keynes 
1936, 5. 268). 

Mit aller Schärfe sah Keynes — zumindest unter dem Regime fixer Wechselkurse — das Di- 
lemma zwischen binnenwirtschaftlich notwendiger Beschäftigungspolitik und externen Re- 
striktionen. Die Problematik liegt dabei weniger bei den Warenströmen, sondern in erster Li- 
nie bei Kapitalströmen als Ausdruck des Kalküls der Geldvermögensbesitzer. Keynes betonte 
die Notwendigkeit der Ausschaltung des Marktes zwischen In-und Ausland als unumgängli- 
che Voraussetzung nationaler Politik. Besonders Kapitalverkehrskontrollen und generell ei- 
ne möglichst geringe kreditmäßige Verflechtung zwischen den Nationen waren für ıhn zur 
Absicherung einer nationalen Politik unumgänglich (vgl. Keynes 1933a, Keynes 1931, 5. 545 
ff.). Es wäre sicherlich falsch, Keynes einen Hang zur Autarkie zu unterstellen. Sein Ideal war 
im Gegenteil ein Weltwirtschaftssystem mit einer starken Weltzentralbank, die, wenn man 
so will, auf internationaler Ebene eine Politik des leichten Geldes ermöglichen und insgesamt 
die internationalen Beziehungen so regulieren sollte, daß Hegemonialstrukturen und Unge- 
rechtigkeiten ausgeschlossen werden. Die Leistungsbilanzen zwischen den Nationen sollten 
dabei als politische Norm mittelfristig ausgeglichen werden. Deutlich wird diese Vorstellung 
am sogenannten Keynes-Plan zur Strukturierung des Bretton- Woods-Systems, in dem Key- 
nesein künstliches Weltgeld und dessen gemeinsame internationale Kontrolle vorschlug. Na- 
tionale Abkoppelung war für ihn nur soweit notwendig, wie auf internationaler Ebene keine 
gemeinsame Politik möglich war. Er war allerdings, im Unterschied beispielsweise zu Han- 
kel (vgl. Hankel 1984), gegenüber der Durchsetzbarkeit eines solchen idealen Währungssy- 
stems skeptisch. Folglich hat er für nationale Abkoppelung plädiert, um überhaupt Hand- 
lungsmöglichkeiten zu eröffnen. Dubios war seine Ansicht, daß flexible Wechselkurse an 
sich eine bedeutend größere Autonomie bewirken könnten (vgl. Keynes 1935). Trifft dies 
zwar für kontraktive Politik, die unter einem System fixer Kurse für eineeinzeine Nation fast 
unmöglich ist, zu, so gilt dies keineswegs bei expansiver Politik. Betreibt eine Nation isoliert 
eine Politik des leichten Geldes, so führen Kapitalabflüsse und Inflation — diese entsteht aus 
externen Gründen durch steigende Importpreise und in der Regel auch aus internen Gründen 
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im Rahmen steigender Nachfrage und Geldlöhne — in eine kumulative Abwertungs-Infla- 
tions-Spirale (vgl. Herr 1983). 
Man kommt Keynes ziemlich nahe, wenn man davon ausgeht, daß er Geld- und Fiskalpolitik 
einschließlich notwendiger außenwirtschaftlicher Absicherungen als Mittel zur Verhinde- 
rung der extremsten Instabilitäten einer Geldwirtschaft ansah. Zur Erreichung seines länger- 
fristigen Ziels, »der idealen und sozialen Republik der Zukunft« (Keynes 1933a, $. 83), hatte 
er viel weitergehende Vorstellungen, nämlich den »Übergang von wirtschaftlicher Gesetzlo- 
. sigkeit zu einer Ordnung, die bewußt auf eine Überwachung und Lenkung der wirtschaftli- 
chen Kräfte im Sinne gesellschaftlicher Gerechtigkeit und gesellschaftlichen Gleichgewichts 
abzielt« (Keynes 1925, S. 93). 
Die Umrisse der Keynesschen Vision einer regulierten Geldwirtschaft sollen folgend kurz dar- 
gestellt werden (vgl. auch Herr 1985). Im Mittelpunkt der Vorstellungen steht eine »sozial ge- 
leitete Investitionsrate« (Keynes 1936, $. 275). Ausgefüllt bedeutet dies »eine ziemlich umfas- 
sende Verstaatlichung der Investitionen« (Keynes 1936, 5. 319), wobei nun aber keineswegs 
eine Verstaatlichung nach planwirtschaftlichem Muster intendiert wird, sondern schwer- 
punktmäßig an »halb-autonome Körperschaften im Rahmen des Staates« (Keynes 1926, 5. 
111) gedacht wird. Diese halb-autonomen Körperschaften sollen demokratisch legitimiert 
sein, jedoch weiter auf eigene Rechnungarbeiten. Als Anknüpfungspunkte nennt Keynes da- 
bei öffentliche Unternehmungen und Aktiengesellschaften, die ın halb-autonome Körper- 
schaften überführt werden könnten. Ein großer Sektor gesellschaftlich legitimierter und zu- 
sammenwirkender Körperschaften soll also die gesellschaftliche Investitionstätigkeit in ihren 
Grunddimensionen steuern. Keynes knüpft hier, durchaus dem damaligen Zeitgeist folgend, 
an die Ideen der gemischten Wirtschaft mit Staatsunternehmen, einem großen Sektor öffent- 
licher, aber selbständig wirtschaftender Unternehmen und hergebrachten Unternehmens- 
formen sowie der Idee der Wirtschaftsdemokratie an. 
Ein systemsprengendes Element der Keynesschen Vision ist die Beseitigung des Zinses und 
Profits. Beides hält Keynes nicht nur für arbeitsloses, sondern auch für leistungsloses Ein- 
kommen (vgl. Keynes 1936, $. 317). Er fordert »den sanften 'Tod des Rentiers, des funktions- 
losen Investors« (Keynes 1936, $. 317) mittels einer kontinuierlichen Senkung des Zinssatzes 
auf Null. Damit.soll die Knappheit desProduktivkapitals, welche nur durch die Zinsbarriere 
erzeugt wird, aufgehoben werden. Die Preise enthalten dann nur noch die Kosten für Löhne, 
Vorleistungen etc., während die Neuwertschöpfung ausschließlich der Arbeit zufällt. 
Fällt der Zins als Inflationsbremse weg, so muß Preisstabilität auf anderem Wege erreicht 
werden. Langfristig wird bei Keynes das Preisniveau über die Geldlöhne (die Kosten) be 
stimmt und nicht wie beim Monetarismus über die Geldmenge (vgl. Keynes 1931, 5. 109 ff.) 
Preisstabilität ist demnach nur erreichbar, wenn die Geldlöhne stabil bleiben bzw. nicht stär- 
ker als die Rate der Produktivitätsentwicklung ansteigen. Bei Vollbeschäftigung bewirken 
die Marktkräfte auf dem Arbeitsmarkt in einer unregulierten Geldwirtschaft jedoch wegen 
der Knappheit der Arbeitskräfte Geldlohnsteigerungen, die die Ökonomie in eine Lohn- 
Preis-Spirale hineinführen, die endogen zu kumulativen Preisniveauerhöhungen führt. Das 
bedeutet, daß in einer unregulierten Geldwirtschaft Arbeitslosigkeit die marktmäßige Bedin- 
gung für Preistabilität bildet und damit zum Normalzustand der Ökonomie gehört (vgl. Rie- 
se 1979). Das Ziel der Vollbeschäftigung bedarf daher auch der Regulierung der Marktprozes- 
se auf dem Arbeitsmarkt, also einer Regulierung der Geldlöhne. 
Die Stabilisierung des Preisniveaus bietet ein zusätzliches Problem, da bei einem Zinssatz von 
Null die Kreditexpansion, zumindest an dem verbleibenden privat organisierten Sektor, un- 
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ter Umständen gebremst werden muß, um die Investitionsnachfrage nicht über die freiwilli- 
ge Ersparnis hinausschießen zu lassen. Soll in einer solchen Situation nicht auf positive Zin- 
sen als Bremse zurückgegriffen werden, so wäre eine Kreditrationierung unumgänglich. Ins- 
gesamt scheint Keynes die Schärfe des Konfliktes zwischen Vollbeschäftigung sowie einem 
Zinssatz von Null und Preisstabilität nicht erkannt zu haben, jedenfalls hat er der Problema- 
tik niemals die gebührende Aufmerksamkeit geschenkt. 

Vollzieht nicht die gesamte Welt den Schritt zu einer regulierten Geldwirtschaft, so ist eine au- 
ßenwirtschaftliche Absicherung unabweichlich. Gleichgültig ob nun eine einzelne Nation 
oder ein Block von Nationen das Keynessche Experiment beschreitet, eine Binnenmarktorien- 
tierung und vor allem die Unterbindung des internationalen Kapitalverkehrs wäre in absehba- 
rer Zeit für diese Nation bzw. den entsprechenden Block unausweichlich. 

Regulierung der Investitionstätigkeit über einen halb-autonomen öffentlichen Sektor, Regu- 
lierung des Arbeitsmarktes sowie Regulierung der außenwirtschaftlichen Beziehungen sınd 
die drei Säulen der Keynesschen Vision einer regulierten Geldwirtschaft, die als Ziel anhal- 
tende Vollbeschäftigung sowie Beseitigung von leistungslosem Einkommen postuliert. 
Insgesamt erweist sich das Keynessche Paradigma für die Wirtschaftspolitik in ihrer kurz- so- 
wie langfristigen Perspektive fruchtbar, da es verschiedene Kategorien enthält, welche eine 
Verbindung zwischen dem sogenannten politisch-sozialen System und der Ökonomie im en- 
geren Sinne beinhalten. Zu denken ist an die erwartete Profitabilität von Produktivkapital, 
die Liquiditätsprämie und die Geldlöhne, welche über das Tarifvertragswesen ebenfalls eine 
politische Komponente enthalten (vgl. Robinson 1973). Diese Kategorien erlauben es, über 
eine Vorstellung der deterministischen Entwicklung der Okonomie auf Grund physischer 
Sachverhalte (Ressourcenbestände, Produktivitätsentwicklung, Technik etc.) hinwegzu- 
kommen. Besonders deutlich wird dies bei der Profiterklärung, die bei Keynes keiner physi- 
schen Knappheit geschuldet ist. Gleichzeitig eröffnen diese Kategorien den Blickwinkel für 
die Grenzen der ökonomischen Stabilisierung durch traditionelle Globalsteuerung. Jede 
Wirtschaftspolitik scheitert, wenn sie nicht den Zustand des Vertrauens, der sich in den Pro- 
fiterwartungen und der Liquiditätsprämie ausdrückt, verändern kann — und dies ist in aller 
Regel nicht durch simple »Feinsteuerung« ökonomischer Aggregate möglich, sondern bedarf 
gesamtgesellschaftlicher Prozesse, die Politik und Ökonomie verändern. Auch die langfristi- 
ge Vision von Keynes ist fruchtbar, da sie einerseits Schritte zu einer stabileren und sozialeren 
Gesellschaft angeben kann und andererseits das Ausmaß der notwendigen Regulierungen 
verdeutlicht. 
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Anmerkungen 
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Fisher kann der neoklassischen Schule zugerechnet werden. Da Klassik und Neoklassik in bezug 
auf die Quantitätstheorie zusammengefaßt werden können, wurde auf frühere Darstellungen der 
Quantitätstheorie verzichtet, zumal dadurch kein analytischer Gewinn erzielt werden könnte. (Zu 
den Klassikern vgl. beispielsweise Ricardo 1911, Mill 1869). 

Englische Zitate sind von mir übersetzt worden. 

Die mikroökonomische Variante des Realkasseneffektes hat besonders Patinkin entwickelt (vgl. 
Patinkin 1965). 
Daneben ist zu beachten, daß die Neoquantitätstheorie nur unter äußerst restriktiven und im 
Grund unrealistischen Annahmen intern widerspruchsfrei bleibt. Die Theorie gilt nur dann, wenn 
die Opportunitätskosten der Geldhaltung ausgeschaltet sind. Denn sobald Opportunitätskosten in 
der Form entgangener Zinsen oder gar tatsächliche Zinskosten der Geldhaltung auftauchen, wird 
die Geldhaltung zinsabhängig und zerstört die Proportionalität zwischen Geldmengenschwankun- 
gen und Preisniveau. Die Ausschaltung der Opportunitätskosten gelingt dabei nur wenn der Geld- 
zinssatz mit der Verzinsung der Geldhaltung übereinstimmt — woher letztere kommen soll, bleibt 
unklar — oder der Realzinssatz der Deflationsrate entspricht (vgl. Riese 1986a, Kap. 1). 

Daß der Marktprozeßß ohne Auktionator das walrasianische Gleichgewichtssystem zum Gleichge- 
wicht führt, muß unterstellt werden. Die moderne Forschung hat wesentlich nur untersucht, ob es 
ein solches Gleichgewicht überhaupt und unter welchen Bedingungen gibt. Das Postulat der Stabili- 
tät der Realsphäre ist demnach ein reines Glaubensbekenntnis (vgl. Hahn 1982). 

Die Theorie rationaler Erwartungen scheitert methodisch an dem Problem, daß es nicht nur einen 
denkbaren Zusammenhang zwischen Geldmenge und Preisniveau gibt — selbst wenn es nur eine 
richtige Theorie gibt, können Individuen in falschen Theorien denken. So ist es für ein neoklassisch 
denkendes Individuum durchaus irrational, die glatte Quantitätstheorie anzunehmen, wenn es an- 
nimmt, daß Teile der Gesellschaft keynesianisch denken. (Zur Diskussion rationaler Erwartungen 
vgl. auch Riese 1983b). 

Da auch Fiskalpolitik als Element immer die Geldpolitik enthält, kann Makropolitik generell zum 
Störfaktor der Realsphäre werden. Auf die Fiskalpolitik soll hier jedoch nicht eingegangen werden. 
Keynes wird hier in einer monetären Richtung interpretiert, die sich an verschiedensten Punkten 
von der gängigen Hicksschen IS-LM-Version unterscheidet. Die monetäre Interpretation kann sich 
an Leijonhufvud und Riese anlehnen (vgl. Leijonhufvud 1973, Riese 1983a sowie Riese 1986a). 
Marx’ Analyse des Geldes ist zwiespältig. Einerseits hat Marx wie kein anderer Ökonom seiner Zeit 
die Funktionen des Geldes abgeleitet sowie auch tiefe Einsichten in das Kreditsystem vorwegge- 
nommen. Andererseits faßt er Geld und Kredit als letztlich abgeleitet. Geld wird bei Marx zwar zur 
Basis des Kapitals als sich verwertender Wert, seltsamerweise verläßt er dann aber die Formanalyse 
der Gesellschaft und sieht ein Scheitern der kapitalistischen Gesellschaft in naturgesetzlichen Fak- 
toren spezifischer Technikentwicklung — ausgedrückt im langfristigen Fall der Profitrate auf 
Grund steigender technischer und organischer Zusammensetzung des Kapitals. Daneben bleibt 
Marx Klassiker in dem Sinne, daß er als Basis seiner Analyse keine Handlungstheorie wählte und 
auch auf dieser Ebene von quasi naturgesetzlich determinierten gesellschaftlichen Abläufen mit den 
Menschen als reinen Charaktermasken ausging. 

Der Vermögenshaushalt kann ebenfalls als Gläubiger auftreten. Quantitativ und auch von seiner 
Stellung her ist der Bankier jedoch relevanter. Die Vermögenshaushalte seien unter dem Bankier 
subsummiert. 

Dies zeigt sich quantitativ daran, daß der Unternehmenssektor immer Nettoschuldner ist. Die Ab- 
straktion, daß der fungierende Kapitalist als reiner Unternehmer ohne jegliches Eigenkapital arbei- 
tet, ist demnach durchaus möglich und vernünftig. Sie bedeutet allerdings nicht, daß der Unterneh- 
mer dann zum passiven Vikar anderer ökonomischer Agenten wird. Er bleibt auch dann ein zen- 
traler Agent, da er es ist, der über Kapitalvorschuß in Produktivkapital und Kreditaufnahme ent- 
scheidet. 
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Das IS-LM-Modell als Ausdruck der Standardversion des Keynesianismus impliziert damit einen 
Marktprozeß, der zum Gleichgewicht tendiert. So führt — im Gegensatz zu Keynes — die sinkende 
Transaktionskasse in der Krise zu einem zinssenkenden Überschußangebot an Geld. »Schlechte 
Verhaltensweisen« wie die Liquiditätsfalle müssen dann als Begründung für die Starrheit des Zins- 
satzes in der Krise herhalten. Daß eine Investitionsschwäche gleichzeitig einen verstärkten Hang 
zur Hortung impliziert und damit zinssteigernd wirkt, bleibt dieser Position verborgen. 
Sicherlich hat das IS-LM-Modell Keynes nochmals reduziert, alsesden Vermögensbesitzer nur zwi- 
schen Geld und Bonds wählen ließ, wobei der Unternehmer dann nur über eine Investitionsfunk- 
tion angehängt wird. Die Dominanz der Börse wird jedoch auch nicht zurückgedrängt, wenn der 
Börsianer auch Aktien kaufen kann. 

Keynes hat im 17. Kapitel der Allgemeinen Theorie eine breitere Fassung der Liquiditätsprämie ge- 
geben. Das 17. Kapitel ist jedoch auf Grund des Konzeptes der Eigenzinssätze unklar oder doch zu- 
mindest verwirrend. 

Sobald ein Vermögensbesitzer sich selbst verschuldet, um Geld vorzuschießen — ein Prototyp ist 
hierbei der Bankier —, wirkt sich die Erhöhung der Unsicherheit nicht mehr primär in dem 
Wunsch nach höherer Geldhaltung aus, sondern in dem Wunsch, selbst weniger Kredite aufzuneh- 
men. Die Hortung des Bankiers nimmt folglich die Form der Verweigerung von Kreditvermittlung 
zwischen Zentralbank (und Vermögenshaushalten) und Unternehmen an. Über diese Schiene ge- 
lingt dann auch die Endogenisierung der Geldmenge bzw. die Ableitung der asymmetrischen 
Macht der Zentralbank. 

Die sehr knappe Darstellung mag unbefriedigen, jedoch sollte sie genügen, die Rolle des Geldes im 
Keynesschen Paradigma zu verdeutlichen. Eine differenziertere Analyse zwischen fungierendem 
Kapitalist, Bankier, Vermögenshaushalt, Zentralbank etc. versuche ich in meiner demnächst fertig- 
gestellten Dissertation zu entwickeln. 
Gesell begründet auch, warum der Urzins um diesen Wert schwankt. Die Macht des Geldinhabers 
ist nicht unbegrenzt. Drückt er die Warenbesitzer zu stark, so können sich diese durch Subsistenz- 
wirtschaft, Tauschhandel und Wechselzirkulation seinem Zugriff entziehen. Da Geld jedoch für 
die Arbeitsteilung effizient ist, lassen sich die Warenbesitzer bis etwa 4 bis5 % Urzins drücken; ab 
dieser Rate wird es dann aber vorteilhaft, auf Geld zu verzichten (vgl. Gesell 1931, $. 334 ff.). 
Schon Fisher hat eine Geldmengenregel in Betracht gezogen. Unter dem Eindruck der damals noch 
dominierenden Goldwährung konnte er sich jedoch nicht zu einer national anwendbaren Geld- 
mengenregel durchringen. Er empfahl vielmehr eine regulierte Goldwährung, die Preisniveau- 
schwankungen international verhindern sollte (vgl. Fisher 1922, Kap. XIM). 

Friedman hat in »Die optimale Geldmenge« eine permanente Deflationsrate als optimal abgeleitet, 
da über die dann steigende reale Geldmenge positive Wohlfahrtseffekte auftauchen. Offensichtlich 
hat er sich dabei selbst nicht getraut, denn »praktische Überlegungen, so glaube ich, lassen es unklug 
erscheinen, als politisches Ziel eine Deflationspolitik für die Endproduktpreise zu empfehlen« 
(Friedman 1976c, 5. 69). 
Aus dem Keynesschen Paradigma ergibt sich dagegen ein eindeutiger Zwang für Preisstabilität (vgl. 
Riese 19862), wobei Deflationen für dieökonomische Stabilität tödlich sind und Inflationen in sich 
die Tendenz tragen, sich laufend zu beschleunigen und zur Erosion des Geldsystems zu führen. De- 
flationen führen zu einer »Flucht ins Geld« und über steigende Schuldenlasten der Unternehmen, 
fallende Ertragserwartungen etc. zur tiefen Depression, während Inflationen zur »Flucht aus dem 
Geld« und zu einem sich aufschaukelnden Lohn-Preis-Mechanismus und Gewinninflation führen 
(vgl. Keynes 1931). 

Obwohl Indexierung — im Extremfall sogar der Geldhaltung — nach monetaristischer Logik den 
Einfluß von Nominalgrößen am weitestgehenden eliminieren könnte, wird die Indexierung nur als 
Unterstützung der Geldmengenregel betont. »Nicht die Indexierung, sondern die Geldpolitik ist 
das Instrument, das dem Ziel der Preisstabilität zuzuordnen ist.« (Vaubel/Ahnefeld 1974, 5. 6). Be- 
sonders während eines Stabilisierungsprozesses — also der Phase der Zurückführung einer Infla- 
tionsrate — soll die Indexierung temporäre Arbeitslosigkeit verhindern, da die Geldlöhne nach un- 
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ten flexibel werden.« Solange der Stabilisierungsprozeß3 noch nicht abgeschlossen ist, haben Index- 
klauseln überdies den Vorteil, daß sie den noch verbleibenden Erhöhungen des Preisniveaus weitge- 
hend ihre unsozialen Verteilungswirkungen und verzerrenden Allokationswirkungen nehmen, sie 
kurieren deshalb nicht nur an Symptomen, sondern sie verhindern, daß die Krankheit Inflation zu 
schweren Störungen des volkswirtschaftlichen Organisamus führt und bleibenden Schaden hinter- 
läßt« (Vaubel/Ahnefeld 1974, $. 8; vgl. auch Giersch 1974). 

22 Potentiell stabilisierende Wirkungen einer Indexierung brauchen auch von einer keynesianischen 
Position nicht bestritten zu werden. So führt die Indexierung während der Rückführung einer In- 
flation oder in einer Deflation bei nachhinkenden Nominalzinssenkungen sicherlich zur Verhinde- 
rung der Erhöhung der Realschulden und begrenzt dadurch Unternehmenszusammenbrüche etc. 
(Vergleiche dazu auch Giersch 1974). Giersch führt dabei eine Liste der Befürworter der Indexie- 
rung auf, die von Friedman bis zum Keynesianer Tobin reicht. 

23 Einige der moderneren Gesellianer übernahmen das Keynessche Konzept der Liquiditätsprämie 
um Horten, Zins und Profit etc. zu erklären. Das Schwundgeld hat dann die Liquiditätsprämie auf 
Geld zu beseitigen (vgl. z.B. Suhr 1983, Suhr 1986). Andere Geldreformer sind nahezu reine Mone- 
taristen und treten für eine strikte Geldrnengenregel ein. Sie kritisieren am Monetarismus aller- 
dings, daß die Geldmengenregel auf Grund von Hortung und Enthortung nicht einfach durchzuset-. 
zen sei. Das Schwundgeld hat dann die Funktion, die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes zu stabili- 
sieren, um darüber erst eine wirksame Geldmengenregel durchsetzen zu können« (vgl. z.B. Creutz 
1984). 

24 Es ist geradezu grotesk, wenn Gesellianer als Beweis der Funktionsfähigkeit des Schwundgeldes 
zwei Experimente in zwei kleinen Orten (Schwanenkirchen und Wörgel) anführen. 

25 Betrachtet man die Biographie von Keynes, so stand Zinspolitik immer im Zentrum seiner wirt- 
schaftspolitischen Vorstellungen. Von der Analyse des Zinssatzes zur externen Stabilisierung in der 
»Indian Currency and Finance« (1913) bekam die Geldpolitik zunehmend die Funktion der inter- 
nen Stabilisierung. Vergleiche dazu die detaillierte Analyse in Riese 1986a, Kap. VII. 
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Gesellianer heute 
Die Lösung des Geldproblems 


Seit etwa 1890 gibt es eine Theorie des Geldes und einer »natürlichen Wirtschaftsordnung« von 
Silvio Gesell, die sich zum Kapitalismus und Kommunismus etwa so verhält wie das ptolemäi- 
sche Weltbild (die Sonne kreist um die Erde) zum kopernikanischen (es verhält sich in der Tat 
genau umgekehrt). Statt Zins zu zahlen schlägt Gesell vor, das Geld in eine staatliche Einrich- 
tungumzuwandeln und eine Nutzungs- oder Rückhaltegebühr zu erheben, um den Umlauf des 
Geldes zu sichern. Diese Gebühr käme nicht denen zugute, die mehr Geld haben als sie,brau- 
chen, sondern dem Staat und damit letztlich allen. Das Geld wird also auf seine Funktion als 
Tauschmittel beschränkt und unterliegt nur dann einer Entwertung, wenn es»brachliegt« bzw. 
zurückgehalten wird. Hat man mehr Geld als man braucht, bringt man es zur Bank, die es ver- 
leiht und damit wieder in Umlauf bringt. Jeder hat zwei Konten. Während auf dem Girokonto 
das Geld wie Bargeld behandelt wird und einer Nutzungsgebühr unterliegt, wird das Geld auf 
dem Sparkonto nicht belastet. Es behält seinen Wert, (da auch die beim heutigen Geld notwen- 
dige Inflation zur Verminderung staatlicher Schulden entfällt). Vom Schuldner dagegen wird 
nur die Bezahlung der Arbeit der Bank und eine Risikoprämie verlangt, beides Gebühren, die 
auch heute in jeder Transaktion als kleiner Anteil enthalten sind. Sie machen meist nicht mehr 
als 0,7-1,5 Prozent aus. 

Grundlage der Reform ist die Anpassung der Geldmenge an die Warenmenge, die in einer be- 
stimmten Volkswirtschaft produziert wird. Das Geld geht also praktisch als ein gegenseitiger 
Kredit auf alle Waren und Leistungen aus der Volksallgemeinheit hervor, und wächst nicht 
mehr exponentiell ohne Rücksicht auf den Bedarf. Jeder hat das Recht zu seiner Benutzung. Das 
heißt nicht, daß jeder immer die gleiche Summe auf der Hand hat. Da jeder dieselbe Nutzungs- 
gebühr entrichten muß und weiß, daß sein Geld kontinuierlich abnimmt, wenn er es als Bar- 
oder Girogeld zurückhält, wird er also nur soviel Geld borgen, wie er braucht, um zu produzie- 
ren und seine Produkte auf dem freien Markt zu verkaufen. 

Zur technischen Durchführung der Geldreform sind verschiedene Modelle vorgeschlagen wor- 
den, z.B. Geldscheine, die regelmäßig mit einer Marke beklebt werden müssen oder bunte Se- 
riennummern auf allen Geldscheinen, von denen jeweils eine Serie ein- oder zweimal im Jahr 
zurückgerufen und entwertet wird. Aber die allgemeine Einführung von Girokonten, von wel- 
chen automatisch Rückhaltegebühren abgebucht werden können, macht die ganze Angelegen- 
heit heutzutage äußerst einfach. 
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Modellversuche 


In der österreichischen Kleinstadt Wörgl hat es bereits 1931 — etwa ein Jahr lang— einen Ver- 
such mit sogenannten »Freigeldscheinen« gegeben, der sehr erfolgreich verlief. Die Stadt be- 
zahlte mit ihrem eigenen Geld — in Absprache mit der Bevölkerung — alle Angestellten und 
Dienstleistungen. Das Geld unterlag einer einprozentigen Nutzungsgebühr pro Monat und die- 
se Gebühr wurde in Form einer Marke auf den Geldschein aufgeklebt. Um die Gebühr zu ver- 
meiden, bezahlten alle ihre Schulden so bald wie möglich oder kauften das, was sie brauchten 
sofort und brachten das Geld, was sie nicht brauchten auf ihr Sparkonto, von wo auses wieder 
ausgeliehen und damit in Umlauf gebracht werden konnte. Bei jedem Umlauf des Geldes ent- 
standen Waren und Leistungen in der Höhe des Geldvolumens. Da das Geld sehr schnell umlief, 
konnten in einem Jahr, in dem überall in Europa die Arbeitslosigkeit enorm angestiegen war, in 
Wörgl die Arbeitslosigkeit um ca. 25 Prozent verringert und viele öffentliche Aufgaben bewäl- 
tigt werden. Als sich auf Grund dieses Erfolges ca. 300 Gemeinden in Österreich für einen sol- 
chen Versuch interessierten, sah die österreichische Notenbank jedoch ihr Geldmonopol ge- 
fährdet und ließ den Versuch kurzerhand verbieten. 


. Verschiedene Ansätze dieser Art inden USA und Lateinamerika scheiterten zum Teil an staatlı- 


chen Interessengegensätzen, aber auch an der Unwissenheit der Initiatoren, was die technische 
und organisatorische Durchführung betraf. 


Margrit Kennedy: Für ein ökologisches Wirtschaftswachstum. Notwendige Veränderungen in unse- 
rem Geldsystem, aus: Lebenszeichen o.J., 0.0. 


Die Warnung, die Silvio Gesell 1918 — kurz nach dem ersten Weltkrieg als alle Menschen nur 
vom Frieden sprachen — in einem offenen Brief an die Berliner Zeitung »am Mittag« aussprach, 
sollte uns heute — dreißig Jahre nach dem von ihm vorausgesehenen zweiten Weltkrieg und am 
Rande eines dritten und wahrscheinlich letzten Weltkrieges — besonders nachdenklich machen: 
»Trotz dem heiligen Versprechen der Völker, den Krieg für alle Zeiten zu ächten, trotz dem Ruf 
der Millionen: “Nie wieder Krieg’, entgegen all den Hoffnungen auf eine schönere Zukunft 
muß ich es sagen: Wenn das heutige Geldsystem, die Zinswirtschaft beibehalten wird, so wage 
ich es heute schon zu behaupten, daß es keine 25 Jahre dauern wird, bis wir vor einem neuen, 
noch furchtbareren Krieg stehen. Ich sehe die kommende Entwicklung klar vor mir. Der heut:- 
ge Stand der Technik läßt die Wirtschaft rasch zu einer Höchstleistung steigern. Die Kapitalbil- 
dung wird trotz den großen Kriegsverlusten rasch erfolgen und durch ein Überangebot den 
Zinsdrücken. Das Geld wird dann gehamstert werden. Der Wirtschaftsraum wird einschrump- 
fen und große Heere von Arbeitslosen werden auf der Straße stehen. ... In den unzufriedenen 
Massen werden wilde, revolutionäre Strömungen wach werden, und auch die Giftpflanze 
Übernationalismus wird wieder wuchern. Kein Land wird das andere mehr verstehen, und das 
Ende kann nur wieder Krieg sein.« 

Es ist (auch für ökonomische Laien) nachvollziehbar, wie durch einen historischen Fehler in 
unserem Geldsystem — den Zins- und Zinseszinsmechanismus — nicht nur für eine ständige 
Umverteilung der gemeinsamen Ressourcen dieser Welt zugunsten einer kleinen Elite gesorgt 
wird, sondern auch für einen permanenten Wachstumszwang, dem sich keiner entziehen kann. 
Letzten Endes geht die Ausbeutung, Verarmung und Verschuldung der Länder der Dritten 
Welt ebenso wie die Verarmung einer wachsenden Zahl von Menschen in den reichen Indu- 
strieländern oder die unsinnigen und unökologischen Großprojekte vom Atomreaktorbau bis 
zur Aufrüstung im Weltall zu Lasten dieses Urfehlers in unserem Geldsystem. 


Margrit Kennedy: Für ein ökologisches Wirtschaftswachstum. Notwendige Veränderungen in unse- 
rem Geldsystem. 
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Adrian Campbell 

»Der innere Feind« 

Eine Rückschau auf den britischen 
Bergarbeiterstreik von 1984/85 


Einleitung 


Der im Frühjahr 1985 beendete Bergarbeiterstreik in Großbritannien war die längste, teuer- 
ste und härteste Auseinandersetzung, die die Geschichte der britischen Arbeiterbewegung 
aufzuweisen hat. Hierzu einige Fakten: Auf nationaler Ebene dauerte der Streik vom 2. März 
1984 bis zum 5. März 1985 — ın einigen Gegenden jedoch begann er beispielsweise zwei Wo- 
chen früher und endete eine Woche später. Parallel zu diesem Streik führte die Dachorganisa- 
tion der Bergarbeitergewerkschaft, die National Union of Mine Workers (NUM) in der Zeit 
vom Oktober 1983 bis Mai 1985 eine Kampagne für die Überstundenbegrenzung auf nationa- 
ler Ebene. Zur Sicherung des Streiks in der Zeit von 1984 bis 1985 marschierten in dem gesam- 
ten Zeitraum jede Woche durchschnittlich 5300 Polizisten auf; 9778 Verhaftungen und 7785 
richterliche Belehrungen wurden vorgenommen. Die Mehrzahl der zwei Drittel Beschuldig- 
ten wurde aufgrund geringfügiger Vergehen angeklagt und für schuldig befunden. Sechzig 
Bergarbeiter waren im Juli 1985 noch immer in Haft — angeklagt wegen schwerer Vergehen. 
Nahezu 800 Bergarbeiter wurden von der nationalen Kohlebehörde National Coalboard 
(NCB), der zuständigen Dachorganisation der Unternehmer, aus Gründen, die sich auf soge- 
nannte disziplinarische Vergehen bezogen, entlassen; von diesen Entlassenen wurden unge- 
fähr 200 wieder eingestellt. Es gab insgesamt fünf Todesfälle — zwei Streikposten kamen ums 
Leben (einer durch einen Unfall, einer auf bisher.nicht geklärte Weise); ein Taxifahrer wurde 
ermordet, alser einen Streikbrecher zur Arbeit fuhr undees gab mindestens zwei Selbstmorde. 
Bei Polizei und Streikposten gab es jeweils mindestens tausend Verletzte. Familien, ja ganze 
Gemeinden entzweiten sich aufgrund haßerfüllter Auseinandersetzungen über Ziele und 
Richtung des Streiks. 

Für den englischen Staat war der Streik außerordentlich kostspielig; die Kosten wurden mit 
nicht weniger als 3,5 Milliarden Pfund Sterling veranschlagt (Financial Times v. 4.3.1985). 
1200 Millionen Pfund Sterling zusätzliche Ausgaben entstanden bei der Elektrizitätsgewin- 
nung durch die Verwendung von Öl anstatt Kohle — wobei in diese Berechnung der Kauf 
von 6% der Ölfördermenge der OPEC auf dem Spot-Markt, d.h. dem Tagesmarkt, bereits 
eingegangen ist. Einige Kommentatoren von der Rechten hatten in diesem Zusammenhang 
sogar die Thatcher-Regierung im Verdacht, den Streik künstlich zu verlängern, um den Welt- 
marktpreis für Rohöl (und die Nordseeölexporte) in die Höhe zu treiben (Pargeter 1985). 


Zielsetzungen und Vorkehrungen der Thatcher-Regierung 
Zu allererst gab die Regierung vor, die finanziellen Lasten des Streiks auf die NCB und den 
Steuerzahler abzuwälzen. Allerdings betrug der Betrag, den die Regierung einsparen wollte, 


von vornherein nicht mehr als 250 Millionen Pfund im Jahr — dies nach Abzug der Sozialab- 
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gaben. Gleichzeitig erklärte Kanzler Nigel Lawson im August 1984 öffentlich, daß er das im 

Rahmen des Streiks ausgegebene Geld der Regierung als »sinnvolle Investition« betrachte, 

vermutlich mit der Zielsetzung, auf diese Weise eine Okonomie der Niedriglöhne im mone- 

taristischen Sinne etablieren zu können, die frei wäre von den Rigiditäten eines mehr oder 
minder regulierten Arbeitsmarktes. 

Alle bisher angeführten Sachverhalte sind nicht in der Lage zu erklären, warum die Auseinan- 

dersetzungen so eskalierten. ‘Schließlich hatten die enorm hohe Arbeitslosigkeit und eine auf 

die Schwächung der Gewerkschaften zielende konservative Gesetzgebung ihre Wirkungbis da- 
hin nicht verfehlt. Bis auf die NUM war in der jüngsten Vergangenheit keine der Gewerkschaf- 
ten bei einer entscheidenden Auseinandersetzung mit der Regierung erfolgreich gewesen. Hier- 
zu zählen auch die Auseinandersetzungen, die die NUM 1981 mit der Regierung hatte; auch sie 
können nicht als Sieg der Bergarbeiter angesehen werden. NUM-Präsident Arthur Scargill ver- 
trat bereits im April 1981 öffentlich die Meinung (vgl. das Interview in Marxism Today), daß 
die Regierung ihren damals bereits vorhandenen Schließungsplan der Zechen offensichtlich le- 
diglich aus taktischen Gründen so schnell fallen ließ (fast zur gleichen Zeit, in der die Bergarbeı- 
ter in Yorkshire sich für einen Streik aussprachen); die Regierung wartete offenbar auf einen 
günstigeren Zeitpunkt für die Umsetzung ihrer Pläne. Im Jahre 1981 befand sich die Regierung 
darüber hinaus in einem Popularitätstief: zum einen befand sich Großbritannien wirtschaftlich 
in einer tiefen Rezession, und zum zweiten bestand auch damals noch die Möglichkeit, daß sich 

— zusätzlich zur NUM — andere politische Kräfte plötzlich doch noch zu einer Koalition ge- 

gen den Monetarismus zusammenfinden könnten. Im Jahre 1984, nach dem viel gefeierten Er- 

folg im »Falkland-Krieg« gegen Argentinien, nach dem Niederringen der gewerkschaftlichen 

Positionen im Gesundheitswesen, dem Zurückdrängen der Gewerkschaften in der Druck- und 

Automobilindustrie sowie im Bahnwesen, einer Verdoppelung der Arbeitslosenziffern und ei- 

nem Sieg der Konservativen bei den Wahlen 1983, war dann schließlich kein großer Wider- 

stand mehr gegenüber den Regierungsplänen zu erwarten. Die NUM wurde an den Rand ge- 
drängt, bevor der Streik überhaupt begann. 

Die Konservativen hatten der NUM den Rausschmiß aus der Regierung von 1984 nicht ver- 

geben: Bereits während ihrer Oppositionszeit in den 70er Jahren hatte Margaret Thatcher 

zwei Berichte in Auftrag gegeben, die 1978 in die Presse lanciert wurden (vgl. Economist v. 

27.3.1978). Im Carrington-Bericht wurden Labilität und Verwundbarkeit einer jeden künfti- 

gen Regierung durch mögliche Streiks in öffentlichen Institutionen pointiert heausgearbei- 

tet. Der zweite, der Ridley-Bericht, konzentrierte sich auf zu entwickelnde taktische Mög- 
lichkeiten, die dazu dienen könnten, die Herausforderungen durch Streiks zu unterlaufen. 

Die Hauptgesichtspunkte des bereits aufeine weitreichende Auseinandersetzung mit den Ge- 

werkschaften ausgerichteten Ridiey-Berichts lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

— Notwendigkeit einer präzisen Aufstellung aller relevanten Plandaten, um einer strategisch wichti- 
gen Lohnarbeitergruppe, wie zum Beispiel den Kraftwerksarbeitern, überdurchschnittliche Löhne 
zahlen zu können; 

— Ratschläge an die jeweilige Regierung in bezug auf Strategie und Taktik der anzuzielenden Schlach- 
ten mit den Gewerkschaften, d.h. Wahlkriterien für Zeitpunkte, Ebenen und Orte der Auseinan- 
dersetzung, von denen aus die Schlacht gewonnen werden könnte; 

— gezielte Hinweise darauf, daß im Bereich des Bergbaus/der Kohleindustrie mit hoher Wahrschein- 
lichkeit eine größere Auseinandersetzung mit der Gewerkschaft in Aussicht stünde. 


In bezug auf den Bergbau empfahl der Bericht ganz konkret Vorkehrungen zu treffen, und 
zwar bezogen sich diese Empfehlungen auf den Aufbau von Kohlevorräten, besonders für 
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Kraftwerke; den verstärkten Einsatz nicht-gewerkschaftlich organisierter Fernfahrer, um 
diese Kohle, wenn nötig, auch zu transportieren; die Aufstellung von Plänen für die Kon- 
trolle und die Zuteilung des Imports von Kohle und die Einführung eines doppelt nutzbaren 
Systems für Kohle- und Ölfeuerung in Kohlekraftwerken. Weiterhin enthielt der Bericht 
die ganz allgemeingehaltene Empfehlung, Streikenden grundsätzlich die Sozialleistungen zu 
entziehen, womit eine zusätzliche Belastung der Gewerkschaftskassen herbeigeführt wer- 
den sollte. Und schließlich verwies der Bericht darauf, daß es nötig sei, große bewegliche Po- 
lizeieinheiten für den Einsatz gegen Streikende und Streikposten ausfzurüsten und vorzube- 
reiten. 

Alle diese Empfehlungen wurden schließlich umgesetzt und stellten im Jahre 1984 die ent- 
scheidenden Weichen. Als Regierung und NUM nach schließlich zehn Jahren zum ersten 
Mal in ernsthafte Auseinandersetzungen gerieten, war von vornherein kein Zweifel zu he- 
gen, wer die besseren Lehren aus der Vergangenheit gezogen hatte. 


Die Vorbereitung des Streiks 


Zusätzlich zu den geschilderten planerischen und praktischen Vorkehrungen, die die Regie- 
rung bereits im Vorfeld traf, trug ihre erfolgreiche Steuerung der öffentlichen Meinung zur 
Sicherung ihres Sieges bei. Die Regierung erklärte den Streik von vorneherein zu einem »poli- 
tischen Streik«, der auf nichts anderes zielte, als auf einen Machtwechsel mit undemokrati- 
schen Mitteln. Man behauptete, der Streik hätte keinerlei industriepolitische Begründung 
und diene lediglich dem politischen Ehrgeiz eines Mannes, dem NUM-Präsidenten Arthur 
Scargill. Der zuständige Staatssekretär für Energiewirtschaft erklärte nahezu bei jedem Fern- 
sehauftritt, daß das» Angebots, das die NCB der NUM gemacht habe, das »Beste seit der Ver- 
staatlichung« gewesen sei. Richtig war dies jedoch lediglich in Bezugauf die enorm hohen An- 
gebote, 'Abfindungszahlungen für freiwillig Ausscheidende zu zahlen, mithilfe derer die 
Schließung von (buchstäblich) der Hälfte der Zechen innerhalb von fünf Jahren abgefedert 
werden sollte. 

In ihrer negativen Meinungsmache wurde die Regierungspartei von neun Tageszeitungen un- 
terstützt; eine »bösartige« Ausnahme bildete die Financial Times. Sie und der Guardian, eine 
liberale Tageszeitung, waren die einzigen Blätter, die in ihren Berichten über den Streik ein 
hohes, sachliches Niveau beibehielten. Ansonsten führte sich die Presse auf, so sah es ein ame- 
rikanischer Journalist, als seien sie Angestellte bei der Partei der Konservativen und nicht 
Journalisten (Huckleby 1984). Scargill, immer dargestellt als eine Mischung aus Napoleon, 
Lenin und Hitler, bekam mehr Aufmerksamkeit in den Medien als die königliche Familie. 
Speziell in den späteren Stadien des Streiks konnte sich die NUM, die dann unter akuter Fi- 
nanznot litt, gegenüber solchen und anderen Angriffen in den Medien und — speziell auch 
ganzseitigen Anzeigen des NCB in der Tagespresse — nicht mehr behaupten. Die NUM ver- 
traute viel zu vielaufeinfache Werbesprüche und auf Solidaritätsappelle, deren moralischem 
und Rationalitätsgehalt sie unmittelbare Wirkung unterstellte. Ihre Entscheidung, zunächst 
keine Abstimmung über den Streik durchzuführen, sowie der Tatbestand ihrer inneren Zer- 
rissenheit, ließen die Vermutung aufkommen, daß die NUM ihren eigenen Mitgliedern nicht 
zutraute, die getroffene Entscheidung zu unterstützen. 

Obwohl Fernsehen und Rundfunk nicht so einseitig über den Streik Bericht erstatteten wie 
es die Presse tat, wirkte sich ihre Orientierung am »Prinzip der Ausgewogenheit« der Medien 
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sehr oft gegen die NUM aus. Seither sind Interpretationen lautgeworden, die besagen, daß 
diese Orientierung an Prinzipien von Ausgewogenheit selbst ein Produkt des Zwei-Parteien- 
Systems der parlamentarischen Demokratie ist: diejenigen, die als außerhalb dieses Systems 
stehend eingeordnet werden, werden somit auch sehr leicht als Vertreter von Interessen 
wahrgenommen, die nur bedingte Legitimität beanspruchen können. 

Man warnte das Land vor einem neuen Feind; diesmal war er nicht in der Militanz der Ge- 
werkschaften verkörpert, sondern ein neues Wesen erschien auf der Bildfläche, das man 
»Scargillismus« nannte. Mit diesem Namen, der niemals genauer mit Inhalt gefüllt wurde, 
hatte man etwas gefunden, das die latente Funktion erfüllte, für alles das zu stehen, was demo- 
kratischem Leben und demokratischer Lebensweise feindlich gesonnen sein konnte. Die Be- 
handlung, die die NUM erfuhr, kann zum Teil lediglich dadurch gerechtfertigt werden, daß 
sie sich mehr und mehr gegen Scargill als Person richtete. 

Scargills eigene Haltung hob sich nicht genug von diesem völlig überzeichneten Bild ab, so 
daß eine gewisse Gegensteuerung hier entfallen mußte. Speziell solche Fehler, wie die Auffor- 
derung an Ghadafı vom Oktober 1984, Geld für den Streik zur Verfügung zu stellen, waren 
nicht dazu angetan, die öffentliche Meinung im Sinne des Streiks zu beeinflussen. Noch im 
Juli 1984 zeigten Umfragen, daß 71 % der Befragten den Streik für »politisch motiviert« hiel- 
ten und nur 19 % sahen ıhn vorrangigals Ausdruck einer speziellen industriepolitischen Aus- 
einandersetzung an. Noch zu Beginn des Streiks unterstützten 35 % in Umfragen die NUM, 
das NCB wurde demgegenüber von 41 % unterstützt. Im August 1984 hatten sich die Zahlen 
bereits verschoben, auf 46 % für die NCB und 30 % für die NUM. 71% der Befragten waren 
der Ansicht, daß die Polizei den Streik gut im Griff hatte, und nahezu 50 % waren der Mei- 
nung, die Regierung sollte alle unrentablen Gruben schließen (vgl. Basset 1985). 

Nur in den letzten Monaten, als die restlichen Streikenden so ziemlich vor dem Nichts stan- 
den, konnte der »Scargillismus« einige Punkte auf seinem Konto verbuchen; und als das 
Scheitern des Streiks offensichtlich war, begann man die Tatsachen in dem Licht zusehen, das 
von Anfang an angemessen gewesen wäre: Für ganze Regionen waren die Kohlegruben der 
ökonomisch wichtigste Industriezweig. Diese Regionen wiesen eine enorm hohe Arbeitslo- 
senquote auf (durchschnittlich 15-20 %); der Grund war ın den Grubenschließungen der Ver- 
gangenheit zu suchen, sowie in den Folgeschließungen von Betrieben, die zunächst an ihre 
Stelle getreten waren. Es wurde die Redeweise modern, vom »Konservativismus« der Bergar- 
beiter zusprechen und von ihrem Versuch, dem Fortschritt eine längst überholte Lebenswei- 
se entgegenzustellen. Dennoch ist es überraschend, daß nicht mehr Leute in der Lage waren, 
die verzweifelte Dimension des Streiks zu erkennen. Die Bergarbeiter und ihre Familien 
kämpften um den Erhalt von Arbeitsplätzen, die sie, wenn sie hätten wählen können, gar 
nicht hätten haben wollen. Sie kämpften um diese Arbeitsplätze, weil sie weder Hoffnung auf 
irgendwelche anderen Arbeitsplätze hatten, noch auf andere tragfähige Zukunftsperspekti- 
ven. Auch hatten die Diskussionen über Abfindungssummen wenig Bedeutung für die Mehr- 
zahl der Bergarbeiter, die im Durchschnitt jünger als 35 Jahre alt waren. Da für die kommen- 
den fünf Jahre eine große Anzahl von Grubenschließungen zu erwarten war, stand sowieso 
im Raum, wie diese im Rückgriff auf Pflichtabfindungen durchgeführt werden könnten (vgl. 
Lloyd 1985). Im Gegensatz zu dem Eindruck, der allgemein erweckt wurde, tat Ian MacGre- 
gor, der Vorsitzende des NCB, allerdings alles, um das Entstehen des Eindrucks zu verhin- 
dern, daß Zusicherungen gemacht würden in bezug auf zukünftige Pflichtabfindungen. — 
Allerdings hätte eine solche Politik auch das Resultat, die wirtschaftliche Infrastruktur der 
betroffenen Regionen ernstlich zu schädigen. Gerade in Gegenden, die fast bis zum Schluß 
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die harte Streiklinie verfolgten, stellte die Unterstützung ortsansässiger Geschäftsleute eine 
wichtige Säule dar: Regionalbanken gewährten großzügige Kredite und einheimische Ge- 
schäfte ließen anschreiben; Bausparkassen gaben häufig erneute Anleihen auf Häuser, die die 
Bergarbeiter noch nicht einmal vollständig abbezahlt hatten. Auf diese Weise waren bei- 
spielsweise Hauseigentümer und solche, die im Begriff waren, es zu werden, ökonomisch bes- 
ser für einen langen Streik gerüstet, als jene, die in den kommunaleigenen oder dem NCB ge- 
hörenden Häusern zur Miete wohnten. 


Verbreitete, aber falsche Einschätzungen über die Militanz der Bergarbeiter 


Zu Beginn des Streiks war die einhellige Meinung, daß die jungen Bergarbeiter nicht mehr der 
»altmodischen« militanten Gewerkschaftspolitik ihrer älteren Kollegen anhingen. In der Re- 
alität war es jedoch dann so, daß die älteren Bergarbeiter verständlicherweise auf ihre Abfin- 
dungen hofften, während die jüngeren in den vordersten Reihen des Streiks zu finden waren. 
Auch ging man davon aus, daß die Frauen einen Streik nicht dulden und mittragen würden. 
Zu Beginn des Streiks wurde dieses Vorurteil auch bestätigt; Frauen aus Regionen wie Notts 
beispielsweise demonstrierten gegen die Streikposten aus Yorkshire. Die hämische Freude 
der Medien über die Aktionen der Frauen aus Notts während der ersten Woche des Streiks 
führte jedoch zu einer spontanen Unterstützungsaktion von Frauen für den Streik. Beispiels- 
weise schrieb eine Gruppe von Hausfrauen aus Yorkshire an den Barnsley Chronicle und legte 
ihre Gründe für die Unterstützung des Streiks dar. Auf diese Weise wurden allmählich Ver- 
bindungen und Netzwerke hergestellt; nicht nur in Yorkshire, sondern überall in den Kohle- 
revieren traten Frauengruppen gegen die Schließung der Zechen auf (vgl. Barnley Women 
1984). Obwohl Anne Scargill, die Frau des NUM-Präsidenten, und Betty Heathfield, die 
Frau des Generalsekretärs, diese Aktionen mittrugen, hatten die meisten Anführerinnen in 
diesen Frauengruppen keine vorgängige politische Erfahrung. Die Frauen beschränkten sich 
jedoch nicht auf das Sammeln von Geld und die Verwaltung von Verpflegungsküchen, son- 
dern sie bestanden auch darauf, als Streikposten aufgestellt zu werden. Viele von ihnen, Anne 
Scargill eingeschlossen, wurden zeitweise verhaftet und sie erfuhren dieselbe beleidigende Be- 
handlung durch die Polizei, die in Greenham Common Peace Camp bereits zur Norm ge- 
worden war. Es stellte sich dann heraus, daß viele der.im Streik aktiven Frauen im Anschluß 
an den Streik politisch weiter aktiv blieben; der Versuch, ihnen den Status von Ehrenmitglie- 
dern der NUM zu verleihen, scheiterte 1985 nur knapp. 

Auf dem Parteitag der Labour Party ım Jahre 1984 fiel bereits auf, daß der einzige männliche 
Befürworter, den Frauensektionen in der Parteı ein stärkeres Gewicht beizumessen, der 
Schatzkämmerer der NUM Derbyshire war; dabei galt er lange Zeit als der größte männliche 
Chauvinist der Gewerkschaften. 

Weit verbreitet war vor dem Streik die Ansicht, daß Haus- bzw. Immobilienbesitz sich negativ 
auf die Kampfkraft der Arbeiter auswirken würde. Jedoch, wie bereits erwähnt, erleichterten 
Hypotheken und Immobilienbesitz das Durchhalten des Streiks sehr oft. Die betroffenen Berg- 
arbeiter hatten ein verstärktes Interesse an einer Langzeitsicherung ihrer Arbeitsplätze — sie 
hatten einfach mehr zu verlieren. 

Zwei Faktoren wirkten sich allerdings einschränkend auf die Kampfkraft der Bergarbeiter 
aus: Die großen Entfernungen zwischen Wohnung und den Zechen und die jeweilige Tradi- 
tion der Region, in der sich die Zeche befand. 
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Fangen wir mit dem letzteren an — auf ersteres kommen wir bei der Beschreibung der Takti- 
ken des NCB weiter unten noch einmal zu sprechen. In Bergwerksregionen haben sich im 
Laufe der Zeit politische und kulturelle Eigenheiten herauskristallisiert, die von einer bemer- 
kenswerten Beständigkeit gekennzeichnet sind. Beispielsweise muß ein Befürworter des 
Streiks in Gegenden wie Notts und Staffordshire mehr Kraft für die Unterstützung des 
Streiks aufbringen, um bis zum Ende durchzuhalten, als in Süd-Wales oder Yorkshire, Dort 
unterstützt die Mehrheit der Bevölkerung den Streik und dort ist die Geschichte vergangener 
Auseinandersetzungen noch lebendig. Gerade im Hinblick auf die Einsatzbereitschaft der 
jüngeren Bergarbeiter spielte dies eine nicht unbeträchtliche Rolle. 

In Gegenden, die mehr dem rechten Flügel der NUM zuzurechnen waren, beteiligten sich 
nach den ersten paar Monaten konstant 5 bis 10 % der Mitglieder am Streik. Diese stabile 
Unterstützung des Streiks kam erstaunlicherweise nicht durch eine speziell formierte politi- 
sche Minderheit zustande, noch gehörten die Unterstützer dem militanten Flügel an. Viele 
Gespräche mit streikenden Bergarbeitern aus Staffordshire wiesen sie im allgemeinen als ge- 
mäßigt aus. Oft wurde aus einer Loyalität der Gewerkschaft gegenüber gestreikt, aber auch 
aus dem Gefühl heraus, sich gegen weitergreifende Ungerechtigkeiten zur Wehr setzen zu 
müssen — überhaupt ein spezielles Charakteristikum englischer Bergarbeiterstreiks. Dieser 
ausgeprägte Sinn, sich gegen Ungerechtigkeit zur Wehr zu setzen, wird gestützt durch die 
ebenfalls ausgeprägte Haltung bei den Bergarbeitern, bei Auseinandersetzungen Fragen des 
Gemeinwohls sehr ernst zu nehmen (vgl. Thompson 1980). Die Art und Weise, wie der in- 
dustrielle Konsens, an den selbst die Bergarbeiter bisher geglaubt hatten und immer wieder 
ermuntert wurden zu glauben, unterminiert wurde, erschütterte viele. Die meisten waren 
entsetzt, daß das NCB, der relativ wohlwollende und angenehme Arbeitgeber der Vergan- 
genheit, plötzlich Eigenarten und Methoden zur Geltung brachte, die man eigentlich bei 
den legendären Eigentümern der Bergwerke aus der Zeit vor der Nationalisierung vermutet 
hatte. 

Eine weitere wichtige Rolle für die Größenordnung der Bergarbeiter, die sich weiter am 
Streik beteiligten, spielte die Unterstützung durch die Gemeinde — wiederum ein Moment 
der gewachsenen politischen Tradition einer Region. Einer der Gründe, warum Süd- Wales 
unbeirrbar den Streik unterstützte, war der Umstand, daß die Elektrizitätsgesellschaft von 
Süd-Wales niemanden fand, der sich dazu hergab, den streikenden Bergarbeitern den Strom 
abzusperren. Obwohl die Regierung seit November 1984 beinahe täglich die wellenartige 
Rückkehr der Streikenden an ihre Arbeitsplätze als einen moralischen Sieg und Beweis da- 
für feierte, daß auch Gewerkschaftsmitglieder ihren Rechten Geltung verschaffen könnten, 
gab es kaum Zweifel, daß in den meisten Fällen die nackte Armut der Grund für die Rück- 
kehr an die Arbeitsplätze war. Ken Moses, zu dieser Zeit amtierender Direktor des NCB in 
Nord-Derbyshire und gleichzeitig auch führender NCB-Stratege, sprach es offen aus: »Sie 
kehren nicht an die Arbeitsplätze zurück, weil sie die Kohlebehörde etwa lieben, sie kom- 
men des Geldes wegen.« 
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Tabelle 1: 
Wiederaufnahme der Arbeit nach Regionen und politischen Einstellungen 


% Arbeitswiederaufnahme nach: 


Region Politik Gesamt 5Monaten 8 Monaten 1 Jahr 
(14.38.84) (20.11.84) (4.3.85) 

Yorkshire Links 50.000 ) 4 17 

South Wales Links 20.000 6) 1 5 

Scotland Links 12.000 0 13 44 

Kent Links 2.500 ) 5 10 

Northumberland Mitte 22.000 0 8 42 

and Durham 

Derbyshire Mitte/Links 10.500 73) 33 80 

Staffordshire Rechts 9.000 62(22) 87 90 

Lancashire Rechts 6.000 40(36) 50 80 

Nottingham Rechts 27.000 95(86) 95 95 

South Midlands Rechts 10.000 95(85) 9% 9% 

. (Warwick, South 

Derbyshire, 

Leicester) 

North Wales Rechts 1.000 50 75 85 

Cokemen Mitte 4.000 5 5 _ 

Total 74.000  25(20) 32 46 


Die Daten wurden nach Angaben der Financial Times, dem Minor (NUM) und dem Coal News (NCB) 
zusammengestellt. 

Die Zahlen in Klammern geben den durchschnittlichen Prozentanteil der Arbeitenden in der ersten 
Phase der Streiks an, soweit sich dieser vor August 1984 verändert hat. 


Konsens und Konflikt innerhalb des Bergbaus 


Die NUM, die während der 40er und 50er Jahre noch das Rückgrat des rechten Flügels der 
Labour Party bildete (vgl. Taylor 1984), ist unterdessen gewaltig nach links gerückt. Diese 
Entwicklung begann Ende der 60er Jahre und fand ihren Höhepunkt in den Wahlen Scargills 
(1981) zum Präsidenten und Heathfields(dem linken Labour-Kandidaten von 1984) zum Ge- 
neralsekretär. Der Vizepräsident Mick MacGahey, regelmäßig seit 1972 wiedergewählt, ist 
ein gestandener Kommunist mit pragmatischen Zügen. In der jüngsten britischen Geschichte 
hatte keine andere Gewerkschaft je eine solche ausgeprägt linke Führung. 

Parallel zu der Wahl linker Kandidaten in die Führungsspitze der NUM, setzte der Zerfall der 
alten rechten Opposition ein. Bis in die 60er Jahre hinein war die Linke (die damals haupt- 
sächlich aus Kommunisten bestand, die sich aus Schottland und Wales rekrutierten) eine klei- 
ne Minderheit innerhalb des 25köpfigen nationalen Präsidiums. Seit Mitte der 60er Jahre exi- 
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stierte jedoch ein Bündnis zwischen Kommunisten und Aktivisten des linken Labour-Flü- 
gels, das sich zielstrebig für eine Politisierung der Mitglieder einsetzte (vgl. Allen 1981). Im 
Anschluß an die Streiks der 70er Jahre konnte die Linke in den Wahlen ihre Stellung ausbau- 
en, mit dem Resultat, daß das nationale Präsidium (Präsident war Joe Gormley, der zum rech- 
ten Flügel zählte) zeitweise im Verhältnis von 13 zu 12 abstimmte. Die Folge war eine diszi- 
plinierte, ausgeklügelte Fraktionspolitik. Das Ziel der Rechten war es, die Linke daran zu 
hindern, die nicht unbeträchtliche Macht der NUM zu nutzen, um die Sparpolitik der La- 
bour-Regierung zu brechen. Hierbei konnten auch teilweise Erfolge verbucht werden, bei- 
spielsweise mit Verweis auf versteckte Lohnerhöhungen, die die Linke ablehnte. Im Frühjahr 
1979 torpedierten die meisten Gewerkschaften die Ausgabenpolitik der Regierung (die 
NUM war daran nicht beteiligt); die Labour-Regierung— inzwischen vollkommen unglaub- 
würdig geworden — wurde schließlich durch die Regierung Margret Thatchers ersetzt. 
Als es keine Labour-Regierung mehr zu schützen gab, und als das Bergbaugesetz von 1980 
Thatchers Entschluß verdeutlichte, den Bergbau den »Kräften des Marktes« zu überantwor- 
ten, gehörte die austarierte Fraktionspolitik der Vergangenheit an. Traditionell rechte Gebie- 
te, wie z.B. Durham (die in der Vergangenheit stark unter den Zechenschließungen gelitten 
hatten), entwickelten sich nach links, während andere Gebiete, wie z.B. Notts, sich mehr der 
Mitte zubewegten. Scargill trat damals mit der Information an die Öffentlichkeit, daß die Re- 
gierung eine Liste von zu schließenden Zechen vorbereitet habe, und diese Ankündigung be- 
wahrheitete sich im Frühjahr 1981. In einer geheimen Abstimmung der Bergarbeiter in 
Yorkshire (deren Präsident Scargill seit 1973 war) sprachen sich 86% für einen Streik aus, und 
die Regierung mußte einen Rückzieher machen. Im Anschluß daran galt Scargills Sieg bei der 
Präsidentenwahl auf nationaler Ebene, im Dezember 1981, als gesichert. Er erhielt 70 % der 
Stimmen (bei einer Wahlbeteiligung von 80% der Mitglieder). Als Heathfield im Januar 1984 
zur Wahl als Generalsekretär kandidierte, fand sich kein ernsthafter Gegenkandidat des rech- 
ten Flügels. Der bisherige rechte Flügel war nicht in der Lage, eine einigermaßen glaubwürdi- 
ge Wahlplattform zu formulieren, von der aus er gegen die Linke hätte antreten können 
(Campbell/ Warner 1985). 

Lediglich einmal noch kam die ausgeklügelte Fraktionspolitik zwischen Rechts und Links 
während des Streiks zum Tragen: als 1984 und 1985 die Frage einer geheimen Abstimmung 
auf nationaler Ebene diskutiert wurde. Bis zum 8. April 1984 hatte die Rechte zusammen mit 
der Linken und der Mitte, die Zweifel an einer Strategie, die Abstimmung zu verhindern, 
hegten, eine Mehrheit von 14 zu 10 Stimmen für eine Abstimmung zustande gebracht. Scar- 
gill brachte satzungsmäßige Bedenken ein und ließ darüber mit dem Erfolg abstimmen, die 
Angelegenheit zwei Wochen später einer Delegiertenkonferenz zur weiteren Behandlung 
weiterzuleiten. Seit sich Yorkshire und Durham nach links bewegt haben, haben Unterglie- 
derungen, die zwischenzeitlich zusammentraten, immer die Politik des linken Flügels unter- 
stützt. Scargill berief während des Streiks regelmäßig Konferenzen ein, under verlor bis zum 
3. März 1985, als die Delegierten den Streik mit 98 zu 91 Stimmen beendeten, nicht eine Ab- 
stimmung. Deshalb war seine Entscheidung, keine geheime Abstimmung über den Streik ab- 
zuhalten (Meinungsumfragen gaben an, daß 55 % für Streik gestimmt hätten, gegenüber 12% 
dagegen), auch bei zunächst ungewissem Ausgang, ein grober taktischer Fehler. Nicht nur, 
daß die NUM, die sich selbst immer als Prototyp einer demokratischen Gewerkschaft darge- 
stellt hatte, nun Vorwürfen Tür und Tor öffnete, die ihr undemokratische Praktiken anhän- 
gen konnten (vgl. Edelskin/Warner 1975). Es war vor allem eine Folge dieser taktischen 
Fehleinschätzung, daß der Streik in der öffentlichen Meinung als verloren galt. Jack Taylor, 
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Präsident der Bergarbeiter von Yorkshire, gab zu, daß der unerwartet starke und entschlosse- 
ne Polizeieinsatz in der Gegend um Nottinghamshire und in anderen Gegenden es unmög- 
lich gemacht hatte, die Industrie allein durch die Aufstellung von Streikposten lahmzulegen. 
Obwohl 80 % der Bergarbeiter sich im Streik befanden (so viele waren es zu diesem Zeit- 
punkt!) wurde ein Sieg immer unwahrscheinlicher. Denn die restlichen 20 %, die immer . 
noch arbeiteten, arbeiteten ın den rentabelsten Zechen. 

Nach den Auseinandersetzungen um die Abstimmungen gab es meist einstimmige Beschlüsse 
innerhalb der NUM. Ein großer Teil des rechten Flügels — eingeschlossen diejenigen, die in 
der Vergangenheit Scargill hart bekämpft hatten — unterstützte den Streik ehrlichen Her- 
zens. Von anderen wiederum sagt man, daß sie Scargill lediglich unterstützten, um seine poli- 
tische Demontage und die der Linken zu befördern. Allerdings war der Ablehnungsbeschluß 
der gesamten NUM-Führung, der sich aufein Papier bezog, das die Regierung zusammen mit 
dem NCB und dem Trades Union Congress (TUC), dem Dachverband der Gewerkschaften, 
verfaßt hatte, durchaus ernstgemeint. Denn dieses Papier enthielt die Aufforderung, den Ze- 
chenschließungen aus ökonomischen Gründen prinzipiell zuzustimmen. Selbst der Mann 
des rechten Flügels, Trevor Bell, äußerte sein Entsetzen über die Kohlebehörde. Zwar war es 
so, daß Rechte und Linke, seit es die NUM gab, immer politisch miteinander rangen, wenn es 
darum ging, Zechenschließungen aus rein wirtschaftlichen Gründen zu akzeptieren (in der 
Praxis war man jedoch immer schon gezwungen, pragmatische Übereinkünfte zu treffen). 
Auch vertrat die Rechte immer schon die Ansicht, daß eine Zusammenarbeit mit dem Ma- 
nagement den Mitgliedern der NUM den meisten Nutzen bringen würde. Dies hatte unter 
anderem seinen Grund darin, daß das NCB in der Vergangenheit ein sehr angenehmer Ar- 
beitgeber war, der sozusagen das Modell für den industriellen Konsens seit 1945 abgab. Dieje- 
nigen, die in diese Konsensstrukturen hineingewachsen waren, d.h. sowohl Bergarbeiter als 
auch Führungskräfte, waren daher dann völlig desillusioniert, als in den ersten Monaten des 
Jahres 1985 deutlich wurde, in welchem Ausmaß die bisherigen Konsensstrukturen bereits 
durchlöchert waren: DasNCB und die Regierung ließen keinen Zweifel mehr daran aufkom- 
men, daß sie voll und ganz auf eine totale Niederlage der NUM setzten. 


Die Hafenarbeiterstreiks 


Blickt man zurück, so gab es lediglich zwei Ereignisse, die einen Sieg der NUM möglich er- 
scheinen ließen. Das erste kann im Juli 1984 festgemacht werden, als eine »zweite Front« 
durch den Hafenstreik der Transportarbeiter und anderer Arbeiter entstand. Die Regierung 
bemühte sich von Anfang an gezielt darum, die NUM zu isolieren, denn sie setzte darauf, sie 
niederringen zu können, solange keine andere größere Gewerkschaft sich mit in die Ausein- 
andersetzungen einschaltete. Dies war (wie der Daily Mirror am 6. Juni 1984 aufdeckte) der 
Grund für die heimliche Einmischung der Regierung in die Tarıfverhandlungen zwischen 
der Britischen Eisenbahngesellschaft und den Eisenbahnergewerkschaften. Es wurde be- 
werkstelligt, höhere Lohnsteigerungen anzubieten, als eigentlich anstanden. Auf diese Weise 
gelang es zu verhindern, daß die Eisenbahnergewerkschaften einen Grund fanden, ihren Vor- 
stellungen entsprechend eine Streikorganisation zu führen (Sympathiestreiks waren seit dem 
»Beschäftigungsförderungsgesetz« von 1980 verboten). Die Regierung war hierbei erfolg- 
reich, obwohl die Eisenbahnergewerkschaften erhebliche Anstrengungen unternahmen, den 
Schienentransport von Kohle und Öl zu unterbrechen (wobei eszu mehreren Arbeitsnieder- 
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legungen kam). Die Wirkungen waren jedoch gleich Null, da buchstäblich hunderte von pri- 
vaten Fuhrunternehmern bereit waren, die Kohle auf der Straße zu transportieren. 

Die Hafenarbeiter sahen kommen, daß die Regierung auf eine zusätzliche Ausgrenzungsstra- 
tegie setzte. Ironischerweise war es so, daß sobald Scargill mit seiner Begehrlichkeit hinsicht- 
lich der »Moskauer Kommunisten« (die sowjetischen Gewerkschaften leisteten der NUM 
Unterstützung in Form von Lebensmitteln, Geld und Ferienlagern für Kinder) schließlich 
nicht mehr im Mittelpunkt von Presse, Nachrichten und Ansprachen der Minister stand, ei- 
nem anderen Tatbestand sehr viel weniger Aufmerksamkeit geschenkt wurde: Die Regie- 
rung importierte einige Millionen Tonnen polnischer Kohle, die in sowjetischen Schiffen 
transportiert wurde, um die Kohle- und Ölblockade der nationalen Gewerkschaft der Seeleu- 
te zu umgehen. Die Hafenarbeiter verwiesen zwar darauf, daß nicht-gewerkschaftlich Orga- 
nisierte für die Bedienung der Kräne und das Entladen der Kohle eingesetzt wurden; ihre Ar- 
gumente hatten jedoch nicht genügend Durchschlagskraft. 

Ab Juli trugen dann etliche Minister im Rahmen von Vorträgen entscheidend dazu bei, ein 
Klima der Angst um die demokratische Lebensweise des Landes zu schüren. Der berühmteste 
Beitrag in diesem Rahmen war der Vergleich, den die Premierministerin in ıhrer Rede vor 
den konservativen Mitgliedern des Parlaments zog zwischen den Auseinandersetzungen im 
»Falkland-Krieg« und den innenpolitischen Auseinandersetzungen (die Argentinier waren 
der »äußere Feind«, die NUM der »Feind im Innern«). 


NACODS und die entscheidenden Verhandlungen 


Das zweite Ereignis, das einen Sieg der NUM hätte wahrscheinlich machen können, war die 
NACODS-Auseinandersetzung im Oktober 1984. NACODS (Nationalgewerkschaft der 
Vorarbeiter etc. in den Kohlegruben) hatte 1984 16.000 Mitglieder, sämtliche Verwaltungs- 
angestellten des NCB gehörten beispielsweise dazu. NACODS, eine extrem gemäßigte Ge- 
werkschaft, führte am 11. Aprıl 1984 die erste Urabstimmung seit ihrem Bestehen durch. Eine 
Mehrheit sprach sich für den Streik aus, aber nicht die satzungsmäßig erforderliche Zwei- 
Drittel-Mehrheit. Zu Beginn des September 1984 entwickelte sich dann eine Auseinanderset- 
zung zwischen NACODS und dem NCB, die die Gehaltsauszahlung für diejenigen NA- 
CODS-Mitglieder zurückhielt, die sich weigerten, an NUM-Streikposten vorbei zur Arbeit 
zu gehen. NACODS entschied sich für eine zweite Urabstimmung, zum einen über diesen 
Sachverhalt, zum anderen auch über die geplanten Zechenschließungen. Das Ergebnis war, 
daß eine enorme Mehrheit von 82,5 % sich für den Streik aussprach. Das Einstellen der Arbeit 
der NACODS-Organisierten hätte die Schließung jeder Zeche im Lande zur Folge gehabt, 
vor allem auch deshalb, da die Einhaltung der Sicherheitsgesetze die Anwesenheit von ent- 
sprechenden Arbeitskräften verlangte, die meist in NACODS organisiert waren. Die Ge 
spräche mit dem NCB brachen Anfang Oktober zusammen, daMcGregor, der den NCB ver- 
trat, durchgängig auf dem Recht des Managements bestand, jede nicht-profitable Zeche 
schließen zu können (er trat dafür in jeder NCB/NUM-Verhandlung ein). Sowohl NA- 
CODS als auch NUM hatten sich immer wieder dem Prinzip der Schließung aus rein ökono- 
mischen Gründen widersetzt. Am 16. Oktober gab NACODS bekannt, daß sie innerhalb ei- 
ner Woche in den Streik treten würden. 

Dies hob die Moral der zögernden NUM und ließ die Regierung in Panik geraten. Peter Wal- 
ker, der Staatssekretär für Energiewirtschaft, war bereits gereizt über MacGregors letzte 
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schwache Leistung während einer Fernsehdebatte mit Scargill. Am 22. Oktober wurde dann 
ein NCB-»Sprecher« von der Regierung ernannt, zweifellos auf Anregung von Walker, der 
dies jedoch bestritt. MacGregor berichtete später, daß Walker während dieser Zeit bereits im 
Geheimen mit NACODS-Führern verhandelte (in einem Interview im Sunday Telegraph 
vom 28. 7. 1985). NACODS, die bisher kaum Erfahrungen in Aushandlungsprozessen ge- 
macht hatten und die generell auf eine Politik des Konsenses orientiert waren, beendeten ih- 
ren Streik am 24. Oktober. Hintergrund war eine Übereinkunft darüber, daß die Gehälter 
künftig wieder ausgezahlt würden und daß eine strenge Überprüfung — möglicherweise 
durch eine unabhängige Kommission — erfolgen müsse, bevor weitere Zechenschließungen 
durchgeführt würden. Die NUM weigerte sich, der Übereinkunft mit der Kohlebehörde bei- 
zutreten; sie hielt die NACODS- Versiabainern für außerordentlich unklar. 

Eine weitere, vielversprechende »Friedensinitiative« gab es im Januar 1985. Heathfield 
(NUM) und Ned Smith (Direktor des NCB für industrielle Beziehungen) traten nach einer 
friedlichen Verhandlungsphase mit der Mitteilung an die Öffentlichkeit, sie hätten nun die 
Voraussetzungen für eine Übereinkunft erarbeitet. Frühere Verhandlungen waren immer 
daran gescheitert, daß die eine Seite die Zechenschließungen aus rein ökonomischen Grün- 
den betreiben wollte, während die andere Seite sie nicht akzeptierte, es sei denn, es sprachen 
Sicherheitsüberlegungen dafür, oder die Kohle war weitgehend abgebaut. Heathfield und 
Smith waren kurz davor, eine dritte Kategorie zu definieren, die die Schließungen begründen 
könnte. Die Beteiligung der gesamten NUM-Exekutive an den Verhandlungen war bereits 
ins Auge gefaßt. An dieser Stelle verlangten nun jedoch Regierung und NCB, daß die NUM 
dem Prinzip der Zechenschließung aus rein ökonomischen Gründen als Bedingung für weite- 
re Gespräche zustimmen solle. Smith zog sich empört zurück. Obwohl er ein Befürworter 
der NCB-Politik war, erklärte er, daß er es für ungeheuerlich halte, eine Gewerkschaft um ei- 
ne derartige Zustimmung anzugehen, bevor es überhaupt zu Verhandlungen gekommen sei. 
Gleichzeitig warnte er vor einer weiteren Panikmache. 

NACODS protestierten gegen diese von Regierung und NCB aufgestellte Bedingung, die 
sich nicht in Übereinstimmung bringen ließe mit den von ihr bereits getroffenenen Verein- 
barungen. In doppeldeutigem Sinne erklärten Walker und Thatcher, daß das NACODS- 
Abkommen ihnen »hochheilig« wäre, aber daß die NUM bereit sein müsse, überhaupt über 
unrentable Zechen zu sprechen. Wenn die Regierung sich auf NACODS bezog, ließ sie den 
Anschein einer konsensorientierten Politik wieder aufleben, um NACODS zu beruhigen. 
Dieses Mal stützte sie sich auf den TUC, um Hilfestellung bei der Lösung der Auseinander- 
setzungen einzufordern. Thatcher lud am 19. Februar eine Gruppe von TUC-Führern in 
die Downing Street Nummer 10 ein. Die TUC waren während der 60er und 7er Jahre dort 
regelmäßig anzutreffen gewesen. Dies hatte sich seit der Regierung Thatcher geändert. Ihre 
Weigerung, direkt mit dem TUC zu verhandeln, war ein wichtiger Bestandteil ihrer auf Zer- 
störung des industriellen Konsenses zielenden Politik. Beglückt über die Rückkehr zu, wie 
es schien, »alten Zeiten«, ließen sich die TUC-Führer zu Äußerungen hinreißen wie sol- 
chen, daß Thatcher eine »großartige Politikerin seis und »gar nicht so, wie ihr öffentliches 
Image« es nahelege. Die TUC willigte darin ein, der NUM-Führung ein verklausuliertes 
Dokument zu unterbreiten, das jedoch am Recht des Managements Eesthielt, unrentable Ze- 
chen zu schließen. Offensichtlich ging die TUC davon aus, daß, wenn sie die Rolle der 
Schlichterin der Auseinandersetzungen zu spielen in der Lage war, sie ihre in die Brüche ge- 
gangenen Verbindungen mit der Regierung wieder herstellen können würde. Rückblickend 
scheint es jedoch so gewesen zu sein, daß die Regierung wohl zu keiner Zeit bereit war, eine 
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Übereinkunft anzustreben. Sie ging davon aus, daß jedwede Übereinkunft, der die NUM zu- 
stimmen würde, von Scargill als Sieg gefeiert würde. Eigentlich wollte die Regierung nichts 
anderes, als sowohl NACODS und der Öffentlichkeit vorführen, und dies mit Unterstüt- 
zung der ehrwürdigen, auf Konsens orientierten TUC, daß sie bemüht war, zu einer Über- 
einkunft zu kommen. Dies mußte der Regierung zum damaligen Zeitpunkt als wichtig er- 
scheinen, da die öffentliche Meinung in letzter Zeit die Ereignisse kritischer verfolgte. 
NACODS akzeptierte das sogenannte TUC-Dokument. Genau wie die Regierung eserwar- 
tet hatte, stimmten weder die NUM-Führung noch die Vollversammlung für es. Im Namen 
der Regierung erklärte Peter Walker am 21. Februar 1985: »Da haben wir es! Die Gespräche 
sind ans Ende gelangt!« Und er forderte die Bergarbeiter auf, an die Arbeit zurückzukehren. 
Seit November 1984 galt in immer stärkerem Maße, daß jedesmal, wenn Verhandlungen fehl- 
schlugen, die Kampfmoral der Bergleute auch ein Stück in sich zusammenfiel und viele die 
Arbeit wieder aufnahmen. Dieses Mal war es bereits so weit, daß Süd- Wales in Gefahr war, zu 
kippen, so daß es folgerichtig zu dem Abstimmungsergebnis kam, die Arbeit wiederaufzu- 
nehmen (3. März 1985). Andererseits besagte dieses Abstimmungsergebnis aber auch, daß ei- 
gentlich niemand voll überzeugt für die Wiederaufnahme der Arbeit war und die ausgesperr- 
ten Bergleute ihrem Schicksal überlassen wollte. Die ausgesperrten Bergleute wurden von 
jetzt an zum Symbol für die Niederlage der NUM; umgekehrt standen sie für die neue harte 
Linie des NCB (man führe sich hier vor Augen, daß alle vergangenen Streiks immer mit einer 
Amnestie endeten). Esgab auch Ausnahmen — speziell in Nord-Derbyshireund Wale—, wo 
ein aufgeklärteres Management alle diejenigen wieder in ihre Stellen übernahm, die nicht im 
Gefängnis gelandet waren. In Schottland jedoch wurde niemand wieder aufgenommen. Da- 
mit bekamen die Aussperrungen der Gewerkschaftsfunktionäre den Charakter von Säube- 
rungsaktionen. Da speziell die Presse mit ihrer Kampagne, sie als »Männer der Gewalt« zu 
überzeichnen, einen ziemlichen Einfluß hatte, wurden viele wegen lächerlicher Vergehen 
ausgesperrt, wegen derer kein Gericht sie für schuldig befunden hätte. Dagegen wurden die 
nicht im Streik befindlichen Bergarbeiter, die sich an Streikenden vergingen, nicht zur Ver- 
antwortung gezogen. 

Als die NUM zurück wich, begann das Spiel mit NACODS von Neuem: Die Kohlebehörde 
war der Meinung, daß sie von nun an, nachdem die Gewerkschaften sich außerstande gese- 
hen hatten, zu einer Übereinkunft über neue Verfahren bei Zechenschließungen zu gelan- 
gen, eigenmächtig handeln könne. NACODS war der Meinung, daß in etlichen Fällen frei- 
willig ausscheidenden NUM-Mitgliedern bereits Abfindungen etc. gezahlt worden seien, so 
dafs die ins Auge gefaßte unabhängige Kontrollkommision nur noch Zechen zu begutachten 
hätte, die de facto bereits als geschlossen zu gelten hätten. Als dann jedoch die Ankündigun- 
gen weiterer Zechenschließungen kamen, ohne daß die Kontrollverfahren eingesetzt wur- 
den, die bereits vor dem Streik existierten, stimmten die NACODS-Mitglieder mehrheitlich 
für eine Überstunden-Begrenzung, die am 10. Mai 1985 in Kraft trat. Am 18. Mai hielt der 
Unterstaatssekretär des Energieministeriums eine Rede, die klarmachte, daß die Regierung 
auf eine Lösung setzte, die die Zechenschließungen beinhaltete. NACODS griff unterdessen 
den NCB wegen spezieller Täuschungsmanöver an, die sich auf die vorangegangenen Ab- 
kommen bezogen. Etliche Manager hatten NACODS ein Rundschreiben unter die Augen 
gehalten, das das NCB an sie versandt hatte, mit der Bitte, gegenüber den Mitgliedern von 
NACODS mit härteren Bandagen aufzuwarten. Schließlich, drei Wochen später, hob NA- 
CODS die Beschlußfassung für die Überstundenbegrenzung wieder auf, nachdem einige 
Treffen (unter Ausschluß von MacGregor) mit NCB-Gebietsdirektoren stattgefunden hat- 
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ten. Allerdings konnte NACODS nicht umhin, zuzugestehen, daß ihre Vereinbarung vom 
Oktober 1984 keinerlei Auswirkungen gehabt hatte: 36 Zechen wurden dichtgemacht oder wa- 
ren kurz vor der Schließung, seit der Streik beendet war. Weitere 50 sollten in den kommenden 
zwei Jahren geschlossen werden, wenn ihre wirtschaftlichen Erfolge nicht den Zielgrößen ent- 
sprechen sollten, die das Kohle-Industrie- Gesetz von 1955 festgelegt hatte. Eine Menge Leute 
warfen der NUM vor, daß sie aus Intransigenz, aber auch einer gewissen Beschränktheit heraus, 
die Vereinbarungen, die NACODS getroffen hatte, nicht mitgetragen habe. Die Premiermini- 
sterin drängte auf den Beitritt (Guardian, 26. Oktober 1984); der Energieminister erklärte im 
Parlament, daß trotz bereits vorangeschrittener Vorverhandlungen noch Offenheit bestünde, 
die NUM an den bisher mit NACODS getroffenenen Vereinbarungen zu beteiligen (Tirzes, 5. 
Februar 1985). Als dann schließlich Scargill am 1. März 1985 dem Sprecher des NCB, Michael 
Eaton, vor Fernsehzuschauern anbot, die Vereinbarungen, die NACODS getroffen hatte, als 
Basis weiterer Aushandlungen anzusehen, wich Eaton jedoch zurück. Er machte noch einmal 
zur Bedingung, daß die NUM das zwischen Regierung und TUC ausgehandelte Papier aner- 
kennen solle. Der Schluß, der aus dem zu ziehen ist, ist der, daß eine solche Vereinbarung nie- 
mals als Kompromißangebot fungieren konnte; auch weisen die Erfahrungen, die NACODS 
seit Beendigung des Streiks machen mußte, darauf hin, daf derartige Vereinbarungen schlim- 
mere Konsequenzen haben im Vergleich mit dern Zustand ohne Vereinbarungen. Am 3. Juni 
1985 einigten sich die NUM und NACODS auf eine gemeinsam zu verfolgende Strategie in be- 
zug auf Zechenschließungen. McNespry, der Generalsekretär von NACODS, erklärte, daß die 
Kohlebehörde in betrügerischer Absicht gehandelt habe, und daß? man nicht die Absicht habe, 
ihr noch einmal zu vertrauen. Auch in der NUM breitete sich Mißtrauen aus. Heathfield, der in 
der Vergangenheit mit der Kohlebehörde auf Basis wechselseitigen Respekts Umgang gepflegt 
hatte, antwortete auf die Frage, ob er ihr noch glaube, wenn sie von dem künftigen Ausbau der 
Kohlegruben spreche: »Nein, ich vertraue ihr gegenwärtig gar nicht mehr, in keinem Punkt. 
Ich habe in 30 Jahren Erfahrungen in den Aushandlungsprozessen sammeln können, die in un- 
serer Branche geführt werden, und ich muß sagen, daß die vertrauenswürdigen Männer alle 
nicht mehr da sind.« 


Die Taktik der NUM 


Die Taktik der NUM im Jahre 1984 war in zweifacher Hinsicht verhängnisvoll: politisch 
und logistisch. Am 8. März traf sich die NUM-Führung, eine Woche nachdem die NCB eine 
Drosselung der Produktion gefordert hatte; sie zielte damit auf die Schließung von 20 Ze- 
chen. Das Yorkshire-Gebiet begann zu streiken; es war wahrscheinlich, daß Schottland fol- 
gen würde. Satzungsgemäß wäre es gewesen, eine Abstimmung auf nationaler Ebene durch- 
zuführen. Am selben Tag gab MacGregor bekannt, daß überschüssige Gewinne zu erwarten 
seien. Obwohl es das erklärte Ziel der NUM war, zu verhindern, daß Arbeitsplätze aus den 
verarmten Kohlegebieten verlagert würden, hielt sie das nicht vom Streik ab. Leider hielt es 
sie aber von der Abstimmung auf nationaler Ebene ab, mit dem Ergebnis, daß es zu einem 
ziemlichen Wirr-Warr zwischen öffentlich legitimierten und nicht legitimierbaren Aktio- 
nen kam: Gebiete, die für Streik waren, durften streiken (und dies war auch — entsprechend 
der Gebietsklauseln — legitim), und man erwartete, daß der Funke — ausgehend von diesen 
Gebieten — auf das ganze Land überspringen werde. Diese Taktik konnte 1969, im Rahmen 
der nicht-angemeldeten Streiks, noch erfolgreich sein, und dies war auch die Zeit, als Scargill 
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und seine Generation ihre ersten Streikerfahrungen machten. 1984 jedoch brach, nach ei- 
nem kleinen Anfangserfolg, ziemlich schnell alles zusammen, da die Polizei sehr schnell und 
hart eingriff. Eigentlich ging der Streik bereits in den ersten beiden Wochen verloren, und 
man war gleich zu Beginn von der Härte des Gegenschlags der Polizei überrascht. Schon da- 
mals sagten einige Bergleute, daß man es eigentlich kaum mit einer Regierung aufnehmen 
könne, die in so rabiater Weise darauf aus sei, die Auseinandersetzung zu gewinnen. Man 
verlegte sich daher einerseits auf Straßenblockaden, auf der anderen Seite versuchte man es 
mit Straßenaktionen, Transparenten etc. ... Speziell Scargill versuchte mit diesem Konzept, 
an die für ihn und die NUM 1972 so erfolgreiche »Schlacht von Saltley« anzuknüpfen, an ei- 
ne Zeit, als er noch einfacher Delegierter war. Aber nicht nur er erinnerte sich an diese er- 
folgreiche Schlacht und seine damals beginnenden Fernsehauftritte, sondern vor allem auch 
seine Gegner in der konservativen Partei, die damit wieder die Gefahr von »Revolution« 
und »Anarchie« heraufkommen sahen. Und Scargill selbst neigte wohl auch dazu, massen- 
hafte Straßendemonstrationen als ein Vehikel für gesellschaftliche Veränderungen zu be- 
greifen (vgl. Ruthledge 1977/78). Obwohl MacGahey und Heathfield privat versuchten, 
Scargill klarzumachen, daß es für die NUM wichtiger sei, die öffentliche Meinung auf ihre 
Seite zu ziehen (wie es während der Aktionen von 1972/74 gelang), veränderte Scargill sein 
öffentliches Auftreten kaum. Wenn er in den Medien auftrat, tat er so, als würde er es ledig- 
lich mit der eigenen Mitgliedschaft zu tun haben und nicht mit einer Öffentlichkeit, die von 
den Zielen und der Legitimität der NUM- Aktionen überzeugt werden sollte (Scargill 1975). 
Immer noch orientiert an Saltley (1972), wo es gelang, eine breite Unterstützung für die Sa- 
che der streikenden Bergarbeiter zu erreichen, schätzte Scargill völlig falsch ein, daß Ge- 
werkschafter es sich nicht leisten können — seien ihre Forderungen auch noch so legitim — 
auf öffentliche Unterstützung zu verzichten. Als die NUM der öffentlichen Unterstützung 
verlustig ging (v.a. auch aufgrund der nicht durchgeführten Abstimmung), verlor sie auch 
ein Stück Solidarität der anderen Gewerkschaften, die sie vorher gehabt hatte. Scargill 
macht es fast zu seiner eigenen Sache (und dies gegen den Rat der Linken in der NUM-Füh- 
rungsspitze), die »Schlacht von Saltley« zu wiederholen. In der Nähe von Sheffield standen 
dann für mehrere Wochen ca. 7 000 Bergleute 5000 Polizisten gegenüber. Dies war bereits 
ein ziemlicher Kraftakt. Auch waren die Ausschreitungen während dieser Auseinanderset- 
zungen nicht unbeträchtlich, wobei die Polizei die Gewalttätigkeiten beständig steigerte 
und für die Eskalationen auch verantwortlich ist. Soweit man sich in Großbritannien erin- 
nern kann, hat es — zumindest seit 1914 — derartige gewalttätige Übergriffe der Staatsmacht 
nicht mehr gegeben. Scargill, der während dieser Auseinandersetzungen bewußtlos geschla- 
gen wurde, hatte mit dieser Auseinandersetzung tausende seiner Mitglieder in eine Falle ge- 
lockt: Die Polizei erteilte ihnen eine brutale Lektion. 95 Bergleute, viele von ihnen schwer 
verletzt, wurden wegen Aufruhrs angeklagt. Der Innenminister äußerte sich — im Vorgriff 
auf die Verfahren —; er »erinnerte« die Richter daran, daß derartige Vergehen eigentlich mit 
lebenslänglichen Strafen geahndet werden müßten. 

Die Auseinandersetzungen und Ausschreitungen von Orgreave (1984/85) bildeten einen Ru- 
bikon. Auch durfte Scargill sich nicht beklagen; auch er führte einen militanten Stil in die 
Klassenauseinandersetzungen ein, der — zumindest in Ton und Form — dem der Premiermi- 
nisterin kaum nachstand. 

Noch 1972 konnten die Bergleute mit Überzeugung vertreten, daß sie mit ihren Aktionen in 
sechs Wochen mehr erreicht haben, als in den 25 vorangegangenen Jahren der Kooperation 
mit dem NCB. Scargill wiederum verlängerte diese positive Erfahrung zu einseitig und war 
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offensichtlich der Meinung, daß »die Arbeiterklasse lediglich ihre Muskeln spielen lassen 
müsse, damit der Staat einlenke. 1984 jedoch hatte sich die Polizei seit ca. 12 Jahren auf derar- 
tige Auseinandersetzungen vorbereitet; sie hatte von Saltley gelernt aus Nordirland und den 
81er Ausschreitungen. Die Gerichte griffen auch härter durch; wenn Bergleute gegen Kau- 
tion freigelassen wurden (die meisten von ihnen wurden später für unschuldig befunden oder 
lediglich wegen geringfügiger Vergehen angeklagt), bekamen sie die Auflage, nicht an De- 
monstrationen teilzunehmen sowie gewerkschaftliche Aktionen zu meiden. 

Viele der NUM-Aktivisten, die in den letzen Jahren in die Führungsschicht aufgestiegen wa- 
ren, neigten dazu, auf dem Hintergrund der Erfolge von 1973/74 arrogant zu werden. Sie 
übersahen völlig, wie wichtig es sein kann, die öffentliche Meinung auf seiner Seite zu haben; 
stattdessen sahen sie sich oft in der Rolle der politischen Avantgarde, der automatisch gefolgt 
würde. Es erscheint nicht sehr wahrscheinlich, daß sich die Regierung ar der NUM derartig 
ausgelassen hätte, wenn die Öffentlichkeit hinter ihr gestanden hätte. Speziell beiden Ausein- 
andersetzungen in Orgreave befand die Öffentlichkeit zunächst auch die Polizeiaktionen für- 
gut und nicht die Aktionen der NUM. Auch hier mag ein Quentchen der Erklärung dafür zu 
finden sein, weshalb der Bergarbeiterstreik verloren ging. 

Sicherlich, ein Drittel der englischen Bevölkerung unterstützte die NUM (1972 waren es 
mehr als doppelt so viele); hunderte von Unterstützungsaktionen wurden ins Leben gerufen, 
die die Bergleute finanziell, politisch und moralisch unterstützten. Man kann sogar sagen, 
daß esim Rahmen dieser Unterstützungsaktionen zu einer Art Mini-Wohlfahrtsstaat kam — 
ein greifbares, positives historisches Beispiel, das sich wohltuend von dem radikalen Indivi- 
dualismus der Konservativen absetzte. Esentstand eine breite Volksbewegung zur Unterstüt- 
zung des Streiks, und dies zusätzlich zu den Solidaritätsaktionen, die Labour-Party und Ge- 
werkschaften organisierten. Einige sahen bereits einen neuen Politiktypus heranreifen, eine 
Art Volksfront gegen den Thatcherismus (vgl. Francis 1985); und auch die ausländische Soli- 
darität, speziell der Gewerkschaften, war nicht unbeträchtlich. Jedoch konnten alle diese 
Hilfsaktionen nicht darüber hinwegtäuschen, daß im Jahre 1985 die meisten der streikenden 
Bergleute hoch verschuldet waren, Hab und Gut verkaufen mußten, und ihre Kinder in zwei 
Nummern zu kleinen Schuhen herumliefen. 

Obwohl dem NCB fast jedes Mittel recht war, das zur Wiederaufnahme der Arbeit führen 
konnte, war doch der schließliche Zusammenbruch des Streiks eigentlich schon ein Resultat 
seines Beginns: der anfängliche Verzicht darauf, eine breite politische Basis innerhalb der Mit- 


gliedschaft herzustellen für Ziele und auch die Art der Durchführung des Streiks. 


Die Taktik des NCB 


Obwohl das NCB während der gesamten Streikperiode eng mit der Polizei und der Regie- 
rung zusammenarbeitete, soll hier abschließend versucht werden, ihre eigenständige Kampf- 
taktık herauszuarbeiten. Das NCB arbeitete von Beginn an mit der Polizei zusammen mit 
dem Ziel, die entstehende Streikbewegung von vornherein im Griff zu halten. Heute bestrei- 
tet niemand mehr, daß beispielsweise die Telefone der Gewerkschaftszentralen und die der 
Gewerkschaftsfunktionäre abgehört wurden. Während der Kampagne zur Wiederaufnahme 
der Arbeit schützte die Polizei in bisher nie gekannter Weise die NCB-Angestellen undderen 
Eigentum; die normale Kriminalitätsrate sarık in dieser Zeit erheblich. Es war durchaus nicht 
unüblich, daß eine einzige Person von ca. 1000 Polizisten begleitet wurde, wenn sie die Gru- 
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bentore passierte, obwohl die Kohleförderung wohl niemals nur von einer Person bewerk- 
stelligt werden kann. Immer wieder wurde berichtet, daß die Bergleute von Polizisten aufge- 
sucht wurden, die sie mit irgendwelchen Vergehen und Verbrechen zu belasten versuchten 
und ihnen bei Wiederaufnahme der Arbeit Straffreiheit anboten. 

Überhaupt, die Kampagne zur Wiederaufnahme der Arbeit war eine völligneue Art der Aus- 
einandersetzung. Den Startschuß gab der NCB-Gebietsdirektor von Nord-Derbyshire. Er 
wollte die NUM »aufrollen«. Beispielsweise ließ er Namen und Adressen aller Bergleute die- 
ser Region veröffentlichen (die Gewerkschaft selbst verfügte gar nicht über diese Informatio- 
nen). Dann suchte das NCB diejenigen Bergleute auf, deren Wohnungen am weitesten von 
der Zeche entfernt lagen; man unterstellte, daß sie wahrscheinlich die ersten sein würden, die 
durch das Netz der NUM-Unterstützungsaktionen in den Dörfern fallen würden. Außer- 
dem wurden diejenigen Bergleute von dem NCB bearbeitet, die in der Gegend von Notting- 
hamshire lebten, — ein Gebiet, das an eines angrenzte, was nicht streikte. Über Monate hin- 
weg erreichte man damit gar nichts; oft ging ein leitender Angestellter des NCB durch die 
Straßen, gefolgt von einem NUM-Funktionär, der über ein Megaphon rief »Vorsicht, nicht 
die Tür öffnen, es ist ein Manager des NCB.« 

Im Oktober schließlich, nach dem Zusammenbruch der Hauptverhandlungen, die begleitet 
wurden mit dem Angebot finanzieller Zuwendung im Falle der Wiederaufnahme der Arbeit, 
schnellten innerhalb einer Woche die Zahlen derjenigen in Nord-Derbyshire ın die Höhe, 
die zurückkehrten. Gegen Ende des Streiks sah es so aus, daß 80 % an die Arbeit zurückge- 
kehrt waren, in einer Region, in der sich über 50% in einer Abstimmung für den Streik ausge- 
sprochen hatten. 

Die in Nord-Derbyshire entwickelte Strategie war erfolgreich, und sie wurde dann auch in 
anderen Gebieten angewandt. Sie war deshalb erfolgreich, weil sie die Bergleute mit dieser 
Methode von der Gewerkschaft isolierte, sich die schwächsten Glieder vornahm und — über 
ein Eindringen in den privaten Bereich — familiären Druck auf die Streikenden zu erzeugen 
in der Lage war. Gegenüber diesen Methoden und Machenschaften war es für die NUM 
kaum noch möglich, ihre Strategie erfolgreich zu verteidigen. Möglicherweise gehören Bege- 
benheiten wie solche, wo Führer der NUM während des Streiks von den Bergarbeitern wie 
Helden empfangen wurden, der Vergangenheit an. Funktionäre der NUM äußerten auch die 
Befürchtung, daß in Zukunft Solidaritätsaktionen immer schwieriger werden würden, da die 
neuen Gruppengebiete in großer Entfernung von den Wohnungen angesiedelt seien (Kahn 
1985). Demgegenüber muß jedoch vermerkt werden, daß die Bergarbeiter im neu entstande- 
nen Selby-Gebiet volle 11 Monate durchstreikten. 


Die NUM und die Zechenschließungen 


Die Positionen der NUM gegenüber den Zechenschließungen wies einige schwache Punkte 
auf. In der Folge der 74er Streiks hatten die Gewerkschaften zusammen mit der Regierung 
und dem NCB eine Vereinbarung unterzeichnet, den Kohleplan. In diesem Plan ging es um 
Maßnahmen, die dazu führen könnten, neue, expandierende Bereiche des Bergbaus zu unter- 
stützen und alte Zechen wieder in Gang zu setzen. Die Gewerkschaften schluckten die Ziel- 
setzung der Produktivitätssteigerung, da sie auf eine Ausweitung der Produktion hofften. 
Letztere allerdings blieb aus; die Kapazitäten der Stahlindustrie wurden nicht verdoppelt, 
sondern halbiert, und nach der 79er Rezession wurde die industrielle Basıs des Landes erheb- 
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lich geschmälert. Betroffen war hauptsächlich die Schwerindustrie, die bisher ein Hauptab- 
nehmer von Kohle war. Die NUM-Führung führte ihren Kampf unter Bezug auf den Kohle 
plan, mit dem Ziel, zu demonstrieren, daß, wenn die Kohlebehörde die Produktionsziele än- 
dere und die Produktion drossele, sie auch das Abkommen breche. 

Die NUM bekämpfte die sich vollziehende Konzentrationspolitik im Bergbau, und implizit 
bekämpfte sie auch die Verschleuderung der Kohlevorräte. Sie stützte sich bei letzterem auf 
die Argumente eines früheren Beraters der Kohlebehörde selbst (Heathfield 1985). Wenn 
Bergwerke einmal geschlossen sind, werden sie normalerweise nicht wieder in Betrieb ge- 
nommen. Auch die englische Geologische Gesellschaft, die für keine Seite Partei ergriff, war 
der Ansicht, daß die ins Auge gefaßte Konzentrationspolitik auf der Basis von Hochtechno- 
logie die Kohlevorräte innerhalb von weniger als 50 Jahren aufbrauchen dürfte. Theoretisch 
könnte sie jedoch — auf Basis einer anderen Nutzungspolitik — dreimal so lange genutzt wer- 
den (so R. Crockett von der British Geological Society im Dezember 1984). In der Folge ent- 
brannte eine Auseinandersetzung über die Preis- und die Technologiepolitik der NCB. Cut- 
ler (1985) z.B. hielt die gesamte, an der Steigerung der Kapitalintensität orientierte Politik des 
NCB für schädlich und arbeitete die Vorteile einer eher an hoher Arbeitsintensität orientier- 
ten Strukturpolitik heraus. Insgesamt wurden gegen Ende des Jahres 1984 eine Menge von 
gut abgesicherten, wirtschaftspolitischen Argumenten zusammengetragen, die die Schlie- 
Rungspolitik der Regierung in einem anderen Licht erscheinen ließen. Auch wurde darauf 
verwiesen, daß beispielsweise die Nationale Elektrizitätsbehörde hohe Gewinne auf Kosten 
des NCB machte (Berry et.al. 1985). Rückblickend ist es bedauerlich, daß die NUM diese 
Analyse nicht bereits zu Beginn des Streiks zur Verfügung hatte. Als sie schließlich zugäng- 
lich wurde, war die öffentliche Meinung bereits für das NCB eingenommen. Es gelang dem 
NCB in diesem Falle auch, die Veröffentlichung dieser für ihren einmal eingeschlagenen Weg 
ungünstigen Ergebnisse für immerhin drei Monate zu unterbinden. 


Auswirkung auf TUC und Labour Party 


Beide, TUC und Labour Party, waren aufs höchste irritiert durch die Art, wie der Streik ge- 
führt wurde, v.a. auch darüber, daß die Versuche, ihn erfolgreich zu beenden, nichts fruchte 
ten. Die Labour Party vertrat eher die erste, der TUC die zweite hier angeführte Position. 
Die NUM-Führung verbat sich von Beginn an jegliche Einmischung des TUC, auch im Hin- 
blick darauf, daß der TUC sie vorzeitig. in einen Kompromiß hineinzwingen könnte, wie sie 
dies bereits öfter mit anderen Gewerkschaften gemacht hatte. Später dann, auf dem Gewerk- 
schaftstag des TUC, im September 1984, appellierte Scargill leidenschaftlich an die Unterstüt- 
zungsbereitschaft des TUC. Die TUC-Generalversammlung sagte auch weitreichende Hilfe 
zu; was sie dann tatsächlich zu leisten in der Lage war, bezog sich auf die Finanzierung von 
Notfonds und Unterstützungszahlungen, damit die NUM-Verwaltung aufrechterhalten 
werden konnte. Darüber hinaus waren sie und ihre Mitglieder entweder nicht bereit oder in 
der Lage, weitere praktische Solidarität mit der NUM zu üben. Speziell die TUC-Mitglied- 
schaft schien sich selbst durch Arbeitslosigkeit bedroht zu fühlen; zusätzlich fühlte sie sich 
aber auch von der NUM-Spitze abgestoßen und konnte die Art und Weise, wie der Streik ge- 
führt wurde, nicht mittragen. Sollte die Mitgliedschaft tatsächlich den Streik nicht befürwor- 
tet haben, so gaben ihr letztlich die Streikpraktiken genügend Vorwände, tatsächlich die Un- 
terstützung zu verweigern. Die Arbeiter der Elektrizitätswerke, die die NUM wie nie zuvor 
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gebraucht hätte, hatten sich in der Zwischenzeit nach rechts bewegt. Eigentlich konnten die 
meisten Bergleute nicht begreifen, daß die Gewerkschaftsbewegung bereit war, ihre Nieder- 
lage hinzunehmen. Die Gewerkschaftsbewegung war nicht mehr in der Lage, die NUM zu 
beeinflussen, geschweige denn zu unterstützen; sie war aber auch nicht in der Lage, auf die Re- 
gierung einzuwirken, sie zu irgendwelchen Vereinbarungen hinzuführen. 

Die Labour Party tat sich da etwas leichter. Obwohl durch den Streik ihre Verschnaufpause 
nach der verheerenden Wahlniederlage von 1983 abgekürzt wurde, war esso, daß sie zum er- 
stenmal seit drei Jahren bei Meinungsumfragen vorne lag. Zwar wurde die Labour-Führung 
dafür kritisiert, daß sie gegenüber der NUM-Führung auf Distanz ging. Sie tat dies jedoch 
erst, nachdem die NUM-Führung der von Labour ausgesprochenen Aufforderung nach ei- 
ner Abstimmung über den Streik nicht nachkam. Die Probleme der Labour-Führung spitz- 
ten sich erst nach dem Ende des Streiks zu, als zu befürchten stand, daß die NUM sich spalten 
könne. Die abgefallenen Gebiete, insbesondere Nottingham, waren Gebiete, die Labour bei 
den nächsten Wahlen zurückgewinnen hoffte. 

Auch erwartete man Schwierigkeiten zwischen der Parteiführung und den Aktivisten, die 
zum Beispiel Scargill auf dem 84er Parteitag stehende Ovationen gebracht hatten. Als der 
Streik in sich zusammengebrochen war, tat sich dann auch ein tiefer Riß zwischen der auf 
die Verfassung orientierten Linken und den sogenannten harten Linken auf, die an einen 
Aufstand dachten. Allerdings wurden die Neo-Trotzkisten und die Gruppierungen der äu- 
ßersten Linken (die, als sich Großbritannien politisch polarisierte, zunächst als politischer 
Unruheherd erschienen) im Anschluß an den Streik zunehmend an den Rand gedrängt. Be- 
kannte Figuren wie der Londoner Führer Ken Livingstone bewegten sich auch von der »äu- 
ßersten Linken« zur »inneren Linken«. Diese Entwicklungen innerhalb der Labour Party 
spiegelten die Spaltung wider, die sich bereits in der Kommunistischen Partei vollzogen hat- 
te: die Spaltung zwischen der Mehrheit von »Euro-Kommunisten« und den Lesern von 
»Marxism Today« auf der einen Seite und den »Stalinisten« auf der anderen Seite, die sich um 
den »Morning Star« scharten. Diesen Entwicklungen vorausgegangen waren Diskussionen 
darüber, ob und bis zu welchen Grade die »traditionelle Arbeiterklasse« noch existiere und 
daß sie stark zusammengeschmolzen sei, so daß — auch auf dem Hintergrund der technolo- 
gischen Entwicklung — man sich fragen müsse, ob andere Bündnisstrukturen angesagt sei- 
en. Der Streik der Bergarbeiter hatte beiden Seiten die Argumente geliefert, die sie brauch- 
ten, obwohl eigentlich sein Ergebnis eher Positionen der »inneren Linken« stützen konnte, 
denn es unterstrich mit aller Deutlichkeit die Unzulänglichkeit von Avantgarde-Taktiken, 
wenn sie ohne Unterstützung der Öffentlichkeit blieben. 


Die Auswirkungen auf die NUM 


Die Gewerkschaft beendete den Streik, ohne noch irgendwelche Rücklagen zu haben (sie 
sind auch bis heute noch nicht wieder vorhanden); sie ging der Gefolgschaft eines Teils ihrer 
Mitglieder verlustig; andere Mitgliedergruppen schlagen sich mit Schuldenbergen herum. Ih- 
re Stellung als mächtigste Gewerkschaft des Landes ist zerschlagen, möglicherweise für im- 
mer. Zusätzlich muß sie der höchstwahrscheinlichen Tatsache ins Auge sehen (wie siees auch 
bereits vor dem Streik tat), daß ihre Mitgliedschaft sich innerhalb der nächsten zwei bis drei 
Jahre um die Hälfte reduzieren wird. Die letzte Demütigung war die, daß bei der Wiederauf- 
nahme der Arbeit die gefeuerten Männer nicht dabei waren, und dies waren zum Teil die ak- 
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tivsten Mitglieder. Dennoch: Viele Mitglieder der NUM sind überzeugt — und äußern dies 
auch öffentlich —, daß sie einen moralischen Sieg errungen haben. »Wir kämpften härter und 
länger, als irgendjemand sonst gegen die Arbeitslosigkeit gekämpft hat. Und niemand hat 
wohl erwartet, daß wir solange durchhalten würden, und keine andere Gewerkschaft hätte 
einen solchen Kampf geführt!«, so formulierte es ein Bergarbeiter. Viele betonten auch, daß 
sie darauf vorbereitet seien, den Streik wieder aufzunehmen. Dies sind vor allem jüngere 
Bergarbeiter. 

Für die NUM war der Abfall der Gliederung in Notts und in anderen kleineren Regionen ei- 
nes der Hauptprobleme, denn auf diese Weise bestand die Gefahr des Verlusts von 25 % der 
Mitgliedschaft, möglicherweise sogar ein noch größerer Anteil, stellt man künftige Zechen- 
schließungen in Rechnung (bsp. Schottland, Wales, Durham, Kent und Yorkshire). 

Die traditionell vorhandenen regional begründeten und auch politischen Rivalitäten, die mit 
Nottingham bestehen, beruhen hauptsächlich auf einer kontroversen Einschätzung gewerk- 
schaftlicher Demokratiekonzepte: das eine ist eher auf Individualvertretungsrechte orien- 
tiert, das andere auf Kollektivrechte (vgl. Taylor 1985). 


Schlußbetrachtung 


Der Bergarbeiterstreik wirft viele Fragen auf; einige davon beziehen sich auf das Problem, 
welche Strategie und Taktık Gewerkschaften denn eigentlich im Angesicht einer technologi- 
schen und ökonomischen Restrukturierungspolitik einschlagen könnten. Auch wenn die 
NUM eine Abstimmung über den Streik durchgeführt und gewonnen hätte (im April 1985 
unterstützten ihn entsprechend den Meinungsumfragen — zwischen 55 und 65 % ihrer Mit- 
glieder), wäre es nicht sehr wahrscheinlich gewesen, daß sie ihn gewonnen hätte. Wäre die 
Abstimmung gegen den Streik ausgegangen, hätte die NUM das Recht gehabt, stillzuhalten. 
Wenn esjedoch so ist, wie die NUM es beansprucht, daß sie eine Verpflichtungübernommen 
habe gegenüber künftigen Generationen und den Gebieten, in denen diese leben, dann hat 
diese Verpflichtung auch einen höheren Wert als es einfache demokratische Spielregeln ha- 
ben. Die Gründe, die diejenigen dafür anführten, daß sie die Arbeit nicht niederlegten, waren 
auch vergleichsweise dürftig: Sie bezogen sich auf das Terrain demokratischer Spielregeln, die 
nicht eingehalten wurden und darauf, daß sie sich dem Schließungsplan widersetzen wollten. 
Dabei hätte eigentlich deutlich geworden sein müssen, daß dies die letzte Möglichkeit war, 
für diese Sache zu streiken. Einige Bergarbeiter waren von Beginn an gegen den Streik; sie 
führten damals schon an, daß er Zeitvergeudung bedeute und auch gar nicht erfolgreich sein 
könne. Es ist nicht leicht, zu beurteilen, ob diese Einschätzung richtig war oder schlicht eine 
»self-fulfilling prophecy«. Eigentlich ist zur Zeit wohl niemand in der Lage, ein Urteil dar- 
über abzugeben, ob die politischen Spaltungen innerhalb der NUM Resultat oder Vorausset- 
zung von Auseinandersetzungen sind über das, was politisch legitim und durchsetzbar ist, 
oder das, was rechtlich und ökonomisch vertretbar ist. 

Es hat sich jedoch auch noch eine andere Seite aufgetan: Der Streik offenbarte, auch als Ergeb- 
nis des schwindenden Einflusses der Gewerkschaften, daß die zentrale Regierungsgewalt in 
England ziemlich gestärkt worden ist. Viele derjenigen, die sich nicht mit den Zielsetzungen 
der NUM einverstanden erklären konnten, waren in der Folge entsetzt über die Zersetzung 
der Bürgerrechte und die Politisierung einer enorm angewachsenen Polizeimacht. Dies ist das 
Resultat einer gezielten Politik innerhalb der Gesamtstrategie der Regierung. Wenn auch 
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nicht den demokratischen Spielregeln folgend, so war doch ein möglicher Umsturz, hervor- 
gerufen durch die Gewerkschaftsbewegung, seit den Bergarbeiterstreiks von 1972/74 beina- 
he ein ungeschriebener Teil der Verfassung (die in Großbritannien sowieso ungeschrieben 
ist). Aber auch ohne dieser Überlegung zu folgen, verfolgen doch viele die künftige Entwick- 
lung des Staates mit wachsender Unsicherheit. 


Aus dem Englischen von Sabine Gensior 


Übersicht über die wichtigsten Daten 


März 1981: Yorkshire entscheidet sich mit 96 % für den Streik; die Regierung gibt klein bei 

Dezember 1981: Scargill (bisher der Präsident von Yorkshire) wird zum NUM-Präsidenten gewählt 

Oktober 1982 und März 1983: Abstimmungen gegen die Streikaktionen 

1. September 1983: MagGregor wird zum Vorsitzenden des NCB berufen 

Januar/Februar 1983: eine gesonderte Konferenz der NUM fordert ein nationales Überstundenverbot 

Frühjahr 1984: Süd-Yorkshire streikt gegen die vorgesehenen Zechenschließungen 

6. März 1984: das NCB kündigt Kapazitätsdrosselungen an; das Yorkshire-Gebiet ruft den Streik aus 

8. März 1984: das NCB erhöht die Abfindungszahlungen; die NUM-Führung trifft sich; Entscheidung 
dafür, die-Gebietsstreiks nicht zu unterbinden, obwohl keine nationale Abstimmung erfolgt war. 
Yorkshire, Durham, Kent und Schottland streiken vom 12. März 1984 an 

12, März 1984: Streiks und öffentliche Aktionen haben die Arbeit in der Hälfte der Bergwerke zum 
Stillstand gebracht 

19. März 1984: Abstimmungen in Notts und anderen »gemäßigten« Gebieten gegen den Streik; Polizei 
marschiert auf, um Arbeitsunterbrechungen in 42 von 176 Bergwerken zu verhindern 

23. Mai 1984: die ersten Verhandlungen scheitern 

18, Juni 1984: die größte Auseinandersetzung des gesamten Streiks in Orgreave ın der Nähe von Shef- 
field; Scargill wird von der Polizei bewußstlos geschlagen 

Juli 1984: erster Hafenarbeiterstreik (12 Tage); die dritte Gesprächsrunde platzt 

August 1984: zweiter Hafenarbeiterstreik; August/September, »arbeitende Bergarbeiter« beginnen ge- 
richtliche Eingaben zu machen gegen die NUM-Führung, mit der Begründung, daß sie die Abstim- 
mung verhindert habe 

September 1984: gewalttätige Auseinandersetzungen in Dörfern von Süd-Yorkshire, Auseinanderset- 
zungen mit gewalttätiger Polizei. NACODS spricht sich mit 82,5 % für den Streik aus 

Oktober 1984: der Parteitag der Konservativen ist von Auseinandersetzungen gekennzeichnet ebenso 
wie der der Labour Party; NCB, NACODS und NUM werden zu Gesprächen zusammengebracht, 
die Gespräche scheitern, NACODS setzt den Tag für den Streikbeginn fest 

24. Oktober 1984: Aushandlung mit NACODS über die Zechenschließungen 

Oktober/November 1984: Kampagne des NCB für die Wiederaufnahme der Arbeit mit Hilfe finanziel- 
ler Anreize 

24. Januar 1985: die gesamte NUM-Führungsspitze trifft sich mit dem NCB, um neue Gesichtspunkte 
herauszufinden, die den Streik beenden könnten; die Regierung mischt sich ein und insistiert auf ei- 
ner Vorbedingung; die Gespräche zwischen dem NCB und der NUM werden wieder abgebrochen 

19. Februar 1985: Thatcher trifft eine Verbindungsgruppe der TUG; lerztere übergibt der NUM ein Pa- 
pier, das Bedingungen enthält, die die NUM nicht akzeptiert; NACODS akzeptiert sie; die Regie- 
rung torpediert die Möglichkeit für zukünftige Gespräche 

3. März 1985: eine Sonderkonferenz der NUM wird in London abgehalten und stimmt mehrheitlich da- 
für ab, den Streik zu beenden (98:91) 

5. März 1985: die Rückkehr zur Arbeit; jedoch Widerstand in Yorkshire und in Kent, dort wird noch ei- 
ne Woche länger gestreikt 


152 Adrian Campbell 


Literatur 


Allen, V.L., The Militancy of British Miners, Shipley 1981 

Barnsley Women, »Women Against Pit Closures«, Barnsley Women Against Pit Closures, 1984 

Bassett, P., The Year The Miners Lost The People, Financial Times, 1. März 1985 

Berry, A., Capps, T., Cooper, D., Hopper, T., Lowe, A., NCB Accounts a Mine of Mis- Information? Ac- 
countancy, January 1985 ; 

Bradshaw, $., The Impact of High Technology on the Politics of Mining, The Listener, 25. April 1985 

Burns, A., Feickert, D., Newby, M., Winterton, J., An Interim Assessment ofMiners. Working Environ- 
ment Research Group Report No. 4, University of Bradford, 1982 

Burns, A., Newby, M., Winterton, J., Second Report on Miners. Working Environment Research Group 
Report No. 6, University of Bradford, 1984 

Campbell, A., Warner, M., Changes in the Balance of Power in the British Mineworkers Union, British 
Journal of Industrial Relations, Vol. XX, No. 1, März 1985 

Cutler, A., Haslam, C., Williams, J. & K., The Aberystwyth on Coal, Economic History Department, 
University College Wales, Aberystwyth, 1985 

Edelstein, J.D., Warner, M., Comparative Union Democracy: Organization und Opposition in British and 
American Union, George Allen & Urwin, London, 1975 

Frances, H., Mining — The Popular Front, Marxism Today, February 1985 

Glyn, A., The Economic Case Against Pit Closures, National Union of Mineworkers, Sheffield, 1984 

Huckleby, W. (pseudonym), Strange Role of British Media, The Media Reporter, Winter 1984 

Kahn, P., A New Politics for Coal, New Socialist, September 1985 

Lloyd, J., The long Term Implications of the Miners Strike, Energy Focus, Vol. 2, No. 2, July 1985 

Page Arnot, R., The Miners — One Union — One Industry, A History of the National Union of Minewor- 
kers 1939-46, George Allen & Urwin, London, 1979 

Pargeter, M., Pits, Privatization and Politics. Economic Affairs, July/September 1985 

Patterson, R., Profile of Arthur Scargill, BBC Radio 4, 1. June 1984 

Ruthledge, I., Changes in the Mode of Production and the Growth ofMass Militancy in the British Mining In- 
dustry 1954-74, Science and Society (New York), Vol. 41, No. 4, Winter 1977/78 

-Scargill, A., The New Unionism, Interview in New Left Review, July/ August 1975 
Taylor, A., The Politics of the Yorkshire Miners. London, 1984 
Thompson, E.P., A Special Case, in: Writing By Candlelight, London, 1980 


Rückschau auf den britischen Bergarbeiterstreik 1984/85 153 


